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Zusammenfassung 
Welchen Einfluss haben unterschiedliche Akteursperspektiven auf städtebauliche Planungsprozesse?  
Dieser Frage geht die vorliegende Arbeit nach und untersucht diese Perspektiven im Kontext der im 
Laufe des Planungsprozesses entstehenden Planungskultur. Eine Vielzahl von Akteuren interagiert im 
Laufe eines Planungsprozesses und nimmt so Einfluss auf das Planungsergebnis. Dennoch findet hier 
kein Aushandlungsprozess in einer geschlossenen Arena statt, sondern die Akteure treffen in unter-
schiedlichsten Kommunikationskontexten aufeinander. Auch die Entscheidungsfindungsprozesse sind 
von der Vielfalt der Arenen gekennzeichnet.  

An diese Beobachtungen anknüpfend wird in dieser Arbeit ein eigener analytischer Ansatz zur Pla-
nungskultur entwickelt. Es entsteht ein auf Polykollektivität basierender Kulturbegriff, der davon aus-
geht, dass die involvierten Kollektive eine spezifische Planungskultur erst in der Interaktion entwi-
ckeln. Planungskultur ist somit eine heterogene Kultur, in der neben gemeinsamen Standardisierun-
gen auch divergierende Interessen und Vorstellungen ihren Ausdruck finden.  

Darüber hinaus ist die Gestaltung der Schnittstellen (Hand-Offs) im Planungsprozess Thema dieser 
Studie. Durch die Vielzahl der Prozesse und Arenen, in denen planerische Entscheidungen getroffen 
werden, sind die Planungsinhalte ganz unterschiedlichen Handlungslogiken der jeweiligen Akteure 
unterworfen. Die Planungsinhalte werden in teilweise parallelen Aushandlungsprozessen verhandelt. 
Und in unterschiedlichen Planungsphasen haben jeweils verschiedene Akteure Zugriff und Einfluss 
auf die Planungen. Verantwortlichkeiten und Handlungshoheit sowie dokumentierte Ergebnisse der 
kommunikativen und gestalterischen Prozesse (Planungsartefakte) werden übergeben. Die Hand-
lungslogiken der einzelnen Akteure filtern dabei jeweils die weiteren Planungsergebnisse.  

Diese Arbeit untersucht am Fallbeispiel des Neuen Hulsbergviertels in Bremen, wie durch Interaktion 
und Aushandlungsprozesse eine Planungskultur entsteht. Sie wird geprägt von den unterschiedlichen 
Haltungen und Zielvorstellungen der Akteure zu Prozessgestaltung, legitimen Entscheidungsfindungs-
prozessen und Planungszielen. Die Akteure bringen eigene kulturelle Standardisierungen und 
Machtressourcen mit in den Interaktionsprozess und tragen so zu einer Planungskultur bei.  

Das Neue Hulsbergviertel entsteht auf Konversionsflächen (14 ha) eines innenstadtnahen Kranken-
hauses. Ziel ist die Entwicklung eines kleinteilig gemischten, nachhaltigen Quartiers mit einem hohen 
Anteil geförderten Wohnungsbaus und Baugruppen. Das Projekt wurde von der Stadt Bremen als 
Modellprojekt für kommunikative Gestaltung des Planungsprozesses  initiiert. Eine informelle Bürger-
beteiligung fand von der Definition der Planungsziele bis zur Entwicklung der Bauleitplanung statt.  

Parallel zum Planungsprozess wurden Interviews mit verschiedenen Akteuren geführt, die Doku-
mente der Planung analysiert und der Prozess in teilnehmender Beobachtung begleitet.  Dabei konn-
ten die Hand-Offs als Kondensationspunkte für die Sichtbarkeit von Akteursperspektiven identifiziert 
werden. Die Planungskultur wurde durch die Betrachtung von Kollektiven mit ihrer spezifischen Kul-
tur, Arenen der Kommunikation mit ihren Standardisierungen, Diskursen zu Planungsinhalten und 
Prozessgestaltung sowie den dynamischen Machtkonstellationen und Legitimitätskonstruktionen 
analysiert. Basierend auf den Erkenntnissen der empirischen Untersuchung konnte das entwickelte 
Planungskulturmodell weiter geschärft werden. Aus der Analyse der polykollektiven Interaktionen in 
der Fallstudie können Hinweise für die Gestaltung von kommunikativen Planungsprozessen hergelei-
tet werden.  

Schlagworte: Planungskultur; Akteursperspektiven; Interaktion in Planungsprozessen 



Abstract  
How do different actors’ perspectives influence urban planning processes? The present work ex-
plores these perspectives in the context of the planning culture that emerges in the course of the 
planning process. Several actors interact in the course of a planning process and thus influence the 
planning result. However there is no negotiation process in a single arena, since the actors meet in a 
wide variety of communication contexts. This diversity of arenas contributes to the characteristics of 
a planning culture. 

As a consequence of these observations, this study develops its own analytical approach to planning 
culture. This concept of culture is based on a poly-collective constellation and assumes that the col-
lectives involved develop a specific planning culture through interaction. Planning culture is therefore 
a heterogeneous culture in which, additionally to shared standardizations, diverging interests and 
attitudes are expressed.    

In addition, the study focusses on process design. Due to the diverse arenas in which planning deci-
sions are made, the planning content is subject to very different logics of action of the respective ac-
tors. The contents of the planning are negotiated in partially parallel negotiation processes. And in 
different planning phases, different actors have access and influence on the planning. Throughout 
the process several hand-offs take place: Responsibilities and authority as well as documented re-
sults of the communicative and creative processes (planning artefacts) are handed over. The logics of 
action of each of the actors shape the further planning results.  

Based on the case study of the Neues Hulsberg-Viertel in Bremen this work examines how a planning 
culture is created through interaction and negotiation processes. This is shaped by the different atti-
tudes and objectives of the actors towards process design, legitimate decision-making processes and 
planning goals. The actors engage in accordance with their own cultural standardizations and power 
resources within the interaction process and thus contribute to the planning culture. 

The Neues Hulsberg-Viertel is being built on conversion areas including 14 hectares of a hospital 
complex, located close to the Bremen city centre. The aim is to develop a sustainable, mixed-use 
neighbourhood with a relevant portion of social housing and joint building ventures. The project was 
initiated by the City of Bremen as a model project for public participation during the planning process 
beginning with the definition of the planning goals continuing on through the development of the 
land-use planning.   

Parallel to the ongoing planning process, various actors were interviewed, the planning documents 
were analysed and the process was accompanied by participant observation. The hand-offs could be 
identified as points of concentration for the visibility of actors’ perspectives. The planning culture 
was analysed by exploring the collectives with their specific culture, the arenas of communication 
with their standardizations, the discourses on planning content and process design as well as the dy-
namic interplay of power and the constructions of legitimacy. Based on this empirical research, the 
developing model of planning culture was further enhanced. The analysis of the poly-collective inter-
action in the case study, suggests indications for the design of communicative planning processes. 

Keywords: planning culture; actors perspectives; interaction in planning processes 
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“Case studies often contain a substantial element of narrative.  
Good narratives typically approach the complexities and contradictions of real life” 

(Flyvbjerg, 2016, S. 237). 
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Motivation und Ziele 

Motivation und Forschungsfragen 
Zu Beginn dieser Arbeit stand mein Erstaunen über die Perspektiven meiner eigenen Profession, der 
Architektur, auf die Entwicklung von urbanen Räumen. Durch meine Arbeit mit anthropologischen 
Betrachtungsweisen war meine Wahrnehmung für die soziale Konstruktion von Stadterleben, für das 
Stadtmachen durch Handlung im Raum und urbane Narrative geprägt. 

Als Architektin, die sich mit Stadtentwicklung beschäftigt, erlebte ich nun Studierende und so man-
che Architekt*innen, die das städtebauliche Entwerfen als identisch mit der Entwicklung der Stadt 
verstehen; Stadt als rein gestalterisch morphologische Aufgabe begreifen; oder die Vorliebe für die 
kleinen feinen Objekte kultivieren, die als Katalysatoren urbaner Entwicklung dienen. So wichtig Ge-
staltung und Katalysatoren in der Stadtentwicklung sind, bleibt doch die Frage, in wie weit die ge-
baute Architektur „Stadt“ ausmacht.  

Je eingehender ich mich mit Stadtplanungsprozessen beschäftigte, desto klarer wurde mir, dass der 
Entwurf, verstanden als morphologische Gestaltung, noch nicht die Stadt macht. Stattdessen entwi-
ckelt sich Planung in komplexen Aushandlungsprozessen über lange Zeiträume. Und doch entsteht in 
diesen Prozessen ein Plan, der die zukünftige urbane Wirklichkeit stark prägen wird. Planungspro-
zesse gehen auf dem Weg dahin durch viele Fährnisse, seien es jähe politische Veränderungen von 
Zielvorstellungen durch Wahlen, Schwankungen der Immobilienmärkte, sich verändernde gesell-
schaftliche und umweltbedingte Anforderungen an die Planung etc. 

Beim Blick auf die Planungstheorie wird Planung als kommunikative Handlung sichtbar. Allerdings 
werden, anknüpfend an den „communicative turn“, Planungsideale suggeriert, denen zufolge (von 
nun moderierenden Planer*innen) durch Partizipation ein offener, von Diskussionsergebnissen ent-
schiedener Planungsprozess gestaltet werden könne. Mit Blick auf die Perspektiven der Akteure aus 
Politik, Verwaltung, Markt, freien Planer*innen und den vielfältigen Öffentlichkeiten, stellt sich dies 
jedoch weit widersprüchlicher und komplexer dar.  

Mit diesen Überlegungen im Gepäck begann ich mich mit einem als Modellprojekt verstandenen Bre-
mer Planungsprozess zu beschäftigen: Dem Neuen Hulsberg-Viertel in Bremen. Zunächst auf der Su-
che nach den Wirkungen von Beteiligungsverfahren auf die Planung. Doch die Unterschiedlichkeit der 
Perspektiven, mit den ihnen eigenen Narrativen begann mich gefangen zu nehmen. So begann – in-
spiriert von den Erfahrungen mit anthropologischen Zugängen – meine Entdeckungsreise durch die 
Kulturen, die mit den Sichtweisen der Akteure verbunden sind, sowie eine Auseinandersetzung mit 
den komplexen Entscheidungs- und Machtgeflechten in Planungsprozessen. 

So entwickelten sich die Forschungsfragen, denen ich mit dieser Arbeit nachgehen möchte: 

A. Welche unterschiedlichen Perspektiven bringen Akteure in städtebauliche Planungsprozesse ein? 
B. Wie entsteht trotz der unterschiedlichen Akteursperspektiven eine gemeinsame Planungskultur? 

C. Welche Rolle spielen die unterschiedlichen Diskussions- und Entscheidungsarenen für den 
Planungsprozess und die Planungskultur? 

D. Wie können die unterschiedlichen Akteure Einfluss auf die Planungsergebnisse nehmen? 

E. Wie wirkt sich die Gestaltung kommunikativer Planungsprozesse auf die Interaktion der Akteure 
    und die Aushandlungsprozesse über das Planungsergebnis aus? 
Abb.1: Forschungsfragen 
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Während der Prozessbegleitung entstand aus meinen Beobachtungen und den Narrativen der Ak-
teure ein Vexierbild von Transparenz, Vertrauen, konstruktiver Diskussion, Konsens, Konflikten, di-
vergenten Haltungen und komplexen dynamischen Beziehungen der Akteure, wie im sprichwörtli-
chen Brennglas. Dieses close-up ermöglichte es den entwickelten planungskulturellen Ansatz zu er-
proben und die Möglichkeiten auszuloten, inwieweit dieser einen Beitrag zum Verständnis von Pla-
nung oder auch zur Gestaltungen der Kommunikation in Planungsprozessen leisten kann. 

Ziele und Aufbau der Arbeit 
Die Ziele dieser Studie sind auf verschiedenen Ebenen angesiedelt. Zunächst geht es um das Ver-
ständnis des konkreten Planungsprozesses. Die in dieser Arbeit entwickelten analytischen Ansätze 
und die verwendeten Methoden werden dabei erprobt und auf ihre Übertragbarkeit für die Untersu-
chung anderer Planungsprozesse hin diskutiert. Darüber hinaus möchte diese Arbeit einen Beitrag 
zur Gestaltung von Planungsprozessen leisten. 

Abb.2: Ziele dieser Arbeit 

Diese Arbeit wurde als kumulative Dissertation erstellt. Daher werden die zentralen Aspekte in meh-
reren Veröffentlichungen dargestellt. Diese sind hier je nach inhaltlichem Kontext in die Struktur des 
Textes eingebunden. 

Zunächst wird, geleitet von den zentralen Forschungsfragen, der wissenschaftliche Kontext der Arbeit 
erläutert (Kapitel 2). Interaktion und Entscheidungsfindung in Planungsprozessen sowie deren Gestal-
tung als kommunikative Prozesse werden theoretisch verortet. Es findet eine Einordnung des Pla-
nungskulturbegriffs statt. Hieran anknüpfend werden die Grundlagen des in dieser Arbeit entwickel-
ten Ansatzes zur Planungskultur anhand der Publikation „PLANUNG, KOLLEKTIVE UND KULTUREN“ 
(ARTIKEL 1 - Wolff, 2016b) erläutert. 

Im Folgenden werden die in der Untersuchung angewendeten Methoden erläutert (Abschnitt 3) und 
die Fallstudie vorgestellt. Dazu wird der als Modellprojekt einer frühen und offenen Bürgerbeteili-
gung begonnene Planungsprozess für das Neuen Hulsberg-Viertel, zunächst kompakt vorgestellt (Ab-
schnitt 3.1). Anschließend wird (Kapitel 4) die Planung zum Neuen Hulsbergviertel in Bezug auf Pro-
zessgestaltung und Planungsaufgabe in den Kontext anderer Bremer Planungsprozesse eingeordnet.  

Ziele für die Gestaltung von Planungsprozessen

Konzepte zur 
konstruktiven 
Gestaltung der 

Hand-Offs 
entwickeln

Einfluss der 
Akteurs-

kulturen auf 
Gestaltung und 

Ergebnis des 
Planungs-
prozesses 

untersuchen

Ziele für die Analyse von Planungsprozessen

Konzept der 
Planungskultur 
erarbeiten und 

erproben.

Akteursperspektiven 
und Interaktion 

untersuchen.

Ziele im Prozessraum

Akteurskulturen und 
prozessspezifische 

Planungskultur 
untersuchen und 

darstellen.

Hand-Offs im  
Planungsprozess 

identifizieren und deren 
Bedeutung untersuchen
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Anhand des Artikels „KOMMUNIKATION UND HAND-OFFS IN PLANUNGSPROZESSEN“ (ARTIKEL 2 - 
Wolff, 2016a) werden die Überlegungen zu Hand-Offs und zur Filterung von Informationen in Pla-
nungsprozessen entwickelt und am Beispiel des Planungsprozesses für das Neue Hulsberg-Viertel er-
läutert (Kapitel 5).  

Basierend auf den Ergebnissen der empirischen Untersuchung des Fallbeispiels werden Schlüsselas-
pekte der im Planungsprozess entstandenen Planungskultur herausgearbeitet (Kapitel 6). Die Kollek-
tive (Akteure mit ihrer spezifischen Kultur) und kommunikative Arenen (etablierte Kommunikations-
formate) werden identifiziert. Die gemeinsamen und die akteursspezifischen Diskurse zu Planungsin-
halten und Prozessgestaltung werden untersucht.  

Anhand der Interaktion der Akteure werden dynamische Machtkonstellationen und Legitimitätskon-
struktionen betrachtet. Diese Aspekte werden in zwei weiteren Publikationen eingehender analy-
siert: „PLANNING FOR TRANSITION AND THE MULTILE PERSPECTIVES ON DEMOCRATIC LEGITIMACY” 
(ARTIKEL 3 - Wolff, 2019a) und „PLANNING CULTURE - DYNAMICS OF POWER RELATIONS BETWEEN 
ACTORS” (ARTIKEL 4 - Wolff, 2020b). 

Die zu Beginn der Studie identifizierten Hand-Offs im Planungsprozess, werden in dieser Arbeit als 
Kristallisationspunkte der Planungskultur verstanden, da hier die Perspektiven der Akteure unmittel-
barer aufeinandertreffen. In der Gegenüberstellung der Narrative aus den Interviews entsteht ein 
Bild der Akteursperspektiven auf diese kommunikativen Schnittstellen. In Kapitel 7 werden diese Per-
spektiven diskutiert und auf Hinweise zu Möglichkeiten der kommunikativen Gestaltung von Pla-
nungsprozessen hin untersucht. Zum Abschluss (Kapitel 8) werden die Erfahrungen und Erkenntnisse 
der einzelnen Aspekte dieser Arbeit noch einmal zusammengefasst und im Kontext diskutiert. 
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Wissenschaftlicher Kontext und Forschungsansätze 

2.1 Interaktion und Entscheidungsfindung in Planungsprozessen 

Planung wird zunehmend als kommunikative Aufgabe wahrgenommen, die eine Herausforderung für 
die Gestaltung von Interaktion, kollektiven Lernprozessen und Entscheidungsfindung darstellt. In der 
Planungstheorie drückt sich dies im communicative turn aus. Dieser postuliert eine Hinwendung zu 
einem demokratischen Planungsverständnis, das sich sozialer Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit ver-
pflichtet fühlt (Healey, 1992, S. 143). Die Planungstheorie kehrt sich damit vom „Gott-Vater-Modell“ 
einer allwissenden, rein rationalen Planung ab, hin zu einem offenen Planungsmodell, in dem Pla-
nung eher inkrementalistisch gedacht wird und von zahlreichen Akteuren entwickelt wird (Siebel, 
2006, S. 7–8).  

2.1.1 Normative Demokratietheorien in der Planungstheorie 

Das aktuelle Verständnis eines idealen Ablaufes für einen städtebaulichen Planungsprozess orientiert 
sich stark an den – im Rahmen von Governancestrategien - diskutierten Demokratiemodellen. Die 
Annahmen über die Grundvoraussetzungen und Chancen solcher Prozesse gehen hierbei weit ausei-
nander.  

Starken Einfluss auf die Planungstheorie hat das Konzept der deliberativen Demokratie genommen, 
das postuliert demokratische Entscheidungen könnten in rationalen und öffentlichen Diskursen ent-
wickelt werden, bei denen dialogisch die verallgemeinerbaren und übertragbaren Gründe für und ge-
gen die jeweiligen Handlungsoptionen abgewogen werden (Landwehr, 2012, S. 360). Ziel ist es, eine 
„auf das Gemeinwohl ausgerichtete und Einzelinteressen überwindende Problemlösung in einer poli-
tischen Frage zu finden und damit einen Mehrwert für die Gesellschaft zu erzielen. Diese Problemlö-
sung wird idealerweise im Einvernehmen von allen Beteiligten identifiziert und beschlossen“ (Kuder 
& Ritzii, 2013 pnd, S. 2–3).  

Für die städtebauliche Planung bedeutet dies, dass Ziele und Kriterien der Planung in einer allen Akt-
euren zugänglichen wissensbasierten Diskussion Bestandteil des Planungsprozesses sein sollen. Alle 
Entscheidungen müssen fundiert begründet werden. Hierdurch soll das Finden konsensbasierter Ent-
scheidungen ermöglicht werden (Healey, 1997).  

Dabei wird unter Bezug auf Jürgen Habermas von „einer idealen, vor allem machtfreien, Sprechsitua-
tion“ ausgegangen, in der „alle Akteure gleichberechtigt [sind]“ (Kuder & Ritzii, 2013 pnd, S. 2–3). 
Dass diese idealisierten Situationen in der Realität nicht bestehen und dass auch nicht von einem un-
eigennützigen Agieren der Beteiligten auszugehen ist, wird dabei häufig ausgeblendet bzw. durch die 
Gestaltung der einzelnen Kommunikationssituationen wettzumachen versucht. Dies lässt jedoch die 
vielen im Laufe des Planungsprozesses außerhalb von konkreten Diskussionsveranstaltungen stattfin-
denden Planungs- und Entscheidungsschritte außer Acht.  

Dieses Ausblenden realer Machtverhältnisse bildet denn auch den Ansatzpunkt der agonistischen 
Kritik am Ideal der konsensorientierten Planung. Jean Hillier konstatiert unter Bezug auf Chantal 
Mouffe, dass das Finden eines Konsenses in den meisten Fällen der Raumplanung unmöglich sei und 
dass Planungslösungen unter agonistischen Bedingungen »so gut werden, wie es eben geht« (Hillier, 
2003, S. 45). 
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Der Begriff »agon« (griech. Wettstreit) steht laut Hannah Arendt für ein Demokratiemodell, in dessen 
Zentrum die öffentliche Auseinandersetzung und das direkte politische Engagement der Bürger ste-
hen (Bluhm & Malowitz, 2012, S. 196). Diese agonistische Sicht kann laut Hillier den Planer*innen 
helfen, Handlungsstrategien zu entwickeln. Hierbei stehen Kooperation und Wettstreit der Interes-
sen nebeneinander. Eine Konsensbildung kann zwar angestrebt werden, aber Wertedifferenzen und 
Meinungsverschiedenheiten werden akzeptiert (Hillier, 2003, S. 54). 

Diese pluralistischen Aspekte wiederum kritisiert Patsy Healey und verweist darauf, dass unter sol-
chen Vorannahmen davon auszugehen ist, dass konkurrierende starre Verhandlungspositionen, die 
vor allem durchgesetzt werden sollen, aufeinandertreffen, statt kommunikativ neue Lösungen zu 
entwickeln (Healey, 1997, S. 224). 

Die theoretische Debatte veranlasst John Forester zu seinem Plädoyer für den kritischen Pragmatis-
mus. Er stellt fest, dass er in seiner Praxis niemals eine ideale Sprechsituation vorgefunden habe, 
sondern dass Planung immer im »Angesicht der Macht« stattfinde. Hier warnt er gleichermaßen vor 
Naivität und Zynismus. Er tritt dafür ein, praktische Lösungswege zu untersuchen und auf dieser Basis 
die theoretische Forschung weiterzuentwickeln (Forester, 2013). 

Die Protagonisten des kritischen Pragmatismus Foresters sind jedoch die moderierenden Planer*in-
nen, die durch ihr Handeln das Verfahren steuern. Es steht jedoch in Frage, ob diese Rolle des zentra-
len Moderators mit planerischen Kompetenzen den Realitäten der Planungspraxis in der Stadtent-
wicklung entspricht. Vielmehr scheinen Planungsprozesse jenseits der eindeutigen Steuerbarkeit 
durch die Interaktion vielfältiger Akteure geprägt zu werden.  

2.1.2 Good Governance und Entscheidungsfindung 

Eine weitere Frage, die sich aus den demokratietheoretischen Zugängen entwickelt, ist die Frage 
nach der letztlichen Legitimation von Entscheidungen. Die Aushandlungsprozesse in der Planungs-
phase bedürfen entweder einer Überprüfung und Bestätigung durch die repräsentative Demokratie 
oder es müssten gänzlich neue Verfahren der Einbettung informeller Aushandlungsprozesse in die 
Entscheidungsfindungsprozesse gewählter Gremien entwickelt werden. So bleibt letztlich unklar wel-
che Rolle die in partizipativen Verfahren gewonnenen Erkenntnisse in der politischen Entscheidungs-
findung spielen. Diese Problematik greift auch Klaus Selle auf, wenn er anmerkt: „Die kommunikative 
Wende war sozusagen »wirkungsblind«. Es wurde lediglich impliziert, dass sich mit der Veränderung 
der Wissenserzeugung auch die Verwendung dieses Wissens ändere“ (Selle, 2013, S. 6). 

Im theoretischen Diskurs um Stadtplanung werden die Aushandlungsprozesse der unterschiedlichen 
Akteure aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zumeist als Bestandteil lokaler 
Governance verstanden.  

Dabei meint der Begriff Governance in einem weiteren Verständnis alle wesentlichen Formen der 
Handlungskoordination zwischen den involvierten Akteuren, das heißt die entwickelten Regelungs-
strukturen sowie deren Wirkungen auf die Akteure. Im Kontext der Planung wird der Begriff Gover-
nance neben seiner analytischen Bedeutung jedoch häufig als normativer Begriff genutzt und betont 
die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Mitwirkung an politisch-administrativen Prozessen. Prinzipien 
wie Transparenz und Partizipation sollen die Gestaltung von Entscheidungsprozessen prägen und so 
zum Ziel der Good Governance führen (Mayntz, 2004, S. 5–7).  
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Gleichzeitig sind die bestehenden, gesetzlich verankerten, Planungssysteme eher dem Paradigma der 
Steuerung verhaftet. Sie basieren im Kern darauf, dass „die konzeptionell orientierte Gestaltung der 
Gesellschaft durch – dazu demokratisch legitimierte – politische Instanzen“ erfolgt; allerdings ist die 
Mitwirkung gesellschaftlicher Akteure möglich (Mayntz, 2004, S. 3). Im Sinne des Governance-Be-
griffs kommt dem Staat jedoch inzwischen eher eine andere, Akteure aktivierende Rolle zu. Staatli-
che Akteure managen dabei die komplexen Interdependenzen von Akteurskollektiven, die sich aus 
den komplexen Regelungsgeflechten sowie den unterschiedlichen Handlungslogiken ergeben 
(Reimer, 2012, S. 111–118). Dies führt dazu, dass es im Konzept der Planungsprozesse bereits ange-
legt ist, dass die Akteure in verschiedenen kommunikativen Arenen Planungsziele aushandeln, die 
formalen Entscheidungsinstanzen jedoch die gewählten politischen Gremien sind.  

Daher lohnt es sich, einen Blick auf die zahlreichen Entscheidungsfindungsprozesse in der Planung zu 
werfen. In der planungstheoretischen Literatur wurden Entscheidungsfindungsprozesse häufig im 
Hinblick auf mögliche Rollen für Planer*innen innerhalb des Kommunikationsnetzwerks der verschie-
denen Akteure diskutiert und in den Kontext von Machtkonstellationen und politischen Prozessen 
eingeordnet (vgl. u.a. Albrechts, 2016; Flyvbjerg, 1998; Forester, 2010; Healey, 1992, 1997; Hillier, 
2002). 

Die in dieser Arbeit gewählte Perspektive ist vor allem auf die Parallelität unterschiedlicher Entschei-
dungsfindungsprozesse in der Stadtplanung gerichtet (Wolff, 2020b). Denn tatsächlich werden Pro-
zessgestaltung und Planungsinhalte nicht in einer den Akteuren gemeinsamen Arena verhandelt, 
sondern sie werden in mehreren parallelen Entscheidungsfindungsprozessen definiert. Dabei können 
auch Akteure an den Entscheidungsfindungsprozessen beteiligt sein, die im Sinne der repräsentati-
ven Demokratie keine legitime Rolle bei der Entscheidungsfindung spielen, jedoch aus verschiedenen 
Gründen in einen der kommunikativen Kontexte involviert sind z.B. als politische Stakeholder, Eigen-
tümer*innen oder engagierte Bürger*innen. Die Entscheidungsfindungsprozesse finden in verschie-
denen kommunikativen Kontexten statt (z. B. politische Treffen, Treffen von Initiativen, öffentliche 
Versammlungen, Protestveranstaltungen), an denen jeweils verschiedene Akteure beteiligt sind. Ein 
auf die politischen Entscheidungen fokussierter Blick greift daher zu kurz für ein Verständnis des Ent-
stehens von Planung. 

2.1.3 Multilaterale Kommunikation und Akteursperspektiven 

Die „Kommunikation und Kooperation zwischen allen beteiligten professionellen und nicht-professio-
nellen Akteuren“ (BMVBS & BBR, 2007, S. 18) in der Stadtentwicklung wird auch auf der Ebene euro-
päischer Politikgestaltung als Ziel und Erfolgsfaktor der Stadtentwicklungspolitik benannt. Diese 
Überlegungen finden ebenfalls Ausdruck in den aktuellen politischen Leitlinien der „Leipzig Charta 
zur nachhaltigen europäischen Stadt“ (BMUB, 2007).  

Im wissenschaftlichen Diskurs über aktuelle Planungspraxis wird die Beteiligung von zivilgesellschaft-
lichen, privatwirtschaftlichen und politischen Akteuren sowie die Transparenz von Planungsprozes-
sen als Zielvorstellung formuliert. Auch wenn die involvierten Akteure diese Beteiligungsprozesse mit 
einer starken Umsetzungsorientierung betrachten, zeigt sich auch in der Praxis, dass informelle Betei-
ligungsverfahren weitere Funktionen haben: Demokratiestabilisierung; Herstellen von Handlungsfä-
higkeit; Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse sowie Lernen (Schröder, 2010). 
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Hieran wird deutlich, dass die Gestaltung kommunikativer Planungsprozesse mit vielen Bedeutungs-
zuschreibungen zum Zweck dieser Kommunikation belegt sind. Da die Kommunikation der Akteure 
jedoch in ganz unterschiedlichen Arenen geschieht, müssen in der Praxis kontextspezifische Interakti-
onsmodi gefunden werden. Dieses geht weit über die Gestaltung von Bürgerbeteiligungsveranstal-
tungen hinaus, auch wenn dies häufig durch eine „bilaterale Betrachtungsweise (‚die Stadt’ vs. ‚die 
Öffentlichkeit’)“ suggeriert wird (Ginski & Selle, 2015, S. 2), stattdessen muss die ganze Vielfalt der 
Akteure aus unterschiedlichen Sphären berücksichtigt werden. Das heißt es geht nicht um die Gestal-
tung der Partizipation für eine als homogen verstandene Gruppe von Bürger*innen, sondern darum 
eine multilaterale Entwicklung von Planung kommunikativ zu gestalten. Dem geht ein Forschungspro-
jekt der RWTH Aachen zu multilateraler Kommunikation in Stadtentwicklungsprozessen nach. Hier 
werden multilaterale Kommunikationsprozesse unter Berücksichtigung von Akteursperspektiven be-
schrieben und die Zusammenhänge zur Prozessgestaltung hergestellt (Fugmann, Ginski, Selle, 
Thissen et al., 2018; Fugmann, Ginski, Selle & Thissen, 2018a, 2018b; Ginski et al., 2016, 2017; Ginski 
& Selle, 2015, 2016). Die Studie unterstreicht in der Analyse von Fallstudien die Vielfalt der Akteure 
sowie der Kommunikations- und Entscheidungskontexte. Auch die vorliegende Dissertation setzt sich 
mit diesen Fragen auseinander, geht in der Untersuchung der Akteursperspektiven jedoch von einem 
planungskulturellen Ansatz aus (vgl. Abschnitt 2.4).  

Die Akteursperspektive der in einen Planungsprozess involvierten Akteure zeigt sich ihren jeweiligen 
Haltungen, Erwartungen und Zielvorstellungen, die sie in den Prozess einbringen. Sie haben aller-
dings sehr unterschiedliche Möglichkeiten, innerhalb des Prozesses aktiv zu werden und auf das Pla-
nungsergebnis einzuwirken. Dabei ist nicht nur die Unterschiedlichkeit der vorhandenen Machtres-
sourcen ausschlaggebend, sondern auch deren Anwendung in den diversen Kommunikationsforma-
ten der parallel stattfindenden Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse. So erhalten die Akteurs-
perspektiven in der Interaktion ihren Ausdruck und deren Divergenz prägt den kommunikativen Pro-
zess wesentlich. 

In dieser Arbeit werden Interaktion bzw. Kommunikation als soziale Handlungen zwischen Individuen 
und Kollektiven verstanden. „Verbale und non verbale Kommunikation [ist] Handlung von Menschen 
ausgeführt und eingebettet in den Strom der übrigen Lebensäußerungen; sie ist Interaktion bzw. So-
zialhandlung, d.h. gegenseitige Handlungsbeeinflussung“ (Ungeheuer & Juchem, 2010, S. 65).  

Die kommunikationstheoretischen Ansätze von Gerold Ungeheuer beschreiben als Ziel der Kommuni-
kation zunächst die Verständigung. Das heißt der Hörende soll das Gesagte zur Kenntnis nehmen und 
soweit möglich verstehen. Darüber hinausgehend verfolgt Kommunikation jedoch Kommunikations-
zwecke, die auf aus der Kommunikation folgende soziale Handlungen ausgerichtet sind und dabei die 
Verständigung voraussetzen (Ungeheuer & Juchem, 2010, S. 10).  

So zielt die Kommunikation zwischen den Akteuren auf das Erreichen bestimmter (gemeinsamer) 
Handlungen ab, wie z.B.:  

• das Herbeiführen von Entscheidungen auf verschiedenen Wegen (unilateral, multilateral); 

• Kooperation und Lernen; 

• Information  

Dabei handeln alle Akteure entsprechend ihrer jeweils eigenen Ziele und Ressourcen. Das heißt ei-
nerseits kann der Interaktionsprozess von den verantwortlichen Planer*innen und Politiker*innen 
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steuernd gestaltet, anderseits entzieht die Multilateralität der Kommunikation den Planungsprozess 
teilweise der Steuerung und erzeugt ein komplexes Geflecht wechselseitiger Interdependenz. 

2.2 Gestaltung von kommunikativen Planungsprozessen 

Die Multilateralität der Planungsprozesse beinhaltet auch, dass die einzelnen Akteure eigene Ent-
scheidungen nach internen Abwägungsprozessen treffen. Diese Handlungen wirken in den Planungs-
prozess hinein. Dies ist insbesondere dann folgenreich für die Planentwicklung, wenn die Akteure un-
mittelbar auf die Planinhalte Einfluss nehmen können. Dies trifft zum Beispiel während eines städte-
baulichen Wettbewerbs auf die freien Planer*innen zu, auf die Jury (wenn sie über dessen Ergebnis 
entscheidet) oder auf ein politisches Gremium, das den Bebauungsplan beschließt. Alle diese Ent-
scheidungsschritte sind jeweils von anderen Akteuren vorbereitet und durch deren Verständnis der 
Planungsziele geprägt. So sind zum Beispiel die Zusammenfassung von Beteiligungsergebnissen, die 
Auslobung eines Wettbewerbs oder die Beschlussvorlage für das politische Gremium wesentlich 
durch die professionellen Haltungen der Verwaltung geprägt. Aber auch andere Akteure, die nicht 
unmittelbar auf den Plan einwirken können, formulieren  Forderungen anhand ihrer eigenen Haltun-
gen (frames). Diese Haltungen treffen besonders dann aufeinander, wenn der Plan oder andere Pla-
nungsartefakte übergeben werden oder von der Handlungshoheit einer Arena in ein andere Über-
wechseln: Wenn die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens für die Auslobung oder eine politische 
Entscheidung zusammengefasst werden, wenn die Auslobung den freien Planer*innen als Planungs-
grundlage übergeben wird, wenn Forderungen zu Planungszielen von zivilgesellschaftlichen Akteuren 
an politische Gremien, die Presse oder Planer*innen übergeben werden.  

Diese „Übergänge“ sind Schlüsselelemente eines Planungsprozesses, an denen die unterschiedlichen 
frames der Akteure besonders deutlich werden.  

Carolyn Loh vergleicht die Übergabe ("hand-off") der Planungsergebnisse zwischen den verschiede-
nen Personen, Entscheidungsgremien und Dokumenten mit der Übergabe eines Staffel-Stabes (Loh, 
2012, S. 33). Sie beschreibt mehrere kritische Punkte im Planungsprozess, die sie als mögliche Bruch-
stellen ("disconnects") bezeichnet.  

Die Kooperation vieler Instanzen und Individuen mit unterschiedlichen Perspektiven erhöht an die-
sen Schnittstellen die Komplexität des Planungsprozesses. In Bezug auf partizipative Planungspro-
zesse konstatiert sie, dass eine Umsetzung der Planung entsprechend den in einem partizipativen 
Prozess formulierten Zielen so immer unwahrscheinlicher wird. Loh benennt für ihre Untersuchung 
vier solcher möglichen Bruchstellen im Planungsprozess: Die Formulierung der Planungsziele, die Pla-
nerstellung, die Formulierung des Bebauungsplanes und die Umsetzung der getroffenen Festsetzun-
gen. (Loh, 2012, S. 33–47) 

Hieraus folgt die Frage, inwieweit die Wirkung der Beteiligung von der Gestaltung dieser Hand-Offs 
abhängt. Mit der Gestaltung von öffentlichen Veranstaltungen kann zwar eine breitere Öffentlichkeit 
und eine demokratischere Diskussionskultur erreicht werden, aber die Hand-Offs zwischen den Are-
nen sowie die divergenten frames und Interessen der vielen verschiedenen Akteure spielen eine we-
sentliche Rolle für den Erfolg kommunikativ gestalteter Planungsprozesse. 

In dieser Arbeit liegt ein besonderer Fokus auf diesen Momenten im Planungsprozess, da letztlich 
hier die kommunikative Gestaltung durch die Akteure besonders deutliche Wirkung zeigt. Dazu wird 
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der Ansatz von Loh ausdifferenziert und weiterentwickelt sowie der Aspekt der Filterung von Infor-
mationen hinzugenommen (Wolff, 2016a).  

Die Untersuchung dieser Kristallisationspunkte der Interaktion lassen Akteursperspektiven sowie die 
Interaktion der Akteure miteinander besonders deutlich werden. Auf dieser Basis können Erkennt-
nisse für die Gestaltung von Planungsprozessen durch Planungsverantwortliche (Verwaltung, Politik) 
gewonnen werden. Aber auch für die alternativen Handlungsmöglichkeiten anderer Akteure wie z.B 
moderierende Planer*innen, freie Planer*innen, Marktakteure, zivilgesellschaftliche Akteure, etc. 
können Perspektiven eröffnet werden. 

Durch die Hand-Offs entsteht aber auch ein wesentlicher Verständigungsprozess, der Kooperation in 
der Planung erst ermöglicht. In diesem Sinne „ist auf eine produktive Konfrontation unterschiedlicher 
Bezugssysteme hinzuwirken, um Innovationen und Lernschritte systematisch im Handeln der Akteure 
zu verankern. Durch die Konfrontation unterschiedlicher Referenzsysteme und ein aktives Kooperati-
onsmanagement entstehen an deren Schnittstellen multidimensionale, multilaterale, offene und fle-
xible Kooperationen (Hilpert, 2002, S. 85).“ 

Schön und Rein stellen fest, dass Forschung an den problematischen Stellen der Prozessgestaltung 
erforderlich ist, um eine Rückwirkung der Forschungsergebnisse auf die Praxis zu ermöglichen. Die 
sorgfältige Dokumentation des Handelns und Denkens der verschiedenen Akteure ermöglicht es, die 
dem jeweiligen Handeln zugrunde liegenden frames in ihrer komplexen Vermischung von individuel-
len und institutionellen Wertesystemen zu verstehen. So kann ein reframing ermöglicht werden 
(Schön & Rein, 1994, S. 195).  

Hier zeigt sich, dass für ein Verständnis der Problematik von Schnittstellen in kommunikativ gestalte-
ten Planungsprozessen eine Betrachtung der Hintergründe und Ausdrucksformen unterschiedlicher 
Akteursperspektiven erforderlich ist. Dieser multiperspektivische Blick lässt sich durch eine Betrach-
tung des Planungsprozesses mit einem planungskulturellen Ansatz erreichen. So kann ein Verständ-
nis für die Kulturen der einzelnen Kollektive sowie für die in der Interaktion entwickelte Planungskul-
tur erreicht werden (vgl. Abschnitt 2.4). 

2.3 Exkurs: Akteurzentrierter Institutionalismus und der Kulturbegriff 

Die Fokussierung auf die Perspektiven der einzelnen Akteure ist tatsächlich keineswegs neu. Bei der 
Untersuchung planerischer Prozesse wird häufig auf den Ansatz des akteurzentrierten Institutionalis-
mus zurückgegriffen.  

Der Akteurzentrierte Institutionalismus „sieht politisches Handeln als Ergebnis der Interaktionen zwi-
schen strategisch handelnden, aber begrenzt rationalen Akteuren, deren Handlungsmöglichkeiten, 
Präferenzen und Wahrnehmungen weitgehend, aber nicht vollständig, durch die Normen des institu-
tionellen Rahmens bestimmt werden, innerhalb dessen sie interagieren“ (Scharpf, 2000, S. 319).  

Die Institutionen werden als Regelungssysteme verstanden, welche „die einer Gruppe von Akteuren 
offenstehenden Handlungsverläufe strukturieren“ (Scharpf, 2000, S. 77). Dabei werden die Institutio-
nen durchaus im Sinne des Neo-Institutionalismus verstanden  (Heinze, 2012, S. 56). Mayntz und 
Scharpf grenzen sich allerdings auch gegen weiter gefasste Institutionenbegriffe ab, die kulturelle 
Elemente, wie "handlungsprägende kognitive und symbolische Elemente" oder "nicht hinterfragte 
Praktiken des Alltagslebens", mit einbeziehen und bezeichnen sie als "krypto-deterministisch". Insti-
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tutionen sollen nicht als "Ergebnis evolutionärer Entwicklung interpretiert und als gegeben genom-
men [werden], sondern sie können ihrerseits absichtsvoll gestaltet und durch das Handeln angebba-
rer Akteure verändert werden". Ein kulturales Verständnis der Handlungen innerhalb der Institutio-
nen erlaube ihrer Auffassung nach keine wesentlichen Verhaltensänderungen. Sie gehen davon aus, 
dass ein solcher Institutionenbegriff nur für soziologische Theorien zur Untersuchung von Individual-
verhalten geeignet sei, nicht aber für "die Erklärung von Steuerungs- und Selbstorganisationsprozes-
sen auf der Makroebene gesellschaftlicher Sektoren" (Mayntz & Scharpf, 1995, S. 45–46). 

Genau für diese Makroebene wurde der Akteurzentrierter Institutionalismus jedoch als maßge-
schneiderte Forschungsheuristik entwickelt (Mayntz & Scharpf, 1995, S. 39). Damit wird auch in der 
Maßstäblichkeit der Betrachtung ein wesentlicher Unterschied zur Untersuchung eines städtebauli-
chen Planungsprozesses deutlich. Hinzu kommt das Ausschließen kultureller Aspekte. Dem liegt je-
doch auch ein anderes Kulturverständnis zugrunde, bei dem Kultur als verhaltensdeterministisch ge-
sehen wird. Wenn wir jedoch von einem dynamischeren Kulturverständnis ausgehen, werden viele 
Überlegungen des Akteurzentrierten Institutionalismus durchaus verknüpfbar mit kulturellen Zugän-
gen. Und rücken in den Blick, dass Kollektive innerhalb des kulturellen Settings eine Bandbreite von 
Handlungsoptionen haben und diese auch durchaus strategisch nutzen. Einige der auf der Spieltheo-
rie basierenden Ansätze Scharpfs zu Interaktionsformen (2000) lassen sich dabei sinnvoll integrieren. 

Akteure und Kollektive 
In dieser Arbeit wird der Begriff Kollektiv synonym zum Begriff Akteur verwendet. Beide Begriffe be-
schreiben durch spezifische Gemeinsamkeiten verbundene Individuen. Während der Akteursbegriff 
des akteurzentrierten Institutionalismus sich dabei auf den Begriff der Institutionen bezieht, werden 
für das Kollektiv gemeinsame Standardisierungen als Kriterium etabliert (Hansen, 2009, 2011) 

Im Sinne des akteurzentrierten Institutionalismus werden mit dem Begriff Akteur sowohl Individuen 
als auch komplexe Akteure, die als Einheiten modelliert werden können, bezeichnet. Die Art des Zu-
sammenhalts der Individuen wird dabei differenziert: Von aggregierten Akteuren über kollektive Ak-
teure (Koalition, Soziale Bewegung, Club, Verband) bis hin zu hierarchisch aufgebauten korporativen 
Akteuren. (Scharpf, 2000, S. 95–107). Die die Interaktion von Akteuren prägenden „Institutionelle(n) 
Faktoren bilden vielmehr einen - stimulierenden, ermöglichenden oder auch restringierenden – 
Handlungskontext“ (Mayntz & Scharpf, 1995, S. 43). 

In dieser Arbeit verwende ich den Kulturbegriff von Hansen (2009, 2011). Hier wird das Individuum 
als Kulturträger verstanden. Die Kultur entsteht jedoch durch die gemeinsame Standardisierungen in 
Kollektiven, die je nach der Art der sie konstituierenden Gemeinsamkeiten unterschiedlichen Kollek-
tivarten angehören und sind auf unterschiedliche Weise segmentiert (Hansen, 2011, S. 160–168). Die 
gemeinsamen Standardisierungen sind dabei nicht deterministisch für das Verhalten. 

Die Akteure in Planungsprozessen können dementsprechend als Kollektive verstanden werden. Auch 
eventuell relevante individuelle Akteure sind in kollektive Strukturen eingebunden und handeln in 
der Regel als Vertreter*innen eines Kollektivs oder sind durch Kollektivzugehörigkeiten geprägt. Da-
bei gehören Individuen jeweils mehreren Kollektiven an und aktivieren diese Zugehörigkeiten Kon-
text abhängig (Schulz, 2010; Wolff, 2016b).  
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2.4 Planungskultur 

Die räumliche Planung wird stark durch kulturelle Aspekte geprägt. Die Untersuchung von Planungs-
kulturen ermöglicht es, „die nicht direkt greifbaren Faktoren, die das Handeln bestimmen, also sub-
jektive Werte und Wahrnehmungsmuster, ideologische Grundhaltungen, Intuitionen, Traditionen 
und Wissensordnungen, die in ihrer Gesamtheit planerisches Handeln wesentlich beeinflussen“ zu 
berücksichtigen (Othengrafen et al., 2019, S. 158–159). Damit geht der planungskulturelle Zugang 
über die Analyse von Planungssystemen sowie die Betrachtung der Akteursinteraktionen in den Kate-
gorien von rational-choice Ansätzen oder spieltheoretischen Zugängen hinaus (Peer & Sondermann, 
2017; Reimer, 2012).   

Die vorliegende Arbeit entwickelt hierbei einen Planungskulturbegriff, der davon ausgeht, dass sich 
die Planungskultur erst aus der Interaktion der Akteure (z.B. in einem spezifischen Planungsprozess) 
entwickelt. Dieser Ansatz geht auf den Kollektivwissenschaftlichen Ansatz von Hansen (Hansen, 2009, 
2011) zurück. Hier wird nicht von einer homogenen Planungskultur ausgegangen, sondern davon, 
dass in der Interaktion aus der Divergenz der Akteurskulturen schließlich eine Vertrautheit mit der 
Differenz entsteht, die das verbindende Element der emergenten Planungskultur ist. Die Grundlagen 
dieses Ansatzes werden im Folgenden Beitrag ausführlich diskutiert: 
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Abstract: The term planning culture is applied 
both in the sense of an analytical approach as 
well as in the sense of a normative concept for 
cooperative planning processes. In its implicit 
meaning the term always implies a notion of the 
plurality of the involved actors. Nevertheless, 
research on planning cultures aims to describe 
homogeneous cultural entities – on national or 
regional levels.
This article examines whether, in point of fact, 
planning cultures are constituted by the com-
plexity of interactions among the involved ac-
tors. Recent research approaches question the 
traditional concept of homogeneous cultures 
and are evolving toward a concept of poly-col-
lective cultures. This leads toward a notion of 
culture that provides the individual person 
with multiple affiliations to collectives and cul-
tures. Following this model, culture is gener-
ated through interaction.
This text explores if this differentiation of actors 
within a culture is adoptable as a research ap-
proach for planning cultural research.

English title: Planning, Collectives and Cul-
tures – Actor Perspectives in Planning Culture

Einleitung

In den letzten Jahren ist die Beteiligung zi-
vilgesellschaftlicher und privatwirtschaftlicher 
Akteure an Planungsprozessen ein in der Öf-
fentlichkeit sehr präsentes Thema. Im Pla-
nungsdiskurs ist das Thema spätestens seit 
den 1990er Jahren als «communicative turn» 
präsent (Healey 1992). Diese Öffnung von Pla-
nungsprozessen war auch ein zentraler Aspekt 
der ersten Publikationen zu «Planungskultur» 
im deutschsprachigen Raum (Keller et al. 1993; 
Selle 1993), in denen mit diesem Schlagwort 
für eine offenere Gestaltung von Planungspro-
zessen geworben wurde. Der Planungskultur-
begriff wird in der Planungstheorie aber auch 
als analytischer Ansatz zum Verständnis von 
Planungsprozessen verstanden (Hohn, Reimer 
2014; Knieling, Othengrafen 2009a; Levin-
Keitel, Sondermann 2014; Othengrafen 2012; 
Reimer 2012; Reimer et al. 2014).

In der Untersuchung von Planungskulturen 
spielt der Umgang der Planer mit anderen an 
der Planung beteiligten Akteuren eine grosse 
Rolle. Dieser Artikel untersucht die Möglich-
keiten, wie bei der empirischen Untersuchung 
von Planungsprozessen die Vielfalt der Ak-
teure durch ein multiperspektivisches Konzept 
von Planungskultur(en) berücksichtigt werden 
kann. Im Text werden diese Überlegungen an-
hand von vier Leitfragen erörtert und am Bei-
spiel städtebaulicher Planungsprozesse veran-
schaulicht:
1. Ist die Interaktion der in die Planung invol-
vierten heterogenen Akteursgruppen ein kons-
tituierendes Merkmal der Planungskultur? 
2. Ermöglicht ein offener dynamischer Kultur-
begriff die Berücksichtigung der Akteurspers-
pektiven in planungskulturellen Untersuchun-
gen? 
3. Sind die kommunikativen Schnittstellen in 
Planungsprozessen Kristallisationspunkte der 
Planungskultur? 
4. Wie entsteht aus divergenten Akteurskultu-
ren eine Planungskultur? 

Der erste Abschnitt gibt zunächst einen kur-
zen Überblick zum Stand der Planungskultur-
forschung und beleuchtet dabei insbesondere 
die Bedeutung der Interaktion von Akteuren 
für die Planungskultur: In Planungsprozessen 
wird eine Vielzahl von staatlichen, privatwirt-
schaftlichen sowie zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren aktiv. Häufig stehen in der Planungskul-
turforschung die Kultur der Planer und deren 
Umgang mit anderen Akteuren im Fokus. Die 
Heterogenität als konstituierendes Element der 
jeweiligen Planungskultur tritt dabei häufig zu-
gunsten einer vergleichenden Abgrenzung zu 
anderen Planungskulturen in den Hintergrund. 
Jedoch konstituiert sich eine Planungskultur 
erst in der Interaktion der heterogenen Ak-
teure, so die These dieses Artikels.

Im Abschnitt «Kulturkonzeptionen» (2) wird 
die Herleitung des Kulturbegriffs für die Pla-
nungskulturforschung eingehender betrachtet. 
Anschliessend wird auf neuere Studien in den 
Kulturwissenschaften (Hansen 2011; Rathje 
2009; Scheffer 2009a) eingegangen. In diesen 
spielt die Kritik an der – in vielen traditionellen 
Kulturkonzeptionen – konstruierten Homoge-
nität von Kulturen eine zentrale Rolle. Kultur 
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Übereinstimmungen definiert und von ande-
ren Kulturen abgegrenzt, sondern die Wider-
sprüche, Konflikte und wechselnden Allianzen 
innerhalb der Kultur werden als prägende Ele-
mente herausgearbeitet (Schulz 2009). In die-
sen Ansätzen wird von einem offenen Kultur-
begriff ausgegangen, der von Kollektiven und 
Individuen als Kulturträgern ausgeht. Das In-
dividuum gehört in diesem Verständnis einer 
Vielzahl unterschiedlicher Kollektive an, so 
dass aus der Interaktion von Individuen oder 
Kollektiven neue kollektive Strukturen und 
emergente Kulturen entstehen. In diesen findet 
nicht notwendigerweise eine Homogenisierung 
statt, sondern das verbindende Element ist die 
Vertrautheit mit der Differenz (Hansen 2009, 
Rathje 2006).

Die erörterten kulturwissenschaftlichen An-
sätze werden im dritten Abschnitt herangezo-
gen, um das Zusammenspiel zwischen verschie-
denen Akteuren in konkreten städtebaulichen 
Planungsprozessen zu analysieren. Im Pla-
nungsprozess gibt es verschiedene Schnittstel-
len, bei denen die einzelnen Planungsschritte 
von der Verantwortung eines Akteurs in die ei-
nes anderen übergehen. Hier kommt den un-
terschiedlichen Handlungslogiken durch die 
jeweilige Filterung von Informationen, Zielen 
und Arbeitsergebnissen eine grosse Bedeutung 
zu. Die Verschiedenartigkeit der am Planungs-
prozess beteiligten Akteure und die Qualität 
ihrer Interaktionen sind daher an den Schnitt-
stellen besonders deutlich ablesbar. Daher 
kann eine empirische Untersuchung der kom-
munikativen Schnittstellen zu einem besseren 
Verständnis der Planungskultur beitragen. 

Im vierten Abschnitt wird modellhaft auf-
gezeigt, wie kulturwissenschaftliche Ansätze 
in die planungskulturelle Forschung integriert 
werden können. Das im Mittelpunkt dieses 
Konzeptes stehende Verhältnis der Kollektive 
zueinander wird für prozessspezifische Pla-
nungskulturen sowie für einen projektunab-
hängigen Kontext betrachtet.

In einem letzten Abschnitt werden in einer 
Schlussbetrachtung weitere Perspektiven für 
die empirische Planungskulturforschung aus-
gelotet.

1. Akteursbezug in der Planungskultur­
forschung

In Bezug auf die räumliche Planung findet der 
Begriff Planungskultur im deutschsprachi-
gen Raum seit Beginn der 1990er Jahre Ver-

wendung (Keller et al. 1993). Aber erst Anfang 
der 2000er Jahre wird Planungskultur zum 
Schlagwort der Planungsforschung. Allerdings 
ist, parallel zur Vielfalt der Kulturbegriffe, bis 
heute keine einheitliche Begriffsdefinition ent-
standen. 2007 konstatiert Dietrich Fürst, die 
«Planungskultur [habe] nicht den Rang eines 
wissenschaftlichen Begriffs erlangt, sondern 
bestimmt lediglich einen wissenschaftlichen 
Fokus» (Fürst 2007: 1). Diesen beschreibt er 
als die «Einstellungen, Deutungsmuster und 
Werthaltungen, die Angehörige eines Hand-
lungskollektivs teilen» (Fürst 2007: 2). Seitdem 
haben sich viele Arbeiten mit der Schärfung 
des Planungskulturbegriffes und der Entwick-
lung geeigneter empirischer Ansätze beschäf-
tigt (Hohn, Reimer 2014; Knieling, Othen
grafen 2009b; Levin-Keitel 2014; Levin-Keitel, 
Sondermann 2014; Othengrafen 2012, 2014; 
Reimer 2012; Reimer et al. 2014). In diesen 
Forschungsansätzen wird der Planungskultur-
begriff als analytischer Ansatz zum Verständnis 
von Planungsprozessen aufgefasst. 

Überwiegend werden vergleichende Unter-
suchungen von Planungskulturen durchgeführt, 
in denen nationale Planungskulturen (Knieling, 
Othengrafen 2009b; Othengrafen 2012; Sanyal 
2005; Reimer et al. 2014; Othengrafen 2014) 
oder regionale bzw. lokale Planungskulturen 
(Levin-Keitel 2014; Levin-Keitel, Sondermann 
2014; Reimer 2012) gegenübergestellt werden. 
Bei den Studien zu lokalen Planungskulturen 
liegt der Fokus auf der Betrachtung der trotz 
gleicher gesetzlicher Rahmenbedingungen 
auftretenden Unterschiedlichkeiten und deren 
kultureller Bedingtheit (Levin-Keitel, Sonder-
mann 2014). 

Hierbei wird vor allem das Planungs- und 
Steuerungsverständnis der professionellen Pla-
ner und dessen kulturelle Bedingtheit unter-
sucht. Dabei wird «Planungspraxis […] nicht 
als technokratisches Handwerk, sondern viel-
mehr als interpretative und kommunikative Tä-
tigkeit verstanden, wodurch der kulturellen Ge-
bundenheit von ‹planning professionals› und 
somit auch dem institutionellen Kontext des 
Planungshandelns eine besondere Bedeutung 
zugeschrieben wird» (Reimer 2012: 141). Ein 
zentraler Aspekt ist die Beobachtung, dass sich 
Planungskultur im Wechselspiel kultureller 
Codes, institutioneller Rahmenbedingungen 
und den individuellen Deutungsmustern der 
beteiligten Akteure sowie aus der Interaktion 
zwischen diesen Akteuren entwickelt (Othen-
grafen 2014: 4). 

«Die Akteure bringen dabei jeweils eigene, 
durch ihren Arbeitsalltag oder ihre Lebenswelt 
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nis ist eine Vielzahl an potentiellen Konflik-
ten zwischen den verschiedenen Handlungsra-
tionalitäten der Akteure und bezüglich deren 
Vereinbarkeit mit den auf den verschiedenen 
Handlungsebenen etablierten Strukturen» 
(Werner 2012: 14). 

Auf eine konkrete städtebauliche Planung 
bezogen entsteht in kommunikativ gestalteten 
Planungsprozessen ein «Prozessraum» (Hilpert 
2002: 87–88), der von den Kulturen aller be-
teiligten Akteursgruppen geprägt ist, z. B. von 
Architekten, Planern, Politikern, Stadtverwal-
tungen, Träger öffentlicher Belange, Investo-
ren sowie Einzelpersonen, Gruppen und Unter-
nehmen mit Interessen im Planungsgebiet oder 
auch nur mit allgemeinem Prozessinteresse. Im 
Prozessraum treffen die Akteure mit ihren un-
terschiedlichen Motivationen, Erwartungen und 
Handlungskulturen aufeinander (Werner 2012). 

Planungsentscheidungen werden dabei je-
doch nicht in einer geschlossenen Laborsitu-
ation getroffen, in der alle Prozessbeteiligten 
an einem Tisch sitzen. Planung entsteht viel-
mehr in einem «Archipel der Öffentlichkeiten» 
in dem die beteiligten zivilgesellschaftlichen 
Akteure keine einheitliche Öffentlichkeit dar-
stellen, die nur gehört werden müsste, son-
dern die an Planungsprozessen Beteiligten ge-
hören vielfältigen Interessensgruppen an (Selle 
2013: 61–63). 

Planung wird daher in komplexen iterati-
ven Prozessen, in denen Macht, Entscheidungs-
befugnisse und Ressourcen unterschiedlich 
verteilt sind, entwickelt. Es entsteht ein Span-
nungsfeld, in dem der Planung von den jeweili-
gen Akteuren verschiedene Bedeutungen zuge-
schrieben werden. Dies gilt aber nicht nur für 
das Planungsergebnis, sondern auch für den 
Prozess und die für geeignet erachteten Wege 
der Entscheidungsfindung. Die Unterschied-
lichkeit dieser im Planungsprozess wirksam 
werdenden Bedeutungszuschreibungen, impli-
ziten Annahmen und Handlungsmuster ist so-
mit ein integraler Bestandteil von Planungs-
kultur. Eine Planungskultur, die als Kultur aller 
involvierten Akteure verstanden wird, konstitu-
iert sich letztlich erst durch diese Interaktion. 

2.  Kulturkonzeptionen

Im Kontext von Kultur lassen sich die in Pla-
nungsprozessen wirksamen Akteursperspekti-
ven sowie die daraus folgenden Handlungslo-
giken beschreiben und deuten. Kultur ist ein 
Begriff mit zahlreichen Definitionen, die ihre 

Ursprünge in Ethnologie, Soziologie, Lingu-
istik, Organisationstheorie sowie den Kultur-
wissenschaften haben. Allen gemeinsam ist die 
hohe Bedeutung, die der Kultur für das Ver-
ständnis sozialer Prozesse beigemessen wird. 

Der Ethnologe Clifford Geertz betrachtet 
Kultur in seinem semiotischen Kulturbegriff 
als ein vom Menschen «selbstgesponnenes Be-
deutungsgewebe» (Geertz 1983: 9). Kultur wird 
also in der Interaktion konstruiert und den All-
tagshandlungen werden kulturell codierte Be-
deutungen zugewiesen.

Der Kulturbegriff wird häufig auf Gesell-
schaften – im Sinne von Nationen oder ethni-
schen Gruppen  – bezogen. Im wissenschaft-
lichen Diskurs um den Kulturbegriff besteht 
jedoch weitgehende Einigkeit, dass er auch auf 
grössere und kleinere Gruppierungen, soziale 
Kategorien oder Kollektive bezogen werden 
kann. Hierbei kann es sich zum Beispiel um Or-
ganisationen, Berufsgruppen, Altersgruppen, 
Gender oder Familien handeln (Hansen 2011; 
Hofstede 2005; Othengrafen 2012; Rathje 
2009; Schein 2004).

Die Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe 
wie zum Beispiel Rechtsanwälte, Ingenieure, 
Architekten oder Planer bedeutet nicht nur den 
Erwerb spezifischen Wissens, sondern auch das 
Erlernen von spezifischen Werten und Nor-
men, die dieses Berufsbild bestimmen (Schein 
2004: 10). In den jeweiligen Berufsgruppen ent-
steht so eine spezifische Kultur. Planungskul-
tur kann so auch als spezifische Sub-Kultur 
bezeichnet werden, in der alle Akteure, die am 
Planungsprozess beteiligt sind, durch das pla-
nerische Referenzsystem, innerhalb dessen sie 
handeln, geprägt sind (Othengrafen 2012: 54). 

Die Erkenntnis der Binnendifferenzierung 
von Kulturen ist somit die Grundlage der vor-
liegenden Untersuchungen zur Planungskul-
tur. Die Planungskulturforschung steht aller-
dings vor einem Dilemma: Einerseits soll das 
Planungs- und Steuerungsverständnis der pro-
fessionellen Planer abgebildet werden. Ande-
rerseits sollen die an der Planung beteiligten zi-
vilgesellschaftlichen und privatwirtschaftlichen 
Akteure – mit ihren divergierenden Kulturen – 
in das Konzept der Planungskultur einbezogen 
werden. 

In Hinblick auf die divergenten Kulturen 
der Akteure im Planungsprozess und deren 
komplexen Interaktionen stellt sich darüber 
hinaus die Frage, ob Planungskultur sinnvoll 
als ein räumlich zugeordnetes homogenes Gan-
zes gedacht werden kann. In vergleichenden 
Studien und Forschungsansätzen liegt der Fo-
kus auf den Unterschieden zwischen verschie-
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dimensionen, die bestimmte kulturspezifische 
Aspekte definieren (Othengrafen 2012; Reimer, 
Blotevogel 2012), können im Kulturvergleich 
zu einem Bild der internen Homogenität der 
jeweiligen Kulturen beitragen, so dass die Bin-
nendifferenzierung der Kulturen in den Hin-
tergrund tritt. Eine möglicherweise mangelnde 
Ausdifferenzierung von Planungskulturen wird 
zum Beispiel in der Abgrenzung von Studien 
zu regionalen Planungskulturen gegenüber der 
Betrachtung nationaler Planungskulturen kri-
tisch reflektiert (Reimer 2012: 47). Die in die-
sem Artikel formulierte These zielt jedoch nicht 
auf eine weitere Binnendifferenzierung von 
Planungskulturen ab, sondern darauf, die He-
terogenität als konstituierendes Merkmal einer 
in der Interaktion entstehenden Planungskul-
tur zu verstehen und alle an der Planung betei-
ligten Akteure als Kulturträger wahrzunehmen.

Aktuelle Ansätze der Kulturwissenschaf-
ten, Soziologie und Geschichtswissenschaften 
bezweifeln die dem Kulturbegriff traditionell 
zugrunde liegende Homogenitätsvermutung 
(Hansen 2011: 168–172; Rathje 2009: 83; 
Scheffer 2009a). Hansen beschreibt nationale 
Kulturen als polykollektive Gebilde. Zwar ver-
fügen nationale Kulturen über einen formalen 
Überbau wie z. B. Gesetze. Die konstituierende 
Basis einer nationalen Kultur besteht jedoch 
aus heterogenen Kollektiven unterschiedlichs-
ter Art (siehe 2.2). Diese Eigenschaften kenn-
zeichnen nationale Kulturen als «Dachkollek-
tive». Diese erhalten ihre Einmaligkeit nicht 
durch die Besonderheit ihrer Bestandteile als 
solche, sondern erst durch das Spezifische des 
jeweiligen Konglomerats d. h. durch die spe-
zifische Mischung und Verzahnung ihrer Be-
standteile sowie durch deren Widersprüch-
lichkeiten (Hansen 2011: 177–178). Folgerichtig 
ist der Gegenstand des Interesses in Hansens 
Kulturbegriff nicht primär die Verknüpfung 
von Raum und Kultur, sondern der Fokus liegt 
auf kollektiven Strukturen, in denen spezifi-
sche Kulturen entstehen sowie auf deren Be-
ziehungen zueinander (Hansen 2009). Dabei 
greift Hansen zunächst auf die Kulturdefini-
tion von Edward Tyler (1891: 1) zurück: «Cul-
ture or Civilization, taken in its wide ethno-
graphic sense, is that complex whole which 
includes knowledge, belief, art, morals, law, 
custom, and any other capabilities and habits 
acquired by man as a member of society». Auf 
dieser Basis entwickelt Hansen einen offenen 
Kulturbegriff, der das «Phänomen Kultur» auf 
die drei Faktoren «Standardisierung, Kommu-
nikation und Kollektivität» reduziert (Hansen 

2011: 32). Eine zentrale Rolle spielen die Kol-
lektive. Hansen entwickelt den Kollektivbe-
griff als Alternative zu anderen in den Sozial-
wissenschaften gebräuchlichen Begriffen wie 
Gruppen oder Kategorien1. Zwar ist das Indi-
viduum der eigentliche Kulturträger, jedoch 
entwickelt sich Kultur als kollektives Phäno-
men erst durch in den Kollektiven entwickelte 
Standardisierungen (Hansen 2011: 155).

2.1  Das Verhältnis von Individuum und 
Kollektiv

Ein Kollektiv konstituiert sich durch eine parti-
elle Gemeinsamkeit von Individuen. Das Indivi-
duum selbst ist multikollektiv und bringt somit 
jeweils nur einen Teil seiner Persönlichkeit in 
die unterschiedlichen Kollektive ein (Hansen 
2011: 157–160), so dass die Einzelnen über ihre 
Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Kollektiven 
auch an unterschiedlichen Kulturen teilhaben. 

Dies gilt auch für Nationen oder Regionen: 
Quer zu den Dachkollektiven gibt es pankol-
lektive Formationen, die sich aufgrund einzel-
ner Standardisierungen quer zur Struktur der 
Dachkollektive bilden, wie zum Beispiel Spra-
chen oder spezifische Umgangsformen (Han-
sen 2011: 178). So kann das Individuum Kol-
lektiven zugehörig sein, die nicht vollständig 
einem Dachkollektiv subsumiert werden kön-
nen. Dies gilt zum Beispiel für Professionen, 
die quer zum Dachkollektiv Funktionsverwand-
schaften aufweisen. (Hansen 2009: 175–181). 

Die Vielzahl, der in einem Dachkollektiv 
agierenden Kollektive, wird als Polykollekti-
vität bezeichnet. Die multiplen Kollektivzuge-
hörigkeiten eines Individuums hingegen wer-
den als Multikollektivität beschrieben (Hansen 
2009: 116).

Abb. 1: Multikollektivität des 
Individuums.  
(Quelle: eigene Darstellung in 
Anlehnung an Rathje 2006)
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Multikollektivität (Abb. 1) am Beispiel einer 
Stadtplanerin, die ein eigenes Büro führt. Sie 
ist Mitglied der Architektenkammer und gehört 
der Vereinigung für Stadt-, Regional- und Lan-
desplanung (SRL) an. Sie ist alleinerziehende 
Mutter, geht regelmässig mit Freunden in den 
Bergen wandern, spielt Volleyball im örtlichen 
Sportverein und ist überzeugte Radfahrerin. 
Wie in Abb. 1 dargestellt gehört sie somit unter-
schiedlichsten Kollektiven an, in die sie jeweils 
nur einen Teil ihrer Persönlichkeit einbringt, 
also jeweils unterschiedliche partielle Gemein-
samkeiten mit ihnen teilt. 

Die konstituierende Gemeinsamkeit ei-
nes Kollektivs kann je nach Art des Kollek-
tivs sehr unterschiedlicher Natur sein und auch 
das Ausmass der Gemeinsamkeit ist für die 
Konstitution des Kollektivs an sich nicht aus-
schlaggebend. So wird die Selbstdefinition als 
Radfahrerin zu weniger prägenden Standardi-
sierungen führen als etwa die professionelle 
Zugehörigkeit. Auch der Rahmen der Kollek-
tive ist unterschiedlicher Natur. So ist z. B. die 
Architektenkammer eine verfasste Institution, 
während Radfahrer als «Abstraktionskollektiv» 
(Hansen 2009: 26) nur eine Gemeinsamkeit ha-
ben und auch keine eindeutigen Kriterien der 
Zugehörigkeit feststehen.

Aus den genannten Beispielen lässt sich ab-
lesen, dass die Zugehörigkeiten zu Kollektiven 
und deren Kulturen nicht immer trennscharf 
abzubilden sind. Um diese Unschärfen zu er-
fassen, schlägt Bolten (2011) das Bild der fuzzy-
sets vor. Dabei geht er davon aus, dass in Bezug 
auf das Verhältnis des Individuums zu Kollektiv 
und Kultur stets Mehrwertigkeiten vorliegen, in 
denen eine Zugehörigkeit nur mit Unschärfen 
oder graduell erfasst werden kann. 

Dies sei anhand einer fiktiven Konstellation 
aus der Welt der planenden Professionen ex-
emplarisch erläutert (Abb. 2): Die dargestellten 
Individuen gehören jeweils mehreren Kollek-
tiven an (K 1–7). Gehen wir davon aus, dass die 
mit 1 bis 4 bezeichneten Individuen in planeri-
schen Berufen arbeiten und somit dem Kollek-
tiv der Planer (K4) zugehörig sind. Individuum 
1 ist als freiberufliche Stadtplanerin Mitglied 
im SRL (K1) und in der Architektenkammer 
(K2). Dieser gehören auch Individuum 2 und 
Individuum 3 an. Hingegen ist Individuum 4 als 
Verkehrsplaner Mitglied der Ingenieurskam-
mer (K3). Individuum 3 und Individuum 4 ar-
beiten in der Verwaltung (K5). Jeder von Ihnen 
fühlt sich den einzelnen Kollektiven in unter-
schiedlichem Masse zugehörig. Weitere lebens-
weltliche Kollektive wie z. B. Parteien (K7) und 
deren Wählerschaft (K6) ergänzen dieses Bild 
in ähnlich komplexen Schattierungen. Die Ab-
bildung ist hier als vereinfachende Darstellung 
der Überlappungen realer individueller Zuge-
hörigkeiten und ihrer reziproken Verschrän-
kungen zu verstehen.

Der Grad der Beziehung der Individuen zu 
den einzelnen Kollektiven wirkt sich als re-
ziproker Effekt auch auf die Entstehung ei-
ner Kultur aus. Personen, die sich einem Kol-
lektiv sehr verbunden fühlen, werden dieses 
möglicherweise auch stärker prägen als andere. 
Ebenso können bei einer intensiven Verschrän-
kung der Zugehörigkeiten einzelner Personen 
neue kollektive und kulturelle Zusammen-
hänge entstehen. «Eine solche ‹fuzzy culture› 
ist dementsprechend eher beziehungs- als sub-
stanzorientiert aufzufassen: Sie definiert sich 
vor allem über die Intensität, mit der sich Ak-
teure auf sie beziehen» (Bolten 2012: 31). Hier-
bei wird deutlich, dass das Individuum einer-
seits die Kollektive und Kulturen prägt, denen 
es angehört, andererseits aber auch von den in 
den einzelnen Kollektiven etablierten Gewohn-
heiten geprägt wird. 

2.2  Kollektive und ihre Beziehungen

Innerhalb der Kollektive entwickelt sich eine 
Kultur. Dies geschieht durch kulturelle Stan-
dardisierungen, bei denen Verhaltensweisen, 
sprachliche Codes oder kollektive Deutungs-
muster etabliert werden. Die Standardisierun-
gen werden durch Kommunikation übermit-
telt. Dies kann sowohl durch direkten Kontakt 
geschehen als auch bewusst oder unbewusst 
durch ein latentes kollektives Wissen, das sich 
aus dem «kulturellen Gedächtnis» speist (Han-
sen 2011: 36–40). Am Beispiel von städtebau-

Abb. 2: Graduelle Kollektivzuge-
hörigkeit und ihre Reziprozität.  
(Quelle: eigene Darstellung in 
Anlehnung an Bolten 2011)
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der Bildung kollektiver Kulturen unter den 
Akteuren auszugehen. Diese sind bei einigen 
Akteuren bereits aufgrund einer professions-
spezifischen Kultur vorhanden, entstehen bei 
anderen Akteuren aber oft erst im Prozessraum 
des Planungsprozesses. Auf den konkreten Pla-
nungsprozess bezogen werden vor allem die 
Vorstellungen von sozialen und räumlichen Ge-
staltungszielen, der Gestaltung von Planungs-
prozessen, adäquaten Entwurfsprozessen, den 
Formen der Entscheidungsfindung sowie von 
Kommunikationsstilen als kollektive Standar-
disierungen wirksam.

Die am Planungsprozess beteiligten Ak-
teursgruppen lassen sich als Interessenskollek-
tive verstehen. Interessenskollektive werden al-
lein durch die Gemeinsamkeit von Interessen 
und dem Engagement für deren Umsetzung 
konstituiert (Hansen 2011: 161). Einerseits bil-
den hier alle am Planungsprozess beteiligten 
Gruppen und Individuen ein gemeinsames In-
teressenskollektiv. Innerhalb dieses Kollektivs 
existieren jedoch verschiedene (divergierende) 
Interessenskollektive. Darüber hinaus können 
aus den beteiligten Gruppen und Individuen 
neue Interessenskollektive entstehen. 

Im Verlauf des Prozesses können vor allem 
sogenannte Virulenzkollektive entstehen. Viru-
lenzkollektive entstehen im direkten Kontakt 
und entwickeln in der Interaktion eine eigene 
Gruppenidentität. Dem Zusammengehörig-
keitsgefühl kann durch das Schaffen eines for-
malen Rahmens (Vereinssatzung etc.) oder an-
dere informelle Absprachen Ausdruck verliehen 
werden (Hansen 2011: 163–164). Dies geschieht 
zum Beispiel bei der Bildung einer Bürgeriniti-
ative im Verlauf eines Planungsprozesses.

Die Kollektive gehen unterschiedliche Ar-
ten von Beziehungen miteinander ein. Han-
sen (2009: 52–54) nutzt die Metapher eines 
Schaltkreises, um die Beziehung von Kollek-
tiven zu verdeutlichen. Die Kollektive verfü-
gen über partielle Gemeinsamkeiten, die er 
als Kontaktpunkte beschreibt, durch die je 
nach Konstellation und konkreter Interaktion 
Strom fliesst oder eben auch nicht. Das heisst, 
je nach kommunikativer Situation, zum Aus-
druck gebrachten Positionen oder der spezi-
fischen Konstellation anwesender Kollektive 
(Akteure) werden die situativ wechselnden Be-
ziehungsqualitäten wirksam. So entwickelt sich 
eine Kultur, die sich durch das charakteris-
tische Konglomerat seiner Kollektivbeziehun-
gen auszeichnet. Diese Kulturbildung findet in 
fortlaufenden Wandlungsprozessen statt. «Kul-
turen [sind] vorstellbar als dynamische, kohä-

siv gebundene Netzwerke, die aus unzähligen 
kleineren und größeren Kollektiven bestehen» 
(Bolten 2009: 240).

Aus den Kollektivbeziehungen eines kon-
kreten Planungsprozesses kann also eine pro-
jektspezifische Planungskultur entstehen. Die 
beteiligten Kollektive erzeugen durch ihre Kol-
lektivbeziehungen ein «Kollektiv zweiten Gra-
des», das im Gegensatz zu «Kollektiven ersten 
Grades» nicht primär aus Individuen entsteht, 
sondern aus heterogenen Kollektiven (Hansen 
2009: 115). Dabei ist zu betonen, dass die Di-
vergenz von Interessen und Einwirkungsmög-
lichkeiten sowie die Heterogenität der einzel-
nen Kulturen erhalten bleiben. 

Die hier diskutierten Kulturkonzeptionen 
ermöglichen es anhand des Kollektivbegriffs 
eine Planungskultur als solche zu erfassen und 
dabei dennoch die Bedeutsamkeit der einzel-
nen Akteurskulturen als integrale Bestandteile 
der Planungskultur zu betrachten. So entsteht 
also explizit kein planungskulturelles Verständ-
nis, dass innerhalb eines räumlich referenzier-
ten Rahmens von einer homogenen Planungs-
kultur ausgeht, sondern Planungskultur wird 
als dynamische Kultur verstanden, die sich in 
jedem Planungsprozess aus spezifischen hete-
rogenen Akteurskulturen konstituiert. 

3. Interaktion der Akteurskulturen an den
Schnittstellen des Planungsprozesses

Die Heterogenität der Akteurskulturen prägt 
somit die interaktive Dynamik von Planungs-
prozessen. Welche empirischen Möglich-
keiten bestehen jedoch für die Planungskul-
turforschung, diese Vielfalt zu erfassen? Ein 
Ansatzpunkt für die Betrachtung spezifischer 
Planungsprozesse entsteht an den kommuni-
kativen Schnittstellen. Also immer dann, wenn 
eine Übergabe von manifesten Planungsergeb-
nissen zwischen den Akteursgruppen erfolgt: 
Ergebnisse von öffentlichen Diskussionen wer-
den zusammengefasst; eine Auslobung für ei-
nen Wettbewerb wird formuliert; ein Plan wird 
der Öffentlichkeit präsentiert; ein politisches 
Gremium fällt eine Entscheidung zur weiteren 
Planung; das Stadtplanungsamt erarbeitet den 
Bebauungsplan etc. 

Diese Ergebnisse sind jeweils Produkte von 
Handlungsabläufen, in denen Informationen 
gefiltert werden. Das heisst, die jeweiligen Ak-
teure geben einer Information Ausdruck und 
Gewicht, so wie es ihrer eigenen Handlungslo-
gik entspricht. Dieses «hand-off» lässt sich mit 
der Übergabe eines Staffel-Stabs vergleichen 
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der Modalitäten statt: Diskussion und Ergeb-
nissicherung von öffentlichen Veranstaltungen 
erscheinen beispielsweise eher im Lichte de-
mokratischer Diskussionskultur und professi-
oneller Moderation. Hingegen folgen Verfah-
ren wie die Aufstellung eines Bebauungsplanes, 
eindeutig festgelegten gesetzlichen Bestim-
mungen und werden entsprechend professions-
üblichen Arbeitsweisen umgesetzt. Politische 
Debatten und Umsetzungsbeschlüsse wiede-
rum folgen sowohl gesetzlichen Bestimmun-
gen als auch aktuellen lokalen Diskursen und 
parteipolitischen Handlungslogiken. An dieser 
exemplarischen Aufzählung zeigt sich bereits, 
dass hier nicht nur die Akteure selbst mit ihren 
unterschiedlichen kulturellen Gebundenheiten 
aufeinandertreffen, sondern auch die einzelnen 
Schritte innerhalb desselben Planungsprozes-
ses verschiedenen kulturellen Kontexten zuge-
ordnet werden können. 

Die Kooperation vieler Instanzen und Indi-
viduen mit unterschiedlichen Perspektiven er-
höht an diesen Schnittstellen die Komplexität 
des Planungsprozesses. Damit stellen sie einer-
seits potentielle Bruchstellen (Loh 2012: 33–47) 
dar, andererseits können durch eine «produk-
tive Konfrontation unterschiedlicher Bezugs-
systeme […] multidimensionale, multilaterale, 
offene und flexible Kooperationen [entstehen]» 
(Hilpert 2002: 85). Somit zeigen sich in diesen 
Interaktionen wesentliche Aspekte projektspe-
zifischer Planungskulturen. 

Eine empirische Untersuchung von Pla-
nungskulturen – unter Berücksichtigung der 
sie prägenden Akteurskulturen  – kann an 
diesen Schnittstellen ansetzen, da hier die 
Akteure (Kollektive) mit ihren unterschied-
lichen Kulturen aufeinandertreffen. An die-
sen Kristallisationspunkten zeichnen sich die 
Unterschiedlichkeiten und Kongruenzen der 
Standardisierungen innerhalb der einzelnen 
Kollektive deutlich ab. Die für die einzelnen 
Abstimmungsprozesse wirksamen Qualitä-
ten der Kollektivbeziehungen werden sicht-
bar. Aus diesen Kollektivbeziehungen lassen 
sich in der Folge Rückschlüsse auf die prozess
spezifische Planungskultur ableiten.

4.  Folgerungen für das Verständnis von 
Planungskultur

Aus dem Vorausgegangenen zeigt sich, dass alle 
an der Planung beteiligten Individuen und Kol-
lektive in der empirischen Untersuchung als 
Kulturträger der Planungskultur wirken. Somit 

beeinflusst der Fokus auf ausgewählte Kultur-
träger (z. B. Planer als Kollektiv) auch das Bild 
der untersuchten Planungskultur. Daher ent-
steht bei der Auswahl der untersuchten Kul-
turträger eine wesentliche Weichenstellung in 
Bezug auf Erkenntnismöglichkeiten. In diesem 
Sinne ist für die empirische Untersuchung zu-
nächst zu fragen: Wird die Planungskultur als 
Kultur der planenden Professionen verstanden, 
in der dann auch deren kultureigene Standar-
disierungen des Umgangs mit anderen an der 
Planung beteiligten Akteuren untersucht wer-
den? Oder liegt der Fokus der Untersuchung 
auf der gemeinsamen, aber heterogenen Kultur 
aller an Planung beteiligten Akteure? 

Soll Planungskultur – wie es im Fokus der 
hier angestellten Überlegungen steht – als Kul-
tur der an der Planung beteiligten Akteure ver-
standen werden, so muss die Akteurskonstel-
lation abgebildet werden. Hier erscheint ein 
methodischer Rückgriff auf in der Planungs-
forschung bereits etablierte Forschungsansätze 
wie die Steuerungstheorie, die Governance-
Theory oder den akteurzentrierten Institutiona-
lismus sinnvoll (Mayntz, Scharpf 1995; Scharpf 
2000, Mayntz 2004; Werner 2012). Die vorhan-
dene Systematik kann hier ein sinnvolles Ge-
rüst darstellen und durch die Betrachtung der 
Kollektivbildung und kulturaler Aspekte erwei-
tert werden. Diese eher aus der Aussenpers-
pektive entwickelte Definition der relevanten 
Akteure wird ergänzt durch Beschreibungen 
und Definitionen, die die Akteure selbst zu den 
beteiligten Kollektiven und deren Beziehungen 
geben. Die sog. emische Perspektive beschreibt 
das Wissen und die Interpretationen, so wie sie 
innerhalb einer Kultur kommuniziert werden 
(Berry 1999: 166). Damit ist es möglich, die 
Binnenperspektiven einer Kultur nachzuvoll-
ziehen, d. h. die Perspektiven der einzelnen Ak-
teure auf Akteurskonstellation, Handlungsmo-
tive und Kommunikationsformen.

Die innerhalb der Akteurskonstellation 
wirksamen Kollektivbeziehungen sind nicht 
statisch, sondern sie werden situativ virulent. 
So werden zum Beispiel je nach inhaltlicher 
Thematik unterschiedliche Koalitionen zwi-
schen verschiedenen Akteuren gebildet in der 
Absicht in spezifischen Sachfragen eigene Ziele 
zu erreichen. Oder Kollektive setzen situations-
abhängig verschiedene Handlungsweisen (kon-
sensorientierte Diskussion, Proteste, rechtliche 
Schritte etc.) in der Interaktion mit den ande-
ren Kollektiven ein. Diese selektiv und situati-
onsabhängig aktivierbaren Beziehungsqualitä-
ten entscheiden in Planungsprozessen über die 
Möglichkeiten der einzelnen Kollektive, auf das 
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schaften des Planungsergebnisses. 

Auch Individuen handeln bei Entschei-
dungsprozessen nicht immer gemäss nur einer 
ihrer Kollektivzugehörigkeiten, sondern ge-
ben situationsabhängig einer ihrer multiplen 
Zugehörigkeiten die Präferenz (Schulz 2009). 
In einem Planungsprozess wägt beispielsweise 
ein städtischer Planer bei Entscheidungen zwi-
schen persönlichen politischen Affinitäten, 
professionsbezogenem Wissen, Solidarität ge-
genüber Kollegen sowie der Zugehörigkeit zu 
einer Verwaltungsabteilung (mit einer hierar-
chisch festgelegten Position in einer spezifi-
schen Sachfrage) ab. So entstehen im Verlauf 
des Planungsprozesses vielschichtige Interak-
tionsebenen zwischen den Akteuren. Das situ-
ativ variierende Wechselspiel kann dabei auch 
als Voraussetzung für das Erarbeiten von Lö-
sungen in komplexen Kollektiven verstanden 
werden (Schulz 2009). Wird Planungskultur als 
homogene Kultur verstanden, könnte in der In-
teraktion nur die Zugehörigkeit zum Kollektiv 
aller an der Planung beteiligten aktiviert wer-
den, d. h. die weiteren Kollektivzugehörigkeiten 
der Akteure würden vollständig ausgeblendet. 
Oder die Heterogenität der Akteure würde ein 
stereotypes (rein aus einer Kollektivzugehörig-
keit bedingtes) Verhalten erzeugen. In diesem 
Fall könnten keine kollektiven Lernprozesse 
stattfinden. Denn unter dem Paradigma der 
Homogenisierung können wechselnde Koope-
rationschancen innerhalb eines heterogenen 
Kollektivs nicht genutzt werden (Schulz 2009). 

In empirischen Studien beobachtbar ist zu-
nächst die in konkreten Planungsprozessen 
entstehende projektspezifische Planungskul-
tur, die von den Kulturen aller beteiligten Ak-
teursgruppen geprägt wird (siehe Abb. 3). Diese 

kann unterschiedlich stark ausgeprägt sein: Sie 
kann nur grundlegende Kommunikationswei-
sen beinhalten, die für die planungsrelevante 
Entscheidungsfindung notwendig erscheinen. 
Es kann aber auch eine projektspezifische Pla-
nungskultur mit einer Vielzahl etablierter Stan-
dardisierungen entstehen. 

Der Planungsprozess definiert hier den Rah-
men der Interaktion der involvierten Kollektive. 
Dieser wird in Abb. 3 als Prozessraum darge-
stellt, in dem aus der Interaktion der Akteure 
(Kollektive) ein Interessenskollektiv entsteht. 
Die Individuen gehören dabei einem oder meh-
reren Kollektiven (K1–K7) an. Die exemplarisch 
dargestellten Kollektive sind alle am Prozess 
beteiligt, gehen jedoch nicht in ihm auf (Die 
Verwaltung betreut eine Anzahl weiterer Pro-
jekte; die BI engagiert sich z. B. für Baumerhalt 
auch ausserhalb des Planungsprozesses etc.). 
Die Kollektive bauen untereinander Beziehun-
gen auf, diese gestalten sich jedoch in Inten-
sität und Qualität unterschiedlich. So könnte 
man in einer projektspezifischen Planungskul-
tur z. B. folgendes Setting antreffen: Die Ver-
waltung (K 4) baut Beziehungen zu nahezu al-
len beteiligten Kollektiven auf. Die beteiligten 
freiberuflichen Planer (K 7) oder die Investoren 
(K 5) intensivieren ihre Beziehungen zu ande-
ren Kollektiven jedoch nur sehr selektiv. Auch 
die Qualität dieser Beziehungen wird situativ 
bedingt variieren. Beispielsweise werden im Di-
alog zwischen Verwaltung und freiberuflichen 
Planern andere Beziehungsqualitäten zum Tra-
gen kommen, als in einer öffentlichen Veran-
staltung, an der beide Akteure gemeinsam mit 
zivilgesellschaftlichen Akteuren teilnehmen. 
So wird es in ersterer Situation eher um die 
Diskussion fachlicher  – eventuell auch kont-
roverser  – Positionen gehen, während gleich-
zeitig ein Verhältnis von Auftraggeber und Auf-
tragnehmer zugrunde liegt. Im zweiten Beispiel 
könnten beide Akteure in einer Koalition die 
Rolle der Informierenden einnehmen.

Die Perspektive auf Planungskulturen als 
in der Interaktion entstehende Kulturen führt 
bei der empirischen Betrachtung spezifischer 
Planungsprozesse zu parallelen Beobachtun-
gen aus aktuellen Ansätzen der interkulturel-
len Wirtschaftskommunikation. Denn trotz 
vorhandener Strukturen, in die ein Planungs-
prozess eingebettet ist, betritt die Planungs-
kultur für die konkreten Akteure und das spe-
zifische Planungsprojekt zunächst Neuland. 
«Einen besonders hohen Fragilitätsgrad wei-
sen Kulturen an interkulturellen Schnittstellen 
auf, also dort, wo man ganz im Sinn der wörtli-
chen Übersetzung von lat. communicare gerade 

Abb. 3: Kollektive und Inter
aktionen in projektspezifischen 
Planungskulturen.  
(Quelle: eigene Darstellung) 
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machen›, wo Normalitäts- und Plausibilitätsre-
geln erst in mehr oder minder rudimentärer 
Form existieren und demzufolge ‚ausgehandelt’ 
und neu konstituiert werden müssen» (Bolten 
2009: 253).

Die Stabilisierung solcher emergenten Kul-
turen ist Thema interkultureller Forschung 
(Bolten 2009, Rathje 2006). Ein Aspekt der 
konstruktiven Gestaltung konkreter Planungs-
prozesse wäre somit durch interkulturelle 
Kompetenz gegeben. Diese «zeichnet sich dann 
vor allem dadurch aus, dass sie Interkulturalität 
in Kulturalität umwandelt und damit, je nach 
Handlungsziel der Interaktionspartner durch 
Normalitätserzeugung eine Grundlage für 
Kommunikationsfortschreibung, weitere Inter-
aktionen, weitere Zusammenarbeit oder weite-
res Zusammenleben schafft» (Rathje 2006: 18).

Auf konkrete Planungsprozesse bezogen be-
deutet dies, dass die Beziehungen der Kollek-
tive eine Virulenz erlangen können, in der eine 
polykollektive projektspezifische Planungs-
kultur entsteht. Dies bedeutet, dass Kommu-
nikationsformen etabliert werden sowie For-
men von Entscheidungsfindungsprozessen von 
den Akteuren anerkannt werden oder zumin-
dest allen Beteiligten bekannt sind. Planeri-
sche Zielvorstellungen – auch divergierende – 
sind Teil des gemeinsamen kommunikativen 
Repertoires. Die am Planungsprozess Beteilig-
ten können die entstandenen Standardisierun-
gen dechiffrieren und in das Konglomerat der 
projektspezifischen Planungskultur einordnen. 
Die Unterschiedlichkeit der sich aus den weite-
ren Kollektivzugehörigkeiten des Individuums 
ergebenden Perspektiven bleibt dabei erhal-
ten. Eine Stabilisierung der gemeinsamen Kul-
tur kann dabei erst durch das Anerkennen der 
sie konstituierenden Heterogenität geschehen 
(Rathje 2006).

Wenn statt einer projektspezifischen Pla-
nungskultur (im Rahmen eines konkreten Pla-
nungsprozesses) eine Planungskultur in einem 
erweiterten Kontext untersucht werden soll, 
stellt sich zunächst die Frage nach dem be-
trachteten Interaktionsfeld: Wird ein räumli-
cher Bezug hergestellt? Wird ein spezifisches 
Planungsfeld oder -format untersucht? Abhän-
gig hiervon definiert sich das Feld der unter-
suchten Akteure. 

Planungskulturen, die die konkreten Be-
züge eines spezifischen Planungsprozesses ver-
lassen, entstehen aus der Gleichzeitigkeit von 
projektspezifischen Planungskulturen in ei-
nem spezifischen räumlichen oder zeitlichen 
Kontext. Sie können aber auch aus der pro-

grammatischen Verknüpfung von Planungspro-
zessen, die durch vordefinierte Rahmenbedin-
gungen oder Prozessstrukturen geprägt sind, 
entstehen. Darunter zu fassen wären z. B. Pla-
nungsprozesse innerhalb von bestimmten Pro-
grammen wie «Soziale Stadt» oder die «REGIO
NALE» in Nordrhein-Westfalen. Hier könnte 
von formatbezogenen Planungskulturen ge-
sprochen werden.

In Bezug auf einen räumlichen Kontext, 
kann Raum jedoch nicht als Container verstan-
den werden, in dem eine Kultur gleichsam ent-
halten ist (Scheffer 2009b). Scheffer (2009b, 
2009c) schlägt hier alternativ vor, die räumli-
che Verteilung spezifischer Standarisierungen 
zu analysieren oder kulturelle Eigenschaften 
eindeutig abgrenzbarer Kollektive (z. B. Organi-
sationen, Institutionen etc.) zu untersuchen. In 
der empirischen Betrachtung projektübergrei-
fender Planungskulturen stellt sich die Unter-
suchung der Kulturen aller beteiligten Akteure 
sehr komplex dar. Es ist davon auszugehen, 
dass die Zugehörigkeit der Akteure zur jewei-
ligen Planungskultur nur mit Unschärfen fest-
stellbar ist. 

Die Planungskultur selbst ist einem Kollek-
tiv zweiten Grades zuzuordnen, das durch die 
Kollektive der involvierten Akteure konstituiert 
wird. Die einzelnen Kollektive wie z. B. Verwal-
tung, Politik, wirtschaftliche Akteure oder zi-
vilgesellschaftliche Initiativen sind neben dem 
Planungskontext weiteren Kulturen verhaftet 
wie z. B. politischen Kulturen, Verwaltungskul-
turen, Wirtschaftskulturen. Auch die Kollektive 
der beteiligten Planer sind professionsspezifi-
schen kulturellen Bezügen ausserhalb der je-
weils betrachteten nationalen, regionalen oder 
formatbezogenen Planungskultur verbunden. 
Die kulturellen Gebundenheiten aller betei-
ligten Kollektive liegen somit quer zum Rah-
men des Planungskontextes und können ihrer-
seits stark in die Planungskultur hineinwirken. 
Diese Verschränkungen verdeutlichen, dass 
Heterogenität ein konstituierendes Merkmal 
der Planungskultur ist. 

5.  Perspektiven für die Planungskultur­
forschung 

Die Beobachtung konkreter kultureller Pro-
zesse erfordert qualitative Ansätze und Fall-
studien, in denen eine «dichte Beschreibung» 
(Geertz 1983) möglich ist. Dies ist methodisch 
aufwendig. Wenn jedoch Wissen über die kul-
turelle Bedingtheit von Planung generiert wer-
den soll, so ist die Betrachtung von konkre-
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aus der empirischen Dichte der Beobachtung 
kann übertragbares Wissen zu Planungskultu-
ren entwickelt werden. «A theory of culture in 
interaction, rather than a culture in the abs-
tract, helps us follow what Geertz called the in-
formal logic of everyday life without losing sight 
of the broad webs of meaning that give some 
larger shape to those informal understandings» 
(Lichterman 2011: 79–80).

Angesichts der Komplexität und Fluidität 
kultureller Prozesse scheint es, als ob die De-
finition des Kulturbegriffs und seine Operati-
onalisierung  – mit Rittel und Webber (Rittel, 
Webber 1973) gesprochen – genauso «wicked» 
sein könnten, wie die Probleme der Planung 
selbst. Dennoch können planerische Entschei-
dungsprozesse ohne dieses komplexe kultu-
relle Umfeld nur unzureichend beschrieben 
werden. Die kulturellen Gebundenheiten der 
Akteure erklären nicht nur vergangene Pro-
zesse, sondern liefern auch eine Matrix für die 
Ansatzpunkte möglicher Veränderungen. 

Das im Artikel vorgestellte Planungskul-
turverständnis ermöglicht differenzierte em-
pirische Forschungsansätze. Am Beispiel 
empirischer Untersuchungen zu einzelnen Pla-
nungsprozessen oder -formaten können dyna-
mische Kulturbildungsprozesse verdeutlicht 
werden. Die Ergebnisse können dazu dienen, 
eine empirisch fundierte Wissensbasis aufzu-
bauen und somit zur Untersuchung weiterge-
steckter Forschungssettings in der Planungs-
kulturforschung beitragen. 

Über die Definition der im jeweiligen For-
schungssetting betrachteten Kulturträger kann 
auch die Kultur der planenden Professionen 
gezielt in den Fokus gerückt werden. Denn die 
Untersuchung der verschieden planerischen 
Kulturen  – in Abhängigkeit von den unter-
schiedlichen Berufsbildern von Architekten, 
Landschaftsarchitekten, Stadtplanern, Raum-
planern, Verkehrsplanern etc. – ist ein bislang 
nur unzureichend untersuchter Aspekt. Auch 
eine Diversifizierung professioneller Kulturen 
in Abhängigkeit von der Zugehörigkeit zu staat-
lichen Institutionen bzw. einer freiberuflichen 
Tätigkeit wäre hier von Bedeutung. Die Kennt-
nis dieser kulturellen Bezüge kann zur Weiter-
entwicklung der Ausbildungskonzepte für pla-
nerische Berufe beitragen.

Darüber hinaus kann die Anerkennung der 
Planungskultur als polykollektive Kultur aller 
an der Planung beteiligten Akteure die kom-
munikativen Spielräume innerhalb von Pla-
nungsprozessen sichtbar machen. Auf dieses 
Wissen kann bei der Gestaltung von kommu-

nikativen Planungsprozessen zurückgegriffen 
werden. 

Dabei ist der hier vorgestellte offene Kul-
turbegriff in Bezug auf konkrete Kulturbil-
dungsprozesse und Interaktionen ein Ansatz, 
der dem Charakter von Planungsprozessen 
gerecht wird. Ein statischer und homogeni-
sierender Kulturbegriff ist hingegen bei der 
Betrachtung von Planungskulturen wenig 
hilfreich. Mit einem auf Polykollektivität ba-
sierenden Kulturbegriff ist es möglich, das 
breite Spektrum der einzelnen Akteurskultu-
ren im Kontext einer gemeinsamen Planungs-
kultur darzustellen. 

Anmerkung

1	 Eine ausführliche Reflektion des Kollektivbe-
griffs bei Hansen im Verhältnis zu den in ande-
ren wissenschaftlichen Disziplinen verwendeten 
Termini (Gruppe, Klasse, Kategorie etc.) findet 
in der Zeitschrift für Kultur- und Kollektivwis-
senschaft statt (Jammal 2015).
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2.4.1 Machtressourcen und Legitimitätskonstruktionen 

Im Zuge der empirischen Untersuchung rückten zwei im vorangehenden Artikel nur knapp erwähnte 
Aspekte in den Vordergrund. Sie erscheinen als wichtige Aspekte der Planungskultur daher sei hier 
kurz darauf eingegangen. 

Bereits im vorausgehenden Artikel wurde festgestellt: „Planung wird daher in komplexen iterativen 
Prozessen, in denen Macht, Entscheidungsbefugnisse und Ressourcen unterschiedlich verteilt sind, 
entwickelt“ (Wolff, 2016b, S. 57). In der Beobachtung konkreter Planungskulturen wird deutlich, dass 
dieses Verständnis von Macht als Konstellation von Akteuren mit unterschiedlichen Machtressourcen 
die Handlungsmöglichkeiten der Akteure wesentlich prägt. Jedoch zeigt sich auch, dass Machtver-
hältnisse in der Interaktion immer wieder neu austariert werden (Wolff, 2020b). 

In diesem Sinne folgt der in dieser Arbeit verwendete Machtbegriff den Überlegungen von Norbert 
Elias. Er betont den Prozesscharakter der Macht. In komplexen gesellschaftlichen Interdependenzen 
müssen Machtbalancen immer wieder neu ausbalanciert werden, dabei entstehen komplexe Interde-
pendenzgeflechte (Machtfigurationen). Dies bedeutet nicht die Herstellung eines Gleichgewichts, 
sondern lediglich eine dynamische Reziprozität der Machtbeziehungen. Dies gilt sowohl für die Mik-
roebene wie für die Makroebene der Macht, also sowohl für konkrete soziale Situationen als für ge-
sellschaftliche Herrschaftsordnungen (Imbusch, 2012). 

Vor diesem Hintergrund können die Dynamiken in den Machtbeziehungen zwischen den, in den Pla-
nungsprozess involvierten, Kollektiven analytisch betrachtet werden. Die Machtbalancen werden un-
ter Einsatz unterschiedlicher Machtressourcen ausgehandelt.  

Dies gilt sowohl für relativ stabile Konstellationen, denn selbst die stabilsten Machtbeziehungen müs-
sen aktiv gepflegt und von neuem geschaffen werden, als auch für konkrete Aushandlungsprozesse in 
noch nicht etablierten Konstellationen. Hierbei können die strukturell schwächeren Akteure nur auf 
die Macht des rationalen Argumentes oder Aktionsformen jenseits der unmittelbaren politischen De-
batte setzen (Flyvbjerg, 1998, S. 229–233). Auch die den Prozess gestaltenden Akteure können die 
Unterstützung der strukturell schwächeren Akteure zur Implementierung des Projektes benötigen. 
Bei diesen Aushandlungsprozessen nimmt die Frage der Legitimität als Ressource in einem kommuni-
kativ gestalteten Planungsprozess eine wichtige Rolle ein.  

Legitimität lässt sich dabei „nicht direkt aus institutionellen Attributen“ ableiten (Schneider, 2012, 
S. 188). „In Legitimationsprozessen interagieren Regierende und Bürger, Legitimität wird also zum 
relationalen Konzept. Regierende formulieren Legitimitätsansprüche, deren gesellschaftliche Aner-
kennung stets aufs Neue durch Praktiken der (Selbst-)Legitimation zu sichern ist“ (Schneider, 2012, 
S. 187). Der Anspruch demokratisch gestalteter Stadtentwicklung macht die verschiedenen Facetten 
der Legitimitätskonstruktion (Scharpf, 1998; Schmidt, 2013) zur von den Akteure begehrten und ge-
nutzten Ressource.  

Der Frage nach den Machtbeziehungen, dem Einsatz von Machtressourcen und der Konstruktion von 
Legitimität im Planungsdiskurs wird in zwei weiteren Artikeln (Wolff, 2019a, 2020b) vertiefend nach-
gegangen (vgl. Abschnitte 6.5 und 6.6). 
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 Forschungsdesign und Methodik 
Die unterschiedlichen Perspektiven und Einflussmöglichkeiten von Akteuren in städtebaulichen Pla-
nungsprozessen sowie das Entstehen einer gemeinsamen Planungskultur zu untersuchen, war Ziel 
dieser Arbeit. Wesentlich für die Besonderheiten einer Planungskultur wird dabei die Diversität der 
Diskussions- und Entscheidungsarenen erachtet. Die Interaktion der Akteure und die Aushandlungs-
prozesse über das Planungsergebnis werden auch im Kontext der Gestaltung der Kommunikation im 
Planungsprozess analysiert. 

Der empirischen Arbeit voraus ging die theoretische Recherche, um geeignete analytische Ansätze 
für die Untersuchung der Fragestellung zu identifizieren. Wie im vorausgehenden Kapitel dargestellt, 
wurde der Begriff der Planungskultur als analytischer Ansatz betrachtet. Geleitet von den Vorüberle-
gungen zur Divergenz der Akteursperspektiven wurde auf der Grundlage entsprechender Kulturwis-
senschaftlicher Ansätze ein eigener planungskultureller Ansatz entwickelt. Um die eingangs formu-
lierten Fragestellungen zu untersuchen und den entwickelten analytischen Ansatz auch in der Empi-
rie zu erproben, wurde ein konkreter Planungsprozess untersucht. Anhand dieser Fallstudie werden 
die Fragestellungen der Arbeit diskutiert und der Planungskulturansatz weiterentwickelt.  

3.1 Die Fallstudie: Das Neue Hulsberg-Viertel 

Als Fallstudie wurde der Planungsprozess für das Neue Hulsberg-Viertel in Bremen gewählt (vgl. auch 
Projektsteckbrief). Der untersuchte Planungsprozess erscheint aufgrund der formulierten, für aktu-
elle Quartiersplanungen prototypischen, Planungsziele sowie aufgrund der als Modellprojekt initiier-
ten kommunikativen Gestaltung des Prozesses (vgl. auch Kapitel 4 und 5) ein sehr geeignetes Fallbei-
spiel.  

In seinem Plädoyer für wissenschaftliches Arbeiten mit Fallstudien beschreibt Flyvbjerg Kriterien für 
die Auswahl von Fallstudien (2016, S. 230). Dabei betont er, dass möglicherweise mehrere dieser Kri-
terien auf eine Fallstudie zutreffen können. Dies scheint der Fall beim Neuen Hulsberg-Viertel zu sein: 
In seiner Entsprechung der aktuell planerisch propagierten Planungsziele scheint das Planungsvorha-
ben als paradigmatischer Fall („paradigmatic case“). Aus der Perspektive der - durch das Paradigma 
des communicative turns geprägten – Planungstheorie trifft dies auch auf die zu Beginn des Vorha-
bens angekündigte offene kommunikative Gestaltung des Planungsprozesses zu. Im Verhältnis zur 
aktuell üblichen Planungspraxis lässt die sehr frühzeitige Öffnung des Planungsprozesses für Bürger-
beteiligung und die angekündigte Rolle als Modellprojekt für Bremen den Planungsprozess hingegen 
als kritischer Fall („critical case“) erscheinen. 

Flyvbjerg sieht die Untersuchung kritischer Fälle dazu geeignet „to achieve information that permits 
logical deductions of the type, ‚If this is (not) valid for this case, then it applies to all (no) cases.’” 
(2016, S. 230). Paradigmatische Fälle hingegen erlauben es die gewonnenen Erkenntnisse als mögli-
che Analogien für vergleichbare Prozesse zu verstehen.  

Das hieße, wenn sich das Projekt aufgrund einer vorbildlichen Umsetzung des Modellvorhabens tat-
sächlich als kritischer Fall erweisen sollte, könnten die Erkenntnisse den „best case“ der kommunika-
tiven gestalteten Planung abbilden. Sollte der Prozess jedoch vor allem aufgrund der postulierten 
Ziele und der intendierten offenen Gestaltung des Prozesses bewertbar sein, würden die Ergebnisse 
als Analogien für andere vergleichbare Prozesse dienen können. 

40



Unter diesen Vorzeichen erschien der Planungsprozess für das Neue Hulsberg-Viertel für die Frage-
stellungen dieser Arbeit eine sehr geeignete Fallstudie zu sein. Darüber hinaus war ein sehr guter 
„Feldzugang“ zu erwarten. Denn durch den in der Stadtbürgerschaft gefassten Beschluss zur Durch-
führung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens mit Modellcharakter für die Stadt Bremen (Bremische 
Bürgerschaft, 2010b) konnte davon ausgegangen werden, dass aufgrund des breiten öffentlichen In-
teresses eine hohe Bereitschaft besteht, zwischen den unterschiedlichen Akteursgruppen eine kon-
struktive Kommunikation zu erreichen. Darüber hinaus war eine hohe Transparenz des Verfahrens zu 
erwarten. Dieses Setting schien daher sehr geeignet für eine Untersuchung der Auswirkung der ver-
schiedenen Akteurskulturen auf Planungsprozess und -ergebnis.  

Ziel war es dabei auch, eine ausreichende Tiefe der Dokumentation zu ermöglichen, denn um die 
Wirkungen des Handelns der verschiedenen Akteure „zu identifizieren, bedarf es mithin neutral, de-
tailliert und über ausreichend lange Zeiträume dokumentierter Prozesse und ihrer multiperspektivi-
schen Einschätzung“ (Selle, 2013, S. 14). 

Durch die seit 2011 erfolgte Begleitung und Dokumentation des Planungsprozess wurde eine gute 
Grundlage zu einer vertiefenden Analyse des Falles erarbeitet. Das Thema der Akteursperspektiven 
wurde dabei im Kontext von Planungskultur analysiert. Insbesondere sollte erprobt werden, ob der 
entwickelte analytische Ansatz zur Planungskultur geeignet ist, um Konvergenz und Divergenz von 
Akteursperspektiven zu erfassen. Der in dieser Arbeit entwickelte Ansatz versteht Planungskultur als 
in der Interaktion entstehende polykollektive Kultur aller an der Planung beteiligten Akteure (Wolff, 
2016b). Daraus ergibt sich die Herausforderung durch die gewählte Methodik die Komplexität der 
Interaktion in der notwendigen Dichte der Beschreibung darzustellen.  

Daher orientiert sich die Wahl der Methoden an der qualitativen Sozialforschung insbesondere auch 
ethnografischen Sichtweisen. Als grundlegenden Ansatz zur Kulturanalyse entwickelt Clifford Geertz  
den Begriff „Dichte Beschreibung“. Ziel ist die Sammlung „reichhaltiger Daten“ für eine Beschreibung 
der kulturellen Phänomene in ausreichender „Dichte“, so dass eine Interpretation der Daten eine 
Schlussfolgerung auf die Bedeutung der untersuchten Aussagen, Handlungen und Artefakte zulässt 
(Geertz, 1983).  

Die den Prozess begleitende Beobachtung der Planungen für das Neue Hulsberg-Viertel stellte eine 
besondere Gelegenheit dar, einen Planungsprozess in „Echtzeit“ zu untersuchen, statt im Nachhinein 
die ex-post Betrachtungen der Akteure zu erfahren. Die Entwicklung der Narrative und die stattfin-
denden Umdeutungen durch die Akteure konnten so parallel zum Fortschreiten der Planung beo-
bachtet werden.  

Gleichzeitig stellt diese Vorgehensweise auch eine Herausforderung dar, da die analytische Distanz 
immer wieder neu durch reflektierende Momente hergestellt werden muss. Dem Thema der Pla-
nungskultur scheint mir jedoch eine ethnografische Arbeitsweise mit ausgeprägter Arbeit im Feld am 
angemessensten zu sein. Dabei werden auch die analytischen Ansätze mit den Entwicklungen des 
Prozesses und den währenddessen gewonnenen Ergebnissen weiterentwickelt.  
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Steckbrief: Das Neue Hulsberg-Viertel

Planungsgebiet: 

14 ha in innenstädtischer Lage im Ortsteil Hulsberg 
(Östliche Vorstadt) in Bremen 

Ehemaliges Kankenhausgelände mit Teil denkmalge-
schützem Gebäuden sowie hohem Anteil an Grünflä-
chen mit altem Baumbestand. 

Planungsaufgabe: 

Konversion des Kranhenhausgeländes und Planung 
eines neuen Quartiers mit kleinteiliger Nutzungsmi-
schung in Nachbarschaft zum Klinikneubau. Kleintei-
lige Nutzungsmischung, jedoch überwiegend Woh-
nen (etwa 1100 WE), davon 30% geförderter Woh-
nungsbau und 20% Baugemeinschaften. Das Pla-
nungskonzept sieht eine, die Altbauten integrie-
rende, Blockrandbebauung vor. Sie sind als Teilquar-
tiere um eine Grüne Mitte gruppiert. Das Mobilitäts-
konzept sieht Parkraum ausschließlich in Quartiers-
garagen am Gebietsrand vor und stärkt Rad- und 
Fussverkehrs sowie Sharingkonzepte. Das Projekt ist 
durch politische Beschlüsse von Anfang an als Mo-
dellprojekt in Bezug auf Nachhaltigkeit und Beteili-
gung im Planungsprozess konzipiert.

Kontext 

Das Klinikum Bremen-Mitte plante die Konzentration 
auf einen Neubau vor allem zur Effizienzsteigerung. 
Der senatseigene Klinikkonzern befindet sich in einer 
angespannten ökonomischen Situation. Die freiwer-
denden Grundstücke sollen nach dem Verkauf die 
Bilanz des Klinikums möglichst weitgehend ausglei-
chen. Daher entsteht 2010 durch die politische Ent-
scheidung das „Hulsberg-Quartier sozial, ökologisch 
und demokratisch zu gestalten“ ein Spannungsfeld: 
Erlöserwartung und Planungsziele müssen unter die-
sen divergierenden Anforderungen abgewogen wer-
den. 

Art der Konzeptentwicklung 

Entwicklung der Planungsziele unter Beteiligung der 
Öffentlichkeit; Städtebaulicher Entwurf in Gutachter-
verfahren 

Themen der öffentlichen Erörterungen 

Mobilitität; Umgang mit Bestandsgebäuden, Frei-
raum und Baumbestand; Nutzungsmischung; soziale 
Mischung und bezahlbarer Wohnraum; Nachhaltig-
keit; Erlöserwartungen aus Grundstücksverkäufen 

Abb. 3: Das Neue Hulsberg-Viertel liegt nur wenige Minuten vom historischen Stadtzentrum entfernt 
 (basierend auf: Kartengrundlage OpenTopoMap (CC-BY-SA)) 
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Abb. 4: Entwicklung der Planung in den anhand der verschiedenen Arenen 

Chronologie: 

2004 Verkauf der Flächen (8,5 ha) und kompakterer 
Klinikneubau durch das Klinikum Bremen Mitte an-
gekündigt   

2005 Machbarkeitsstudie von Grontmij & Gfl Pla-
nungs- und Ingenieurgesellschaft GmbH 

2006 – 2007 öffentliche Veranstaltungsreihe und 
Ideenworkshops (organisiert von Beirat Östliche Vor-
stadt, Architektenkammer Bremen, AG Klinikum und 
der Feministischen Organisation von Planerinnen 
und Architektinnen (FOPA) 

Juni 2007 Beschluss erster B-Plan 2364 

November 2010 Gründung der Gesellschaft zur 
Grundstücksentwicklung Klinikum Bremen-Mitte 
GmbH & Co. KG (GEG) 

Dezember 2010 Senatsbeschluss: Hulsberg-Quartier 
sozial, ökologisch und demokratisch gestalten. 

April 2011 –März 2012 Erste Phase der Bürgerbetei-
ligung zur Entwicklung der Planungsziele (Auftakt-
veranstaltung, Quartiersbegehung und sechs öffent-
liche Foren) 

Mai 2012 – Januar 2013 Gutachterverfahren (mit Öf-
fentlicher Zwischen- und Endpräsentation) 

Oktober 2012 Erstes Treffen der Initiative „Huls-
berg+tal“ (später BIA) 

Februar 2013 Baudeputation beschließt die Weiter-
bearbeitung des ausgewählten städtebaulichen Ent-
wurfs 

Mai 2013 Gründung der BürgerInAktion (BIA) 

Juni 2013 Öffentliche Infoveranstaltung zum Verfah-
rensstand 

Abb. 5: Städtebaulicher Entwurf (2013)  
Lorenzen Architekten, Relais 
Landschaftsarchitekten und Argus Verkehrsplaner 
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Abb. 6: Kommunikationsformate im Neuen-Huls-
berg-Viertel 

November 2013 – März 2015 Zweite Phase der Bür-
gerbeteiligung zur Weiterentwicklung des städte-
baulichen Rahmenplans sowei des B-Plans (vier öf-
fentliche Foren sowie sechs kleinere Spezialveran-
staltungen) 

.Juli 2014 Baudeputation fasst Planaufstellungsbe-
schluss (B-Plan 2450) 

Februar 2016 Hulsberg- Podium -  Öffentliche Veran-
staltung zur Vorstellung des entwickelten B-Plans 

Mai 2016 Beschluss der Auslegung des B-Plans 2450 

Juli 2016 Beginn 1. Verkaufsverfahren (Ärztehaus) 

Juni 2017 Informationsveranstaltung zum Städte-
baulichen Vertrag 

Mai 2018 Unterzeichnung des städtebaulichen Ver-
trags 

Juni 2018 Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Juli 2018 Beginn 2. Verkaufsverfahren (Sorgenfrei 1) 

September 2018 Beginn der dritten Phase der Bür-
gerbeteiligung – Thema Freiraumplanung 

September 2018 – Januar 2019 Gutachterverfahren 
Freiraumplanung 

Februar 2019 Gründung Quartiersverein 

Februar 2019 sukzessiver Beginn weiterer Verkaufs-
verfahren (Friedrich-Karl-Strasse für Baugemein-
schaften; St.-Jürgen-Quartier; Kinderklinik Neubau) 

Abb. 7: Akteure im Neuen-Hulsberg-Viertel 
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Forschungsdesign - Phasen, Themen und Methoden der Untersuchung 
Die Entwicklung der Fragestellungen der vorliegenden Arbeit beruht auf vorausgegangenen Studien. 
Die in diesen Studien gewählte methodische Vorgehensweise wurde bereits in der Veröffentlichung 
„Was bewirkt Beteiligung – Das Neue Hulsbergviertel in Bremen“ in kompakter Form erläutert  
(Wolff, 2013a; siehe auch Anhang). Die Zentralen Methoden wie teilnehmende Beobachtung, Inter-
views und Dokumentenanalyse werden auch in dieser Arbeit beibehalten. Der analytische Zugang 
wurde jedoch mit der Fragestellung weiterentwickelt. Im Folgenden wird die Anwendung dieser Zu-
gänge erläutert. Eine Übersicht der Projektbearbeitung zeigt Tabelle 1.  

Tabelle 1: Phasen, Themen und Methoden der Untersuchung 

Daten Phase & Themen Field Research Desk Research 
04.2011 – 
02.2012 

Explorative Phase explorative Interviews durch Stu-
dierende; kontinuierliche Teil-
nehmende Beobachtung; erste 
Kontakte zu späteren Inter-
viewpartner*innen  

Dokumentenanalyse,  
Auswertung Interviews und Teil-
nehmende Beobachtung; Ent-
wicklung Forschungsdesign 

03.2012 - 
02.2013 

Feldphase und Bearbeitung Vor-
studie 1  
[keywords: Kommunikation; 
Städtebaulicher Entwurf;  
Wirkung von Beteiligung]  

Interviewreihe 1:  
27.08.2012-12.10.2012  
mit zwölf Personen 
kontinuierliche teilnehmende 
Beobachtung;  

Dokumentenanalyse;  
Auswertung Interviews und teil-
nehmende Beobachtung;  
Schreiben Artikel A & B (Wolff, 
2013a, 2013b)   

03.2013-
04.2014 

Feldphase und Bearbeitung  Vor-
studie 2 & Vorbereitung Promo-
tionsvorhaben  
[keywords: Akteursperspektiven; 
Hand-Offs; Kommunikation; 
Städtebaulicher Entwurf;  
Wirkung von Beteiligung]  

Interviewreihe 2:  
04.04.2013 bis 11.11. 2013 
mit zwölf Personen;  
kontinuierliche teilnehmende 
Beobachtung 

Dokumentenanalyse;  
Auswertung Interviews und teil-
nehmende Beobachtung;  
Entwicklung Promotionsvorha-
ben; 

05.2014 – 
05.2016 

Feldphase und Bearbeitung Pro-
motionsvorhaben  
[keywords: Planungskultur;  
Akteursperspektiven; Hand-Offs]  

Interviewreihe 3:  
03.06.2016 – 27.06.2016 
Expert*inneninterviews:  
ein Interview 08.05.2014;  
sieben Interviews 26.03.2015 - 
07.04. 2016 
kontinuierliche teilnehmende 
Beobachtung 

Dokumentenanalyse;  
kontinuierliche teilnehmende 
Beobachtung;  
Auswertung Interviews und teil-
nehmende Beobachtung;  
Schreiben Artikel 1 &2 (Wolff, 
2016a, 2016b) 

06.2016- 
10. 2020

Bearbeitung Promotionsvorha-
ben 
[keywords: Planungskultur;  
Akteursperspektiven; Hand-Offs; 
Macht; Legitimität]  

einzelne Gespräche mit  
Akteur*innen;  
punktuell teilnehmende 
 Beobachtung 

Dokumentenanalyse;  
Auswertung Interviews und teil-
nehmende Beobachtung;  
Schreiben Artikel 3 & 4 (Wolff, 
2019a, 2020b);  
Ausarbeitung Promotionsvorha-
ben;  
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3.2 Interviews 

Parallel zur teilnehmenden Beobachtung wurden Interviews mit am Planungsprozess beteiligten Per-
sonen geführt. Die Interviews fanden in mehreren Phasen statt, von explorativen Interviews, über 
drei Interviewreihen mit verschiedenen Akteuren bis zu einer Reihe von Experteninterviews mit Re-
präsentanten verschiedener Akteure (vgl. auch Tabelle 1).  

Im Sommersemester 2011 habe ich ein Seminar zum Thema Bürgerbeteiligung angeboten, im Rah-
men dessen  Studierende explorative Interviews durchführten. Einzelne Akteure wurden zu ihrer Mo-
tivation für die Teilnahme am Beteiligungsverfahren und zur Erwartung an den Beteiligungsprozess 
befragt. 

Auf dieser Basis wurden die Fragestellungen für die Untersuchung entwickelt. Für die weiteren Inter-
views wurden jeweils Interviewleitfäden für problemzentrierte Interviews entwickelt. So wurde ei-
nerseits durch den Leitfaden eine gewisse Standarisierung geschaffen, die eine Vergleichbarkeit ver-
einfacht, andererseits blieb eine Offenheit erhalten, die es den Befragten erlaubte, ihre subjektiven 
Perspektiven und Deutungen offenzulegen (Mayring, 1999, S. 50–54). Zusätzlich wurden während 
einzelner Interviews spontan ergänzende Fragen gestellt, die sich aus dem Interviewverlauf ergaben. 

Es fanden drei Interviewreihen mit 14 verschiedenen Interviewpartner*innen statt. Von diesen nah-
men sieben Personen in allen drei Interviews teil; fünf weitere nahmen an zwei Interviews und zwei 
Personen nur an einem Interview teil. Alle Interviews wurden unter Zusicherung der Anonymität ge-
führt. Die Interviews wurden aufgezeichnet und anschließend wörtlich transkribiert. Dies erfolgte an-
gelehnt an die von Udo Kuckartz (2008) formulierten Regeln der einfachen Transkription für die com-
putergestützte Auswertung. (Dresing & Pehl, 2011, S. 19–21).  

Die Phasen der drei Interviewreihen waren an den Schritten der Planentwicklung orientiert: 

• Interviewreihe 1 [I1]:
Zwischen erstem Beteiligungszyklus und der Zwischenpräsentation der Entwürfe aus dem
städtebaulichen Gutachterverfahren

• Interviewreihe 2 [I2]:
In den Monaten nach der Entscheidung für einen städtebaulichen Entwurf

• Interviewreihe 3 [I3]:
Im Monat nach dem Beschluss zur Auslegung des Bebauungsplans

Das Auswahlkriterium für die Gestaltung des Samples für die drei Interviewreihen war, ein möglichst 
breites Spektrum der an den öffentlichen Veranstaltungen teilnehmenden Akteure zu erreichen. Es 
war jedoch auch ein gewisses Ausmaß an Engagement ausschlaggebend, um die Wahrscheinlichkeit 
zu erhöhen, dass sich die Personen im weiteren Prozess noch beteiligen würden. Gleichzeitig musste 
vermieden werden, das Sample in Richtung von Funktionsträger*innen zu verschieben. Insbesondere 
in der ersten Interviewreihe wurde bei der Auswahl auf die Varianz von verschiedenen professionel-
len Hintergründen, erkennbaren Positionen in den Veranstaltungen, Alter und Geschlecht geachtet 
(vgl. Tabelle 2).  

Befragt wurden Personen, die in unterschiedlichem Umfang an den Foren teilgenommen hatten; ei-
nige von ihnen waren an der Jury oder der Erstellung der Zwischenbilanz beteiligt oder auch in die 
Organisation der Foren eingebunden. Im Prozessverlauf entwickelten sich klarere Zugehörigkeiten 
dieser Akteure, so dass sich ein breites Spektrum an (z.T. multiplen) Kollektivzugehörigkeiten ergab 
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(vgl. Tabelle 3). Um die Veränderung der Perspektive im Verlaufe des Planungsprozesses nachvollzie-
hen zu können, wurden möglichst die gleichen Personen bei den weiteren Interviewreihen befragt. 
Da einige Interviewpartner*innen jedoch nicht an allen Interviews teilnahmen, wurden ergänzend 
einige neue Interviewpartner*innen einbezogen (vgl. Tabelle 2).  

Tabelle 2: Persönliche Angaben zu den Interviewpartner*innen der Interviewreihe 1-3. 

Individualcode* Alter (in 2013) Gender Beruf (ausgeübte Tätigkeit) 

30-44 45-59 60+ w m Planung Sozial Andere 

01_Ixxx ● ● ● 

02_Ixxx ● ● ● 

03_Ixxx ● ● ● 

04_Ixxx ● ● ● 

05_Ixxx ● ● ● 

06_Ixxo ● ● ● 

07_Ixoo ● ● ● 

08_Ixxo ● ● ● 

09_Ixox ● ● ● 

10_Ixxx ● ● ● 

11_Ixxx ● ● ● 

12_Ixxo ● ● ● 

13_Ioxx ● ● ● 

14_Ioxo ● ● ● 

Summe 7 4 3 8 6 4 8 2 

*Der Individualcode weist der Interviewten eine Ordnungszahl zu und gibt an, an welchen der
3 Interviewreihen sie teilgenommen haben (x= Teilnahme). 

Die Leitfäden für die Interviews wurden jeweils aus den im Forschungsprozess gewonnenen Erkennt-
nissen heraus entwickelt. Die vorliegende Arbeit knüpft an zuvor durchführte Studien zum Fallbei-
spiel an, die noch andere Schwerpunkte setzten. Aus den Erkenntnissen dieser Studien entwickelten 
sich in der Folge die in dieser Arbeit diskutierten Fragestellungen mit dem Fokus auf Akteursperspek-
tiven, Planungskultur und Hand-Offs im Planungsprozess.  

Die erste Interviewreihe fand 2012 statt und war Teil eines Forschungsvorhabens an der Jade Hoch-
schule mit dem Titel: „Strategien zur Integration und Kommunikation des städtebaulichen Entwurfs 
in Beteiligungsverfahren“ (Wolff, 2013d). Daher lag der Fokus der Interviews sehr stark auf der Abbil-
dung der Beteiligungsergebnisse in den Städtebaulichen Entwürfen. Aber auch hier war ein zentrales 
Anliegen, dies aus unterschiedlichen Akteursperspektiven zu beleuchten. Zu Beginn wurden Sondie-
rungsfragen nach den Motiven und persönlichen Zielen gestellt. Die Leitfadenfragen zielten dann auf 
die Themen, Konflikte und Konsenspunkte im Beteiligungsprozess ab und erfragten die Erwartungen 
an die Umsetzung des Konsenses im Plan (vgl. Leitfaden in Anhang A).  
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Tabelle 3: Kollektivzugehörigkeiten Interviewreihe 1-3 (Mehrfachnennungen möglich) 

Kollektivzugehörigkeiten Anzahl 

Politik: Beiräte 1 

Grundstücksentwicklung 1 

Verwaltung 2 

Institutionen & Verbände* 5 

Zivilgesellschaft: soziale und politische Initiativen 6 

Zivilgesellschaft: Anwohner*innen 5 

Markt: Planer*innen; Nutzer*innen Quartier 3 
∩ Markt & Zivilgesellschaft: Baugruppen & Genossen-
schaft 6 

∩ multiple Kollektive: Jury; Vorbereitungskreis 3 
* (nur aktive Mitgliedschaft oder Arbeitsplatz)

Die zweite Interviewreihe fand 2013 statt und war Bestandteil der Fortsetzung des ersten For-
schungsvorhabens an der Jade Hochschule unter dem Titel: „Städtebauliche Entwürfe in Beteiligungs-
verfahren - Strategien ihrer Integration und Kommunikation“ 

In dieser Reihe wurden weitere 12 Interviews geführt (davon waren 10 Personen identisch mit dem 
1. Sample). Der Leitfaden für diese Reihe wurde nach der Vorauswertung der ersten Reihe entwi-
ckelt. Der Aufbau des Interviews ist an die erste Interviewreihe angelehnt, nimmt jedoch eine „ex-
post“ Perspektive auf den entstandenen städtebaulichen Entwurf ein und thematisiert die Vorstel-
lungen der Beteiligten zum weiteren Umgang mit dem vorliegenden Entwurf, dessen Einbindung in 
den Beteiligungsprozess und Erwartungen an die Entwicklung eines Bebauungsplanes. Dabei entsteht 
bereits ein stärkerer Fokus auf die unterschiedlichen Akteursperspektiven und durch die Vorstellun-
gen vom Prozessablauf wird auch die Wahrnehmung zu Hand-Offs deutlich. 

Die dritte Interviewreihe fand 2016 nach dem Beschluss zur Auslegung des Bebauungsplanes statt 
und basiert auf den für diese Arbeit formulierten Forschungsfragen, führt die Themen der vorherigen 
Reihen jedoch fort. Im Vordergrund stehen die Perspektiven der Akteure auf den Prozessverlauf und 
auf die Interaktion der Akteure. Die Schilderungen der Interviewpartner*innen zu diesen Themen ge-
ben dabei Aufschluss über das im Rückblick entstehende Narrativ des Planungsprozesses, die Schilde-
rung der Hand-Offs sowie über die im Prozess entstandene Planungskultur. An dieser Reihe nahmen 
neun Interviewpartner*innen teil, die alle schon in einer der beiden vorausgehenden Reihen dabei 
waren. Vor dem Interview wurden die Interviewpartner*innen per Mail gebeten ihre Eindrücke der 
öffentlichen Veranstaltung vom 26.02.2016 zu schildern. Darüber hinaus wurden die Inter-
viewpartner*innen gebeten mit post-its und Beschriftungen die Akteure im Planungsprozess darzu-
stellen und diese Darstellung zu erläutern. Dabei wurden die Bezeichnungen und die Detailgenauig-
keit der Akteursdarstellung von den Interviewpartner*innen selbst definiert.  

In den drei Interviewreihen wurde auf eine Zuschreibung von Zugehörigkeiten der Inter-
viewpartner*innen zu Kollektiven verzichtet und nur eigene Attributionen aufgegriffen. Dies be-
dingte, dass nicht ex-ante eine eindeutige Zugehörigkeit und somit eine einzige Kollektivperspektive 
definiert war, sondern dass die Interviewpartner*innen ihre verschiedenen Kollektivzugehörigkeiten 
während der Interviews unterschiedlich stark ins Spiel brachten.  
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Auch aus diesem Grund erschien es sinnvoll, ergänzend zu diesen drei Interviewreihen auch Exper-
teninterviews zu führen. Ziel war es hier, eher explizit die professionelle Perspektive bzw. eine das 
eigene Kollektiv repräsentierende Perspektive zu erfahren und dabei das Narrativ rollenbedingter 
Deutungen zu dokumentieren (vgl. auch Lamnek, 2006, S. 655–656).  

Die Experteninterviews mit den freien Planer*innen wurden bereits zwischen Mai 2014 und März 
2015 geführt. Die weiteren Interviews wurden zwischen April 2015 und April 2016 geführt. Insgesamt 
wurden acht Experteninterviews geführt:  

• eine Person aus der Politik 
• eine Person aus der Grundstücksentwicklung 
• zwei Personen aus der Verwaltung 
• zwei Personen aus der BürgerInAktion 
• zwei Personen aus freien Planungsbüros 

Auch diese Interviewpartner*innen gehören dabei nicht nur einem der beteiligten Kollektive an, son-
dern sind auch in anderen Kollektiven aktiv (vgl. Tabelle 4). 

Tabelle 4: Kollektivzugehörigkeiten Experteninterviews (Mehrfachnennungen möglich) 

Kollektivzugehörigkeiten Anzahl 

Politik: Beiräte 1 

Grundstücksentwicklung 1 

Verwaltung 2 

Institutionen & Verbände* 3 

Zivilgesellschaft: soziale und politische Initiativen 3 

Zivilgesellschaft: Anwohner*in 5 

Markt: Planer*innen; Nutzer*innen Quartier 2 
∩ Markt & Zivilgesellschaft: Baugruppen & Genossen-
schaft 1 

∩ multiple Kollektive: Jury; Vorbereitungskreis 5 
* (nur aktive Mitgliedschaft oder Arbeitsplatz) 

Reflektion der Forschungsperspektive 
Durch die intensive Begleitung des Prozesses kannten mich die meisten Interviewpartner*innen auch 
von kurzen Gesprächen während der teilnehmenden Beobachtung. Daher war es wichtig, darauf zu 
achten, nicht zu viele der Forschungsannahmen in die Interaktion einzubringen und so möglicher-
weise die Interviewaussagen zu prägen. Daher habe ich vor den jeweiligen Interviews möglichst we-
nige Aussagen zu meiner Sichtweise des Prozesses getroffen. Sicherlich gab jedoch die Transparenz 
des Forschungssettings und die Schilderung der Forschungsfragen bereits Hinweise auf eine be-
stimmte Haltung: Der Ansatz, die Vielzahl der Akteursperspektiven zu untersuchen, zeigt einerseits 
Wertschätzung gegenüber der Perspektive des jeweiligen Gegenübers, vermittelt aber auch eine po-
sitive Haltung gegenüber der Vielzahl von Akteuren und schließt somit ein einseitiges Annähern von 
Positionen eher aus. 

Nach den Interviews habe ich, wenn die Interviewpartner*innen nachfragten, durchaus einige mei-
ner Eindrücke zur Konstellation des Prozesses geäußert. Ohne jedoch Aussagen anderer Inter-
viewpartner*innen wiederzugeben. 
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Ein wichtiger Aspekt, der die Untersuchung mit Sicherheit geprägt hat, war die Dauer der Prozessbe-
gleitung und die wiederholten Interviews: Da ich mit einigen Interviewpartner*innen mehrere Inter-
views geführt habe und auch zwischen den Interviews mit ihnen gesprochen hatte, schrieben mir 
diese häufig mir eine Rolle als „Supervisorin“ zu - sie sprachen dann bewusst reflektierend über den 
Prozess und nutzten die Gespräche explizit für sich selbst zur Klärung der eigenen Perspektive. 

Interviewauswertung 
Die Auswertung des Interviewmaterials lehnt sich an den NCT-Ansatz an (Seidel, 1998). Mit den 
Schlagworten „Noticing, Collecting, Thinking“ wird hier ein Vorgehen der Kodierung und Analyse von 
Daten beschrieben, bei der in mehreren Zyklen Kodes entwickelt und verfeinert werden. Die Inter-
views wurden mithilfe einer Software zur Auswertung qualitativer Daten (ATLAS.ti) analysiert.  

Insgesamt erfolgte die Auswertung entlang mehrerer Achsen, wie: 

• Planungskultur im Planungsprozess
• Kollektive & Akteurskulturen,
• Kommunikationsformate (kommunikative Arenen),
• Interaktionsqualitäten (Akteurkonstellationen und Gestaltung der Beziehungen);

• Planungsinhalte (Themen, Konsens, Konflikte);
• Artefakte der Planung (Aussagen zu Planinhalt, Form und Bedeutung);
• Planungsprozess (Beschreibungen des Gesamtprozesses; einzelner Phasen; einzelner Ereig-

nisse; Hand-Offs);
• Beteiligung und deren Wirkungen (Planungsergebnis, Lernen, Identifikation, Empowerment,

Legitimation, Kooperation, Vernetzung).

Diese Achsen entstanden in zwei Phasen: Zunächst erfolgte eine beschreibende Kodierung und an-
schließend eine, aus den Forschungsfragen und den aus dem Material erwachsenden Kategorien ent-
stehende, konzeptionelle Kodierung (Friese, 2012, S. 12–18). 

Beschreibende Kodierung: 
Die erste Kodierung erfolgte thematisch nach den in den Leitfragen der Interviews bereits angelegten 
Themen:  

• Inhalte der Planung;
• Konsens oder Konflikt zu diesen Themen;
• Beschreibung des Planungsprozesses (Beschreibungen des Gesamtprozesses; einzelner Pha-

sen; einzelner Ereignisse);
• Artefakte der Planung (Aussagen zu Planinhalt, Form und Bedeutung von: Entwurf, Rahmen-

plan, B-Plan, Städtebaulicher Vertrag);
• Identifikation der Kollektive (Nennungen von Akteuren aus der Perspektive Inter-

viewpartner);
• Beteiligung und deren Wirkungen (Planungsergebnis, weitere Wirkungen: Lernen, Identifika-

tion, Empowerment, Legitimation, Kooperation, Vernetzung).
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Hierbei wird in einem hybriden Verfahren gearbeitet: Einerseits werden größere aus der Forschungs-
perspektive bekannte Themenzusammenhänge induktiv kodiert, andererseits werden relevant er-
scheinende Einzelthemen zunächst unhierarchisch kodiert. Auf dieser Basis wird deduktiv geprüft, ob 
die angenommenen Gruppierungsmerkmale auch im Interviewmaterial repräsentiert sind oder ob 
sich aus der emischen Perspektive der Interviewten andere Zuordnungen und Kontextualisierungen 
ergeben.  

Konzeptionelle Kodierung:  
Aus dem so vorstrukturierten Material ließen sich nun eher konzeptionelle Kodes entwickeln. Dabei 
wurden die beschreibenden Kodierungen auf mögliche Muster und weitergehende Konzeptualisie-
rungen untersucht. Durch das in Beziehung setzen der analytischen Achsen entstehen die konzeptio-
nellen Kodierungen. Diese liegen quer zu den bereits vorhandenen beschreibenden Kodierungen und 
synthetisieren aus dem Material abgeleitete Konzepte, wie z.B. Charakterisierungen von Beziehungs-
qualitäten; synthetisierende Konzepte der Planungskultur; Kategorien argumentativer Narrative zu 
Planungszielen. 

Abbildung der Planungskultur 
Um die Planungskultur analytisch fassen zu können, wurden in der Auswertung Schlüsselkategorien 
entwickelt und deren Aspekte entsprechend kodiert.  

Kollektive und ihre Kulturen (Akteurskulturen):  

• Form (Personenkreis, Kriterien der Zugehörigkeit),  
• interne Strukturen, 
• gemeinsame Standardisierungen wie Entscheidungsfindung und Kommunikation  
• Identität und Rolle im Prozess,  
• Aktivitäten,  
• Formulierte Planungsziele 

Kommunikationsformate: 

• Form (Personenkreis, Kriterien der Zugehörigkeit,  
• interne Strukturen  
• gemeinsame Standardisierungen wie Entscheidungsfindung und Kommunikation  
• Ziele,  

Beziehungen der Kollektive (Kooperation, Allianz, Opposition),  

• Beschreibung von Beziehungsqualitäten (Machtkonstellationen, Haltungen) 
• Konflikte und Allianzen zu Planungszielen,  
• Verhandlung von Legitimität 

Die Planungskultur bildet sich aus dem Zusammenspiel dieser Kategorien sowie den verbindenden 
Standardisierungen und Narrativen. In der dritten Interviewreihe finden sich auch kompakte Narra-
tive zum Planungsprozess und zur Interaktion, manche dieser Aussagen schildern so unmittelbar die 
Planungskultur. 

Die Interviewaussagen werden anonymisiert wieder gegeben. In einigen Fällen werden zur besseren 
Lesbarkeit Aliasnamen (mit* gekennzeichnete) verwendet.  
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3.3 Teilnehmende Beobachtung 

Die Interviews fanden eingebettet in eine kontinuierliche teilnehmende Beobachtung statt. Seit 2011 
nahm ich an den öffentlichen Veranstaltungen des Beteiligungsverfahrens, an ausgewählten Veran-
staltungen von aus dem Prozess hervorgegangenen Initiativen sowie an einigen der öffentlichen Ver-
anstaltungen der entscheidenden politischen Gremien teil. 

Methodisch habe ich mich bei der Teilnahme an der aus Ethnologie und Kulturanthropologie stam-
menden Methodik der teilnehmenden Beobachtung orientiert. Die Beobachtung ist dabei immer 
auch als Interaktionsprozess zwischen Beobachteten und Forschenden zu verstehen, da die Anwe-
senheit einer beobachtenden Person sich auf die beobachtete Situation auswirkt. Aus einem kon-
struktivistischen Forschungsverständnis ergibt sich dieser Effekt allerdings in jeder Forschungsaktivi-
tät. Daher kann dem nur durch eine reflektierende Vorgehensweise Rechnung getragen werden 
(McNaughton Nicholls et al., 2014, S. 245–246).  

Die Beobachtung erfolgte offen. Es wurde eine Balance zwischen aktiver und passiver Teilnahme ge-
wählt. Das Verhältnis von Identifikation und Distanz sollte einerseits eine dem Kontext angemessene 
Teilnahme erlauben und andererseits die nötige Distanz wahren, um die Veranstaltungen analysie-
rend beobachten zu können (Lamnek, 2006, S. 498–581). Die von mir eingenommene Rolle kann da-
bei treffend mit „Beobachter als Teilnehmer“ („observer as participant“) beschrieben werden 
(McNaughton Nicholls et al., 2014, S. 246–247).  

Reflektion der Forschungsperspektive:  
Im Verlauf des Planungsprozesses habe ich (nahezu alle) Foren; Spezialveranstaltungen, relevanten 
Beiratssitzungen; relevanten Deputationssitzungen sowie Treffen der BürgerInAktion besucht. 
Dadurch war meine Präsenz in ihrer Kontinuität für andere Akteure deutlich sichtbar. Während der 
Teilnahme an Treffen und Veranstaltungen habe ich eine beobachtende Rolle eingenommen. Sofern 
dies erläuterungsbedürftig war, habe ich dies auch explizit gemacht z.B. in der BürgerInAktion. An 
Gesprächen und Diskussionen nahm ich Kontext bezogen auch teil, habe es jedoch vermieden klar 
meinungsbetonte oder polarisierende Aussagen zu treffen. Stattdessen äußerte ich entweder be-
obachtendes Feed-Back zu einer Situation oder trug – auf Nachfrage - in Einzelfällen fachliches Wis-
sen als Architektin bei, wenn dieses Wissen in der jeweiligen Situation sachlich hilfreich war z.B. 
Pläne lesen und interpretieren.  

In Gesprächen am Rande der öffentlichen Veranstaltungen habe ich eher Fragen gestellt als Position 
bezogen. Dennoch habe ich eine eigene Haltung zu den Themen durchaus erkennen lassen, da mir 
ein anderes Verhalten als sehr unauthentisch und auch nicht der teilnehmenden Beobachtung för-
derlich erschien.  

Im Verlauf des Prozesses wurde ich auch in meiner Rolle als Beobachterin angesprochen. Ich habe 
dann zwar Beobachtungen geäußert, dabei aber so zurückhaltend wie möglich reagiert. Auch haben 
einige Gesprächspartner offensichtlich Gespräche mit mir dazu genutzt, um selbst den Prozess zu re-
flektieren. Diese Reaktion auf meine kontinuierliche Präsenz, hat sich daher sicherlich auf mir darge-
stellte Narrative ausgewirkt, andererseits aber diese Narrative durch die reflektierende Atmosphäre 
auch geschärft. 
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Dokumentation und Analyse: 
Die Beobachtungen wurden in handschriftlichen Notizen protokolliert. Wesentliches Ziel war es die 
Inhalte und Art der Interaktion zu beobachten. So wurde in den Notizen dokumentiert: Teilnehmer-
zahlen, zeitliche Gestaltung, diskutierte Inhalte, kommunikative Settings sowie Besonderheiten der 
Interaktion. Diese Dokumentation der Beobachtungen sicherten ergänzende Informationen zu den 
Interviews sowie den Dokumentenanalysen. Durch die Beobachtung der spezifischen Kommunikati-
onsstrukturen und der Diskurse zu den Planungsinhalten konnten andere Informationszugänge er-
gänzt werden, vor allem aber entstand so ein Bild der „gelebten“ Akteurskulturen.  

Die Erkenntnisse aus der teilnehmenden Beobachtung der ersten Prozessphase haben zur Entwick-
lung forschungsleitenden Fragen dieser Arbeit geführt. 

3.4 Dokumentenrecherche und -analyse 

Parallel zum Planungsprozess fand eine umfangreiche Dokumentenrecherche (überwiegend) im In-
ternet statt. Das Material wurde mithilfe des Literaturverwaltungsprogrammes (Citavi) systemati-
siert. Auf dieser Grundlage wurde ein Gerüst zur Dokumentation des Prozesses erarbeitet.  

Die erfassten Dokumente stammen aus unterschiedlichen Kontexten, wie z.B.: 

• Protokolle der politischen Gremien, öffentlichen Veranstaltungen und Treffen der Bürgerini-
tiative; 

• Beschlussvorlagen politischer Gremien; 
• Pläne (mit beigefügten textlichen Erläuterungen); 
• Flugblätter; 
• Presseerklärungen verschiedener Akteure; 
• Zeitungsartikel; 
• Websites (Projektwebsite etc.). 

Eine erste Betrachtung von Bremer Planungsprozessen fand im Vorfeld dieser Arbeit statt. Die Doku-
mentation wurde parallel zu den Recherchen für diese Arbeit kontinuierlich fortgesetzt. In 2019 
wurde zu diesen Prozessen im Rahmen eines „ResearchTeaching“ Projektes im Master Studiengang 
Architektur eine vertiefende Untersuchung mit Akteursinterviews durchgeführt.  

Reflektion der Forschungsperspektive: 
Die Dokumentenrecherche und -analyse erscheinen zunächst als „neutraler“ Vorgang. Da jedoch 
mein Untersuchungsinteresse die Akteursperspektiven waren, erschwerte mein eigenes immer de-
taillierter werdendes Wissen um den Inhalt der vielen öffentlichen Dokumente teilweise den Zugang 
zu diesen Perspektiven. Da fast alle Dokumente öffentlich sind und somit theoretisch jedem zugäng-
lich, drängt sich der Eindruck der umfassenden Information auf. Auch erschließt sich bei der fokus-
sierten Auswertung einzelner Themenstränge zunehmend die Komplexität der Themen. Das ist erfor-
derlich für das Verständnis des Planungsprozesses. Es spiegelt jedoch nicht die Perspektive auch nur 
eines der Kollektive hinreichend wider. Die Fragen, die sich stellen, sind: Wer nutzt tatsächlich die 
Informationsmöglichkeiten? Und in wie weit werden die Dokumente auch gelesen und verstanden? 
Denn nahezu alle Kollektive verfügen nicht über Zeit, Interesse und planerisches Grundwissen, um 
ähnliche Einordnungen vorzunehmen. Daher könnte durch die Dokumentenanalyse allein, lediglich 
eine Betrachtung aus der Forschungsperspektive hergeleitet werden. Die Dokumente können nur 
durch eine aktive Kontrastierung je nach ihrem Ursprung als Belege für charakteristische Narrative 
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der verschiedenen kommunikativen Kontexte verwendet werden. Um die Perspektiven der Akteure 
zu identifizieren, war es notwendig, auf teilnehmende Beobachtung und Interviews zurückzugreifen. 
Diese geben die Narrative der Akteure zu den einzelnen Aspekten wieder und können somit die Ak-
teursperspektiven repräsentieren. 

Dokumentenanalyse 
Aus den gesammelten Dokumenten wurden kontinuierlich zu einzelnen Themen dieser Arbeit Hinter-
grundinformationen oder Belegstellen gesucht. 

Darüber hinaus fand jedoch auch eine vertiefende Analyse von Dokumenten im Zusammenspiel mit 
der Interviewauswertung statt. Die zur Kategorisierung von argumentativen Narrativen (Diskurse) re-
levanten Dokumente wurden zum Beispiel in ein eigenes ATLAS.ti Projekt importiert.  

Nachdem zunächst in den Interviews verschiedene Argumentationsmuster identifiziert werden konn-
ten, wurden diese am Beispiel einzelner Themen in den Dokumenten und anhand der Notizen aus 
der teilnehmenden Beobachtung überprüft. Die Analyse knüpfte dabei an die Methoden der Wis-
senssoziologischen Diskursanalyse an. Text- oder Interviewpassagen, in denen Argumentationen zum 
untersuchten Thema vorkommen, wurden identifiziert und bildeten die Grundlage der Auswertung.  

Sie werden als Diskursfragmente verstanden d.h. als eine Sammlung von Äußerungen, die die Aussa-
gen des Diskurses verdeutlichen. (Keller, 2011, S. 234). Dabei werden in den Diskursen Bezüge zu un-
terschiedlichen Elementen oder Dimensionen des Diskursgegenstandes gebildet. Diese werden zu 
einer spezifischen Gestalt verbunden und erzeugen so eine „Phänomenstruktur“ (Keller, 2011, 
S. 248–249).  

In der Untersuchung auf wiedererkennbare Argumentationsmuster wurden verschiedenen Dimensio-
nen identifiziert: Kontextualisierung des Problems, Konstruktion kausaler Zusammenhänge in der Ar-
gumentation, als Rechtfertigungsgrundlage benannte Instanzen sowie das als Maxime ausgedrückte 
Verständnis davon wie Planungsziele definiert werden sollten.  

Diese aus der Analyse der Interviews abgeleiteten Kategorien von Argumentationsmustern wurden 
nun an den, in den Dokumenten verfolgten, Mustern überprüft und flossen wieder in die Kodierung 
der Interviews ein. So entstand eine auf Interviews und Dokumenten basierende diskursanalytische 
Untersuchung der Diskurse über exemplarische Planungsinhalte (vgl. auch 6.x). So konnten die jewei-
ligen Rationalitätskonstruktionen der verschiedenen Akteure abgebildet werden. 

Das gewählte adaptive Forschungsdesign und die intensive Begleitung des Planungsprozesses wäh-
rend des Untersuchungszeitraumes erlaubte es, die Relevanz der verschiedenen Charakteristika der 
Planungskultur zu reflektieren und an exemplarischen Materialsequenzen eingehender zu untersu-
chen. 
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 Das Neue Hulsberg-Viertel im Kontext Bremer Planungsprozesse 
Im folgenden Kapitel wird der Planungsprozess zum Neuen Hulsberg-Viertel im Vergleich mit anderen 
aktuellen Planungsprozessen betrachtet. Dabei wird einerseits deutlich, dass das Planungsvorhaben 
in Bezug auf Planungsziele und Prozessgestaltung in vielen Aspekten den Tendenzen für Planungspro-
zesse in Deutschland entspricht. In einer näheren Betrachtung wird vergleichend auf verschiedene 
Bremer Planungsprozesse eingegangen. Hierbei werden insbesondere bei den Planungszielen Ge-
meinsamkeiten deutlich. In Bezug auf die Prozessgestaltung wird jedoch sichtbar, dass trotz allgemei-
ner Tendenzen das Hulsberg-Viertel auch innerhalb Bremens ein Modellprojekt bleibt. 

Für das Planungsvorhaben zum Neuen Hulsberg-Viertel wurden vorab von Seiten der Bremer Politik, 
subsumiert unter der Überschrift „Hulsberg-Quartier sozial, ökologisch und demokratisch gestalten“, 
folgende Planungsziele formuliert (Bremische Bürgerschaft, 2010a, S. 2): 

• Errichtung eines nutzungsgemischten Quartiers (Wohnen und nicht störendes Gewerbe); 
• Ermöglichen einer Vielfalt von Wohn- und Eigentumsformen (mit Projekten gemeinschaftli-

chen Wohnens und zukunftsweisender Wohntypen); 
• Besondere Berücksichtigung ökologischer Belange in Bezug auf Bau, Verkehr, Energie und 

Umwelt; 
• Gewährleistung einer guten Anbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln; 
• Auftrag zu einer umfangreichen und modellhaften Beteiligung der Öffentlichkeit. 

Die Zielvorstellung, Bürgerbeteiligung künftig auszuweiten, geht dabei bereits auf die 2009 veröffent-
liche Wohnungsbaukonzeption zurück (Bremen, 2009). In diesem Konzept wird auch die Bedeutung 
des Vorranges der Innenentwicklung vor der Stadterweiterung sowie das Ziel einer sozial gerechte-
ren Stadt formuliert (Bremen, 2009, S. 5).  

Aus letzterem folgt auch die Notwendigkeit wieder vermehrt in geförderten Wohnungsbau zu inves-
tieren. Denn auch in Bremen ging der Bestand an „Sozialwohnungen“ von 29.600 Wohnungen im 
Jahr 2000 auf 10.400 Wohnungen im Jahr 2010 zurück; mit der Prognose eines weiteren Absinkens 
auf 5.500 Wohnungen bis 2020 (SUBV, 2012, S. 4). Daher suchte der Senat die Kooperation aller Be-
teiligten in Wirtschaft, Politik und Verwaltung, um zwischen Stadt und Wohnungswirtschaft ein 
Bündnis für Wohnen zu schließen, das die Schaffung von attraktivem und bezahlbarem zusätzlichen 
Wohnraum ermöglichen soll (SUBV, 2012, S. 10). Als Konsequenz legte der Senat 2012 zusätzlich (bei 
allen Flächen, für die neues Baurecht geschaffen werden muss, und beim Verkauf kommunaler 
Grundstücke) die Errichtung von 25% geförderten Wohnungsbaus bindend fest, ermöglicht jedoch 
die Anrechnung von Baugruppenprojekten auf den Wohnungsanteil (SUBV, 2016b, S. 8–9). Der Anteil 
geförderten Wohnungsbaus und das Ermöglichen von Baugruppenprojekten wird im Laufe des Pla-
nungsprozesses zum Neuen Hulsberg-Viertel ein zunehmend wichtigeres Planungsziel, das mit ent-
sprechenden politischen Beschlüssen untermauert wird (SUBV, 2016c).  

Diese für die Entwicklung der Neuen Hulsberg-Viertels relevanten politischen Beschlüsse spiegelten 
(zum Zeitpunkt der Auswahl des Fallbeispiels für das Promotionsvorhabens, wie auch aktuell) wich-
tige auf nationaler wie europäischer Ebene propagierte stadtentwicklungspolitische Zielvorstellungen 
wider (BMUB, 2007; Deutscher Städtetag, 2011). Dazu gehören die Innenentwicklung der Städte, Ur-
banität und soziale Integration durch kleinteilige Durchmischung (sozial und nutzungsbezogen), 
Nachhaltigkeit sowie partizipative Prozessgestaltung. Die Entwicklung neuen innenstadtnahen Wohn-
raums mit einem hohen Anteil an geförderten Wohnungen folgt aus den zunehmenden Forderungen 
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nach vermehrtem Wohnungsbau in den Städten, um den Mietpreissteigerungen entgegen zu wirken. 
Und auch die Konversion eines ehemaligen Krankenhausgeländes kann als repräsentatives Planungs-
thema aktueller deutscher Stadtentwicklung gelten.  

Die genannten Aspekte verdeutlichen, dass das untersuchte Fallbeispiel in Bezug auf wesentliche Ge-
bietscharakteristika sowie auf die formulierten Planungsziele repräsentativ für aktuelle deutsche 
städtebauliche Projekte ist und gleichzeitig in der Bündelung all dieser Aspekte auch herausragend 
erscheint.  

In bundesweiten Studien ist der Planungsprozess ein häufig betrachtetes Fallbeispiel, u.a. in: 

• In einer vom Deutschen Städtetag herausgegebenen Projektzusammenstellung von 55 be-
achtenswerten Projekten als relevante Quartiersentwicklung auf innenstädtischen Konversi-
onsflächen eingeordnet (Schaber, 2016) und beschrieben (Skerra, 2016).  

• In einem Ressortforschungsprojekt des BBSR ist das Neue Hulsberg-Viertel eins von 12 Fall-
studien zu Vergabeverfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung (BBSR, 2020)i 

• Für die „Wohnraumoffensive“ des BMI ist es eins vom 63 Beispielprojekten mit gelungenen 
Ansätzen zur Stärkung der Akzeptanz von Neubauvorhaben aus dem Inland und dem europä-
ischen Ausland (BMI, ohne Datum). 

• In einem vom BBSR veröffentlichten Ressortforschungsprojekt "Urbane Freiräume" ist das 
Neue Hulsberg-Viertel eins von zehn Fallstudien zu Stadtquartieren (Kreutz et al., 2017).  

• Im Pilotprojekt Stadtentwicklungspolitik „koopstadt“ der Städte Bremen, Leipzig und Nürn-
berg ist es das Beispielprojekt für Beteiligung auf Projektebene (Freie Hansestadt Bremen et 
al., 2011).  

• Im Forschungsvorhaben multi|kom der RWTH Aachen wird es unter dem Aspekt der Multila-
teralen Kommunikation betrachtet (Fugmann, Ginski, Selle, Thissen et al., 2018; Fugmann, 
Ginski, Selle & Thissen, 2018a, 2018b). Insbesondere die sehr frühe Öffnung des Prozesses 
für Bürgerbeteiligung und der flexible Umgang mit dem Prozess werden hier hervorgehoben.  

In der Zusammenstellung dieser Studien werden die verschiedenen Aspekte deutlich unter denen das 
Projekt deutschlandweit Aufmerksamkeit erfährt. Die Projektbeschreibungen stellen das Vorhaben 
durchaus als Modellprojekt dar. In Bezug auf die Gestaltung des Kommunikationsprozesses wird die 
Modellhaftigkeit des Prozesses allerdings von Klaus Selle in einem späteren Rückblick  auf den An-
fangszeitraum eingeschränkt:  

In einer Sammlung von »Best Practices« (…) könnten die ersten zwei Jahre des Hulsberg-Prozesses eine 
hervorgehobene Stellung einnehmen. Es sieht so aus, als wäre hier im Sinne einer partizipativen Prozess-
gestaltung Vieles richtig gemacht worden: (..) extrem frühzeitiger Beginn, innerhalb gegebener Rahmenbe-
dingungen inhaltlich offener Prozess, umfassende Information und weitreichende Transparenz, vielfältige 
(auch »crossmediale«) Kommunikationsformen, reges Interesse etc. Vor allem aber: substanzielle Erörte-
rungen. Die Interessierten wurden in die Komplexität der Aufgabe involviert. So entstanden insbesondere 
in der ersten Foren-Staffel sehr spannende und keineswegs akademische Lehrstunden in Sachen Städte-
bau und Quartiersentwicklung. (Selle, 2018, S. 290) 

Auf die Entwicklung der Planungskultur aus der Interaktion der zahlreichen Akteure im Verlauf des 
Planungsprozesses werde ich in Kapitel 6 dieser Arbeit näher eingehen.  
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4.1 Bremer Planungsprozesse 

Im Folgenden wird der Planungsprozess zunächst im Kontext anderer vergleichbarer Bremer Pla-
nungsvorhaben betrachtet. Hierbei werden Unterschiede und Gemeinsamkeiten herausgearbeitet. 
Dabei wird die Betrachtung auf die Zusammenhänge verschiedener Projekteigenschaften mit der Ak-
teurskommunikation und der Gestaltung der Bürgerbeteiligung fokussiert. Die Betrachtung der  Pla-
nungsprozesse erfolgt nach folgenden Kriterien: 

• Planungsziele
• Gebietscharakter (Größe/Lage/Vornutzungen)
• Eigentumssituation
• Kommunikative Gestaltung des Planungsprozesses und Phasen der Mitwirkung von Bür-

ger*innen

Der Planungsprozess für das Neue Hulsberg-Viertel ist aktuell eines von vielen größeren Quartiers-
entwicklungsprojekten in Bremen. Als sich 2004 durch Neubaupläne des Klinikum Bremen Mitte die 
Chance für diese Planung bot, gab es kein vergleichbares Vorhaben in Bremen. Lediglich die Planun-
gen auf dem Stadtwerder, hatten eine ähnliche Dimension. Dort handelte es sich jedoch um ein 
Wohngebiet mit einem sehr geringen Anteil gewerblicher Nutzungen (Büro und Dienstleistungen). 
Auch als der eigentliche Planungsprozess 2011 initiiert wurde, hatte sich dieses Szenario kaum geän-
dert. Das Neue Hulsberg-Viertel galt in vielerlei Hinsicht als Pilotprojekt. Seit 2013 jedoch gibt es 
sechs weitere Projekte, die viele Gemeinsamkeiten mit dem Hulsberg-Viertel aufweisen (vgl. Tabelle 
5). Diese, sowie einige weitere relevante Projekte, werden hier im Folgenden näher betrachtet. Eine 
Übersicht zu den in diesem Kapitel diskutierten Planungsprozessen zeigt Tabelle 6. 

Die untersuchten Planungsprozesse lassen sich je nach Planungszielen und Gebietscharakteristika 
(Lage, Größe und Vornutzung) kategorisieren:  

A. über 10ha; Mischung mit Schwerpunkt Wohnen;  
Neue Gebiete; Konversion urbaner Freiflächen; Innenentwicklung; 

• [A1] Bebauung Stadtwerder (19,6 ha) *
• [A2] Gartenstadt Werdersee (2012/16 ha)
• [A3] Ellener Hof (10 ha/2015)*
• [A4] Galopprennbahn (36ha)

*geringfügiger Gebäudebestand vorhanden

B. über 10ha; Wohnen & Gewerbe, Dienstleistungen  
Neue Gebiete; Konversion bebauter Flächen ; Innenentwicklung; 

• [B1] Neues Hulsberg-Viertel (14, 2 ha)
• [B2] Überseeinsel (41,5 ha)
• [B3] Masterplan Vorderes Woltmershausen (55 ha, davon 15 ha Brinkmann, 20 ha swb AG)
• [B4] Coca Cola & Könecke (11 ha)

C. über 10ha; Mischung mit Schwerpunkt Gewerbe & Dienstleistungen; 
Neue Gebiete; Innenentwicklung 

• [C1] Technologiepark (170 ha)
• [C2] Überseestadt (288 ha)
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D. Kleinere Projekte(1-5 ha); Nutzungsmischung;  
Neue Gebiete; Innenentwicklung 

• [D1] Waller Mitte (1,2 ha) 
• [D2] Weser Höfe (1,2 ha) 
• [D3] Sparkassenareal am Brill (1,1 ha) 
• [D4] Kornstraße (2,9 ha) 

E. Weiterentwicklung bestehender Gebiete: 

• [E1] Bahnhofsvorstadt (82ha, mehrere Teilprojekte) 
• [E2] Neue Vahr 2035 (250ha) 

Die hier aufgelisteten Projekte können keine vollständige Auflistung aller Bremer Planungsprozesse 
darstellen. Sie umfasst jedoch die relevanten und vergleichbaren Planungsprozesse im Bereich der 
Innenentwicklung.  

Ein weiterer prominenter, seit 2010 andauernder, Planungsprozess ist die Innenstadtentwicklung 
2025. Sie umfasst neben der Entwicklung der historischen Altstadt auch zahlreiche hier erwähnte 
Teilprojekte wie: Bahnhofsvorstadt, Vorderes Woltmershausen (Teilflächen), die Überseestadt (Teil-
flächen), das Sparkassengelände am Brill. Da diese Teilprojekte in sehr unterschiedlichen zeitlichen 
Dynamiken entwickelt werden, gehe ich hier nur auf die Teilprojekte ein. 

Eingehender betrachtet wird eine Vergleichsgruppe von sieben aktuellen Planungsprozessen, die 
weitgehende Gemeinsamkeiten mit dem Neuen Hulsberg-Viertel [A2-A4; B1-B4] in Bezug auf Ge-
bietscharakteristika und Planungsziele aufweisen (vgl. Abschnitt 4.3) . Es werden jedoch auch einige 
weitere Planungsprozesse betrachtet, bei denen Teilaspekte auf Gemeinsamkeiten mit dem Neuen 
Hulsberg-Viertel hin untersucht werden können. Neben den Gebietscharakteristika ergeben sich 
auch aus der chronologischen Betrachtung Kriterien für den Vergleich der Planungsprozesse.  

Untersuchte Planungsprozesse in chronologischer Reihenfolge: 

Bis 2000 begonnen 
• [A1] Bebauung Stadtwerder (1997) 
• [C1] Technologiepark (verschiedene Phasen ab 1988) 
• [C2] Überseestadt (seit 2000) 

Ab 2010 
• [D1] Waller Mitte (seit 2010) 
• [E1] Bahnhofsvorstadt (seit 2010) 
• [B1] Neues Hulsberg-Viertel (aktuelles Verfahren ab 2011, Feststellung Planungsbedarf 2004) 
• [A2] Gartenstadt Werdersee (seit 2012) 
• [A3] Ellener Hof (seit 2015) 
• [A4] Galopprennbahn (seit 2015)  
• [B2] Überseeinsel (seit 2017) 
• [B3] Masterplan Vorderes Woltmershausen (aktuelles Verfahren seit 2018, FNP Änderung 2015) 
• [E2] Neue Vahr 2035 (seit 2017) 
• [D2] Weser Höfe (seit 2017) 
• [D3] Sparkassenareal am Brill (seit 2017) 
• [B4] Coca Cola & Könecke (seit 2017) 
• [D4] Kornstraße (2018) 
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In der chronologischen Aufstellung wird deutlich, dass größere Planungsvorhaben mit höherem An-
teil an Wohnungsbau in der Innenentwicklung ab 2015 stark zunehmen. Es gab zwar vorher durchaus 
größere Planungsaufgaben, jedoch konzentrierten sich diese überwiegend auf Büro, Einzelhandel 
und Dienstleistungen wie z.B. der Technologiepark [C1], der Masterplan Überseestadt [C2] oder die 
Entwicklung des Space Parks (als Vergnügungspark geplant, 2004 für ein Jahr im Betrieb, seit 2008 als 
Einkaufscenter umgenutzt). Im Sinne der Vergleichbarkeit wird im Folgenden vor allem auf die Quar-
tiersentwicklungen mit relativ hohem Wohnanteil eingegangen. 

4.2 Wandel der Prozessgestaltung 

Die Planungsprozesse, die nach 2010 initiiert wurden, sind auch in der Prozessgestaltung anders. Es 
finden häufiger städtebauliche Wettbewerbe statt und es werden Instrumente informeller Beteili-
gung eingesetzt.  

Dieser Wandel in der Planungspraxis ist Teil eines bundesweiten Trends, der auch in den Positionspa-
pieren des Deutschen Städtetages konstatiert wird (Deutscher Städtetag, 2013). Die Zielsetzung inte-
grierter Stadtentwicklung, die Kooperation der professionellen und nicht professionellen Akteure als 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Stadtentwicklung beschreibt, geht dabei auf die „Leipzig Charta“ 
zurück (BMUB, 2007).  

In der Bremer Politik fand zudem ein Regierungswechsel statt: Während von 1995-2007 die große 
Koalition aus SPD und CDU regierte, stellten ab 2007 SPD und Grüne die Regierung. Die Grünen stell-
ten ab 2008 den Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Energie (der Spiegel, 2007). Auch in der Se-
natsbaudirektion fand 2008 ein personeller Wechsel statt (Pressestelle des Senats, 2008). 

Von 2008 bis 2009 erarbeitete die Stadt Bremen das neue Leitbild zur Stadtentwicklung „Bremen '20 
– Komm mit nach Morgen!“. Aus diesem Leitbild wird ein Wohnungsbaukonzept entwickelt (Bremen, 
2009) . In diesem werden neben der Einführung von Wettbewerben auch der Dialog mit der Woh-
nungswirtschaft sowie die Ausweitung der Bürgerbeteiligung als Maßnahmen benannt: 

Partizipation der Bürgerinnen und Bürger, der Wohnungswirtschaft und gesellschaftlicher Gruppen ist ei-
ner der wesentlichen Schlüssel einer nachhaltigen Quartiers und Stadtentwicklung (…). Sowohl ein inten-
sivierter wohnungswirtschaftlicher Dialog als auch die Weiterführung und Vertiefung bürgerschaftlicher 
Beteiligung beispielsweise, in Form von Sanierungsbeiräten sind daher wichtige Instrumente der Woh-
nungsbaukonzeption des Leitbildes. (Bremen, 2009, S. 5)  

Die postulierten Zielvorstellungen zur Bürgerbeteiligung schlagen sich in einer Reform des Ortsbeirä-
tegesetzes nieder, das die Rechte der Ortsbeiräte erweitern und klarer regeln soll. In der späteren 
Veröffentlichung des Leitbildes (2014) wird dies als wichtiger kommunikativer Baustein angeführt:  

Insgesamt gilt es künftig noch mehr, die Wechselbeziehung zwischen bürgerschaftlichem Engagement und 
städtischem Rahmen im Sinne eines gelebten Gegenstromprinzips – zwischen Fachebene der Ressorts und 
breiter Öffentlichkeitsbeteiligung – aktiv zu gestalten. Die im neuen Beirätegesetz vorgesehenen „Pla-
nungskonferenzen“, bei denen Verwaltung, lokale Politik, Bürgerinnen und Bürger in einen gemeinsamen 
Dialog eintreten, können zentrale Elemente eines neuen Selbstverständnisses sein. Die Erarbeitung von 
Stadtteilkonzepten und die erfolgreich erprobten Bezirkskonferenzen im Rahmen von WiN / Soziale Stadt 
beschreiben weitere Handlungsfelder zur Stärkung des Gemeinwesens. (Bremen, 2014, S. 31)  

Die hier benannten Planungskonferenzen wurden 2010 im Beirätegesetz verankert. Sie konnten je-
doch nicht, wie zunächst im Gesetz vorgesehen, jährlich stattfinden (Bremische Bürgerschaft, 2014). 
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Die entsprechende Bestimmung wurde später dahingehend geändert, dass die Konferenzen einmal je 
Legislaturperiode stattfinden sollen. 

Auch eine konkrete Richtlinie zu einer weitergehenden Bürgerbeteiligung wird in Folge des Leitbildes 
nicht entwickelt. Im Dezember 2013 stimmt die Bremer Stadtbürgerschaft dann für die Erarbeitung 
eines „Entwicklungsplans Bürgerbeteiligung“ (Bremische Bürgerschaft, 2013, S. 5), der schließlich 
2018 vom Bremer Senat beschlossen wurde (Senatskanzlei Bremen, 2018). Trotz des Fehlens eines 
verbindlichen Konzeptes zur Bürgerbeteiligung ist eine Veränderung in der Prozessgestaltung deut-
lich ablesbar, dies wird in den aktuellen Planungsbeispielen deutlich (Abschnitt 4.2.2).  

In den Planungsprozessen, die bis 2000 initiiert wurden fand eine Beteiligung der Öffentlichkeit nur 
im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen statt. Dies sei hier anhand von zwei Planungsprozessen 
illustriert: 

Das Projekt Stadtwerder [A1] weist ähnliche Gebietscharakteristika wie das Neue Hulsberg-Viertel 
auf (Innenstadtnähe, Größe, Neues Gebiet ohne bestehende Wohnnutzung) es soll jedoch ein Wohn-
gebiet (470 WE) mit einem sehr geringen Anteil an Büro und Dienstleistungen entstehen (Michel, 
2014). Das Grundstück gehörte zu Planungsbeginn (1997) der swb AG und wurde später an Projekt-
entwicklungsträger verkauft, die sowohl aus privaten Investor*innen als auch aus Wohnungsbauge-
sellschaften im öffentlichen Eigentum bestehen. 1997 wurde ein Bremer Architekturbüro mit der 
Entwicklung eines städtebaulichen Entwurfes beauftragt. Im Jahr 2004 wurde schließlich ein Bebau-
ungsplan verabschiedet (Bremer Aufbaugemeinschaft, 2006). Die Planungsphase auf dem Stadtwer-
der war jedoch erst 2009 (weitgehend) abgeschlossen. Die Bauphase und weiteren Überarbeitungen 
der Planungen dauerten bis 2014 an. Das Projekt wurde in der Öffentlichkeit durchgehend kontro-
vers diskutiert und galt im öffentlichen Diskurs stets als negatives Gegenbeispiel zum Hulsberg-Vier-
tel in Bezug auf Bürgerbeteiligung und monofunktionelle Nutzung. Eine transparente Prozessgestal-
tung und konsultative Bürgerbeteiligung fand hier bis zum Beschluss des Bebauungsplanes nicht 
statt. Es wurde lediglich im Jahr 2001 eine öffentliche Bürgerveranstaltung im Rahmen des gesetzlich 
Vorgeschriebenen angeboten (Bremische Bürgerschaft, 2004). Ab 2009 kam es schließlich bei der 
weiteren Umsetzung der Pläne zu Planungskonflikten. Diese führten zu öffentlichen Diskussionen mit 
Anwohnern bzw. einer Bürgerinitiative (Michel, 2014).  

Diese Art der Entwicklung Städtebaulicher Planung findet sich auch bei einem weiteren viel beachte-
tes Bremer Stadtentwicklungsprojekt: Der Bremer Überseestadt [C2]. Auf dem Gebiet der ehemali-
gen Überseehäfen findet seit 2001 ein Transformationsprozess statt. In einem Masterplan wurde 
eine Fläche von 288ha für die Entwicklung eines gemischten Gebietes mit Dienstleistungen und Ge-
werbe sowie einem kleinen Anteil an Wohnnutzungen vorgesehen. Der Anteil der Wohnnutzung 
wurde aufgrund von Nachfrageentwicklung sowie der Weiterentwicklung städtebaupolitischer Ziele 
erhöht. Ein Bremer Architekturbüro entwickelte (in Zusammenarbeit mit Landschaftsarchitekten und 
Verkehrsplanern) einen Masterplan. Dieser wurde 2003 von der Bremer Bürgerschaft beschlossen. 
Im Jahr 2019 sind immer noch 106 ha nicht entwickelt (SKUMS). Für die Zielentwicklung des Gesamt-
konzepts fand keine Bürgerbeteiligung statt. Im Laufe der baulichen Realisierung fand ein öffentlicher 
Diskurs zu den im Masterplan vorgesehenen Nutzungen und zum Verkehrskonzept statt. Die Nach-
frage im Bereich der Büroimmobilien war wesentlich geringer als 2003 angenommen. Der Anteil der 
Wohnnutzung wurde stark erhöht. Ursprünglich war von 2.500 Einwohnern (Bremische Bürgerschaft, 
2000, S. 21) ausgegangen worden, 2018 geht die Wirtschaftsförderung von 7.000 Einwohnern in 
2030 aus (WFB, 2018, S. 1–2). Bis 2019 lag die Planung bei rund 5600 Wohneinheiten (inkl. Südseite 
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Europahafen), davon waren jedoch erst 1.942 Wohneinheiten fertiggestellt bzw. im Bau (SKUMS, 
2019a, S. 63). Für einzelne Entwicklungsvorhaben wurden jeweils von den Investor*innen in Koope-
ration mit dem SUBV Architekturwettbewerbe durchgeführt. Eine vorgeschaltete Bürgerbeteiligung 
fand hier nicht statt. Für das erst ab 2017 initiierte Projekt Überseeinsel, eine Erweiterung des Pro-
jekts der Bremer Überseestadt, fand eine Bürgerbeteiligung während der Überarbeitung der Ergeb-
nisse eines Gutachterverfahrens statt (vgl. Abschnitt 4.2).  

Die Geschichte der beiden Planungsprozesse zeichnet den Unterschied zu den im Folgenden betrach-
teten Planungsprozessen mit einem häufigerem Einsatz informeller Bürgerbeteiligung und vermehr-
ten Wettbewerben bzw. Gutachterverfahren (Mehrfachbeauftragungen) nach. Innerhalb der langen 
Projektentwicklungszeiten wurde allerdings auch bei den beiden oben beschriebenen Projekten für 
die zuletzt verwirklichen Teilprojekte die Prozessgestaltung angepasst, so dass es in den letzten Jah-
ren einzelne Elemente informeller Beteiligung gab. Für die neueren Projekte, die erst nach 2010 be-
gonnen wurden, ist die Prozessgestaltung in den meisten Fällen transparenter und enthält in der Re-
gel Elemente informeller Beteiligung, dies wird im Folgenden dargestellt. 

 

 

Tabelle 5: Steckbriefe aktueller Bremer Planungsprozesse (Vergleichsgruppe) 

Neues Hulsberg-Viertel 
14 ha 
Seit 2011 (aktuelles Verfahren), 2004 Geländever-
kauf angekündigt 
Gutachterverfahren 
[1100 WE] 
 
Planung eines neuen Quartiers mit kleinteiliger Nut-
zungsmischung auf einem ehemaligen Krankenhaus-
gelände. Überwiegend Wohnen, davon 30% geför-
derter Wohnungsbau und 20% Baugemeinschaften. 
Sehr Innenstadtnah. Konzipiert als Modellprojekt in 
Bezug auf Nachhaltigkeit und Beteiligung im Pla-
nungsprozess. 
Quellen: 
Website https://neues-hulsberg.de (GEG, 2020) 
sowie:  (SUBV, 2018c) 

Neuer Ellener Hof 
10 ha 
Seit 2015 
[500 WE geplant] 
Gutachterverfahren 
 
Auf dem Gelände eines ehemaligen Jugendheimes 
und einer Seniorenresidenz plant die gemeinnützige 
Bremer Heimstiftung ein Quartier mit überwiegen-
der Wohnnutzung. 25% Anteil geförderter Woh-
nungsbau. Das Quartier soll den Charakter eines ur-
banen Dorfes haben, mit einer Vielfalt an Wohnfor-
men für Studierende, junge Familien und Ältere. 
Nachhaltigkeit (Holzbauweise, Mobilitätskonzept; 
Energieversorgung) ist erklärtes Projektziel. 
Quellen: Website http://blog.ellenerhof.de/ (Bremer 
Kontor GmbH, 2020);  
(SUBV, 2018b) ; (SUBV, 2018a) 

Gartenstadt Werdersee  
16 ha 
Seit 2012 
Gutachterverfahren 
[590 WE geplant] 
 
Planung eines neuen Wohnquartiers (Einfamilien-
häuser, Reihenhäuser und Geschosswohnungsbau) 
auf einer vormals als Friedhofserweiterung vorgese-
henen Grünfläche. Quartierskern mit einer Kita, ei-
ner Grundschule und Einzelhandel geplant. 25% An-
teil geförderter Wohnungsbau. 
Quellen: 
https://www.gartenstadt-werdersee.de/ 

Galopprennbahn 
36ha  
Seit 2015 
Machbarkeitsstudie 
1000 WE – Schätzung zu Planungsbeginn 
 
Auf dem Gelände der Galopprennbahn sollte ein 
neues Quartier entstehen mit Schwerpunkt Woh-
nen. Die Planung wurde durch einen Volksentscheid 
verhindert. Nun Entwicklung von Konzepten zur Nut-
zung der Flächen als Freiraum für Freizeit, Sport und 
Kultur vorgesehen.  
Quellen: 
(WFB);  (SKUMS, 2020b) 
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4.3 Prozessgestaltung in aktuellen Bremer Planungsprozessen 

Im Projektentwicklungszeitraum des Neuen Hulsberg-Viertels  (2011-2020) gibt es mehrere Projekte 
mit sehr ähnlichen Gebietscharakteristika und  Entwicklungszielen: 

1. [B1] Neues Hulsberg-Viertel (2011/14 ha) 
2. [A2] Gartenstadt Werdersee (2012/16 ha) 
3. [A3] Ellener Hof (2015/10 ha) 
4. [A4] Galopprennbahn (2015/36ha) 
5. [B2] Überseeinsel (2017/41 ha) 
6. [B3] Masterplan Vorderes Woltmershausen (2018/55 ha) 
7. [B4] Könecke & Coca Cola (2017/11ha) 

Alle Projekte der Vergleichsgruppe haben eine Fläche von über 10 ha, sind Konversionsgebiete ohne 
bestehende Wohnnutzung und liegen relativ zentral. Die Gewichtung des Wohnanteils ist in den ein-
zelnen Projekten unterschiedlich. Jedoch sind alle Gebiete in ihrer vorgesehenen Nutzung Mischge-
biete mit einer Mischung aus Wohnen, Gewerbe, Dienstleistungen sowie sozialen und kulturellen 
Einrichtungen. Die genannten Projekte sind dem Hulsberg-Viertel in Bezug auf die hier aufgeführten 
Kriterien sehr ähnlich (vgl. Steckbriefe Tabelle 5). 

 

Überseeinsel 
15 ha Kelloggs-Gelände (Teil von Europahafen Süd 
41,5 ha) 
Seit 2017 
[800-1200 WE Kelloggs Gelände geplant] 
Gutachterverfahren 
 
Auf ehemaligen Gewerbeflächen (Kellogg) entsteht 
ein gemischtes Quartier für Wohnen und Gewerbe. 
Weitere gewerblich genutzte Flächen sollen in das 
Konzept integriert werden (Europahafen Süd). Dar-
über hinaus vielfältige soziale und kulturelle Infra-
struktur, neue Mobilitätskonzepte, die Stärkung des 
öffentlichen Raumes am Wasser sowie der Anbin-
dung der Überseestadt an die Bremer Innenstadt. 
Quellen: Website https://www.ueberseeinsel.de/ 
(Überseeinsel GmbH, 2020) 
(SWAH & SKUMS, 2019) 

Masterplan Vorderes Woltmershausen  
55 ha, davon 15 ha Brinkmann, 20 ha swb AG 
Seit 2018 (aktuelles Verfahren), 2015 FNP Änderung  
Planungsauftrag 
1200 – 2000 WE  
 
Umnutzung bisheriger Gewerbeflächen für ein neues 
Quartiers mit Nutzungsmischung aus Gewerbe und 
Wohnen. Schaffung eines Parks als Grünverbindung 
zur Innenstadt.  
Quellen Website https://tabakquartier.com (Justus 
Grosse Real Estate GmbH, 2020; SKUMS, 2020a) 
(SUBV, 2019a) 
(Feldhaus, 2018) 

Könecke & Coca Cola Gelände 
11ha  
Seit 2017 
 
 
 
Umnutzung bisheriger Gewerbeflächen für ein 
neues Quartier mit Nutzungsmischung – Überwie-
gend Wohnen ergänzt durch wohnverträgliches Ge-
werbe, Einzelhandel und Dienstleistungen zur Stär-
kung/Erweiterung des Stadtteilzentrums Hemelin-
gen. Voraussichtlich 25% Anteil geförderter Woh-
nungsbau. 
Quellen: 
(SUBV et al.); (SUBV, 2019b) 
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konkretere Planung lag noch nicht vor. Die Bürgerinitiative erreicht die Durchführung eines 
Volksentscheids im Mai 2019. Dies führt zu einer breiten politischen Diskussion. Die Bürger-
initiative gewinnt letztlich den Volksentscheid, was dazu führt, dass das Gelände nicht für 
Wohnungsbau genutzt werden kann, sondern als Fläche für Erholung, Freizeit, Sport und Kul-
tur (Bremische Bürgerschaft, 2019). So mussten die bisherigen Planungsansätze revidiert und 
neue Lösungen gesucht werden. Die Bürgerinitiative erzwang also letztlich eine Bürgerbeteili-
gung in Form eines Volksentscheids und das Senatsressort initiierte infolgedessen nun von 
Beginn an einen Beteiligungsprozess  zur Definition der Planungsziele (ab 2019).  

• Waller Mitte [D1]: Die Eigeninitiative einer Bürgerinitiative führte zu einem Beteiligungsver-
fahren für das in öffentlicher Hand befindliche Grundstück. Dieser Prozess dauerte von der
Ausformulierung der Planungsziele bis zur Überarbeitung des Entwurfes an und beeinflusste
wesentlich Prozessgestaltung und Ergebnisse der Planung.
Im dicht bebauten Stadtteil Walle sollte eine ehemalige Sportfläche (1,1 ha) für ein Bauvor-
haben genutzt werden. Daraufhin gründete sich eine Bürgerinitiative und setzte sich für den
Erhalt der Freifläche ein. Der Beirat Walle, das Ortsamt West, Immobilien Bremen, der Sena-
tor für Umwelt, Bau und Verkehr sowie die Bürgerinitiative Waller Mitte einigten sich auf die
Einrichtung eines Runden Tisches. Die Gespräche führten letztlich zu einer Entwurfsentwick-
lung in einem Werkstattverfahren. Dabei setzten sich Bürgerinitiative und inzwischen ent-
standene Baugruppen sehr dafür ein die Freifläche weitgehend zu erhalten. Ein Konzept für
eine Randbebauung entstand und die Baugrundstücke wurden nach einer Ausschreibung an
mehrere Baugruppen verkauft (SUBV, 2015a, S. 2).

Beteiligung als Eigeninitiative der Eigentümer: 
• Ellener Hof [A3]: Die Bremer Heimstiftung initiiert von sich aus einen umfangreichen Infor-

mationsprozess und sucht aktiv nach Baugemeinschaften und sozialen Projekten, die Inte-
resse haben, im Projektgebiet zu bauen (vgl. auch Projektsteckbrief in Tabelle 5). In der Um-
setzungsphase erfolgt eine intensive Beteiligung der zukünftigen Nutzer*innen.

• Neue Vahr 2035 [E2]: Das Wohnungsbau Unternehmen GEWOBA initiiert von sich aus einen
Prozess zur Entwicklung einer Zukunftsperspektive für die Neue Vahr, einer 1961 fertigge-
stellten Großwohnsiedlung (250 ha/19.000 Einwohner). Die Stadtplanung wird zum Koopera-
tionspartner. Es finden mehrere Fokusgruppengespräche, Werkstattgespräche mit Expert*in-
nen und Bürgerworkshops statt. Eingebettet in diesen Prozess werden Projektziele erarbeitet
und mehrere beauftragte Planungsteams entwickeln die Entwürfe. Die beteiligten Bürger*in-
nen sind überwiegend Bewohner*innen der Siedlung.

4.3.3 Eigentumsverhältnisse und Mitwirkung von Bürger*innen 

In Bezug auf die Eigentumsverhältnisse kann das Neue Hulsberg-Viertel als Sonderfall gelten. Die Tat-
sache, dass sich das Grundstück während des gesamten Planungsverfahrens im Eigentum der öffent-
lichen Hand befindet, ist sicher nicht als typischer Planungsfall zu betrachten. Aus der Betrachtung 
des Materials wurde deutlich, dass Unterschiede in der Eigentumssituation auch den Einfluss der öf-
fentlichen Hand auf die Gestaltung des Planungsprozesses und die (informelle) Bürgerbeteiligung be-
dingen. Nur beim Neuen Hulsberg-Viertel und beim Projekt Waller Mitte [D1] befand sich das Grund-
stück während aller Planungsphasen in öffentlicher Hand (Stadt Bremen). Bislang trifft dies darüber 
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In einer vergleichenden Betrachtung soll hier noch einmal dargestellt werden, in welchem Umfang 
und in welcher Form Bürgerbeteiligung, als Element der kommunikativen Gestaltung von Planungs-
prozessen, in den untersuchten Bremer Planungsverfahren eine Rolle spielte. Denn obwohl eine Ten-
denz zu mehr Transparenz und zu einer über das gesetzlich Geforderte hinausgehenden Bürgerbetei-
ligung nach 2010 deutlich erkennbar ist, zeigen sich bei den einzelnen Verfahren große Unterschiede. 

Die Antwort des Senats auf die Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (2013) zu Metho-
den und Erfahrungen der Bremer Bürgerbeteiligung gibt hier erste Hinweise auf die Entscheidungs-
kriterien: 

Die Entscheidung für ein Beteiligungsverfahren hängt von den konkreten Rahmenbedingungen des Vorha-
bens ab und ist insofern stets eine Einzelfallentscheidung. Kriterien sind unter anderem die stadtentwick-
lungspolitische Bedeutung, die real gegebenen Entscheidungs- und Handlungsspielräume, die Komplexität 
der Planungsaufgabe, die Mitwirkungsbereitschaft, die möglichst zu erreichenden Zielgruppen, das Kon-
fliktpotenzial. Dieselben Kriterien helfen auch, den notwendigen und vor allem den vertretbaren Aufwand 
für ein Beteiligungsverfahren zu bestimmen. Darin eingeschlossen ist die Überlegung, ob die Beauftragung 
externer Fachleute, auch zur Moderation notwendig und von den Kosten her vertretbar ist. 
Bei Planungskonzepten und Rahmenplanungen von grundsätzlichem Interesse (vgl. Leitbild der Stadtent-
wicklung, Innenstadtkonzept u. a.) ist eine breite Beteiligung der Öffentlichkeit selbstverständlich. Das Be-
teiligungsverfahren soll zu geeigneten Zeitpunkten (Planungsphasen) hinreichende Möglichkeiten zur Mit-
wirkung am transparenten Planungsprozess schaffen. 
Im Bauleitplanverfahren ist die Beteiligung der Öffentlichkeit gesetzlich vorgeschrieben, In der Regel wird 
bei Verfahren von gewisser Bedeutung ein Angebot geschaffen, das über die gesetzlichen Anforderungen 
deutlich hinausgeht. Weiterhin werden wichtige Bauleitplanverfahren in der Regel durch andere infor-
melle Planungsprozesse mit Beteiligungsangebot vorbereitet. (Bremische Bürgerschaft, 2013, S. 12–13) 

Vor dem Hintergrund der hier genannten Entscheidungskriterien werden im Folgenden die verschie-
denen Planungsprozesse auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Prozessgestaltung hin disku-
tiert. Aus dem untersuchten Material ergaben sich folgende Fragen: 

• Wie erfolgt die kommunikative Gestaltung des Planungsprozesses und in welchen Phasen fin-
det eine Mitwirkung von Bürger*innen statt?

• Welche Akteure ergreifen die Initiative zur Partizipation?
• Welche Rolle spielen die Eigentumsverhältnisse für die Mitwirkung von Bürger*innen?
• Welche Rolle spielen Aushandlungsprozesse und Machtbalance zwischen Politik, Stadtpla-

nung und Eigentümern für die Prozessgestaltung?

Diese Fragen gehe ich anhand der bereits in Tabelle 5 beschriebenen Projekte der Vergleichsgruppe  
nach. Zu einzelnen Aspekten werden jedoch einige weitere, eingangs aufgezählte Projekte (Abschnitt 
4.1) aus dem Planungszeitraum nach 2010 herangezogen. Diese sind in Tabelle 6 in Übersichtsform 
dargestellt. 

4.3.1 Kommunikative Gestaltung des Planungsprozesses und Phasen der Mitwirkung von 
Bürger*innen 

Der für das Neue Hulsberg-Viertel beschlossene politische Auftrag, den Planungsprozess als Modell-
projekt in Sachen Bürgerbeteiligung zu behandeln, bedeutet natürlich auch, dass es nicht als Bremer 
Querschnittsprojekt angesehen werden kann. Daher werden hier insbesondere Projekte, die nach 
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Beginn des Beteiligungsprozesses für das Neue Hulsberg-Viertel initiiert wurden, auf die Art der kom-
munikativen Gestaltung des Prozesses hin untersucht. Für die sieben oben genannten Gebiete gilt, 
dass die aktuellen Planungsprozesse erst nach der Erstellung des städtebaulichen Entwurfes für das 
Neue Hulsberg-Viertel und dem vorausgegangenen Beteiligungsverfahren begannen. Bei einigen Pro-
jekten stand ein Planungsbedarf bereits vorher fest, ohne jedoch einen konkreten Planungsprozess 
auszulösen. Für diese Projekte kann angenommen werden, dass der Modellcharakter, den das Huls-
berg-Viertel für Prozessgestaltung und Beteiligung der Öffentlichkeit haben sollte, hier zur Anwen-
dung kommen könnte.  

Die informelle Beteiligung von Bürger*innen in allen Planungsphasen ist ein wesentlicher Aspekt, der 
das Neue Hulsberg-Viertel von den Projekten der Vergleichsgruppe [A2-4; B2-4] unterscheidet. In nur 
einem der anderen Projekte der Vergleichsgruppe (Könecke & Coca Cola Gelände – B4) wurde eine 
konsultative Beteiligung zur Definition der Planungsziele initiiert. In einem weiteren Projekt fand 
zwar eine Beteiligung noch vor der Erstellung eines ersten städtebaulichen Entwurfes statt. Hier war 
jedoch aufgrund der ersten bereits veröffentlichten Planungsziele im Vorfeld ein Konflikt entstanden 
(Galopprennbahn – A4). Die informelle konsultative Beteiligung zu Themen der Bauleitplanung findet 
sich bislang in keinem dieser Planungsprozesse. Dagegen fand in nahezu allen nach 2010 begonne-
nen Projekten, sofern der Planungsprozess bereits so weit fortgeschritten ist, eine Beteiligung in der 
Phase der Überarbeitung eines städtebaulichen Konzeptes statt, auch sie variiert jedoch von Projekt 
zu Projekt stark. Unterschiede bestehen dabei im eher informierenden oder eher konsultativen Cha-
rakter (vgl. auch Tabelle 6), in der Anzahl der Veranstaltungen, der Tiefe der Diskussion sowie der 
Transparenz der Entscheidungen während der Weiterbearbeitung durch das Senatsressort. 

4.3.2 Initiative zur Partizipation 

In fast allen betrachteten Prozessen wird Bürgerbeteiligung von Seiten der Stadtplanung angeboten 
(Top down), das Ausmaß ist sehr unterschiedlich, jedoch die Initiative und die Gestaltung des Rah-
mens wird von den Senatsressorts für Stadtplanung (SUBV) oder Wirtschaft (SWAH) angeboten - ggf. 
in Kooperation mit Eigentümern oder Projektentwicklern. Von dieser Konstellation gab es nur wenige 
Ausnahmen: 

Beteiligung Bottom-Up: 
• Galopprennbahn [A4] - Die Gegenreaktion einer Bürgerinitiative führt zu einem Volksent-

scheid und schließlich zur Ablehnung der ursprünglichen Planungsziele.
Um eine Planung zu ermöglichen kündigte die Stadt Bremen den bisherigen Nutzern des Ge-
ländes: Dem Rennbahnverein (2015) und dem Golfclub (2017). Die Bürger*innen erfuhren im
Dezember 2015 aus der Presse davon, dass auf dem 36ha großen Gelände etwa 1000 Woh-
nungen geplant seien (Hinrichs, 2015). Dies suggerierte, dass die Planungen bereits weit fort-
geschritten seien und rief eine starke Gegeninitiative hervor und eine Bürgerinitiative ent-
stand. Der Beirat Hemelingen war seit 2016 in die Planungsabsichten involviert und initiierte
im Oktober 2016 eine Planungskonferenz zu Galopprennbahn und weiteren Projekten. Der
Beirat nahm eine kritische Haltung ein und forderte mehr Bürgerbeteiligung (Ortsamt
Hemelingen, 2016, S. 10–11). Auch der Beirat Vahr fasst einen entsprechenden Beschluss
(Ortsamt Vahr, 2016). Das SUBV vergab zwischenzeitlich Aufträge für mehrere Gutachten so-
wie eine stadtstrukturelle Analyse, die 2018 öffentlich vorgestellt und diskutiert wurde. Eine
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hinaus auch auf das Projekt bei der Galopprennbahn [A4] zu, hier ist die Planung jedoch nach wie vor 
in der Phase der Definition von Planungszielen. 

Beim Neuen Hulsberg-Viertel gehörte das Grundstück der im Eigentum der Stadt Bremen befindli-
chen Klinikgesellschaft Gesundheit Nord (GeNo). Dieses Grundstück wird von der senatseigenen 
Grundstücksentwicklungsgesellschaft (GEG) betreut und vermarktet. Die Verkäufe finden jedoch erst 
nach der Fertigstellung der Bauleitplanung statt. Die Beteiligung von Bürger*innen fand (mit wech-
selnder Intensität und Qualität) während des gesamten Planungsprozesses, von der Definition der 
Planungsziele bis zur Entwicklung der Bauleitplanung statt.  

Der Planungsprozess zur Galopprennbahn ist, obwohl sich das Grundstück in öffentlicher Hand befin-
det, in Bezug auf den Beteiligungsprozess grundlegend anders gestaltet worden. Auch die Reaktion 
der Bürgerinitiativen unterscheidet sich sehr von der kooperativen Ausgangssituation beim Neuen 
Hulsberg-Viertel. Die Planungen zur Galopprennbahn stießen von Anfang an auf Ablehnung bei eini-
gen Anwohner*innen und Unterstützer*innen des Rennvereins (s. oben). In der Diskussion um mehr 
Bürgerbeteiligung beim Planungsprozess zur Galopprennbahn wird eine Gleichbehandlung mit dem 
Hulsberg-Viertel eingefordert. Von Seiten der Stadt wurde jedoch erst nach der Gründung eines Regi-
onalausschusses durch die Ortsbeiräte Vahr und Hemelingen (2017) sowie der Verschärfung der 
Kontroversen mit der Bürgerinitiative eine öffentliche Veranstaltung angeboten (2018). 

Bei der Gartenstadt Werdersee [A2] befand sich das Grundstück vor Beginn der Planungsphase zu 
großen Teilen in öffentlicher Hand (Stadt Bremen) und wurde zum Zweck der Projektentwicklung ver-
kauft (Sundermann, 2015). Ein informelles Beteiligungsverfahren fand hier nach der Entscheidung für 
einen städtebaulichen Entwurf statt. 

In vier Projekten der Vergleichsgruppe befand sich das Grundstück bereits vor Beginn der Planungs-
phase in privater Hand Ellener Hof (Bremer Heimstiftung bzw. Verein Ellener Hof), Überseeinsel (Kel-
logg’s, u.a. Unternehmen), Vorderes Woltmershausen (swb AG; Sirius Facilities GmbH, u.a. Unterneh-
men) Eine Bürgerbeteiligung bzw. Werkstattverfahren als Planungsinstrumente wurden hier auf un-
terschiedliche Weise erreicht:  

• Beim Ellener Hof [A3] fand die Beteiligung auf Eigeninitiative der neuen Eigentümerin, Bre-
mer Heimstiftung statt (s. oben).

• Für das vordere Woltmershausen (Brinkmann Gelände, swb Gelände und weitere angren-
zende Grundstücke- B3) wurde die Beteiligung durch die politische Einwirkung auf den neuen
Eigentümer (Justus Grosse) bzw. auf die Bestandseigentümerin swb AG erreicht. Zusätzlich
hat sich die Stadt Bremen ein Vorkaufsrecht für das Gelände gesichert.

• Beim Projekt Überseeinsel [B2] wurde der neuen Eigentümerin (wpd AG), nach Absicherung
des städtischen Vorkaufsrechts, ein städtebaulicher Vertrag mit entsprechenden Bindungen
vorgelegt. Wobei hier eine hohe Bereitschaft der Eigentümerin zur Nutzung transparenter
Planungsverfahren zu bestehen scheint.

• Beim Projekt Coca Cola & Könecke [B4] befinden sich 8 ha des 11 ha großen Projektgebietes
in Hand dieser beiden Firmen. Die Stadt hat eine städtebauliche Studie zur Gebietsentwick-
lung in Auftrag gegeben. Deren Ergebnisse wurden mit Eigentümer*innen und Anwohner*in-
nen diskutiert. Da, insbesondere mit den Eigentümer*innen, bislang kein Einvernehmen über
die Gestaltung der Gebietsentwicklung besteht, hat die Stadt sich 2019 das Vorkaufsrecht
gesichert (SKUMS, 2019b; SUBV, 2019b).
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4.3.4 Machtbalance zwischen Politik, Stadtplanung und Eigentümern 

Aus den obigen Beispielen wurde deutlich, dass die Öffentliche Hand bei einigen Planungsprozessen 
durch Gespräche oder auch durch strategische Verhandlungen bei den Eigentümern eine Bereitschaft 
erwirkt, Beteiligungsprozesse mitzutragen oder die Planungsziele der Stadt zu berücksichtigen. Bei 
größeren Planungsvorhaben, die für die Stadtentwicklung relevant erachtet wurden, haben sich Poli-
tik und Stadtplanung in den letzten Jahren durch politische Beschlüsse für ein Vorkaufsortsgesetz 
eine entsprechende Verhandlungsposition gesichert.  

Bei kleineren Bauvorhaben kommt dies aber nicht gleichermaßen zum Einsatz. Es scheint jeweils eine 
Einzelfallentscheidung zu sein: 

• So wurde beim Planungsvorhaben an der Kornstraße [D4] ein Einvernehmen mit den Eigen-
tümern über Planungsziele und Verfahren hergestellt (vgl. Tabelle 6). Das Gebiet kann als
„Urbanes Gebiet“ entwickelt werden. Bislang fand ein Wettbewerb statt und parallel wurde
eine überwiegend informierende Bürgerbeteiligung angeboten.

• Im Falle der Weser Höfe [D2] wurde ein Wettbewerb durchgeführt jedoch auf eine informelle
Bürgerbeteiligung verzichtet (vgl. Tabelle 6).

• im Fall des Sparkassengeländes am Brill [D3] fanden ein Wettbewerb und eine Öffentlich-
keitsbeteiligung im Zuge der Projektvorstellung statt. Über die Beachtung der Wettbewerbs-
ergebnisse besteht jedoch ein Konflikt mit den Eigentümern. Diese legten inzwischen eigene
Planungen vor, über deren Umsetzung mit Politik und Verwaltung verhandelt wird (vgl. Ta-
belle 6).

Bei den Weser Höfen wurde das beschleunigte Verfahren für Innenverdichtung mit unter 20.000 m² 
Grundfläche angewandt (§13a BauGB). Es hätte also auch auf die frühzeitige Beteiligung nach §3 
BauGB verzichtet werden können, dennoch fand zumindest diese statt. Auch in beim Projekt Waller 
Mitte (dessen Flächen jedoch in öffentlicher Hand waren) wurde das beschleunigte Verfahren ange-
wendet, aber dennoch eine weitgehende konsultative Beteiligung durchgeführt (vgl. oben).  

Der Vergleich der Planungsprozesse macht deutlich, dass trotz vieler Gemeinsamkeiten große Unter-
schiede in der kommunikativen Prozessgestaltung zu finden sind. Dies trifft selbst innerhalb der Ver-
gleichsgruppe von aktuellen Projekten mit ähnlichen Planungszielen und Gebietscharakteristika zu 
[A2-A4 & B1-B4]. Transparenz und Art der informellen Beteiligung (Information oder Konsultation) 
scheinen von den Einflussmöglichkeiten, den Einschätzungen des Konfliktpotentials und den Zielvor-
stellungen des Stadtplanungsressorts abzuhängen. Diese werden durch Eigentumsverhältnisse, Kom-
munikation mit Projektenwicklern und politische Zielvorgaben beeinflusst. Dennoch findet in allen 
aktuellen Planungsprozessen letztlich eine über den gesetzlichen Rahmen hinausgehende informelle 
Beteiligung statt. Konsultative Elemente finden sich jedoch überwiegend erst bei der Überarbeitung 
von städtebaulichen Entwürfen. In den anderen Planungsphasen findet meist keine oder nur rein in-
formierende Beteiligung statt. 

Bei der Untersuchung des Planungsprozesses Neues Hulsberg-Viertel fanden sich Hinweise für Krite-
rien, anhand derer Verwaltung und Politik über die frühzeitige Öffnung eines Planungsprozesses für 
informelle Beteiligung entscheiden (vgl. Abschnitt 6.6.). Diese Kriterien zeichnen sich auch bei der Be-
trachtung der weiteren Bremer Planungsprozesse als relevant ab: Eine weitreichende Bürgerbeteili-
gung wird angestrebt, wenn Verwaltung und Politik zur Implementierung Ressourcen aus der Bürger-
schaft benötigen (wie etwa lokales Wissen oder Prozess-Legitimität) und gleichzeitig das mögliche 
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Konfliktpotential für geringer halten als die Chance so Allianzen zur Implementierung zu etablieren. 
Diese Betrachtung zielt auf die Bedeutung von unterschiedlichen Machtressourcen und damit ver-
bundenen asymmetrischen Aushandlungsprozessen. Diese Konstellation prägt letztlich die in einem 
Planungsprozess entstehende Planungskultur. 

Ein weiterer Aspekt sind die Kulturen der involvierten Akteure und die damit verbundenen Haltungen 
im Planungsprozess. Die Akteure bringen auch zur Bürgerbeteiligung und Demokratie unterschiedli-
che Haltungen mit.  

Für Bremen hat Marie Hoppe in einer Studie zur „Wertewelt Bürgerbeteiligung“ (Hoppe, 2014, 2015) 
die Haltungen von Verwaltungsmitarbeiter*innen (in Leitungspositionen), Politiker*innen und Bür-
ger*innen untersucht. Sie stellt fest, dass alle Studienteilnehmer*innen einen politischen Paradig-
menwechsel voraussehen, in dem „das direkt-demokratische Prinzip an Wichtigkeit zunehmen und 
sogar das repräsentativdemokratische Prinzip überholen“ wird (Hoppe, 2015, S. 4). Sie identifiziert 
verschiedene Wertegruppen. Die Zugehörigkeit zu den Akteursgruppen bildet sich nicht eindeutig in 
den Wertegruppen ab, es ist jedoch eine klare Tendenz erkennbar:  

„Mehr Demokratie wagen“ – „wünscht sich mehr Einflussmöglichkeiten der Bürger/innen. (…). Sie 
wollen, dass sich die Politik durch niedrigschwellige, flexible und direkte Zugänge öffnet und die Bür-
ger/innen zum Mitmachen auffordert (Hoppe, 2015, S. 5).“ Diese Werte teilen überwiegend Bür-
ger*innen und nur wenige Politiker*innen und Verwaltungsmitarbeiter*innen. 

„Strukturierte Beteiligung“ - „Bürgerbeteiligung [muss] nach geregelten Verfahren verlaufen und eine 
fachkompetente Auseinandersetzung sicherstellen“ (Hoppe, 2015, S. 5–6). Dieser Gruppe gehören 
ausschließlich Politiker*innen und Verwaltungsmitarbeiter*innen an.  

„Kompetente Entscheidungen treffen“ – „bevorzugt klar das repräsentative Prinzip. Die Befragten 
sprechen sich für stellvertretende Entscheidungen für die Bürger/innen im Sinne des Allgemeinwohls 
aus“ (Hoppe, 2015, S. 6). Diese Werte teilen überwiegend Politiker*innen und Verwaltungsmitglieder 
in Führungspositionen. 

Die Verteilung von Grundhaltungen auf einzelne Gruppen unterstreicht nochmals die Ambivalenz von 
Politik und Verwaltung gegenüber bürgerschaftlichem Engagement (vgl. auch Abschnitt 6.6). Obwohl 
direkte Demokratie als zukunftsprägend angesehen wird, besteht eine große Skepsis. Diese ambiva-
lente Haltung und die fallspezifischen Konstellationen treffen in den Planungsprozessen aufeinander 
und entscheiden so letztlich über die Prozessgestaltung. 

Die frühzeitige und umfangreiche öffentliche Beteiligung im Planungsprozess für das Neue Hulsberg-
Viertel entspricht durchaus den planungstheoretischen Zielvorstellungen des communicative turn. 
Wie der Vergleich mit den verschiedenen Bremer Planungsprozessen zeigt, kann das Neue Hulsberg-
Viertel in Bezug auf die politische Ausgangslage (Beschlüsse zu Transparenz und Nachhaltigkeit), das 
Ausmaß der konsultativen Beteiligung sowie die Eigentumsverhältnisse eher als Sonderfall der Pla-
nungspraxis gelten. Gleichzeitig ist der Planungsprozess im Hinblick auf wesentliche Gebietscharakte-
ristika, sowie in Bezug auf die durch die Politik definierten Planungsziele repräsentativ für aktuelle 
deutsche städtebauliche Projekte.  
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PROZESS GRÖSSE BEGINN STAND EIGENTUM BETEILIGUNG IN  DER PLANUNGSPHASE §3,4

VOR WÄHREND NACH* PLANUNGSZIELE PLANENTWICKLUNG PLANÜBERARBEITUNG BAULEITPLANUNG

A1 Stadtwerder 1997

B1 Hulsberg-Viertel 2011

A2 Gartenstadt Werdersee 2012

A3 Ellener Hof 2015

A4 Galopprennbahn 2015

B2 Überseeinsel 2017

B3 Woltmershausen 2015/18

B4 Könecke & CocaCola 2017

E2 Neue Vahr 2017

D1 Waller Mi� e 2010

D2 Weser Höfe 2017

D3 Sparkassenareal 2017

D4 Kornstraße 2018

W >10

WG

>10

WG

>20

EXEMPLARISCHE BREMER PLANUNGSPROZESSE IM VERGLEICH [STAND MÄRZ 2020]

WG >10

W

>10

>10

W

>20

>20WG

>20WB

W <2

WG <2

WG

WG

<2

<2

<5

<5

WG

>20

LEGENDE

WG

W

WB

MISCHUNG  
WOHNEN & GEWERBE 

ÜBERWIEGEND  
WOHNEN

WOHNGEBIET  
IM BESTAND

ÜBER 20HA

ÜBER 10HA

UNTER 5HA

UNTER 2HA

ENTWICKLUNG
PLANUNGSZIELE

IN PLANUNG

DETAILPLANUNG

VERKAUF  
GRUNDSTÜCKE

IN BAU

FERTIGGESTELLT

PRIVAT

ÖFFENTLICH

TEILWEISE ÖFFENTLICH 

PRIVAT  
GEMEINNÜTZIG

*GEPLANT

>10
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PROZESS GRÖSSE BEGINN STAND EIGENTUM BETEILIGUNG IN  DER PLANUNGSPHASE §3,4

VOR WÄHREND NACH* PLANUNGSZIELE PLANENTWICKLUNG PLANÜBERARBEITUNG BAULEITPLANUNG

A1 Stadtwerder 1997

B1 Hulsberg-Viertel 2011

A2 Gartenstadt Werdersee 2012

A3 Ellener Hof 2015

A4 Galopprennbahn 2015

B2 Überseeinsel 2017

B3 Woltmershausen 2015/18

B4 Könecke & CocaCola 2017

E2 Neue Vahr 2017

D1 Waller Mi� e 2010

D2 Weser Höfe 2017

D3 Sparkassenareal 2017

D4 Kornstraße 2018

W >10

WG

>10

WG

>20

PLANUNGSVERLAUF

KONSULTATIONEN

INFORMATION

BÜRGERBETEILIGUNG NACH §3,§4 BauGB 
BEREITS ERFOLGT 

LAYOUT: LUISA VON LEWEN & ALMUT WOLFF 

Tabelle 6: Exemplarische Bremer Planungsprozesse im Vergleich  
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 Hand-Offs und Filterung von Informationen im Planungsprozess 
Der Verlauf und die Ergebnisse von Planungsprozessen spiegeln sich in der Entwicklung des Planes als 
Planungsartefakte wider. Der Begriff Plan meint hier die Summe der Planungsdokumente wie: städte-
baulicher Entwurf, Bebauungsplan, städtebaulicher Vertrag, Verfahren der Grundstücksvergabe, etc. 
Viele Handlungen der Akteure beziehen sich auf die Gestaltung des Planes, da sich aus diesen Doku-
menten die Spielregeln zur Gestaltung des Quartiers ergeben. Sie bestimmen neue Handlungschan-
cen (wohnen, Gewerbe betreiben, investieren, öffentliche Räume nutzen). Dabei ist die Gestaltung 
des Plans nicht unbedingt die Ausgangsmotivation, sondern das im Planungsprozess verhandelte Me-
dium, durch das die Umsetzung anderer Interessen abgebildet wird. Dieser etablierten Rolle der Pla-
nungsartefakte folgend, erscheint es relevant zu betrachten, welche Akteure, wann im Prozess, auf 
welche Weise auf diese Dokumente einwirken können.  

Im Laufe eines Planungs- und Beteiligungsprozesses werden immer wieder Zwischenergebnisse der 
Planung an andere Akteure übergeben und für diese zur Diskussion gestellt oder zu Weiterbearbei-
tung überlassen. Zum Beispiel: 

• Ergebnisse von öffentlichen Diskussionen werden zusammengefasst und fließen in die Auslo-
bung für einen Wettbewerb ein.

• Ein Plan wird der Öffentlichkeit präsentiert und dessen Weiterentwicklung in Beteiligungsver-
anstaltungen oder politischen Gremien diskutiert.

• Ein politisches Gremium fällt eine Entscheidung zur weiteren Planung und beauftragt die Ver-
waltung mit der Weiterbearbeitung und der fachlichen Abwägung von Zielkonflikten.

Diese Zwischenergebnisse der Planung sind jeweils Produkte von Handlungsabläufen, in denen Infor-
mationen gefiltert werden. Das heißt die jeweiligen Akteure geben einer Information Ausdruck und 
Gewicht, so wie es ihrer eigenen Handlungslogik entspricht. Dies trifft dann auf die Positionen und 
Handlungslogiken weiterer Akteure. 

Carolyn Loh vergleicht die Übergabe ("hand-off") von Planungsergebnissen zwischen den verschiede-
nen Personen, Entscheidungsgremien und Dokumenten mit der Übergabe eines Staffel-Stabes (Loh, 

2012, S. 33). Diese Hand-Offs habe ich im Aufsatz „Kommunikation und Hand-Offs in Planungsprozes-
sen“ in der pnd-online (Wolff, 2016a) eingehender dargestellt. Dabei wurde deutlich, dass sich am 

Beispiel des Planungsprozesses zum Neuen Hulsberg-Viertel zahlreiche Hand-Offs nachvollziehen las-
sen. Diese finden jedoch auf verschiedenen Ebenen statt: 

• die Übergabe von Verantwortlichkeiten und Handlungshoheit
• die Übergabe dokumentierter Ergebnisse der kommunikativen und gestalterischen Prozesse

(Planungsartefakte)
Innerhalb der verschiedenen Planungsphasen finden allerdings weitere komplexe und iterative Kom-
munikations- und Entscheidungsprozesse statt. Daher wurden auch die Filterungsprozesse ausgelo-
tet, die aus Hand-Offs resultieren bzw. mit ihnen einhergehen, wenn die unterschiedlichen Akteure 
sich mit den Planungsergebnissen mit ihrer jeweils eigenen Handlungslogik auseinandersetzen 
(Wolff, 2016b).  

Der Artikel ist nachfolgend eingefügt und bildet die Basis für die spätere vertiefende Betrachtung der 
Akteursperspektiven zu diesen Hand-Offs und Filterungen (Kapitel 7).  
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ARTIKEL 2:  
KOMMUNIKATION UND HAND-OFFS IN PLANUNGSPROZESSEN - AM BEISPIEL DES NEUEN 
HULSBERGVIERTELS 

Wolff, A. (2016). Kommunikation und Hand-Offs im Planungsprozess. Am Beispiel des Neuen Hulsbergviertels.  

Veröffentlicht in: pnd online. (2), 1–13. http://archiv.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/doku-
mente/2_2016/pnd-online_2016-2.pdf 
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 Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels 
Bereits in den vorausgehenden Kapiteln wurde die Interaktion der Akteure in den Aushandlungspro-
zessen zu Planungsinhalten und Prozessgestaltung dargestellt. In Kapitel 5 wurde dabei auch bereits 
auf die Filterung von Informationen durch die einzelnen Akteure mit ihren spezifischen Interessen 
und Handlungslogiken eingegangen. Diese Beobachtungen werden im Folgenden nun verknüpft mit 
den bisher theoretisch formulierten Ansätzen zu Planungskultur (vgl. Abschnitt 2.4). Mit Hilfe der In-
terviews, der teilnehmenden Beobachtung und der Dokumentenanalyse wurden prägende Elemente 
der Planungskultur für die Fallstudie zum Neuen Hulsberg-Viertel identifiziert. Diese Schlüsselaspekte 
werden mit unterschiedlichen methodischen Vorgehensweisen herausgearbeitet und in den folgen-
den Abschnitten diskutiert. 

Aus diesen empirischen Untersuchungen entsteht ein Bild davon, wie sich durch die Interaktionen 
innerhalb des Planungsprozesses zum Neuen Hulsberg-Viertel eine spezifische Planungskultur konsti-
tuiert hat. Um dieses Entstehen einer Planungskultur im Zusammenspiel vielfältiger Akteurskulturen 
nachvollziehbar zu machen, wurden kulturelle Charakteristika einzelner Akteure untersucht, denn 
„die Akteure bringen (…) jeweils eigene, durch ihren Arbeitsalltag oder ihre Lebenswelt begründete 
Handlungslogiken ein“ (Werner, 2012, S. 14). Aus der Interaktion der Akteure entsteht schließlich ein 
„Prozessraum“ (Hilpert, 2002, S. 87–88), in dem die Akteure durch ihre Interaktion eine für das jewei-
lige Planungsprojekt spezifische Konstellation von Konflikten und Allianzen entwickeln. Diese spezifi-
schen Konstellationen zwischen den Akteuren prägen die Planungskultur als Ganzes (vgl. Kapitel 2) 
und werden daher in den folgenden Abschnitten eingehender betrachtet werden. 

Die Interaktion innerhalb dieses Prozessraums ermöglicht die Entwicklung gemeinsamer Standardi-
sierungen, also der innerhalb eines kulturellen Kontextes charakteristischen Muster der Kommunika-
tion, des Denkens, Fühlens und Handelns (Hansen, 2009, 2011). Für den Planungsprozess zeigen sich 
diese daran, dass gemeinsame Kommunikationsformate etabliert werden sowie Grundelemente der 
Prozessgestaltung und Formen der Entscheidungsfindung von den Akteuren anerkannt werden oder 
zumindest allen Beteiligten bekannt sind. Planerische Zielvorstellungen – auch divergierende – sind 
Teil des gemeinsamen kommunikativen Repertoires. In der Kommunikation entstehen auch geteilte 
sprachliche Codes zu den Planungsthemen. Die am Planungsprozess Beteiligten können die entstan-
denen Standardisierungen dechiffrieren und in das Konglomerat der projektspezifischen Planungskul-
tur einordnen (Wolff, 2016b, S. 63). 

Die einzelnen Kollektive gehen im Laufe des Prozesses unterschiedliche Arten von Beziehungen mit-
einander ein. Sie interagieren dabei in unterschiedlichen Konstellationen und kommunikativen Situa-
tionen miteinander. Das heißt die Interaktion findet nicht durchgängig innerhalb eines einzigen Kom-
munikationssettings, sondern in vielfältigen Kommunikationsformaten mit jeweils eigenen Dynami-
ken und Entscheidungsfindungsstrukturen statt. So entwickeln sich innerhalb der Kommunikations-
formate eigene Standardisierungen. Und die Kollektive können in den jeweiligen Kommunikationsfor-
maten unterschiedliche Rollen einnehmen und dadurch jeweils spezifische Konstellationen erzeugen.  

Diese Kommunikationsformate wiederum nehmen innerhalb des Planungsprozesses spezifische 
Funktionen ein. Die öffentlichen Veranstaltungen zur Bürgerbeteiligung (Foren u.a.), die verschiede-
nen politischen Gremien, die verwaltungsinternen Planungsgespräche (Jour fixe u.a.) und die Treffen 
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zivilgesellschaftlicher Initiativen, der Vorbereitungskreis der Foren, etc. sind alle Bestandteil des Pla-
nungsprozesses. Sie haben jedoch, nicht zuletzt bedingt durch die Machtkonstellationen, auf sehr un-
terschiedliche Weise Einfluss auf den Prozessverlauf und die Planungsinhalte. 

Durch die Interaktion der Kollektive innerhalb dieses Settings entstehen zwischen den Kollektiven 
spezifische Beziehungen mit ganz unterschiedlichen Qualitäten. In der Folge entwickelt sich aus den 
Kollektivbeziehungen eines konkreten Planungsprozesses eine projektspezifische Planungskultur, die 
sich durch das charakteristische Konglomerat seiner Kollektivbeziehungen auszeichnet. Dabei bleiben 
die Divergenz von Interessen und Einwirkungsmöglichkeiten sowie die Heterogenität der einzelnen 
Kollektive und ihrer Kulturen erhalten (Wolff, 2016b, S. 60). 

Die unterschiedlichen Akteure bringen die kulturellen Merkmale ihrer eigenen Kollektive in die Inter-
aktion ein. Diese sind bei einigen Akteuren bereits aufgrund einer professionsspezifischen Kultur vor-
handen, entstehen bei anderen Akteuren hingegen oft erst im Prozessraum des Planungsprozesses.  

Das bedeutet auch, dass die einzelnen Kollektive ihre internen Standardisierungen aufrechterhalten 
und situationsabhängig auch in den Kommunikationsformaten des Planungsprozesses aktivieren.  

Die daraus entstehende Dynamik in den Konstellationen zwischen den Kollektiven ist ein weiteres 
charakteristisches Merkmal der jeweiligen Planungskultur. Deutlich werden diese Konstellationen bei 
der Betrachtung der Konflikte und Allianzen in der Interaktion im Laufe des Planungsprozesses. Bei 
dieser Betrachtung erscheinen vor allem folgende Aspekte für die Planungskultur relevant:  

• Konflikte und Allianzen zu den inhaltlichen Zielen der Planung,  
• Konflikte und Allianzen zur Gestaltung des kommunikativen Planungsprozesses,  
• die Dynamik der Machtkonstellation unter den Akteuren.  

 

In der empirischen Untersuchung des Fallbeispiels wurde die Wahrnehmung der einzelnen Kollektive 
zur Planungskultur untersucht. Aus Interviews, Dokumenten und Beobachtungen werden die Narra-
tive der Kollektive zu ihrer eigenen Kultur sowie zur Planungskultur für das Projekt Neues Hulsberg-
Viertel herausgearbeitet.  

Zunächst wurden die beteiligten Kollektive identifiziert. Mit den Vertretern einiger im Prozess beson-
ders aktiver und sichtbarer Kollektive wurden zusätzlich Experteninterviews geführt. Auf der Grund-
lage dieses Materials sowie der anderen Quellen (Dokumentenauswertung, Teilnehmende Beobach-
tung; Interviewreihe 3) wurden für diese Kollektive Steckbriefe erstellt, die Aufschluss über die As-
pekte der Akteurskultur geben (vgl. Abschnitt 6.2). 

Um wesentliche Charakteristika der Akteurskulturen sowie der im Prozess etablierten Kommunikati-
onsformate abzubilden, wurden aus dem empirischen Material Kategorien der unterschiedlichen For-
men der Entscheidungsfindung und Kommunikationszwecke entwickelt (vgl. Abschnitt 6.1).  

Im Weiteren werden die im Laufe des Planungsprozesses etablierten Standardisierungen beschrie-
ben, dabei liegt der Schwerpunkt auf den Kommunikationsformaten (vgl. Abschnitt 6.3) in den fol-
genden Abschnitten werden weitere Standardisierungen dargestellt. 

Hierauf aufbauend werden anschließend die oben benannten Aspekte der Planungskultur betrachtet. 
Die am Planungsprozess beteiligten Kollektive entwickeln ein gemeinsames Narrativ zum Prozessver-
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lauf, dabei fließen jedoch die unterschiedlichen Vorstellung von Prozessgestaltung sowie von Kom-
munikations- und Entscheidungsfindungsprozessen in die jeweiligen Narrative ein. Die Gesamtheit 
dieser Narrative erzeugt ein Bild der Planungskultur unter dem Aspekt der Prozessgestaltung (vgl. Ab-
schnitt 6.4).  

Zu den Planungsinhalten werden im Laufe des Prozesses Divergenzen und Konvergenzen der Pla-
nungsziele unter den Akteuren artikuliert. Dabei verfolgen die jeweiligen Kollektive die vertretenen 
Ziele mit eigenen Argumentationslinien, die die Themen zum Teil in sehr unterschiedlichen Kontex-
ten verorten. Daraus entstehen themenspezifische Konstellationen, in denen auch die Legitimität des 
Handelns der einzelnen Kollektive mitverhandelt wird (vgl. Abschnitt 6.5).  

Alle inhaltlichen und prozessgestaltenden Aushandlungsprozesse sind von den Machtkonstellationen 
zwischen den einzelnen Kollektiven geprägt. Die beteiligten Kollektive verfügen über sehr unter-
schiedliche Ressourcen, um auf Entscheidungen im Planungsprozess Einfluss zu nehmen. Dement-
sprechend wählen die einzelnen Akteure gezielt ihre Handlungsweisen bzw. Aktionsformen. Auf 
diese Weise prägen die vorhandenen Machtressourcen sowie deren Einsatz durch die Akteure die 
Planungskultur (vgl. Abschnitt 6.6). 

6.1 Etablierte Zwecke der Kommunikation und Formen der Entscheidungsfindung 

Ein wesentlicher Aspekt der Planungskultur sind die Prozesse und Formen der Entscheidungsfindung. 
Form und Zeitpunkt der im Planungsprozess erforderlichen Entscheidungen werden wesentlich durch 
gesetzliche Regelungen sowie durch etablierte Prozedere in Politik und Verwaltung geprägt. Bevor es 
jedoch zu verbindlichen Entscheidungen kommt, gibt es lange Phasen, in denen die Planungsziele 
und -ergebnisse diskutiert und modifiziert werden. Diese Entscheidungsfindungsprozesse finden in 
vielen verschiedenen kommunikativen Kontexten statt: Innerhalb der Verwaltung, in politischen Gre-
mien, in öffentlichen Diskussionen, in individuellen oder kollektiven Aushandlungsprozessen. Die in-
volvierten Kollektive bringen in diese unterschiedlichen Settings spezifische Haltungen zu Kommuni-
kation und Entscheidungsfindung ein.  

Das heißt, einerseits gibt es festgeschriebene Regeln der Entscheidungsfindung, die mit ihren Regula-
rien und Modalitäten den beteiligten Kollektiven, zumindest in groben Zügen, bekannt sind. Die Tat-
sache, dass die politischen Entscheidungen verbindlich für den Planungsprozess sind, wird von den 
beteiligten Kollektiven akzeptiert und setzt so einen Rahmen für den Planungsprozess. 

Andererseits haben die einzelnen Kollektive intern sehr verschiedene Vorstellungen von adäquaten 
Wegen und Formen der Entscheidungsfindung. Diese werden als etablierte Routinen innerhalb der 
einzelnen Kollektive umgesetzt. In der Interaktion im Planungsprozess werden diese Haltungen und 
Routinen jedoch dem jeweiligen Kommunikationssetting angepasst.  

Die einzelnen Kollektive verfügen über spezifische Muster ihrer internen Kommunikation. Dies zeigt 
sich sowohl in den Zwecken, die Kommunikation erfüllt, als auch in der jeweils etablierten Form der 
Entscheidungsfindung. 

Während also das Ziel von Kommunikation zunächst in der Verständigung liegt, beinhaltet sie dar-
über hinaus Zwecke, die darauf ausgerichtet sind, ein aus der Verständigung folgendes Handeln zu 
bewirken (Krallmann et al., 2006, S. 265; Ungeheuer & Juchem, 2010, S. 10).  
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Die jeweils bezweckten Kommunikationsergebnisse und lassen sich einzelnen Kategorien zuordnen: 

1. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (multilateral)  
2. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (bilateral)  
3. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (einseitig)  
4. protestieren 
5. Kooperation, Erörterung und Lernen  
6. Information  
7. Manipulative Ziele 

Die Auflistung dieser angestrebten Kommunikationsergebnisse zeigt die Unterschiedlichkeit der Ar-
ten von Handlungen, die von den Sprechenden mit der Kommunikation erreicht werden sollen. In 
den Interviews beschreiben die Befragten für die Kommunikation innerhalb ihrer Kollektive sowie für 
die Kommunikation in den multilateralen Kommunikationsformaten eine Bandbreite von Kommuni-
kationszwecken.  

Aus dem kodierten Interviewmaterial wurde ein Katalog von Kommunikationszwecken erarbeitet:  

1. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (multilateral)  
• Überzeugen (Handlung verändern)  
• verhandeln   
• gemeinsame Handlungsfähigkeit herstellen (als Kollektiv)   
• eine Vereinbarung treffen,   
• Herbeiführen von Konsens   

2. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (bilateral)  
• Herbeiführen einer Abstimmung/Mehrheitsbildung   

3. Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungsfähigkeit (einseitig)  
• sich durchsetzen (Machtposition / Hierarchie)  

4. Protest 
• protestieren 

5. Kooperation, Erörterung und Lernen  
• kooperieren (sich gemeinsam etwas erarbeitet haben) 
• informierte Diskussion 
• ergebnisoffener Austausch  
• Überzeugen (Akzeptanz erreichen)  
• klären (Dissense/Konsense benennen)  
• Vorbereiten der „entscheidungslosen Verständigung“ 
• Jemanden "mitnehmen", qualifizieren 

6. Information & Transparenz 
• informieren, zur Kenntnis geben 
• konsultieren 
• etwas öffentlich bekannt machen  
• klären (Dissense/Konsense benennen)  
• Jemanden "mitnehmen", auf dem Laufenden halten 

7. Manipulative Ziele 
• Jemanden "mitnehmen", ins Boot holen 
• jemandem etwas „unter vier Augen“ anvertrauen 
• sich profilieren   
• Diskreditierung anderer   
• manipulieren  
• etwas verschleiern/sich bedeckt halten 
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An diesen Zuschreibungen von Kommunikationszwecken zu verschiedenen Kommunikationsforma-
ten sowie zu den Kommunikationsabsichten einzelner Prozessbeteiligter, lässt sich die Vielfalt der 
kommunikativen Situationen ablesen.   

Diese Zwecke verdeutlichen dabei nicht nur die Atmosphäre eines Kommunikationsformates als Gan-
zes, sondern weisen auch auf das Thema der Entscheidungsfindung hin. Denn entsprechend der do-
minanten Kommunikationszwecke, sind in den Kollektiven bzw. den multilateralen Kommunikations-
formaten verschiedene Formen der Entscheidungsfindung akzeptiert oder etabliert. Diese Formen 
der Entscheidungsfindung sind in unterschiedlichem Maße fixiert oder entstehen Anlass bezogen in-
nerhalb der Kommunikationsformate. Darüber hinaus gibt es, wie in den öffentlichen Veranstaltun-
gen, das Phänomen, dass eine Diskussion zu einem bestimmten Zeitpunkt als gesättigt betrachtet 
und beendet wird, ohne eine eindeutige Entscheidung zu treffen.  

Sofern Entscheidungen getroffen werden, lassen sich diese in multilaterale, bilaterale oder unilate-
rale Formen der Entscheidungsfindung differenzieren: 

Multilateral: 
• gemeinsames Handeln trotz internem Dissens (Verabredung)
• Aushandlungsprozess divergierender Interessen (Kompromiss)
• Konsens

Bilateral: 
• Abstimmung (Mehrheitsbildung)

Unilateral: 
• Abwägung der Interessen/Ziele
• etwas durchbringen
• Durchsetzen (mittels Machtposition)
• Delegation an internen/externen Entscheider

undefiniert: 
• Entscheidungslose Verständigung

Diese unterschiedlichen Formen der Entscheidungsfindung prägen die Planungskultur wesentlich, da 
damit je nach kommunikativem Kontext verschiedene Standardisierungen greifen, die erst in ihrer 
Vielfalt das Spezifische der Planungskultur beschreiben können. 

Die Beschreibungen von Kommunikationszwecken und Formen der Entscheidungsfindung fanden da-
her Eingang in die im Folgenden dargestellten Charakteristika der am Prozess beteiligten Kollektive 
sowie der Kommunikationsformate. 

6.2 Kollektive im Planungsprozess 

In der Dokumentenanalyse wurden die Kollektive zunächst nach Akteurssphären strukturiert betrach-
tet (siehe auch Akteursübersicht in Abschnitt 4.1 sowie Wolff, 2016a). Die Begriffe Akteure und Kol-
lektive werden dabei in dieser Arbeit synonym verwendet. Diese Systematisierung der identifizierten 
Akteure in Sphären wie Politik, Projektentwicklung, Verwaltung, Institutionen und Verbände, Zivilge-
sellschaftliche Initiativen, Markt sowie einigen Schnittmengen entspricht jedoch nicht der Sichtweise 
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aller in den Interviews befragten Personen. Um die Sichtweisen der Befragten zu erfahren, wurden 
die Interviewpartner*innen der dritten Interviewreihe (I3) und die der Experteninterviews (E) gebe-
ten, die aus ihrer Sicht am Prozess beteiligten Akteure zu benennen. Darüber hinaus wurden die Nen-
nungen von Akteuren im Verlauf des Interviews ausgewertet.  

Bei einer Addition aller in den Interviews ge-
nannten Kollektive wird die beeindruckende 
Zahl von 125 verschiedenen Kollektiven er-
reicht. Dabei variieren die „Körnung“ und der 
Grad der Systematisierung der Kollektive zwi-
schen den einzelnen Interviews sehr stark. 
Dies führt bei einer nicht extern vorgenom-
menen Kategorisierung zu dieser hohen Zahl 
an Nennungen. Zum Beispiel benennen einige 
Befragte immer nur pauschal „die Verwal-
tung“, während andere die Akteure systema-
tisieren, also je nach Kontext über Verwal-
tung, spezifische Senatsressorts oder deren 
Abteilungen wie z.B. Stadtplanung, Verkehr 
etc. sprechen. Dieser Unterschied in der 
Wahrnehmung geht oft einher mit dem indi-
viduellen Einblick in die Strukturen oder auch 
der Haltung gegenüber einzelnen Akteuren.  

Abb. 8: Kumulierte Anzahl der Nennung von Kol-
lektiven in  
Interviewreihe 3 und Experteninterviews 

Die meistgenannten Kollektive sind das SUBV (als Senatsressort und Prozesskoordinator), die Bürger 
InAktion (BIA) und die GEG (als Grundstücksentwicklungsgesellschaft und Prozesskoordinatorin). 
Auch die am häufigsten benannten Einzelpersonen bezeichnen die exponierten Personen aus diesen 
Kollektiven. 

Darüber hinaus wurden häufig die auf den Foren Anwesenden als Referenz verwendet. Daher wur-
den „Foren“ sowohl als Kommunikationsformat sowie als eigenes Kollektiv behandelt. Gleiches gilt 
für eine nicht näher definierte Gesamtheit aller Akteure, die im Weiteren als „Prozesskollektiv“ be-
zeichnet wird. 

Die BIA wurde häufiger als Kollektiv benannt als die allgemeineren Konzepte, wie „Bürger*innen“ o-
der „Zivilgesellschaft“. Dabei fällt auf, dass Interviewpartner*innen aus Verwaltung und Politik sich 
fast ausschließlich auf „Bürger*innen“ bezogen und die BIA trotz der intensiven Kommunikation mit 
ihr kaum benannten. Die Interviewpartner*innen, die vor allem in den Foren aktiv waren, benannten 
hingegen die BürgerInAktion häufiger als Referenz als einen der verallgemeinernden Ausdrücke für 
Personen oder Initiativen aus der Zivilgesellschaft. 

Politik tauchte häufig als Oberbegriff auf. Aber auch einzelne im Prozess relevante politische Gremien 
wie der Ortsbeirat und die Baudeputation wurden häufig benannt. Hierbei ist keine auffällige Vertei-
lung dieser Nennungen zu beobachten. 
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Bei der Nennung von Einzelpersonen fällt auf, dass von allen Befragten der dritten Interviewreihe die 
Rolle der Moderation betont wurde. In beiden Interviewreihen (E und I3) wurde die externe Prozess-
begleitung sehr häufig als Akteur benannt. 

Gruppiert man die 17 meistgenannten Akteure nach Sphären, so sind Verwaltung (35%), Politik (22%) 
und Zivilgesellschaft (25%) abgebildet. Darüber hinaus sind die Markinteressen durch die Grund-
stücksentwicklungsgesellschaft (18%) abgebildet, wobei diese eine senatseigene Gesellschaft ist, also 
eine Transferfunktion hat. 

Für ein Verständnis der Kulturen der einzelnen Kollektive wurden in der Auswertung folgende As-
pekte berücksichtigt:  

• Kriterien der Zugehörigkeit
• Struktur (Hierarchie und Kooperation)
• Aspekte der Identität
• Etablierte Entscheidungsfindung
• Etablierte Kommunikationszwecke
• Etablierte Handlungen
• Rolle im Planungsprozess
• im Planungsprozess vertretene inhaltliche Ziele
• Vorstellungen zu Partizipation und Planung

Dabei wurden sowohl Beschreibungen des eigenen Kollektivs als auch Zuschreibungen von Eigen-
schaften für andere Kollektive identifiziert. Die Perspektiven auf andere Kollektive werden in den fol-
genden Abschnitten jeweils themenspezifisch aufgegriffen.  

Die Selbstbeschreibung wird auf den folgenden Seiten in Akteurssteckbriefen dargestellt. Hierbei 
werden die in der weiteren Untersuchung zur Planungskultur am intensivsten betrachteten Akteure 
detailliert beschrieben: Das Senatsressort Umwelt, Bau und Verkehr (SUBV), die Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft mit Hamburg Team als Geschäftsbesorger (GEG & Hamburg Team), der Beirat mit 
dem Ortsamt Östliche Vorstadt sowie die BürgerInAktion (BIA). 

Dabei werden alle Aspekte zur Kultur der Kollektive aus dem Narrativ der jeweiligen Akteure herge-
leitet. Die Kollektivperspektive wird dabei anhand von Material aus verschiedenen Quellen darge-
stellt: Interviews [I], Teilnehmende Beobachtung [TB], Dokumentenauswertung [DA]. Das heißt, die 
Akteurssteckbriefe geben die emische Perspektive der jeweiligen Kollektive über sich selbst und ihre 
Rolle wieder.  

Dargestellt werden die formalen Charakteristika des Kollektivs (Kriterien der Zugehörigkeit, interne 
Struktur und Identität), die Standardisierungen der Kommunikation und des Handelns innerhalb des 
Kollektivs (Etablierte Entscheidungsfindung, Etablierte Kommunikationszwecke, Etablierte Handlun-
gen) sowie die Selbstwahrnehmung der Rolle des eigenen Kollektivs im Planungsprozess und die im 
Planungsprozess vertretenen inhaltliche Ziele. 
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BIA: 

FORM 
Personenkreis:  
Anwohner*innen, Vertreter*innen aus Baugemeinschaften und Einzelperso-
nen, die im Baugebiet später wohnen möchten, Vertreter*innen aus anderen 
Bürgerinitiativen sowie einzelne Interessierte, die den Planungsprozess aus 
privatem oder beruflichem Interesse verfolgen. [TB. DA. I.] 
An der öffentlich angekündigten Gründungsveranstaltung der BürgerInAktion 
nahmen etwa 70 Personen teil. An den späteren regelmäßigen Treffen nah-
men etwa 10-30 Personen teil. Diese Treffen sind prinzipiell offen für alle In-
teressierten, jedoch bildet sich ein Kreis von kontinuierlich Aktiven heraus. 
[TB. DA.] 
Struktur und Entscheidungsfindung:  
Ein Rahmen etabliert sich durch die Wiederholung der Treffen der Initiative 
(vgl. Steckbriefe Kommunikationsformate Abschnitt 6.3). [TB] 
Im Verlauf des Prozesses werden Strukturen für Entscheidungsfindung und 
Kommunikation (Moderation, Protokoll, Einladungen) erarbeitet und etab-
liert. [TB. I.]  
Für Entscheidungen (z.B. zu Stellungnahmen, Presseerklärungen oder geplan-
ten Aktivitäten) wird ein Konsens angestrebt. Im Zweifelsfall kann jedoch 
eine Abstimmung stattfinden. [TB. I.] 

Zugehörigkeit: 
• Keine klaren Zugehörigkeitskri-

terien
• Aktivität prägt Zugehörigkeit

Struktur: 
• Keine Hierarchie in Kollektiv,

aber Aktivere & weniger Aktive
• Konstruktive Zusammenarbeit
• Arbeitsteiligkeit (Schwerpunkt-

bildung)
• Heterogenität

Entscheidungsfindung: 
Multilateral:  
• gemeinsames Handeln trotz in-

ternem Dissens (Verabredung)
• Konsens
Bilateral:  
• Abstimmung (Mehrheitsbil-

dung)

Kommunikationszwecke: 
• Herbeiführen Entscheidung /

Handlungsfähigkeit multilateral
• Erörterung & Lernen

AKTIVITÄT 
Phasen der Prozessbeteiligung:  
Die BürgerInAktion (BIA) entstand im Mai 2013 aus der Initiative huls-
berg+tal. Die Initiative hulsberg+tal entstand im Oktober 2012 (Zwischenprä-
sentation der städtebaulichen Entwürfe). Seitdem regelmäßige Treffen (35 
Treffen von Oktober 2012 bis Mai 2016). [TB. DA.] 
Die beteiligten Personen sind überwiegend seit April 2011 im Planungspro-
zess engagiert. Die meisten bleiben kontinuierlich bis 2016 aktiv. Einige Mit-
glieder initiieren ab 2014 die Stadtteilgenossenschaft Hulsberg [eingetragene 
Genossenschaft ab 2016] und vertreten diese dann in der BIA. [TB. DA. I.] 
Aktivitäten & Aktionsformen:  
Nach der Gründung der BIA etablieren sich regelmäßige Treffen, die den Cha-
rakter eines Arbeitskreises annehmen. Hier werden einzelne Themen der Pla-
nung diskutiert, inhaltliche Positionen entwickelt sowie das weitere Vorge-
hen der Initiative besprochen. Die BIA nimmt aktiv an den Veranstaltungen 
des Planungsprozesses teil (Foren, Spezialveranstaltungen, Beiratssitzungen, 
Deputationssitzungen). [TB. DA.I.] 
Die Initiative erarbeitet Stellungnahmen zum Entwurf und dessen Überarbei-
tung und initiiert Medienberichte. Im Umfeld der BIA entstehen weitere kre-
ative Aktionsformen, wie z.B. Markierung der zur Fällung vorgesehenen 
Bäume und ein Stadtspaziergang. [TB. DA. I] 
Die BIA ist mit 1-2 Personen Teil des Vorbereitungskreises für die Foren. Die 
dort anwesenden Vertreter*innen haben jedoch kein eindeutiges Mandat 
durch die BIA. [TB. I.] 
Einige spätere Mitglieder der BIA waren als nicht stimmberechtigte Sachver-
ständige in der Jury des Gutachterverfahrens vertreten [DA. I.]. 
Einige Personen aus der BIA übernehmen aktive Rollen auf dem Podium bei 
einigen Foren. [TB. DA. I.] 

Teilnahme an Kommunikations-
formaten: 
• Treffen der BIA
• Foren
• Spezialveranstaltungen
• Beiratssitzungen
• Deputationssitzungen
• Vorbereitungskreis
• Dialoge mit anderen Akteuren
• Jury (einzelne Personen)

Weitere Aktivitäten: 
• Stellungnahmen veröffentli-

chen
• Presseerklärungen verfassen
• Pressegespräche führen
• Eigene Website gestalten
• Baummarkierungen unterstüt-

zen
• Stadtteilspaziergang organisie-

ren
• Beiträge auf Podium (Foren)

halten
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IDENTITÄT UND ROLLE 
Identität und Selbstbeschreibung  
Die Initiative entsteht aus dem Engagement im Planungsprozess. Die Identi-
tät entsteht aus dem gemeinsamen Eintreten für die in der Diskussion her-
ausgearbeiteten Ziele. Dabei wird ein starker Bezug zu den im Beteiligungs-
verfahren formulierten Planungszielen hergestellt. Die dort formulierten 
Ziele werden programmatisch untermauert mit gemeinwohlrelevanten As-
pekte der Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtigkeit. Der Zweck des gemein-
schaftlichen Eintretens für die Ziele prägt die Identität. [DA. TB.] 
Die Initiative versteht sich als offenes Forum. Es entsteht durch den Arbeits- 
und Lernprozess jedoch eine klare Kerngruppe. [DA. TB.] 
Rolle im Gesamtkollektiv: 
Die Initiative sieht sich als „konstruktiv-kritische“ Bewahrer*innen der Pla-
nungsziele aus dem Beteiligungsprozess (s.o.) und möchte mit ihrem Engage-
ment bewirken, dass diese nicht ökonomischen Zielen geopfert werden. Die 
vorhandenen Ressourcen werden genutzt, um in Diskussionen für die Ziele 
einzustehen, durch Herstellung von Öffentlichkeit (Medien) sowie durch 
schriftliche Stellungnahmen (s. unten) den „fortschrittlichen Kräften in Politik 
und Verwaltung öffentlichen Rückhalt“ zu geben. [DA. TB.]  

IDENTITÄT: 
• Kooperation (etwas gemein-

sam erarbeiten)
• Teilhabe (an etwas Wichtigem)
• für etwas Gutes eintreten
• gemeinsame Ziele (Zweckkol-

lektiv)
• Lernen

ROLLE: 
Präsenz Engagement: 
• Präsent & engagiert
• tritt engagiert für Ziele ein

Macht 
• Wunsch nach Mitarbeit &

Einfluss

konkrete Aufgabe 
• öffentliche Debatte befördern
• Stellungnahmen abgeben

Attribute 
• ist qualifiziert
• positioniert sich
• vertritt visionäre Ziele
• ist Bewahrer der Planungsziele

aus Auslobung
• ist kritisch / Sand im Getriebe

FORMULIERTE ZIELE 
Aus der Stellungnahme September 2015: 
• Soziale Mischung: Quote Sozialer Wohnungsbau mind. 25%; diskriminie-

rungsfrei auf Grundstück verteilt; separate Quote für Baugemeinschaften
(25%);

• Bettenhaus: Erhalt des Bettenhauses
• Baumbestand und Grünflächen: Erhalt großer/ zusammenhängender Teile

des Baumbestandes (detaillierte Benennung einzelne Baumgruppen); An-
passung der städtebaulichen Figur zugunsten den Baumerhalts.

• Mobilität: Stellplatzschlüssel 0,4 oder weniger; KEINE Tiefgaragen; Reduzie-
rung Quartiersgaragen; (neues) Mobilitätskonzept für das Klinikum; Hoch-
garage auf Optionsfläche statt IM Quartier oder als TG auf Baufeld Alte Kin-
derklinik (auch zwecks Baumerhalt); hohe Anzahl von Fahrradstellplätzen

Die Ziele sind im Prozess entstanden und wurden von einzelnen Protagonis-
ten im Kollektiv arbeitsteilig vertreten. Die Verknüpfung dieser Ziele in den 
Stellungnahmen macht sie zum Kollektivkonsens 
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BEIRAT & ORTSAMT 

FORM: 
Personenkreis:  
Die Mitglieder der Ortsbeiräte, hier Beirat Östliche Vorstadt (ÖV) werden bei 
den Kommunalwahlen gewählt. Neubesetzungen der Positionen finden bei 
den Kommunalwahlen statt (2011, 2015, 2019). Wählbar ist, wer im Stadtteil 
lebt. Die Mitglieder sind in der Regel Parteimitglieder oder Mitglieder von 
Wählervereinigungen. Der Beirat ÖV hat 17 Mitglieder. Den Vorsitz führt die 
Ortsamtleitung. [DA.] 
[Sitzverteilungen: 2011-2015: 8 DIE GRÜNEN, 4 SPD, 2 DIE LINKE, 2 CDU; 1 PI-
RATEN 2015 – 2019: 6 DIE GRÜNEN, 4 SPD, 3 DIE LINKE, 2 CDU; 1 FDP, 1 DIE 
PARTEI.] [DA.] 
Darüber hinaus kann der Beirat in die Ausschüsse zusätzlich zu den Mitglie-
dern auch „sachkundige Bürger“ entsenden (Voraussetzung ist, dass diese für 
den Beirat wählbar wären). [DA.] 
Bei den Sitzungen sind neben den Beiratsmitgliedern stets noch einige „sach-
kundige Bürger“ sowie weitere interessierte Personen anwesend. [TB. DA. I.] 
Struktur und Entscheidungsfindung: 
Die Rolle des Beirats in der Stadtpolitik ist im Ortsgesetz über Beiräte gere-
gelt. Interne Regelungen werden in der Geschäftsordnung festgesetzt. Es gibt 
Beiratssprecher*innen, die den Beirat nach außen vertreten. Die Ortsamtslei-
tung leitet die Sitzungen. [DA.] 
Die Stellungnahmen des Beirats zu Bebauungsplänen müssen von der Baude-
putation berücksichtigt, aber nicht befolgt werden. [DA.] 
Die Sitzungen finden in der Regel monatlich statt und sind öffentlich. Zu den 
das Hulsberg-Viertel betreffenden Veranstaltungen waren jeweils Refe-
rent*innen bzw. Ansprechpartner von GEG und SUBV eingeladen. Die Be-
schlussfassung innerhalb des Beirates war meist bereits vor der Sitzung vor-
bereitet und wurde am Ende der Veranstaltungen noch etwas modifiziert 
und verabschiedet. Die Themen wurden entsprechend der parteipolitischen 
Positionen diskutiert. Die Öffentlichkeit (meist 40-60 Personen) erhielt in den 
Sitzungen ein weitgehendes Rederecht. Es wurden Positionen, Rückfragen 
und Einwendungen von Seiten der Anwesenden eingebracht. [TB. DA. I.] 

Zugehörigkeit: 
• Zugehörigkeit durch formalen

Rahmen eindeutig
• Rahmen durch gesetzlichen

Auftrag (Beirätegesetz, Wah-
len)

Struktur: 
• Keine hierarchische Struktur im

Beirat, aber einzelne Rollen mit
begrenzter Autorität (Spre-
cher*innen)

• Ortsamtsleitung (Hierarchie)
• Konstruktive Zusammenarbeit
• Arbeitsteiligkeit (Ausschüsse)
• Konflikte (Parteipolitik)

Entscheidungsfindung: 
Multilateral:  
• gemeinsames Handeln trotz in-

ternem Dissens (besonders in
Ausschüssen)

Bilateral:  
• Abstimmung

(Mehrheitsbildung)

Kommunikationszwecke: 
Herbeiführen Entscheidung oder 
Handlungsfähigkeit multilateral 

AKTIVITÄT 
Phasen der Prozessbeteiligung:  
Der Beirat ist ein dauerhaft bestehendes Gremium. Neubesetzungen der Po-
sitionen finden bei den Kommunalwahlen statt (2011, 2015, 2019). Für den 
Planungsprozess Neues Hulsberg-Viertel wurde bereits 2011 ein Projektaus-
schuss eingerichtet. Dieser traf sich Anlass bezogen und insbesondere zur 
Vorbereitung derjenigen Sitzungen, in denen der Prozess auf der Tagesord-
nung stand (über 10 Sitzungen). [TB. DA. I.] 
Aktivitäten und Aktionsformen: 
Der Beirat hält (in der Regel monatliche) Sitzungen ab, führt dort Diskussio-
nen (intern und mit der Öffentlichkeit), er fasst Beschlüsse und „Stellungnah-
men“, bereitet Sitzungen in Ausschüssen vor, gibt Pressemitteilungen heraus. 
Daneben finden nach Bedarf auch Ausschusssitzungen zur Vorbereitung der 
Beschlüsse statt. [TB. DA. I.] 
Die Ortsamtsleitung ist im Vorbereitungskreis vertreten.  
Einige Mitglieder des Beirats sind durch einen stimmberechtigten Sachpreis-
richter sowie mehrere nicht stimmberechtigte Sachverständige in der Jury 
des Gutachterverfahrens vertreten [DA. I.]. 
Die Beiratsmitglieder und insbesondere die Ortsamtsleitung führen auch au-
ßerhalb der Beiratssitzungen Gespräche mit Vertretern von Politik und Ver-
waltung über relevante Themen (u.a. im Jour fixe). [TB. I.] 

Teilnahme an Kommunikations-
formaten: 
• Beiratssitzungen
• Ausschusssitzungen
• Vorbereitungskreis
• Jour fixe
• Deputationssitzungen
• Politische Gesprächskreise
• Dialoge mit anderen Akteuren
• Jury
Weitere Aktivitäten: 
• Beschlüsse und Protokolle ver-

öffentlichen
• Presseerklärungen verfassen
• Pressegspräche führen
• Politische Gespräche führen
• Dialoge mit anderen Akteuren

koordinieren
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IDENTITÄT UND ROLLE 
Der Beirat versteht sich als gewählte Interessensvertretung der Bürger*innen 
der umliegenden Quartiere. Die politischen Werte der im Beirat vertretenen 
Parteien prägen jedoch auch die Diskussionen und Stellungnahmen zu den 
Planungen. Die überwiegende Mehrheit der Beiratsmitglieder tritt vehement 
für die soziale Durchmischung des Quartiers, eine lebendige neue Nachbar-
schaft sowie für alle mit Nachhaltigkeit verbundenen Ziele ein. Darüber hin-
aus werden diese Ziele jedoch abgewogen gegenüber möglichen Konsequen-
zen für Anwohner, Klinikbeschäftigte und Finanzressourcen der Stadt. Der 
Beirat versteht sich als Stellvertretung dieser Bürgerinteressen. [TB. DA. I.] 
Der Beirat kann durch seine Stellungnahmen sowie durch die Beteiligung der 
Ortsamtsleitung an Planungsgesprächen Einfluss auf die Planungen nehmen. 
Er hat jedoch keine abschließende Entscheidungsbefugnis. Dementsprechend 
versteht sich der Beirat zwar als einflussreich und nutzt seine Möglichkeiten, 
auf die übergeordneten Gremien Einfluss zu nehmen. Diesen Einfluss sieht er 
jedoch dadurch begrenzt, dass die Beteiligung des Beirats in den übergeord-
neten politischen Gremien eher als Element der (konsultativen) Bürgerbetei-
ligung verstanden wird. Auch der Beirat selbst nimmt in seinen Argumentati-
onen die Perspektive ein, die Forderungen von Bürger*innen zu vertreten. 
[TB. DA. I.] 

Identität:  
Rahmen bestimmt Identität 

(gesetzlicher Auftrag, gewählte 
Vertreter) 

Rolle:  
• Situativ wechselnd

Präsenz & Engagement: 
• Kollektiv als Motor des

Prozesses
• präsent & engagiert

(einige Beiratsmitglieder)
• wenig präsent

(einige Beiratsmitglieder)

Macht: 
• einflussreich
• Wunsch nach Mitarbeit
konkrete Aufgabe: 
• Initiator (Prozessanfang)
• Vernetzer
• Beschlussfassung (Stellungs-

nahmen für Deputation)

Attribute 
• positioniert sich

FORMULIERTE ZIELE: 
Aus der Stellungnahme von April 2016: 
• Sozial gerechtes Wohnen durch 30% Anteil geförderter Wohnraum
• Förderung von gemeinschaftlichem Wohnen durch Anteil von (zusätzli-

chen) 20% Wohnraum für Baugemeinschaften und Einrichtung eines ange-
messenen Vergabeverfahrens

• Erhalt der Alten Kinderklinik
• Erhalt des Bettenhauses, sofern Stellplatzfrage gelöst werden kann
• Errichtung eines Ersatzbaus für das Bewegungsbad
• Mobilität: Quartiershochgaragen statt Tiefgaragen soweit irgend möglich.

Stellplatzfinanzierung nur durch Nutzer. Integriertes Mobilitätskonzept, um
umliegende Quartiere vor Parkdruck zu schützen. Mobilitätskonzept des
Klinikums erforderlich. Ausreichend überdachte Fahrradstellplätze

• Festlegung von Schul- und KITA Standorten
• Beteiligung des Beirats an der Gestaltung von Vergabeverfahren (soziale

Aspekte), Beteiligung des Beirats und der Öffentlichkeit an der Gestaltung
des Städtebaulichen Vertrags

• Sicherung der architektonischen Qualität durch Wettbewerbe
• Erhalt Glockenturm und Glockenspiel
Die Ziele haben sich im Laufe des Verfahrens konkretisiert. Konstant ist die 
Forderung des Beirats nach Einbindung in die Entscheidungen. 

103

6 Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels



SUBV 

FORM: 
Personenkreis & Struktur:  
Das Senatsressort für Umwelt, Bau und Verkehr (SUBV) hat 7 Abtei-
lungen. Vermehrt befasst mit dem Neuen Hulsbergviertel sind die Ab-
teilungen Stadtplanung, Natur und Wasser sowie Verkehr gemeinsam 
mit der zugeordneten Dienststelle des Amts für Straßen und Verkehr 
(ASV). Involviert sind Mitarbeiter*innen der Abteilungen, Abteilungs-
leitungen, die Senatsbaudirektion sowie auf politischer Ebene der zu-
ständige Staatsrat und der Senator. [DA] 
Den Rahmen bildet das Verwaltungsrecht. Die Struktur ist von festge-
setzten hierarchischen und arbeitsteiligen Strukturen geprägt. [DA] 
Entscheidungsfindung: 
Das SUBV arbeitet arbeitsteilig in den Abteilungen. Es gibt eine Koor-
dination für das Projekt in der Abteilung Stadtplanung. Diese zieht die 
anderen Abteilungen nach Zuständigkeiten hinzu bzw. diese prüfen 
die Planungen. Die Abteilungen haben durchaus verschiedene profes-
sionelle Fachlogiken und etablierte Handlungsabläufe. Die Ergebnisse 
und Zielsetzungen werden in Besprechungen erörtert und ausgehan-
delt. [TB. DA. I.] 
Entscheidungen können nach Aushandlungs- und Abwägungsprozes-
sen hierarchisch getroffen werden. [TB. DA. I.] 

Zugehörigkeit: 
• Zugehörigkeit durch formalen Rah-

men eindeutig
• Verwaltungsabteilung als formaler

Rahmen

Struktur: 
• hierarchische Struktur
• Konstruktive Zusammenarbeit
• Arbeitsteiligkeit (Fachabteilungen)
• Allianzen
• Konflikte
• Heterogenität (Fachabteilungen)

Entscheidungsfindung: 
Multilateral:  
• Aushandlungsprozess divergierender

Interessen (Kompromiss)
Unilateral: 
• Abwägung der Interessen & Ziele
• etwas durchbringen
• Durchsetzen (mittels Machtposition)
• Delegation an internen [Leitung] oder

externen Entscheider [Politik].

Kommunikationszwecke: 
• Multilaterales Herbeiführen von Ent-

scheidung oder Handlungsfähigkeit
(Verhandlung, um gemeinsam han-
deln zu können)

• einseitige Entscheidung (Durchset-
zung; Prüfung)

AKTIVITÄT 
Phasen der Prozessbeteiligung:  
Das SUBV ist kontinuierlich tätig, dabei ist das Neue Hulsbergviertel ei-
nes von vielen Projekten, jedoch im Untersuchungszeitraum das pro-
minenteste und größte. [TB. DA. I.] 
Aktivitäten & Aktionsformen:  
Das SUBV mit dem Fachbereich Bau und Stadtentwicklung (unter Lei-
tung der/des Senatsbaudirektors/in) koordiniert den Planungs- und 
Beteiligungsprozess in Kooperation mit der senatseigenen Grund-
stücksentwicklungsgesellschaft (GEG). Konkret bedeutet dies: Erarbei-
tung von Plänen, Prüfen von Stellungnahmen, Koordination der Kom-
munikation mit Beteiligten Akteuren. [TB. DA. I.] 
Das SUBV berichtet der Baudeputation über die entwickelten Ergeb-
nisse der Planung  und erarbeitet die Beschlussvorlagen. [TB. DA. I.] 
SUBV (Stadtplanung) koordiniert den Jour fixe (eine regelmäßige Ab-
stimmungsrunde). Die GEG nimmt an den meisten dieser Treffen teil. 
Anlassbezogen kommen Hamburg Team, Fachabteilungsvertreter*in-
nen, GeNo, Ortsamtsleitung dazu. 
Die Abteilung Stadtplanung (SUBV) koordiniert mit GEG den Vorberei-
tungskreis für die Foren. [TB. I.] 
SUBV war in der Jury des Gutachterverfahrens vertreten, durch den 
Staatsrat (mit Stimmrecht) sowie weitere Vertreter*innen aus ver-
schiedenen Fachabteilungen (ohne Stimmrecht). [DA. I.] 

Teilnahme an Kommunikationsforma-
ten: 
• Jour fixe
• Vorbereitungskreis
• Foren
• Spezialveranstaltungen
• Dialoge mit anderen Akteuren
• Beiratssitzungen
• Deputationssitzungen
• Jury

Weitere Aktivitäten: 
• Pläne bearbeiten
• Planungsdokumente schreiben
• Beteiligung koordinieren
• Fachabteilungen koordinieren
• Presserklärungen verfassen
• Pressegespräche führen
• Politsche Beschlüsse vorbereiten
• Dialoge mit anderen Akteuren koord-

nieren
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IDENTITÄT UND ROLLE:   
Das SUBV hat als zuständige Verwaltungsabteilung durch die politi-
sche Entscheidung den unmittelbaren Auftrag zum Erarbeiten der 
Planung und zur Koordination des Planungsprozesses erhalten. Da 
die unmittelbare Bearbeitung des Planes Gegenstand des Auftrags 
ist, können die Mitarbeiter des SUBV direkte Veränderungen am 
Plan vornehmen. [DA. I.] 
Die Planer*innen innerhalb des SUBV sind durch ihre fachliche 
Kompetenz legitimiert. Die komplexen Anforderungen an die Plan-
inhalte werden intern erörtert, abgewogen und ausgehandelt oder 
durch hierarchische Entscheidung umgesetzt. [DA. I.] 
Die hier erarbeiteten Planungsergebnisse werden den politischen 
Gremien zu Beschlussfassung vorgelegt und dort, soweit ge-
wünscht, fachlich erläutert. [TB. DA. I.] 
Das SUBV organisiert (mit der GEG) den Beteiligungsprozess. Die 
Beteiligung wird zwar als rein konsultativer Prozess verstanden, 
dennoch entsteht durch einige der von Bürger*innen geforderten 
Inhalte ein Rückhalt für eigene planerische Zielvorstellungen. Diese 
vertreten die Planer*innen auch gegenüber anderen Interessen. 
[TB. DA. I.] 
Das heißt, die Verwaltung setzt einerseits (teilweise schwer mitei-
nander zu vereinbarende) politische Ziele um, anderseits vertritt 
sie aber auch eigene Ziele, die aus den jeweiligen fachlichen Über-
zeugungen herrühren. Dabei verhandeln sie kontinuierlich inner-
halb der Fachabteilungen, mit der mit-koordinierenden GEG sowie 
nach außen mit den verschiedenen TÖB und Interessensgruppen. 
[TB. DA. I.] 

Identität:  
Rahmen bestimmt Identität (Planungs-
auftrag für Verwaltung, gesetzliche Re-
gelungen) 
Präsenz & Engagement: 
• Präsent & engagiert 
• zwischen den Fronten tritt engagiert 

für Ziele ein 

konkrete Aufgabe: 
• Prozess organisieren 
• Planung (Fachleute) 
• Input abwägen 
• Realisierer (Fachleute) 

Macht  
• einflussreich 

Attribute  
• professionell routiniert 
• vermitteln zwischen Interessen 
• Bewahrer Planungsziele aus Auslo-

bung 
• Auftraggeber 
• reaktiv (einzelne Fachabteilungen) 
• Vernetzer (Senatsbaudirektion) 
 

FORMULIERTE ZIELE:  

Akzeptanz der 2010 im Senatsbeschluss vorgegebenen Ziele:  
• nutzungsgemischtes Quartiers für Wohnen und nicht störendes 

Gewerbe  
• Berücksichtigung ökologischer Belange für Bau, Verkehr und 

Energie 
• Ermöglichen einer Vielfalt von Wohn- und Eigentumsformen, 

Projekten gemeinschaftlichen Wohnens und zukunftsweisender 
Wohntypen 

• Modellhaftes Beteiligungsverfahren.  
• Ökonomische Ziele bedingt durch Erlöserwartung der GeNo. 
Eigeninitiativ formulierte Ziele [TB. I.]: 
• Vorzonen, Blockrandbebauung (Raumvorstellungen öffentliche 

und private Räume) 
• Kleinteiligkeit (soziale Mischung & Nutzungsmischung als Stifter 

von Urbanität)  
• Stärkung des öffentlichen Freiraums (Ökologie und Teilhabe) 
• Mobilitätskonzept, Autoarmer Stadtteil mit Quartiersgaragen 

(Ökologie, Stadtvorstellungen) 
• Soziale Gerechtigkeit, sofern in Abwägung gegenüber ökonomi-

schen Zwängen möglich 
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GEG mit HAMBURG TEAM 

FORM: 
Personenkreis & Struktur:  
Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft „Grundstücksentwicklung Klinikum 
Bremen-Mitte GmbH & Co. KG“ (GEG) wird vertreten durch einen Geschäfts-
führer und eine Prokuristin. [DA. I.] 
Die GEG ist eine GmbH mit Co. KG. Sie wird durch einen Aufsichtsrat kontrol-
liert. Dieser besteht aus Staatsräten und Abteilungsleitern der Senatsressorts 
Finanzen; Wirtschaft, Arbeit und Häfen; Umwelt, Bau und Verkehr sowie Ver-
tretern der Gesundheit Nord gGmbH (GeNo). [DA. I.] 
Die GEG hat einen Geschäftsbesorger bzw. „Service-Developer“ (Hamburg 
Team) damit beauftragt, die Projektentwicklung mit seiner immobilienwirt-
schaftlichen Expertise zu betreuen. [DA. I.] 
Dabei vertritt der Geschäftsführer die GEG gegenüber dem SUBV und allen 
anderen beteiligten Akteuren. In einigen Besprechungen und öffentlichen 
Veranstaltungen vertritt auch Hamburg Team die Interessen der GEG. [I.] 
Entscheidungsfindung: 
Die verschiedenen Verantwortungsträger erörtern die fachlichen Inhalte. Die 
Entscheidungen können hierarchisch getroffen werden. Der Geschäftsführer 
ist anschließend dem Aufsichtsrat gegenüber rechenschaftspflichtig. [DA. I.] 

Zugehörigkeit: 
• Gesellschaft als formaler Rah-

men 
• Zugehörigkeit durch formalen

Rahmen eindeutig 

Struktur: 
• hierarchische Struktur Arbeits-

teiligkeit (Rollen, Aufgabenbe-
reiche, Expertise)  

• Heterogenität (Rollen, Aufga-
benbereiche, Expertise) 

Entscheidungsfindung: 
Multilateral:  
• Aushandlungsprozess divergie-

render Interessen (Kompro-
miss) 

Unilateral: 
• Abwägung der Interessen &

Ziele 

Kommunikationszwecke: 
Multilaterales Herbeiführen von 
Entscheidung oder Handlungsfä-
higkeit (Verhandlung, um ge-
meinsam handeln zu können) 

AKTIVITÄT 
Phasen der Prozessbeteiligung:  
Die GEG ist während des gesamten Verfahrens aktiv und präsent. Sie wurde 
2010 zum Zweck der Entwicklung des Grundstückes für das Neue Hulsberg-
viertel gegründet. Sie ist gemeinsam mit SUBV für die Gestaltung des Beteili-
gungsprozesses verantwortlich. Ihre Arbeit ist erst mit Abschluss des Projek-
tes beendet. [DA. I.] 
Aktivitäten & Aktionsformen: 
Die GEG nimmt an einer regelmäßigen Abstimmungsrunde (Jour fixe) mit 
SUBV (Stadtplanung) teil. Zu dieser Runde kommen Hamburg Team, Fachab-
teilungsvertreter*innen, GeNo, Ortsamtsleitung anlassbezogen dazu. 
Die GEG betreut die Projektwebsite. [I.] 
Die GEG ist Teil des Vorbereitungskreises für die Foren und ist gemeinsam 
mit SUBV für die Organisation des Beteiligungsverfahrens zuständig. [I.] 
In der Jury war die GEG vertreten durch den Geschäftsbesorger des Gut-
achterverfahrens (mit Stimmrecht) sowie den Geschäftsführer (ohne Stimm-
recht). [DA. I.] 
Die GEG steht in aktivem Kontakt mit nahezu allen Akteuren u.a.: [DA. I.] 
• Kommunikation mit der Immobilienwirtschaft (Messen, Vorträge, Dialoge)
• Politische Stellvertreter (Senator*innen, Abgeordnete, Beiratsmitglieder)
• Beteiligte Initiativen (BIA; Genossenschaft)
Die GEG durch einen nicht stimmberechtigten Sachverständigen in der Jury 
des Gutachterverfahrens vertreten [DA. I.]. 

Teilnahme an Kommunikations-
formaten: 
• Jour fixe
• Vorbereitungskreis
• Foren
• Spezialveranstaltungen
• Immobiliengesprächen
• Immobilien Messen
• Dialoge mit anderen Akteuren
• Beiratssitzungen
• Deputationssitzungen
• Jury

Weitere Aktivitäten: 
• Beteiligung koordinieren
• Projektentwicklung steuern
• Presserklärungen verfassen
• Pressegespräche führen
• Dialoge mit anderen Akteuren

koordinieren
• Website gestalten
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IDENTITÄT UND ROLLE: 
Die GEG hat durch die politische Entscheidung zu ihrer Gründung auch den 
unmittelbaren Auftrag zur Projektentwicklung erhalten. [DA. I.] 
Da die GEG das Grundstück von der GeNo überschrieben bekommt und dann 
die Weiterveräußerung übernimmt, hat sie als Zwischeneigentümerin des 
Grundstücks ein hohes Maß an Verfügungsgewalt. [DA. I.] 
Durch die Beauftragung von Hamburg Team erwirbt die GEG auch Expertise 
im Bereich der Projektentwicklung und Vermarktung von Immobilien. [I.] 
Konkrete Aufgaben sind:  
• Planung der Grundstückentwicklung mit Hamburg Team und in Absprache

mit dem SUBV
• Organisation des Beteiligungsverfahrens mit SUBV
• Betreuung der Projektwebsite (zeitweise mit SUBV)
• Erschließung der Grundstücke
• Vergabe der Grundstücke
Die GEG nimmt eine Rolle als Vernetzer ein und steht im Kontakt zu nahezu 
allen Akteuren. In dieser Funktion arbeitet die GEG daran, ihren Auftrag zu 
erfüllen, das Quartier zu entwickeln und zu vermarkten. Die besondere Be-
rücksichtigung der Belange der GeNo steht zwar durchaus im Vordergrund, 
wird aber stark abgewogen gegenüber den Qualitäten des Quartiers in Bezug 
auf urbane Gestaltung und Nachhaltigkeit. [TB. DA. I.] 

Identität:  
Rahmen bestimmt Identität  
(Auftrag der Projektentwicklung) 
Präsenz Engagement: 
Kollektiv als Motor im Prozess 
Präsent & engagiert 
Macht:  
einflussreich 
konkrete Aufgabe: 
• Prozess organisieren
• Realisierer (Fachleute)
• Ökonomische Interessen ver-

treten
• Vermarktung
• Akteure vernetzen
• Zwischen Interessen vermitteln
• Entscheidungen forcieren

Attribute 
• Professionell routiniert
• Positioniert sich
• Proaktiv & strategisch (poli-

tisch)
• Nicht ideologisch

FORMULIERTE ZIELE: 
Akzeptanz der 2010 im Senatsbeschluss vorgegebenen Ziele: 
• nutzungsgemischtes Quartiers für Wohnen und nicht störendes Gewerbe
• Berücksichtigung ökologischer Belange für Bau, Verkehr und Energie
• Ermöglichen einer Vielfalt von Wohn- und Eigentumsformen, Projekten ge-

meinschaftlichen Wohnens und zukunftsweisender Wohntypen
• Modellhaftes Beteiligungsverfahren.
• Ökonomische Ziele bedingt durch Erlöserwartung der GeNo.
Eigeninitiativ formulierte Ziele [TB. I.]: 
• Vermarktbarkeit der Grundstücke gewährleisten bzw. optimieren, u.a.

durch Sicherung der gestalterischen Qualität, Optimierung der BGF, Attrak-
tivität der privaten und öffentlichen Freiräume, Reduktion der Hochgara-
gen zugunsten von Tiefgaragen
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6.3 Kommunikationsformate schaffen Standardisierungen 

Im Verlauf der Interaktionen der verschiedenen Kollektive im Planungsprozess sind zahlreiche Stan-
dardisierungen entstanden, in manchen Bereichen werden gemeinsame Interessen formuliert. So 
wird ein Interessenkollektiv gebildet, das durch den Planungsprozess selbst seinen Rahmen erhält. In 
anderen Bereichen ermöglichen die Standardisierungen gemeinsames Handeln oder Kommunizieren, 
wie etwa bei der Entwicklung von Kommunikationsformaten oder sprachlichen Codes. Das Etablieren 
der Kommunikationsformate bedeutet auch die Entwicklung von Standardisierungen zu Entschei-
dungsfindung und Kommunikationszwecken innerhalb dieser Formate. Aber auch das Dechiffrieren 
und Verstehen divergierender Zielvorstellungen und Haltungen innerhalb des Prozessraumes stellt 
bereits eine kulturalisierende Standardisierung dar. Auch die Kenntnis, Akzeptanz oder Zustimmung 
zu den im Planungsprozess relevanten Entscheidungswegen und -formen stellt eine gemeinsame 
Standardisierung dar.  

Nachdem 2011 das öffentliche Beteiligungsverfahren von GEG und SUBV initiiert wurde, etablierten 
sich unterschiedliche Kommunikationsformate. Diese stellen eine im Prozess entwickelte Standardi-
sierung der Kommunikation dar. Einige Kommunikationsformate wurden bereits in Kapitel 5 (Wolff, 
2016a) vorgestellt.  

Auf den folgenden Seiten werden exemplarisch sechs Kommunikationsformate in Steckbriefen darge-
stellt: 

1. Zwei Formate der Bürgerbeteiligung
• die Foren
• die Spezialveranstaltungen

2. Zwei Formate von politischen Gremien
• die Sitzungen des Beirats Östliche Vorstadt
• die Sitzungen der Baudeputation

3. Zwei von Initiativen aus der Zivilgesellschaft gestaltete Formate
• Die Treffen der BürgerInAktion (BIA)
• ein demonstrativer Stadtrundgang

Die Steckbriefe nennen wesentliche Schlagworte, eine kurze textliche Beschreibung, die beteiligten 
Akteure, die Wege der Einladung, die Häufigkeit der Veranstaltung, die Struktur und Dauer, die Orte 
und Anzahl der Teilnehmer*innen, die verantwortlichen Kollektive und deren Ziele sowie die Kom-
munikationszwecke und die Art der Entscheidungsfindung. 

So wird in den Steckbriefen ein kurzes Portrait der Kommunikationsformate vermittelt. Darüber hin-
aus beinhalten einige der Kategorien aber bereits die Standardisierungen der Kommunikation (Einla-
dung, Orte, Dauer, Häufigkeit, Struktur, Kommunikationszwecke und Entscheidungsfindung). Auf 
diese wird im Anschluss auch im Text noch eingehender Bezug genommen. Die in den Steckbriefen 
dargestellten Formate sind zwar verschiedenen verantwortlichen Kollektiven und Akteurssphären 
zuzuordnen, es sind jedoch alle Formate öffentlich.  
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Neben diesen  öffentlichen Kommunikationsformaten, zu denen im Prinzip alle Akteure des Pla-
nungsprozesses Zugang hatten, bestehen zahlreiche weitere Kommunikationsformate, in denen für 
den Planungsprozess relevante Kommunikation stattfindet. Zum Beispiel: 

• Der Vorbereitungskreis für die Foren mit SUBV (mit Senatsbaudirektor*in, verantwortlichen 
Planer*innen der Abteilung Städtebau und gelegentlich je nach Thema Vertreter*innen an-
derer Fachabteilungen); GEG (Geschäftsführung und ein Vertreter von Hamburg Team);  Je-
mand zur Vertretung „der Bürger*innen“ bzw. später 1-2 Personen aus der BürgerInAktion; 
die Ortsamtleitung Östliche Vorstadt. Unmittelbar vor den Öffentlichen Veranstaltungen 
wurden auch die Moderation und die externe Prozessbegleitung hinzugezogen. Dieser Kreis 
beriet die Struktur und Inhalte der öffentlichen Veranstaltungen des Beteiligungsprozesses. 
Eine Entscheidungsfindungsstruktur war nicht eindeutig festgelegt. 

• Der „Jour fixe“, ein behördeninterner Koordinationskreis, diente während des gesamten Pro-
zesses zur Abstimmung, Diskussion und Abwägung von aktuellen Fragestellungen der Pla-
nung. Er war eingebunden in Hierarchie und Arbeitsteilung des SUBV. Dabei trafen sich meist 
nur die Vertreter*innen von Stadtplanung (SUBV) und GEG, bei Bedarf wurden die Fachabtei-
lungen des SUBV hinzugezogen. Die GEG wurde bei diesen Treffen teilweise von Hamburg 
Team („service-developer“ der GEG) vertreten. Gelegentlich nahm die Ortsamtsleitung der 
Östlichen Vorstadt an den Treffen teil. 

• Immer wieder im Verlauf des Prozesses und insbesondere vor politischen Entscheidungen 
fanden Dialoge zwischen SUBV und Politiker*innen sowie Gespräche zwischen den Sena-
tor*innen statt. Bei diesen Dialogen wurden im Vorfeld der Entscheidung wesentliche As-
pekte der Beschlussvorlagen (Bebauungspläne, städtebaulicher Vertrag etc.) verhandelt und 
nachjustiert. 

• Die drei „Immobiliendialoge“: Der erste richtete sich an die Bremer Wohnungs- und Bauwirt-
schaft sowie Kreditinstitute, die beiden folgenden richteten sich an die Baugemeinschaften. 
Die Zielgruppe wurde jeweils eingeladen. 

• Die Präsentationen des Projektes durch die GEG auf Immobilienmessen (ExpoReal). Das Pro-
jekt wurde seit 2012 regelmäßig auf einem Gemeinschaftsstand der Stadt Bremen vorge-
stellt.  

• Immer wieder fanden Dialoge Einzelner (individuell oder als Repräsentanten eines Kollektivs) 
mit Entscheidungsträgern in Verwaltung und Politik statt. Einige entstanden im Kontext der 
Kommunikationsformate des Beteiligungsprozesses, manche wurden explizit vereinbart und 
andere ergaben sich aus zufälligen Begegnungen von Akteuren in anderen Kontexten. 

Da diese Formate weder präzise dokumentiert, noch der teilnehmenden Beobachtung zugänglich wa-
ren, wurden hier nur die zugänglichen Informationen dargestellt. Allein diese kurzen Beschreibungen 
verdeutlichen jedoch bereits, dass eine große Vielfalt zur Planungskultur gehörender Kommunikati-
onsformate parallel besteht. Aus den folgenden Steckbriefen wird darüber hinaus deutlich, dass 
diese Formate auch jeweils eigene Kommunikations- und Entscheidungsfindungsstrukturen haben. 
Der Mehrheit, der am Planungsprozess Beteiligten, ist nicht die Gesamtheit der Kommunikationsfor-
mate bekannt. Dennoch wirken diese immer auch in andere Kommunikationsformate hinein, so dass 
sie die Planungskultur mitprägen. 
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FOREN 

Schlagworte 
Öffentliche Veranstaltung, Zentrales Format der Bür-
gerbeteiligung; große Veranstaltung; offen; unver-
bindlich; Information; Konsultation; Diskussion; Vor-
träge; AG Arbeitsphasen; Dokumentation auf Webs-
ite durch Organisator*innen oder spontan benannte 
Freiwillige; Detaillierte Ergebnissicherung nur vor 
Auslobung und zum Rahmenplan 

Beschreibung 
Das Format „Forum“ wurde zum Auftakt des Prozes-
ses von den Anwesenden der ersten Beteiligungs-
veranstaltung gemeinsam festgelegt. Dann jedoch 
von GEG, SUBV und dem Vorbereitungskreis ausge-
staltet. Der Verlauf der Veranstaltungen war meist in 
drei Abschnitte aufgeteilt: Einordnung der Veranstal-
tung in den Prozess; Fachvorträge und Diskussion in 
ad hoc gebildeten Arbeitsgruppen. In der Regel nah-
men 100-200 Personen an den Foren teil. Es erschie-
nen überwiegend interessierte Einzelpersonen, die 
jedoch jeweils vielfältigen Initiativen bzw. Akteurs-
gruppen angehörten. Themenspezifisch waren ein-
zelne Akteursgruppen stärker vertreten, wie z.B. 
freie Planer*innen, Immobilienfachleute; Verkehrs-
initiativen etc. In den Foren von 2013-2016 waren 
immer auch Personen aus BürgerInAktion, Bauge-
meinschaften sowie Stadtteilgenossenschaft anwe-
send. (Wolff, 2016a) 

beteiligte Akteure 

kontinuierlich 
• interessierte Einzelpersonen
• Baugemeinschaften
• BürgerInAktion (ab 2013)
• Stadtteilgenossenschaft (ab 2014)
• andere zivilgesellschaftliche Initiativen (weniger

kontinuierlich/präsent)
• Mitglieder des Beirats Östliche Vorstadt
• GEG (einzelne Stellvertreter*innen)
• GeNo (einzelne Stellvertreter*innen)
• SUBV (mehrere Stellvertreter*innen)
Themen bezogen: 
• Senator SUBV und verschiedene Staatsräte
• freie Planer*innen
• Immobilienfachleute
• Verkehrsinitiativen etc.

Einladung via… 
Website (Website Neues Hulsberg), Newsletter und 
Pressemitteilung 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 
6 Foren 2011-2012; 6 Foren in größeren Abständen 
2013-2016 

Struktur 

• Einführung und Einordnung der jeweiligen Veran-
staltung in den Prozess

• 1-2 Fachvorträge zu den Inhalten von Fachgutach-
ten und den damit verbundenen Fragestellungen
oder Erläuterungen zum Planungsstand

• Diskussion in spontan gebildeten Arbeitsgruppen
zu bestimmten Unterthemen

• Kurze Präsentation der Diskussionsinhalte aus den
AG‘s

• Häufig: kurzer ergänzender Fachvortrag zu relevan-
tem Thema

• Resümee und Ausblick

Anzahl Personen 
100-200 

Orte 
Saal Friedensgemeinde oder "Hörsaal" im Klinikum 

Dauer (jeweils) 
4h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 
SUBV & GEG mit Vorbereitungskreis 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 
Legitimität herstellen (Politischer Auftrag zur Beteili-
gung); Je nach Phase: Information, Qualifizierung, 
Konsultation und Meinungsbild; "Bürger*innen mit-
nehmen", Identifikation mit dem Quartier herstellen; 
Vernetzung ermöglichen 

Kommunikationszwecke 

Kooperation, Erörterung und Lernen 
informierte Diskussion;ergebnisoffener Aus-
tausch; überzeugen (Akzeptanz erreichen); 
Vorbereiten der „entscheidungslosen Verständi-
gung“; Jemanden "mitnehmen" (qualifizieren) 

Information 
informieren, zur Kenntnis geben; konsultieren 
etwas öffentlich bekannt machen; klären (Dis-
sense & Konsense benennen); Jemanden "mit-
nehmen" (auf dem Laufenden halten) 

Manipulative Ziele 
Jemanden "mitnehmen" (ins Boot holen); etwas 
verschleiern oder sich bedeckt halten. 

Entscheidungsfindung 
Entscheidungslose Verständigung 
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SPEZIALVERANSTALTUNGEN 

Schlagworte 
Öffentliches Format (Anmeldung erbeten); wichtiges 
Element der Bürgerbeteiligung;  kleinerer Kreis; The-
menbezogene vertiefende Information; Themenbe-
zogene vertiefende Konsultation; Vorträge; fachliche 
Diskussion an Plänen oder Modell; Dokumentation 
auf Website durch Organisator*innen;  Ergebnissi-
cherung nur am Ende der Veranstaltungsreihe (Doku-
mentation durch Organisator*innen mit Kommentie-
rung der BürgerInAktion) 

Beschreibung 
In den Spezialveranstaltungen wurden einzelne The-
men, die für Rahmen- und Bauleitplanung besonders 
relevant waren sowie Themen, zu denen Diskussions-
bedarf deutlich geworden war, behandelt. Es gab ei-
nen Input in Vortragsform seitens SUBV oder exter-
ner Referenten zum Stand der Planung bzw. zum je-
weiligen Thema. Anschließend wurde anhand des 
städtebaulichen Modells oder an den Plänen disku-
tiert. Das heißt die Anwesenden konnten Fragen stel-
len, Standpunkte erläutern oder Forderungen artiku-
lieren. Vertreter von SUBV und GEG erläuterten hier 
den Stand der Planung bzw. fachlichen Abstimmung. 
Es wurden keine Vereinbarungen für ein weiteres 
Vorgehen zu den jeweiligen Themen getroffen. Diese 
Veranstaltungen waren öffentlich, richteten sich je-
doch explizit an einen kleineren Kreis von an den je-
weiligen Sonderthemen interessierten Menschen 
(50-60 Personen; einmal 90 Personen). (Wolff, 
2016a) 

beteiligte Akteure 

kontinuierlich:  
• Baugemeinschaften  
• BürgerInAktion 
• Stadtteilgenossenschaft  
• interessierte Einzelpersonen 
• Mitglieder des Beirats Östliche Vorstadt 
• GEG (Einzelne Stellvertreter*innen) 
• SUBV (Mehrere Stellvertreter*innen) 
Themen bezogen: 
• Verkehrsinitiativen 
• weitere Zivilgesellschaftliche Initiativen 
• freie Planer*innen  
• Immobilienfachleute 

Einladung via… 
Mailverteiler; Website (Website Neues Hulsberg) 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 
5 Veranstaltungen erstes Halbjahr 2014 (Erarbeitung 
Rahmenplan aus Städtebaulichem Entwurf);  
Eine Veranstaltung Januar 2015 

 

 

Struktur 
Auftakt zum Thema durch SUBV oder Moderation;  
Vorträge von SUBV oder externen Expert*innen;  
anschließende Diskussionen in Teilgruppen;  
kurzes  Resümee und Ausblick 

Anzahl Personen 
50-90 

Orte 
Kleiner Saal in den Arbeitsräumen des SUBV ("Mo-
dellraum") 

Dauer (jeweils) 
3h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 
SUBV & GEG 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 
Legitimität herstellen (Politischer Auftrag zur Beteili-
gung); Information, Qualifizierung, Erläuterung und 
Diskussion vorliegender Konflikte, Konsultation und 
Meinungsbild, "Bürger*innen mitnehmen", Identifi-
kation mit dem Quartier herstellen; Vernetzung er-
möglichen 

Kommunikationszwecke 
Kooperation, Erörterung und Lernen  

informierte Diskussion; ergebnisoffener Aus-
tausch; überzeugen (Akzeptanz erreichen); Vor-
bereiten der „entscheidungslosen Verständi-
gung“; Jemanden "mitnehmen" (qualifizieren) 

Information  
informieren, zur Kenntnis geben; konsultieren 
etwas öffentlich bekannt machen; klären (Dis-
sense & Konsense benennen); Jemanden "mit-
nehmen" (auf dem Laufenden halten) 

Manipulative Ziele 
Jemanden "mitnehmen" (ins Boot holen); etwas 
verschleiern oder sich bedeckt halten 

Entscheidungsfindung 
Entscheidungslose Verständigung 
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SITZUNGEN DES BEIRATS ÖSTLICHE VORSTADT 

Schlagworte 
Öffentliche Veranstaltung; Wiederkehrende politi-
sche Versammlung; Neues Hulsberg-Viertel ist ein 
Thema unter Vielen; Öffentliche Erörterung; Be-
schlussfassung per Abstimmung ist vorbereitet und 
Ziel der Sitzung; geringe inhaltliche Vertiefung wäh-
rend der Sitzung; Politische Arena von Parteien und 
Initiativen; Regularien bestimmen den Ablauf; Doku-
mentation in Protokoll; Protokoll und Beschlüsse 
werden auf Website veröffentlicht. 

Beschreibung 
Die Sitzungen des Beirats finden in der Regel öffent-
lich statt. Das Hulsbergviertel wurde in mehreren Sit-
zungen thematisiert. Zu diesen Veranstaltungen wa-
ren jeweils Referent*innen bzw. Ansprechpart-
ner*innen von GEG und SUBV eingeladen. Die Be-
schlussfassung innerhalb des Beirates war meist be-
reits vor der Sitzung vorbereitet und wurde am Ende 
der Veranstaltungen noch etwas modifiziert und ver-
abschiedet. Die Themen wurden entsprechend der 
parteipolitischen Positionen diskutiert. Die Öffent-
lichkeit erhielt in den Sitzungen ein weitgehendes 
Rederecht. Es wurden Positionen, Rückfragen und 
Einwendungen von Seiten der Anwesenden einge-
bracht. Der Beirat hat 17 Mitglieder. Zusätzlich wa-
ren stets noch einige Sachkundige Bürger, die im Bei-
rat aktiv sind, anwesend sowie meist etwa 40-60 In-
teressierte Personen.(Wolff, 2016a) 

beteiligte Akteure 

kontinuierlich: 
• Mitglieder des Beirates
Themen bezogen (allgemein): 
• interessierte Einzelpersonen
• zivilgesellschaftliche Initiativen
zum THEMA Neues Hulsberg-Viertel: 
• interessierte Einzelpersonen
• Initiativen wie z.B. BIA, Wohngruppen; Stadtteilge-

nossenschaft
• geladene Referent*innen von SUBV; GEG; GENO o-

der extern

Einladung via… 
Presseerklärung; Website Ortsamt (gelegentlich 
Website Neues Hulsberg); Weiterleitung über ver-
schieden Mailverteiler der interessierten Kollektive 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 
fortlaufend (monatlich); 5 Sitzungen mit Beschluss-
fassung zum Thema Neues Hulsberg-Viertel (2011-
2016) 

Struktur 

• Offene Phase für Anliegen von Bürger*innen
• Abstimmung der Tagesordnung
• Im Anschluss werden von den Ausschüssen oder

der Ortsamtsleitung vorbereitete Themen gemäß
Tagesordnung diskutiert.

• Die Öffentlichkeit erhält die Möglichkeit mit zu dis-
kutieren.

• Nach der Diskussionsphase wird eine Abstimmung
unter den Beiratsmitgliedern herbeigeführt.

Anzahl Personen 
Beiratsmitglieder (17) & Interessierte Personen 

Orte 
Friedensgemeinde oder Bürgerhaus Weserterrassen 

Dauer (jeweils) 
2-3h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 
Ortsamt und Beirat Östliche Vorstadt 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 
Entscheidungen herbeiführen (Beschlüsse); Siche-
rung stadtteilpolitischer Interessen innerhalb der 
Stadt Bremen; Höhere Legitimation politischer Be-
schlüsse durch Teilhabe der Öffentlichkeit herstellen; 
Vertretung der Interessen der Bürger*innen des 
Stadtteils Information der Öffentlichkeit; Konsulta-
tion und Diskussion von Bürgeranliegen; Versuch ei-
nen internen Konsens herzustellen bei gleichzeitiger 
Profilierung parteipolitischer Positionen  

Kommunikationszwecke 
Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (multilateral)  

Überzeugen (Handlung verändern); verhandeln;  
gemeinsame Handlungsfähigkeit herstellen (als 
Kollektiv); eine Vereinbarung treffen; Herbeifüh-
ren von Konsens  

Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (bilateral)  

Herbeiführen einer Abstimmung/Mehrheitsbildung  
Kooperation, Erörterung und Lernen 

informierte Diskussion 
Information 

informieren, zur Kenntnis geben; konsultieren  
klären (Dissense & Konsense benennen); etwas öf-
fentlich bekannt machen  

Manipulative Ziele 
sich profilieren (parteipolitisch); etwas verschlei-
ern oder sich bedeckt halten. 

Entscheidungsfindung 
Abstimmung (Mehrheit) 
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SITZUNGEN DER BAUDEPUTATION (UBVSEL) 

Schlagworte 
Teilweise Öffentliche Veranstaltung; Neues Hulsberg-
Viertel ist ein Thema unter Vielen; Politische Arena 
der Parteien; Beschlussfassung per Abstimmung ist 
vorbereitet und Ziel der Sitzung; Erörterung nur bei 
gegebenem Anlass; nur selten inhaltliche Vertiefung 
während der Sitzung; Regularien bestimmen den Ab-
lauf; Dokumentation in Protokoll; Beschlussvorlagen 
und Protokolle werden auf Website veröffentlicht 

Beschreibung 
Die Deputation ist von der Bürgerschaft zur Beratung 
und Beschlussfassung in den Bereichen Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft (UBVSEL) eingesetzt. Sie hat etwa 14 stimmbe-
rechtigte Mitglieder. Zusätzlich anwesend sind in der 
Regel 10-20 Mitglieder der Verwaltung, einige Gast-
deputierte und geladene Gäste. Die Sitzungen finden 
in der Regel öffentlich statt. Die Öffentlichkeit hat je-
doch kein Rederecht. Die Themen wurden entspre-
chend der parteipolitischen Positionen diskutiert. 
Das Gremium ist eine Bühne parteipolitischer Positi-
onen. Die Beschlussfassung erfolgt per Abstimmung. 
Die Beschlussvorlagen für die Deputation werden be-
reits vor der Sitzung vorbereitet und mit der Einla-
dung verschickt. Sie werden nur bei unerwarteten In-
terventionen vor der Abstimmung modifiziert. Die 
Abstimmung erfolgt überwiegend nach vorherigen 
parteiinternen oder auch fraktionsübergreifenden 
Gesprächen.  

beteiligte Akteure 

kontinuierlich: 
• stimmberechtige Deputierte (in der Regel Senats-

mitglieder und Abgeordnete der Bürgerschaft) 
• Mitarbeiter*innen der Verwaltung (SUBV, ASV, 

BBN) 
• geladene Gäste (Politiker*innen, Verwaltungsmit-

arbeiter*innen, Expert*innen) 
Themen bezogen: 
• geladene Gäste (Politiker*innen, Verwaltungsmit-

arbeiter*innen, Expert*innen) 
• Interessierte Einzelpersonen (ohne Rederecht) 
• Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Initiativen 

(ohne Rederecht) 
zum Thema Neues Hulsberg-Viertel: 
• interessierte Einzelpersonen 
• Initiativen wie z.B. BIA, Stadtteilgenossenschaft 

Einladung via… 
Mail, Website der Deputation UBVSEL  

 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 
fortlaufend (monatlich), mehrere Entscheidungen zu 
Beteiligungsverfahren und Bebauungsplan des 
Neuen Hulsberg-Viertels  

Struktur 

• Abstimmung der Tagesordnung 
• vorab bekannte Beschlussvorlagen werden ent-

sprechend der Tageordnung aufgerufen, 
• gelegentlich werden von den Fraktionen kurzfristig 

neue Anträge vorgelegt,  
• bei Bedarf wird über die Inhalte diskutiert (Fraktio-

nen positionieren sich),  
• anschließend wird abgestimmt (Fraktionen stim-

men einheitlich). 

Anzahl Personen 
12-14 Mitglieder, 4-6 Gäste (Politik), 10-20 Mitarbei-
ter der Verwaltung & Interessierte Personen)  

Orte 
Sitzungssaal der Deputation 

Dauer (jeweils) 
etwa 3h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 
Baudeputation (Deputation UBVSEL) 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 
Informierte Diskussion, parteipolitsche Profilierung, 
Beschlussfassung zur Legitimation der von Politik und 
Verwaltung vorbereiteten Entscheidungen.  

Kommunikationszwecke 

Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (multilateral)  

Überzeugen (Handlung verändern); verhandeln;   
eine Vereinbarung treffen,   

Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (bilateral)  
Herbeiführen einer Abstimmung, Mehrheitsbildung 
Information  

informieren, zur Kenntnis geben; klären (Dissense 
& Konsense benennen)  

Manipulative Ziele 
sich profilieren (parteipolitisch); etwas verschlei-
ern oder sich bedeckt halten 
 

Entscheidungsfindung 
Abstimmung (Mehrheit, nach Fraktionen) 
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TREFFEN BÜRGERINAKTION 

Schlagworte 
Atmosphäre eines Arbeitskreises; dem Sinn nach öf-
fentlich, aber in der Praxis sind häufig nur Aktive der 
Initiative anwesend; Neue Informationen und eigene 
Positionen werden in vertrautem Rahmen zur Diskus-
sion gestellt; Strategien werden entwickelt; Einla-
dung Externer möglich; Konsens oder Abstimmun-
gen, um weiteres Handeln zu ermöglichen; alle An-
wesenden haben Rede- und Stimmrecht; Dokumen-
tation in Protokollen (teilweise auf Website veröf-
fentlicht) 

Beschreibung 
Die BürgerInAktion entstand 2013 aus der Initiative 
hulsberg+tal (seit Oktober 2012). Die Treffen der 
BürgerInAktion hatten den Charakter eines Arbeits-
kreises. In der ersten Phase der Treffen wurden 
Strukturen gesucht, erprobt und etabliert (Vorberei-
tung, Moderation, Protokoll, Entscheidungsfindung). 
Später wurden hier konkrete Themen zum weiteren 
Vorgehen, einzelne Themen der Planung oder spezi-
fische Positionen diskutiert. Es wurden Stellungnah-
men erarbeitet. Zu einzelnen Treffen wurden Vertre-
ter*innen von GEG und SUBV eingeladen. An der of-
fiziellen Gründungsveranstaltung der BürgerInAktion 
nahmen etwa 70 Personen teil. An den anderen Tref-
fen nahmen etwa 10-30 Personen teil.  

beteiligte Akteure 

kontinuierlich: 
• Aktive der BürgerInAktion
Themen bezogen: 
• interessierte Einzelpersonen
• geladene Vertreter*innen von SUBV; GEG
• Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Initiativen

(ADFC; BUND, etc.)

Einladung via… 
immer: Rundmail an Interessierte; nicht immer: 
Website (Website Neues Hulsberg & Website Huls-
bergaktion); Anlass bezogen: Presseerklärung 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 
Kontinuierlich; 37 Treffen  (2012-2016) 

Struktur 

• Arbeitstreffen mit von einigen freiwilligen Teilneh-
mer*innen vorbereiteter und ad hoc ergänzter Ta-
gesordnung.

• Diskussion der Themen und Entscheidungsfindung
soweit zur Handlungsfähigkeit erforderlich.

• Vertiefung einzelner Themen um einen gemeinsa-
men Kenntnisstand herzustellen.

• Alle Anwesenden können sich an Diskussion und
Entscheidungsfindung beteiligen.

Anzahl Personen 
Arbeitstreffen: 10-30 Personen / Gründungsveran-
staltung: 70 Personen 

Orte 
zunächst wechselnd (Friedensgemeinde, Bürgerhaus 
Weserterrassen, Ortsamt Östliche Vorstadt, später 
fest: Gebäude des Betriebsrats der GeNo) 

Dauer (jeweils) 
2-3h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 
BürgerInAktion 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 
Gemeinsames Erarbeiten von Lösungen; Konsensfin-
dung oder hilfsweise Abstimmung zum Herstellen 
von Handlungsfähigkeit als Kollektiv (für gemeinsame 
Aktionen oder Stellungnahmen); Lernen (Austausch 
von Informationen, Lernen von anderen); Wirksam-
keit des Kollektivs im Prozess sichern;  

Kommunikationszwecke 

Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (multilateral)  

Überzeugen (Handlung verändern); gemeinsame 
Handlungsfähigkeit herstellen (als Kollektiv); eine 
Vereinbarung treffen; Herbeiführen von Konsens  

Herbeiführen von Entscheidungen oder Handlungs-
fähigkeit (bilateral)  
Herbeiführen einer Abstimmung/Mehrheitsbildung  
Kooperation, Erörterung und Lernen 

kooperieren (sich gemeinsam etwas erarbeitet 
haben); informierte Diskussion; ergebnisoffener 
Austausch 

Information 
klären (Dissense/Konsense benennen) 

Entscheidungsfindung 
Konsensfindung; Abstimmung, Meinungsbild; 
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DEMONSTRATIVER STADTRUNDGANG 

Schlagworte 

Öffentliche Veranstaltung; Rundgang als Information 
und Protest; Gemeinschaftliche Information von poli-
tisch an der Stadtentwicklung interessierten Men-
schen; Positionierung der Forderung nach bezahlba-
rem Wohnraum in der Öffentlichkeit; konkrete 
Raumerfahrung macht Planungen vorstellbarer; Ver-
netzung entsteht; keine Entscheidungsfindung 

Beschreibung 

Der Stadtrundgang thematisierte die geplante Ent-
wicklung der Neuen Hulsbergviertel bei einem Rund-
gang über das heutige Krankenhausgelände. Beson-
derer im Fokus waren der Anteil von sozialem Woh-
nungsbau und Baugemeinschaften im Projekt; der Er-
halt des Bettenhaus zur Nutzung durch die Stadtteil-
genossenschaft, die bezahlbaren Wohnraum schaf-
fen möchte; der Erhalt des Baumbestandes (die zur 
Fällung vorgesehenen Bäume waren markiert) und 
die Nutzung des Freiraums. Initiiert wurde der "De-
monstrative Stadtrundgang" vom Netzwerk "Recht 
auf Stadt" in Kooperation mit der BürgerInAktion. Er 
fand einmalig zum Thema Neues Hulsberg-Viertel 
statt. Das Netzwerk hatte bereits zu anderen The-
men Stadtrundgänge organisiert. Eingeladen wurde 
über Websites, Mails; Flugblätter und eine Presser-
klärung. Ziel war eine Vernetzung der Interessierten 
und eine Stärkung der öffentlichen Wahrnehmung 
der Anliegen. 

beteiligte Akteure 

• Mitglieder des Netzwerks "Recht auf Stadt" 
• Mitglieder der BürgerInAktion 
• Vertreter*in der GEG 
• Interessierte Einzelpersonen 

Einladung via… 

Mail, Websites, Flugblätter 

Phase im Prozess, Frequenz, Anzahl 

Anlass bezogen,  
einmalig zum Neuen Hulsberg-Viertel (Juni 2015) 

 

Struktur 

Rundgang über des Gelände des Klinikums Bremen 
Mitte mit verschiedenen Stationen an denen Infor-
mationen zu den Planungen vermittelt wurden 

Anzahl Personen 

40-50 Personen 

Orte 

Gelände des Klinikums Bremen Mitte  

Dauer (jeweils) 

3h 

Verantwortliche Kollektive (Organisator*innen) 

Netzwerk "Recht auf Stadt" (verschiedener Stadt-
rundgänge) & BürgerInAktion  (Kooperationspartner 
für Rundgang zum Neuen Hulsberg-Viertel) 

Ziele der verantwortlichen Kollektive 

Information der Teilnehmenden, Protest gegen Man-
gel an bezahlbarem Wohnraum; Herstellen von Öf-
fentlichkeit 

Kommunikationszwecke 

Kooperation, Erörterung und Lernen  
informierte Diskussion; ergebnisoffener  
Austausch  

Information  
Informieren; etwas öffentlich bekannt machen  

Manipulative Ziele 
Jemanden ins Boot holen  

Protest 
Protestieren 

Entscheidungsfindung 

Keine 
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Auf den vorausgehenden Seiten wurden exemplarische Kommunikationsformate dargestellt. Im Fol-
genden wird die Entstehung der für die Planungskultur relevanten Standardisierungen entlang des 
Prozessverlaufs nachgezeichnet.  

Foren 
Als 2011 zu den Foren geladen wurde, bestand unter einigen Akteuren bereits ein vager Grundkon-
sens über Situation und Ziele. In diesen wurde nun eine erweiterte Öffentlichkeit einbezogen. Das 
Kommunikationsformat selbst wurde von den Organisator*innen auf der ersten öffentlichen Veran-
staltung als eines von mehreren möglichen Settings vorgeschlagen und in der Diskussion der Anwe-
senden für angemessen befunden. Somit galten die offenen Foren als akzeptiertes Kommunikations-
format für den Beteiligungsprozess. Die Struktur der Veranstaltungen wurden von den Organisa-
tor*innen gestaltet (Wolff, 2016a). 

Die in der politischen Agenda gesetzten Themen wurden auf den Foren erörtert. Vor allem aber fand 
auch eine „Qualifizierung“ aller Beteiligten durch Fachvorträge und das Vorstellen der vorab beauf-
tragten Gutachten statt. Hier wurde eine gemeinsame Kommunikationsebene zu wichtigen Zielen 
des Projektes sowie zu den komplexen Abhängigkeiten dieser Ziele voneinander hergestellt.  

Dokumentiert wurden die Ergebnisse bzw. der identifizierte Konsens in einer Zwischenbilanz der Fo-
ren, in der folgende Themenbereiche beschrieben werden: Städtebauliche Einbindung, Mobilität, 
Freiraum, Nutzungsmischung und soziale Mischung, Bestandsgebäude, Nachhaltige Versorgung (GEG 
& SUBV, 2012a).  

In der Dokumentation der Foren und in der ersten Interviewreihe (Anfang 2012) wurde von den 
meisten Befragten zu diesen Themen ein Grundkonsens beschrieben, insbesondere zu den Punkten 
Mobilität, Freiraum und Bestandsgebäude. Dieser angenommene Konsens konnte jedoch nur relativ 
vage definiert werden. Im Weiteren waren sich die Befragten aber durchaus bewusst, dass in der De-
tailierung der Planungen noch Konfliktpotential lag. Auch das zuletzt dominante Thema der Erlöser-
wartungen aus dem Grundstücksverkauf wurden in den Interviews bereits als wesentliches Problem 
formuliert (Wolff, 2013a, 2013b). So war in der ersten Phase der Beteiligung ein „common ground“ 
der Kommunikationsinhalte, der relevanten planerischen Fachbegriffe und einige (vage formulierte) 
gemeinsame Zielvorstellungen entstanden.  

Die Entscheidungsfindung bzw. die Entstehung der Beteiligungsergebnisse wurden von einer Befrag-
ten der dritten Interviewreihe [INTERVIEW 3A_05, 2016] im Rückblick sehr treffend als „entschei-
dungslose Verständigung“ beschrieben. Das heißt nach einer gewissen „Sättigung“ der Diskussion 
wurde ein gefühlter Konsens hergestellt, der aber weder durch eine Beschlussfassung noch durch 
eine präzise Dokumentation von Argumenten getragen wird. 

Die Erörterung der Planungsthemen in den Foren und das Entstehen einiger konsensualer Zielvorstel-
lungen haben zu einer Identifikation mit dem Prozess geführt. Dabei wird von den in den Interviews 
Befragten häufig der Kreis, der an den Foren Beteiligten, mit dem der Projektbeteiligten gleichge-
setzt. Damit hat das Kommunikationsformat der Foren eine Grundlage geteilter Standardisierungen 
geschaffen, die bei den Teilnehmer*innen der Veranstaltungen ein Gefühl der Zugehörigkeit zu ei-
nem „Prozesskollektiv“ erzeugte. 
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Treffen der BürgerInAktion (BIA) 
Aus dem Kreis derjenigen, die in den Foren aktiv waren, entstand 2012 eine Bürgerinitiative (vgl. Ak-
teurssteckbrief sowie Wolff, 2016a in Abschnitt 6.6). Nach Abschluss des Gutachterverfahrens fanden 
längere Zeit keine von GEG und SUBV organisierten Veranstaltungen statt. In dieser Phase etablierte 
sich mit den Treffen der BürgerInAktion ein alternatives Kommunikationsformat. Dieses bestand mit 
wechselnder Frequenz bis 2019 fort. Hier wurde nach einigen offenen Treffen schrittweise ein Kollek-
tiv mit eigenen Kommunikationsmustern etabliert: Auf zunächst offene aktivierende Aufrufe folgten 
später regelmäßige Treffen mit Diskussionen zu den Planungsthemen innerhalb einer Gruppe, die da-
bei für sich eigene Diskussions- und Entscheidungsstrukturen entwickelte: Die Treffen werden von 
Einzelnen vorbereitet, die Diskussion erfolgt strukturiert (Tagesordnung) und es wird ein Protokoll 
erstellt. Für Entscheidungen (z.B. zu Stellungnahmen, Presseerklärungen oder geplante Aktivitäten) 
wird ein Konsens angestrebt. Im Zweifelsfall kann jedoch eine Abstimmung stattfinden.  

Hier fallen die kulturellen Aspekte der Kultur des Kollektivs (vgl. Steckbrief) mit denen des Kommuni-
kationsformates (vgl. Steckbrief) zusammen. Das entstandene Kollektiv und dessen Interaktion mit 
den anderen Kollektiven werden dabei ebenfalls zu einem wesentlichen Element der Planungskultur. 
Die bei diesen Treffen erarbeiteten Artefakte (Stellungnahmen, Presseerklärungen etc.) werden in 
die Interaktion des Planungsprozesses eingebracht. Daraus ergeben sich weitere Standardisierungen, 
die die Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels prägen. Diese Standardisierungen werden bei 
den Foren, Spezialveranstaltungen und in der Interaktion mit anderen Akteuren (insbesondere mit 
SUBV, GEG und Beirat) sichtbar. 

Die BürgerInAktion wird zunächst zum Hauptansprechpartner für SUBV und GEG. Ihr wird eine Rolle 
als legitime Stellvertreterin der Zivilgesellschaft zugeschrieben und Vertreter*innen der Initiative 
werden zum Vorbereitungskreis eingeladen. Bei den Foren sind Stellvertreter*innen der BIA konstant 
anwesend und werden von anderen Kollektiven als Ansprechpartner*innen bei konfliktbesetzten 
Themen adressiert. Die von der Bürgerinitiative aufrechterhaltenen Diskussionen zu einzelnen The-
men sowie die personelle Konstanz tragen auch zu einer Identitätsbildung innerhalb des Planungs-
prozesses bei.  

Im späteren Verlauf des Beteiligungsprozesses wird von Personen anderer Kollektive in Frage ge-
stellt, ob sie repräsentativ für die Zivilgesellschaft seien und somit delegitimiert wären, stellvertre-
tend für die Zivilgesellschaft bestimmte Positionen einzunehmen. Diese Ambivalenz in der Rollenzu-
weisung prägt die letzte Phase im öffentlichen Beteiligungsprozess (vgl. Wolff, 2020a in Abschnit 6.6). 
Die Interaktion der Initiative mit den anderen Akteuren (insbesondere SUBV, GEG und Beirat) und 
deren etablierte Standardisierungen prägen die Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels. 

Spezialveranstaltungen 
Während der Städtebauliche Entwurf vom SUBV zum Rahmenplan überarbeitet und die Erstellung 
des Bebauungsplans begonnen wurde, fanden im Laufe des Jahres 2014 mehrere sogenannte „Spezi-
alveranstaltungen“ statt. Hier wurde einerseits von Seiten des SUBV erneut, im Sinne von Qualifizie-
rung der Beteiligten, Wissen zu den Regelungsmöglichkeiten eines Bebauungsplans vermittelt. Ande-
rerseits wurden Themen mit erkanntem Klärungsbedarf bzw. Konfliktpotential detaillierter erläutert 
und diskutiert. Die Themen der Veranstaltungen waren: Bebauungsplan und städtebauliche Dichte, 
Bestandsgebäude, Baugemeinschaften; Klima, Mobilität und öffentlicher Raum, Standorte der Quar-
tiersgaragen. 
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Der Kreis der Beteiligten ist hier im Vergleich zu den Foren deutlich kleiner. Je nach Fokus der Veran-
staltung kommen thematisch Interessierte, jedoch hauptsächlich Personen aus der BIA, sowie Stell-
vertreter*innen von SUBV und GEG. Durch die Vorträge und Diskussionen findet eine fachliche Spezi-
alisierung der Kommunikation statt. Es entsteht ein vertieftes Verständnis für planerische Überlegun-
gen und deren räumliche und politische Implikationen.  

Der Zweck der Kommunikation oszilliert somit zwischen Information und informierter Diskussion. Es 
wird deutlich, dass die Entscheidungen zur Weiterentwicklung beim SUBV liegen bzw., dass dieses 
Input von vielen Seiten erhält und diese abwägt. Es findet also bei den Veranstaltungen eine wechsel-
seitiger Input statt, jedoch Entscheidungen zum Umgang mit Diskussionsergebnissen werden inner-
halb der Spezialveranstaltungen nicht getroffen (weder zum Prozedere noch inhaltlich). Dies erzeugt 
eine kommunikative Spannung, da Teilnehmende einerseits qualifizierte Beiträge leisten, aber ander-
seits den Eindruck erhalten, dass sie keine fachlich begründete Antwort erhalten. Die Beiträge ver-
schwinden aus dieser Perspektive gesehen in einer Black-Box aus im Hintergrund stattfindenden Ab-
wägungsprozessen. Diese Wahrnehmung prägt zahlreiche Diskussionen im späteren Prozessverlauf.  

Auffallend ist auch, die Entstehung von „Innen“ und „Außen“: Sobald eine bislang nicht beteiligte 
Person einen Aspekt anspricht, der bereits in der Vergangenheit ausführlich und mit anderer Zielset-
zung diskutiert worden war, wird an der Reaktion anderer Beteiligter klar, dass die Person als außen-
stehend erachtet wird.   

Darüber hinaus wird ein spezifisches Fachvokabular geprägt. So dürfte zum Beispiel allen am Diskus-
sionsprozess zum NH4 beteiligten die schlichte Nennung der Zahl „0,4“ oder das Wort „Bettenhaus“ 
ganze Argumentationsmuster ins Gedächtnis rufen. Die Kommunikationsmuster dieser Veranstaltun-
gen bleiben prägend für die Planungskultur. 

Beiratssitzungen 
Auch in der politischen Arena ist das Neue Hulsberg-Viertel in Bremen ein wichtiges Thema. Prägend 
für die Planungskultur sind dabei vor allem auch die öffentlichen Sitzungen des zuständigen Ortsbei-
rats, da der Planungsprozess hier wiederholt und öffentlich verhandelt wird.  

Für dieses Gremium der Kommunalpolitik gelten einerseits klare formalisierte Entscheidungs- und 
Diskussionsregularien. Andererseits werden diese auch immer wieder durch offene Diskussionen auf-
gebrochen, da der zuständige Beirat immer öffentlich tagt und es Anwesenden ermöglicht, das Wort 
zu ergreifen. Die Beschlussfassungen im Gremium sind jedoch in einem Ausschuss vorbereitet und 
werden im Laufe der Sitzung bestenfalls modifiziert. 

Bei wichtigen Themen (und dies war das Neue Hulsberg-Viertel einige Male) werden zudem Vertre-
ter*innen von Verwaltung (SUBV) oder der GEG als Referent*innen eingeladen. 

Der Beirat ist für die hier betrachteten Kollektive sowie für andere Anwohner*innen im Planungsge-
biet ein wichtiger Ansprechpartner. In den Sitzungen werden die bekannten Konflikte auf einer zu-
sätzlichen - politischen- Bühne verhandelt. Auch werden Weichen für die spätere politische Be-
schlussfassung gestellt, da die Baudeputation gehalten ist, den Beschlüssen (Stellungnahmen) des 
Ortsbeirates zu folgen.  

Der Beirat beschreibt sich dabei als Vertreter der Bürgerinteressen insbesondere der Bürger*innen in 
der östlichen Vorstadt. Gleichzeitig sind die Beiratssitzungen aber auch Bühne für parteipolitische 
Statements. Somit verändern sich die Referenzen in der Diskussion im Vergleich zu den Foren oder 
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Spezialveranstaltungen. Die Charakterisierungen der befragten Teilnehmer*innen zu diesen Sitzun-
gen sind divergent, aber sie werden von allen Befragten als wichtige Instanz wahrgenommen und 
überwiegend als offenes Diskussionsforum der Themen dargestellt. Die Diskussion auf den Beiratssit-
zungen, die daraus hervorgehenden Beschlüsse des Beirats und nicht zuletzt die Medienberichte 
über die Sitzungen sind ein Bestandteil der Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels. 

Die hier beschriebenen unterschiedlichen Kommunikationsformate verdeutlichen die Vielfalt kom-
munikativer Standardisierungen sowie die Einbettung von Akteuren und Kommunikationsformaten in 
weitere kulturelle Kontexte, wie politische Debattenkultur, Bürgerbewegungen etc.  

Auch wird deutlich, dass in allen diesen Kommunikationsformaten Entscheidungen getroffen werden 
oder zumindest Ergebnisse von Diskussionsprozessen formuliert werden. Die Ergebnisse dieser Ent-
scheidungsfindungsprozesse nehmen auf unterschiedlichste Art Einfluss auf die Planungsinhalte und 
die Prozessgestaltung. 

6.4 Prozessgestaltung - gemeinsame und divergierende Narrative der Akteure 

Trotz der Vielfalt der Akteure und der Kommunikationskontexte entsteht aus den Interviews ein star-
kes gemeinsames Narrativ des Planungsprozesses und der dazugehörigen Interaktionen. Dieses wird 
durch die Divergenzen der Akteursperspektiven differenziert und aus verschiedenen Blickwinkeln be-
leuchtet bzw. mit verschiedenen frames interpretiert. 

Der Planungs- und Beteiligungsprozess wird als Modellprojekt beschrieben. Insbesondere die erste 
Prozessphase wird sehr lebhaft als offen, zugewandt und trotz bekannter divergierender Ziele von 
Konsens geprägt geschildert. Die späteren Prozessphasen hingegen werden eher als konfliktreich, zäh 
und intransparent dargestellt. Der Wechsel wird den konkreteren Sachkonflikten der späteren Pla-
nungsphasen, der Dauer insgesamt, den personellen Wechseln und der abnehmenden Transparenz 
des Prozesses zugeschrieben.  

Von allen Akteuren werden die Aushandlungs- oder Abwägungsprozesse konkurrierender Projekt-
ziele dargestellt. Die Konnotationen sind hier jedoch sehr divergent (vgl. auch Abschnitte 6.5 und 
6.6). Dies steht auch im Kontext der Parallelität einzelner Interaktions- und Handlungsstränge. Das 
heißt, die Handlungen anderer Akteure werden für bestimmte Prozessphasen ähnlich einer „Black 
Box“ beschrieben (vgl. auch Abschnitte 6.6 und 7).  

6.4.1 Ein Modellprojekt und die Niederungen des Alltags 

Das Neue Hulsberg-Viertel als Modellprojekt 
Die Interviewpartner*innen beziehen sich in ihren Narrativen häufig auf den Modellcharakter des 
Projektes oder heben den Umfang der Beteiligung und die formulierten Ziele des Projektes grund-
sätzlich als sehr positiv hervor. Der Prozess wird als positive Ausnahme empfunden - sowohl von Sei-
ten der zivilgesellschaftlichen Initiativen, die Unterschiede zu anderen Verfahren wahrnehmen, als 
auch von Seiten der Organisatoren, die konstatieren, dass ein ähnlich aufwändiges Verfahren nicht 
für alle Planungsprozess umsetzbar sei. 

Besonders im Rückblick auf die erste Phase der Beteiligung (2011-2012) wird die Interaktion auf den 
Foren als sehr konstruktiv beschrieben. Diese Phase wird von den beteiligten Bürger*innen als ver-
trauensbildend und transparent wahrgenommen. Eine Interviewpartnerin umschreibt die Atmo-
sphäre mit dem Gefühl, dass den Bürger*innen ein roter Teppich ausgerollt wurde: 
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„[Die] Öffentlichkeit, und das war in diesem Fall echt speziell, finde ich, dass die so super konstruktiv und 
verständnisvoll waren für alles, was passiert ist. Ständig mitgetragen haben und überhaupt nicht kämpfe-
risch [waren]. Und das war glaube ich, weil dieses ganze Beteiligungsverfahren so angeboten wurde, wie 
ein roter Teppich ausgerollt [wurde]. Und dann sind alle hingekommen und waren froh, dass es das gibt 
und dass sie mitreden dürfen und qualifiziert wurden und so. Das war erstmal, glaube ich, so viel. Das 
wurde wirklich wahrgenommen mit einer Dankbarkeit, dass das so möglich gemacht wurde.“ [INTERVIEW 
3A_05, 2016, Abs. 264] 

Veränderung der Atmosphäre 
Diesem sehr positiven Auftakt steht eine Veränderung der Atmosphäre im späteren Prozessverlauf 
gegenüber: Die Befragten schildern anhand mehrerer Aspekte eine Veränderung des Prozesses im 
Laufe der Zeit. Dies wird von einer Interviewpartnerin zusammengefasst beschrieben mit: „Also von 
einem (…) sehr sehr engagierten und (…) begeisterten Prozess ist das Ganze ein bisschen in die Nie-
derungen des Alltags runtergegangen am Schluss [INTERVIEW 3A_01, 2016, Abs. 36].“ 

Bei dieser Abnahme von Begeisterung kommen mehrere Aspekte zum Tragen. Ein einschneidender 
Moment ist aus Sicht fast aller Beteiligten die Phase zwischen Januar und November 2013, in der per-
sonelle Wechsel in der Senatsbaudirektion und in der Stadtplanungsabteilung stattfanden. Dadurch 
entstand die von vielen Beteiligten so genannte „Beteiligungslücke“, die Zweifel an der Transparenz 
und der Qualität der Beteiligung für den weiteren Prozess aufkommen ließen (vgl. Abschnitt 7.1.1). 

Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist, dass die Beteiligten in der ersten Beteiligungsphase andere Vor-
stellungen der Gestaltbarkeit der Planungen entwickelt hatten. Die konkreter werdenden Konflikt-
themen tragen dazu bei, dass sich die inhaltlichen Divergenzen deutlicher zeigen, als es der vage Kon-
sens der Anfangsphase vermuten ließ. Dies wird von einer Interviewpartnerin entsprechend ausge-
führt:  

Zwischen sehr euphorisch beginnen, die Themen alle öffnen und die unterschiedlichen Gruppierungen ein-
laden, sich zu beteiligen, wurde es dann immer konkreter. 
[Und dann wurde klar] (…), das ist gar nicht ganz so offen. Sondern es gibt da doch Bedingungen, die nicht 
alle ständig variabel wieder neu durchdacht werden können. Sondern wir haben an diesen Plan, das war 
auch anfangs nicht so ganz klar, wie verbindlich ist der Lorenzen-Entwurf. Und dann wurde deutlich, ja 
doch der ist erstmal relativ verbindlich. Dann wurde zwar noch etwas geändert. Dass also diese einzelnen 
Grundstücke ein bisschen anders gezeichnet werden können, also da ist noch einiges drin gewesen, aber 
ich glaube, zwischen diesem euphorischen: ‚Oh, da wird ja ganz viel möglich sein, so wie wir uns das spon-
tan denken’ und ‚Eh, nein, doch nicht’. Und dann sich so abarbeiten an diesen Konfliktpunkten. Also das ist 
so eine Entwicklung. Und zum Schluss ging es hauptsächlich um diese Konfliktpunkte, [um das] sich abar-
beiten daran und das nochmal nachlegen. Aber eben auch, dass Dinge auch berücksichtigt wurden. Das 
war jetzt nicht erfolglos, so würde ich das jetzt nicht sehen. [INTERVIEW 3A_07, 2016, Abs. 224] 
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So kommt es nach dem anfänglich „gefühltem Konsens“ und einer hohen Erwartungshaltung zu einer 
Frustration über den Planungs- und Beteiligungsprozess. Wie in der folgenden Interviewsequenz 
deutlich illustriert, erzeugen einige der konkreten Planungsentscheidungen eine Desillusionierung:  

Und wie das kippt, wenn dann eben bestimmte Themen angekratzt werden, auf die vorher ja (…) so eine 
entscheidungslose Verständigung stattgefunden hat. Irgendwie wurde es so mitgetragen als Konsens und 
wenn das angekratzt wird und welche Unzufriedenheit das bringt mit so viel Zeit und Engagement. Da bin 
ich jetzt auch ein bisschen in Sorge, was das macht. Weil ich finde das echt frustrierend, dass die so in 
Frage gestellt wurden jetzt die Leute. Und dass ich auch denke, ja warum sollte irgendjemand noch die 
Power haben an diesem Thema dran zu bleiben. (…) Ich finde es wirklich auch so ermüdend und mühselig 
und unlustig dann und ich verstehe den Frust. Und andererseits verstehe ich auch, dass es Kompromisse 
braucht. Also keine Ahnung, das treibt mich daran schon sehr um. Ja.  
Die anderen machen ihre Rollen sehr professionell, finde ich. Die halten das aus, wenn sie angefochten 
werden. Die Politik erwartet ja auch nur Kompromisse, die erwarten gar keine Visionen. So und die einzi-
gen, die so ein bisschen visionärer sind [ist die BIA], also auch die Fachplanerinnen denken sich auch: ‚Puh, 
haben wir doch ganz gut durchgebracht, wir sind zufrieden.’ Alle sind so zufrieden. Nur die BIA ist nicht 
zufrieden. Ja, und sollen wir uns jetzt zufrieden geben, wenn Visionen angekratzt werden? Also das ist ja 
die Frage. Das treibt mich daran ein bisschen um. [INTERVIEW 3A_05, 2016, Abs.266] 
 

Dies zeigt, dass nicht nur inhaltlich divergente Positionen der Kollektive zum Tragen kommen, son-
dern auch unterschiedliche Erwartungen an den „visionären“ Charakter der Planungsziele für das 
Neue Hulsberg-Viertel (dazu vgl. auch Abschnitt 6.5). 

Prozessdauer als Herausforderung 
In der von den Akteuren geteilten Darstellung des Prozesses spielt die Dauer des Prozesses als negati-
ver Faktor eine große Rolle. Dies wird aus einer Vielzahl von Perspektiven berichtet. Aus der Perspek-
tive beteiligter Bürger*innen als Herausforderung, so lange engagiert dabei zu bleiben und dabei 
lange Phasen ohne sichtbare bzw. nachvollziehbare Planungsentscheidungen zu erleben. Nicht zu-
letzt führt die Dauer des Prozesses für einige engagierte Baugruppen auch die Erfüllung ihrer Wohn-
wünsche im zukünftigen Quartier ad absurdum. Auch von Akteuren aus Politik, Verwaltung und Pro-
jektentwicklung wird dem langanhaltenden zivilgesellschaftlichen Engagement Respekt gezollt, aber 
auch die Schwierigkeit betont, über diese lange Dauer einen Beteiligungsprozess zu gestalten.  

Ein Bürgerschaftsabgeordneter äußert sich im Interview mit dem Weser-Kurier zur Prozessdauer:  

Dass es so lange gedauert hat, liegt nicht an der Bürgerbeteiligung. Schuld ist die Achterbahnfahrt beim 
Klinikneubau. Für die Bürger war das eine Zumutung, einige sind abgesprungen, weil sie einsehen muss-
ten, dass Hulsberg für sie zu spät kommt. Trotzdem war der Beteiligungsprozess enorm wichtig. Er hat die 
Planer und Politik diszipliniert, weil bei jeder internen Besprechung die Bürger quasi auf einem leeren 
Stuhl mit dabei saßen. Und dass es nicht allein ums Geld geht, sehen Sie schon daran, dass wir zu einem 
Drittel Sozialwohnungen planen. (Bücking, 2016) 
 

Hier kommt ein weiterer Aspekt des gemeinsamen Narratives zum Tragen: Trotz allem, war es gut 
und wichtig, dass es dieses Bürgerbeteiligungsverfahren gab. Wenn auch immer wieder vermutet 
wird, dass dies nicht für andere zukünftige Planungsprozesse übernommen werden könne.  
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6.4.2 Lernen und Entscheiden 

Aushandlungsprozess 
In den Interviews wird deutlich, dass der Prozess von den Beteiligten als Kräftespiel mit verteilten 
Rollen verstanden wird. Die Konnotationen mit denen die Aushandlungen verbunden werden, sind 
jedoch äußerst unterschiedlich. Sie variieren von einem Bild eines realpolitischen Kräftespiels, über 
die Zuschreibung einer abwägenden und vernetzenden Rolle der Planer*innen, bis zu einem Bild pro-
grammatisch angemessener Ziele, die als Gemeinwohl in der Planung vertreten werden müssen. 

Dabei kommen in den Interviewaussagen auch die Selbstbilder der jeweiligen Akteure zum Tragen 
(vgl. auch Abschnitt 6.2), wie zum Beispiel:  

• die BIA sieht sich  als Vertreterin gemeinwohlorientierter Zukunftsstrategien,
• die GEG sieht sich als Vernetzerin der divergierenden Interessen, die sich ihren komplexen

Entwicklungsauftrag aber auch zu eigen macht,
• das SUBV sieht sich als Planungsexpert*innen, die zwischen eigenem Fachwissen, politischem

Auftrag und Beteiligungsergebnissen abwägen,
• der Beirat sieht sich als gemeinwohlorientierte Vertretung der lokalen Öffentlichkeit, aber

auch als Vertretung parteipolitischer Linien

Politische Gremien treffen Entscheidungen 
Aus den Interviews wird deutlich, dass die Rolle der politischen Gremien als Entscheidungsträger 
über die Planungsergebnisse von allen Akteuren akzeptiert ist. Die Erwartung an diese Entscheidung 
variiert jedoch insofern, dass einerseits die politischen Gremien durch ihren Beschluss offene Kon-
flikte beenden sollen. Andererseits versuchen alle Kollektive – mit unterschiedlichen Ressourcen – 
ihre Zielvorstellung in diesen Gremien zu platzieren, um deren Umsetzung voranzutreiben (vgl. Ab-
schnitt 6.6). 

Die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung bilden sich in den Planungsentscheidungen ab 
Trotz der Erfahrungen, dass die Planungsziele während des gesamten Planungsprozesses einer fort-
gesetzten Aushandlung ausgesetzt sind, teilen die interviewten Akteure die Einschätzung, dass sich 
Ergebnisse der öffentlichen Beteiligungsveranstaltungen im Planungsergebnis abbilden. Die Einschät-
zung über das Ausmaß des Einflusses divergiert hierbei allerdings in den einzelnen Statements. 

Lernprozesse 
In einer Vielzahl von Interviews wird positiv erwähnt, während des Prozesses Neues gelernt zu ha-
ben: Über Planungsinhalte, über Handlungsweisen der unterschiedlichen Akteure sowie über Kom-
munikationsgestaltung und politische Entscheidungsfindung.  

In vielen Interviews spielt dieses Lernen und das Kennenlernen der Rollen anderer Akteure eine eher 
implizite Rolle. Von einigen wir dies jedoch auch ganz explizit artikuliert und zwar einmal aus der Per-
spektive beteiligter Bürger*innen: 

Was ich schon spannend finde [ist die] Rolle von Öffentlichkeit und Beteiligung gegenüber Politik gegen-
über Verwaltung. (…) Letztendlich ist das alles in allem ein Rollenspiel. Aber es gibt Akteure, die noch eine 
besondere Rolle innehaben. Also die Politik in sich mit ihren unterschiedlichen Lobbys, die da vertreten 
werden von den unterschiedlichen Parteien und Fraktionen. In der Verwaltung die unterschiedlichen Fach-
planungen mit ihren Schwerpunktthemen und wie sie da irgendwie auch letztendlich alle um ihr Thema 
ringen, dass das gut untergebracht wird. (…) [3A_05, 2016, Abs.264] 
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Aber auch aus der Perspektive von an der Prozessgestaltung verantwortlich Beteiligten wird diese 
formuliert: 

[Der Prozess war] langwierig, erkenntnisfördernd, produktiv. Der Prozess dient unglaublich dazu (wechsel-
seitiges) Verständnis zu bilden für die verschiedenen (..) Akteure. Ich glaube, dass Vertreter der Zivilgesell-
schaft durch diesen Prozess besser einschätzen können, in welcher Rolle die GeNo sich befindet und wel-
che Rolle sich ein mandatiertes Beiratsmitglied oder ein Bürgerschaftsabgeordneter befindet und in wel-
cher Rolle sich eine Grundstücksentwicklung befindet, die in diesem Feld der wirkenden Kräfte aktiv ist.  
Ich glaube, dass von Seiten der Parlamentarier ein hohes Maß an Wertschätzung und Verständnis entwi-
ckelt wurde für das, was Zivilgesellschaft leistet. Auch dass so eine Projektentwicklungsgesellschaft, [und] 
dass so ein Beteiligungsprozess einen konstruktiven Beitrag leisten kann, dass ein Verständnis und eine 
Empathie und Wertschätzung für zivilgesellschaftliches Engagement, auch wenn es vielleicht als Stürmen 
manchmal empfunden wird, hergestellt wird. [3A_09, 2016, Abs.77-78] 

Der Lernprozess drückt dabei auch eine gemeinschaftliche Erfahrung aller Beteiligten aus und wird 
somit ein identitätsbildendes Element. Diese geteilte Erfahrung erscheint so als Voraussetzung für 
die konstante Interaktion der Akteure über einen so langen Zeitraum: 

Dass so ein Prozess [nach] drei, vier Jahre[n] (..) überhaupt noch funktioniert, da kannst du ja gar nicht 
sparen mit Komplimenten. Das ist ja schon mal für sich genommen ein Phänomen. (…) [Das] hat auch was 
damit zu tun, dass wir im Laufe dieses Prozesses viel gelernt haben und dass dieser kollektive Lernprozess 
auch eine Basis bildet für Einigungsprozesse, die sonst nicht denkbar wären. [EA_03, 2015, Abs.206-207] 

In diesem letzten Statement eines Interviewpartners aus der Lokalpolitik entsteht ein Brückenschlag 
zu deliberativen Prozessen. Die Konfrontation mit Differenz und das Lernen durch Kommunikation 
verschiedener Standpunkte können Einigungsprozesse ermöglichen. Ähnliches klingt, trotz fortbeste-
hender Kritik an einigen Entscheidungen, implizit auch in anderen Interviews an.  

6.4.3 Miteinander – Gegeneinander – Nebeneinander 

Der Planungsprozess als bilaterale Interaktion zwischen Organisatoren und Öffentlichkeit 
In den Interviews entsteht immer wieder ein Bild von einem Gegenüber aus dem SUBV und der GEG 
einerseits und den Bürger*innen auf der anderen Seite. Das heißt, das Bild vielgestaltiger Akteurs-
konstellationen und multilateraler Interaktion im Planungsprozess verschiebt sich im Narrativ immer 
wieder hin zu einem Bild einer Dualität im Planungsprozess. In diesem Bild sehen sich, im Narrativ 
der verantwortlichen Organisator*innen des Beteiligungsprozesses, SUBV und GEG einer nicht näher 
differenzierten Öffentlichkeit gegenüber. Und auch die Interviewten, die sich der BürgerInAktion ver-
bunden fühlen, zeichnen dieses dualistische Bild, in dem die Initiative mit SUBV und GEG um die Pla-
nungsziele ringt. In den Interviews werden bei Fragen nach weiteren Akteuren oder Einflüssen zahl-
reiche andere Kollektive benannt, aber die auf öffentlichen Veranstaltungen präsenten Akteure, prä-
gen das Narrativ dennoch stark. 

Die konflikthafte Planung eines Forums aus verschiedenen Perspektiven 
Eines der Foren, im März 2015, wird von sehr vielen Interviewpartner*innen als einschneidendes Er-
lebnis beschrieben. Die Vorbereitungsphase für dieses Forum hat das gegenseitige Vertrauen für 
viele Beteiligte beschädigt. In Interviews und in der teilnehmenden Beobachtung wird dies immer 
wieder deutlich. Zur besseren Nachvollziehbarkeit sei dies hier im zeitlichen Kontext der Planung dar-
gestellt. 
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Nach der „Beteiligungslücke“ in 2013 wurde der Beteiligungsprozess in 2014 wieder intensiviert. In 
mehreren jeweils thematisch fokussierten Spezialveranstaltungen fanden eine detaillierte Informa-
tion und Diskussionen statt. Der Rahmen war im Kontrast zu den Foren von 2011-2012 wesentlich 
kleiner: 40-60 Personen nahmen an diesen Veranstaltungen teil. Es bildete sich ein fester Kern von 
Interessierten heraus, die kontinuierlich beteiligt waren und die überwiegend in der BIA aktiv waren. 
Darüber hinaus kamen jeweils einzelne Personen dazu, die sich für die konkreten Themen (Bebau-
ungsplan, Bestandsgebäude, Baugemeinschaften, Energie, Mobilität) interessierten. Als Abschluss 
fand im Mai 2014 ein sogenanntes Bilanzforum statt. 

Parallel hierzu hatte sich die BIA durch ihre zahlreichen Arbeitstreffen als Gruppe formiert (vgl. Ab-
schnitte 6.2 und 6.3). Während der „Beteiligungslücke“ und Anfang 2015 haben Vertreter*innen von 
GEG und SUBV gelegentlich die Treffen der BIA besucht und dort informiert. Die BIA war inzwischen 
mit 1-2 Personen im sogenannten Vorbereitungskreis für die öffentlichen Beteiligungsveranstaltun-
gen vertreten. Dieser bestand des Weiteren aus Mitarbeiter*innen der Stadtplanungsabteilung des 
SUBV, Senatsbaudirektion, GEG, Hamburg Team, Ortsamtsleitung, Moderatoren und externen Bera-
tern.  

So hatten sich die BIA Mitglieder in die Planungsthemen eingearbeitet und waren zu Ansprechpart-
ner*innen für GEG und SUBV geworden. Auch wenn die BIA nur für sich in Anspruch nahm, die Er-
gebnisse der vorausgegangen Beteiligung (2011-2012) insbesondere in Bezug auf Nachhaltigkeit und 
soziale Mischung zu vertreten, wurden sie dennoch häufig als Vertreter*innen der Bremer Bürger*in-
nen angesprochen.  

Im Vorbereitungskreis entstand der Vorschlag, dass die BIA im Forum vom März 2015, die von ihr for-
mulierten Positionen darstellen können sollte. Die Veranstaltung sollte in Form einer Podiumsdiskus-
sion stattfinden. GEG und SUBV wählten Podiumsteilnehmer*innen aus und schlugen der BIA vor für 
diese jeweils ein Gegenüber zu benennen. Dieses Runterbrechen auf konfrontative Positionen stieß 
bei der BIA zwar auf Unverständnis, aber dennoch fanden sich Stellvertreter*innen für das Podium.  

Ende Februar wurde das Forum auf der Projektwebsite dann als Perspektivengespräch angekündigt: 

Das Neue Hulsberg-Viertel steht kurz vor seinem nächsten Etappenziel: In den vergangenen Monaten 
wurde der Bebauungsplan durch die Stadtplanung erarbeitet. Die wesentlichen Inhalte und Ziele der Pla-
nung sind so weit gediehen, dass sie in ihren Grundzügen vorgestellt werden können. 
In einigen Themenbereichen bestehen in der Stadtgesellschaft weiterhin unterschiedliche Positionen und 
Interessenslagen. 
Diese verschiedenen Sichtweisen sollen am 11. März für die Öffentlichkeit und die Politik sichtbar gemacht 
werden. Ein Perspektivengespräch wird die Ansichten der „BürgerInAktion Neues Hulsberg-Viertel“ und 
weiterer Akteure der Stadtgesellschaft hinsichtlich der Themen Mobilität, Freiraum und Bestandsgebäude 
verdeutlichen. Anschließend zeigt das Bauressort, wie im Rahmen einer fachlichen Abwägung den jeweili-
gen Gemengelagen begegnet wurde und welche Regelungen der B-Plan treffen soll. (GEG & SUBV, 2015) 

Kurz vor dem Forum kam es jedoch zum Eklat. Die BIA verweigerte sich, zum Thema Mobilität mit ei-
nem Vertreter der Immobilienwirtschaft zu diskutieren, da dies der Gruppe fachlich nicht angemes-
sen zu sein schien. Die BIA schlug eine Überarbeitung des Programmes vor. Dies wiederum wurde 
von den Verantwortlichen Organisatoren als Versuch verstanden, GEG und SUBV zu erpressen und 
Einfluss auf die inhaltliche Struktur der Bürgerforen zu nehmen [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.183-
184]. 
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Das Forum fand letztlich dennoch mit den Podiumsteilnehmer*innen statt: Verwaltungsmitarbei-
ter*innen berichteten Sachstände zu verschiedenen Planungsthemen, ein Vertreter eines Immobili-
enunternehmens stellte Vermarktungsaspekte zu Wohnraum und Tiefgaragen vor, die BürgerInAk-
tion trug (mit verteilten Themen) eine vorbereitete Stellungnahme zu ihren Kernanliegen vor. Die An-
spannung war während des Forums deutlich spürbar. So wird das gewählte Setting auch von einer 
nicht an der Vorbereitung beteiligten Teilnehmerin als unnötig konfrontativ beschrieben: 

Das war dieses missglückte Forum, also von der Stimmung her. Das missglückte, wo man auf der einen 
Seite (..) die offiziellen Akteure der Stadt [hatte] (…), die was gesagt haben und dann konträr sozusagen 
immer die Meinung der BürgerInAktion. Und das war unglücklich fand ich, weil das dann sofort in so eine 
Konfrontation ging. (..), Weil ich ansonsten die Beteiligungsprozesse konstruktiv gefunden habe mit allen 
Abstrichen, die man da auch machen kann (..). Aber das hatte immer etwas eher Aufbauendes, Gestalten-
des. Und das fand ich (..) auf einmal so einen Punkt, wo ich gedacht habe, da geht man in Konfrontation - 
beide Seiten auch - ohne dass das notwendig ist. [INTERVIEW A3_01, 2016, Abs.14] 

Die Kontroversen im Vorfeld und die angespannte Atmosphäre während der Veranstaltung, beschä-
digten das zuvor relativ vertrauensvoll kooperative Verhältnis. Dies in der Interaktion der Akteure im-
mer wieder erlebbar und wird durch die folgende Phase paralleler Diskussionsprozesse noch ver-
stärkt. 

Der Veranstaltung folgte kein nachträglicher Bericht auf der Projektwebsite, wie es bei anderen Ver-
anstaltungen bis dato üblich war. Und es fand auch bis zum Februar 2016, als beim Hulsberg-Podium 
der B-Planentwurf vorgestellt wurde, kein weiteres Forum statt. So blieb letztlich das aus einem un-
geklärten Konflikt in der Vorbereitung eines Forums entstandene Misstrauen fortbestehen. 

Parallelwelten 
In den Interviewaussagen werden lange Phase kommunikativ nahezu entkoppelter Aktivitäten be-
schrieben. Dies wird mit der Gesamtdauer des Prozesses sowie mit den verwaltungsinternen Bear-
beitungs- und Abstimmungsphasen in Zusammenhang gebracht. Hinzu kommt, dass die anfänglich 
hohe Transparenz im späteren Verlauf des Prozesses deutlich abnimmt. Dabei spielt die Prozessdoku-
mentation auf der Website ein wesentliche Rolle: Während hier anfangs zu allen Foren lange im Vo-
raus eingeladen wurde und diese dann detailliert auf der Website dokumentiert wurden, erfolgen 
diese Einladungen zunehmend kurzfristiger und die Dokumentation erfolgt sehr zeitversetzt.  

Auch während der Ausarbeitung des B-Plans entstand eine solche Entkoppelung, bei der die einzel-
nen Akteure über längere Zeiträume nicht in offene Diskussionsprozesse eintreten bzw. die Aktivitä-
ten eines Akteurs für die anderen Akteure nicht sichtbar oder nachvollziehbar sind. 

Während ein „inner circle“, der so genannte „Jour fixe“ aus SUBV und GEG (sowie gelegentlich die 
Ortsamtsleitung Östliche Vorstadt) mit der Abstimmung des Bebauungsplans beschäftigt sind, agie-
ren die zivilgesellschaftlichen Initiativen intern und in der Öffentlichkeit. Diese beiden Prozesse wer-
den als wenig vernetzt beschrieben und die Unklarheiten über die jeweiligen Aktivitäten und deren 
Konsequenzen für das Planungsergebnis verstärken vorhandene inhaltliche Konflikte. 

Zwischen dem Forum im März 2015 fanden bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes im Juni 2018 
lediglich zwei öffentliche Veranstaltungen (26.02.2016; 14.06.2017) im Beteiligungsprozess statt. Im 
Kontrast zu vielen der vorangegangenen Veranstaltungen hatten diese überwiegend Informations-
charakter.  

125

6 Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels



Das SUBV arbeitete in dieser Zeit intensiv an den Planungsdetails, stimmte die Positionen der Fach-
abteilungen miteinander ab und führte kontroverse Verhandlungen mit anderen Akteuren.   

Die BürgerInAktion (BIA) erarbeitete in diesem Zeitraum Stellungnahmen (März und September 
2015, Dezember 2017 sowie Mai 2018), organisierte einen kritischen Stadtspaziergang, nahm an den 
öffentlichen Beiratssitzungen teil, gab Interviews und veröffentlichte Presseerklärungen. Die inten-
sive Auseinandersetzung mit den Planungsinhalten wird in diesen Aktivitäten deutlich artikuliert. Auf 
Seiten der BIA hat von 2011 an eine fachliche Qualifizierung stattgefunden. Nach dem März 2015 
fand jedoch kein weiterer öffentlicher Diskussionsprozess statt, in dem die mit angeeignetem Fach-
wissen vorgetragenen Positionen eine fachliche Erwiderung erhielten. Auch Engagierte aus der Stadt-
teilgenossenschaft Hulsberg sowie aus einigen Baugruppen waren in der BIA aktiv und beschäftigten 
sich aus der Perspektive von Wohnprojekten intensiv mit den Planungsinhalten. So wusste das Kol-
lektiv zwar einerseits von den hinter den Kulissen ausgetragenen Interessenskonflikten zwischen Ver-
waltung, Politik und Verbänden, hatte aber anderseits keinerlei inhaltlich konkrete Informationen 
über die jeweiligen Positionen oder Forderungen. Die von der BIA in den Spezialveranstaltungen vor-
gebrachten Positionen wurden dort gehört, führten aber nicht zu verbindlichen Entgegnungen. Die 
weiteren Stellungnamen, wurden zur Kenntnis genommen. Es gab auch durchaus Einzelgespräche 
von Akteuren (BIA, Politik, GEG, Verwaltung) miteinander, aber es fand kein direkter Aushandlungs-
prozess statt. So konnte die BIA nur auf indirektem Wege versuchen, ihre Positionen in die Planung 
einzubringen (hierzu vgl. auch Abschnitt 6.6). Die innerhalb der BIA entwickelten Diskussions- und 
Handlungsstrukturen (vgl. Abschnitt 6.2) ermöglichten eine kontinuierliche Arbeit der Gruppe. Diese 
Arbeit war jedoch von den, von der Verwaltung koordinierten Aushandlungsprozessen bzw. von Ver-
handlungen der Vorentscheider-Gruppen (vgl. Abschnitt 7.1.3) entkoppelt. 

Das Nebeneinander-Agieren der Akteure wird von den Interviewpartner*innen, die vorher engagiert 
an den Foren teilgenommen haben und nun zum Teil in der BIA mitarbeiten, einerseits als Phase ei-
gener Lern- und Diskussionsprozess,e aber auch als Desillusionierung beschrieben. In der Verwaltung 
hingegen ist diese Phase eher von routiniert professionellem Handeln geprägt. Durch die langen Ver-
zögerungen gerät die Planung zum Neuen Hulsberg-Viertel hier auch zunehmend in Konkurenz zu an-
deren Planungsprozessen.  

6.5 Konflikte und Allianzen zu den inhaltlichen Zielen der Planung 

Die Planungskultur entsteht nicht ohne konkrete Planungsthemen, denn die Interaktionsprozesse 
bleiben immer mit den verhandelten Inhalten verknüpft. So bilden die an einem kommunikativen 
Planungsprozess Beteiligten ein gemeinsames Interessenkollektiv. Also ein Kollektiv, das dadurch 
charakterisiert ist, dass die Beteiligten ein gemeinsames Interesse verfolgen (Hansen, 2011, S. 161). 
Dieses Kollektiv ist ein „Kollektiv zweiten Grades“ und setzt sich aus heterogenen Kollektiven zusam-
men (Hansen, 2011, S. 174). In einem Planungsprozess bedeutet das: Die Beteiligten verbindet das 
Interesse, das Planungsvorhaben zu entwickeln, wenn auch – je nach Planungsfall – mit mehr oder 
weniger divergenten Zielvorstellungen (vgl. auch Wolff, 2016b in Abschnitt 2.4).  

Im Planungsprozess zum Neuen Hulsberg-Viertel bestand von Anfang an ein gewisser Grundkonsens 
über die Ziele für Entwicklung des Gebietes. Bereits Jahre vor Beginn eines öffentlichen Beteiligungs-
verfahrens hatte sich der örtliche Beirat mit möglichen Entwicklungszielen für das Gelände  des Klini-
kums Mitte befasst und hierbei interessierte Anwohner, Lokalpolitiker*innen und lokale Initiativen 

126



aktiviert. Diese Aktivitäten waren auch eine Grundlage für den späteren Beschluss der Bremer Stadt-
bürgerschaft. 

Als wesentliche Ziele wurden formuliert (Bremische Bürgerschaft, 2010b, S. 2) :  

• Die Errichtung eines nutzungsgemischten Quartiers für Wohnen und nicht störendes Ge-
werbe  

• die Berücksichtigung ökologischer Belange für Bau, Verkehr und Energie  
• das Ermöglichen einer Vielfalt von Wohn- und Eigentumsformen, Projekten gemeinschaftli-

chen Wohnens und zukunftsweisender Wohntypen.  
• Der Auftrag zu einem Beteiligungsverfahren, das über den Beitrag zu dem konkreten Projekt-

vorhaben hinaus Erfahrungen für weitere Projekte nutzbar macht.  

Diese Aussagen bilden neben den übergeordneten politischen Zielen des Senats auch die im Stadtteil 
formulierten Interessen ab. Diese wurden bereits vor Beginn des Beteiligungsverfahrens durch den 
Beirat Östliche Vorstadt sowie durch eine (vom Beirat initiierte) örtliche Projektgruppe formuliert.  

Bereits von 2006-2007 organisierten der Beirat zusammen mit der Architektenkammer, der AG Klini-
kum und der Feministischen Organisation von Planerinnen und Architektinnen (FOPA) eine Veranstal-
tungsreihe und einen Ideenworkshop (Beirat Östliche Vorstadt, 2007, S. 2; Ortsamt Mitte Östliche 
Vorstadt, 2007). Die dort diskutierten Themen und die im Ergebnis vertretenen Ansätze finden sich 
im späteren Senatsbeschluss wieder. 

Durch die Bedeutung des Geländes für den Stadtteil, die vorausgegangene lokale Initiative und we-
gen der relativ breiten Zustimmung zu den von der Bremer Stadtbürgerschaft formulierten Planungs-
zielen besteht früh eine Identifikation mit dem Projekt.  

Für die Ausgangskonstellation lässt sich daher ein hoher Grad an konsensualen Positionen unter den 
bereits zu Beginn involvierten Akteuren feststellen. Diese äußern sich auch im gemeinsamen diskursi-
ven Repertoire, mit dem die Inhalte während der öffentlichen Veranstaltungen verhandelt werden. 
Grundbegriffe der Diskussion wie die nachhaltige Stadtentwicklung, der Erhalt historischer Bausub-
stanz, die Schaffung bezahlbaren Wohnraums, das Ermöglichen von Baugruppenprojekten oder der 
Erhalt des Grünraums sind von Anfang an Bestandteil der öffentlichen Diskussion unter den Anwe-
senden auf den Foren. Damit besteht bereits zu Beginn des Planungsprozess eine etablierte Kommu-
nikationsgrundlage und ein Referenzrahmen für die Planungsziele. 

Jedoch werden durch die Konkretisierung der Planungsziele bei manchen Themen vorhandene Kon-
flikte deutlich. In einigen Fällen haben Kollektive von vorne herein divergierende Zielvorstellungen. In 
anderen Fällen jedoch erwachsen die Konflikte aus Abwägungen verschiedener konsensualer Ziele 
untereinander. Solche Zielkonflikte sind zum Beispiel: Dichte (die auch implizit für das Ermöglichen 
kostengünstigen Bauens steht) versus Erhalt des Baumbestandes. In der Debatte um die Inhalte ent-
stehen je nach Thema und Kommunikationsarena unterschiedliche Konstellationen aus dabei aktiven 
Kollektiven und deren Allianzen. An den Diskursen über diese Konfliktthemen wird deutlich, dass die 
jeweiligen Kollektive entsprechend ihren eigenen Vorstellungen (Kultur) argumentieren, um ihre 
Ziele innerhalb der Diskussion im Planungsprozess zu befördern. Diese Argumentationslinien bzw. 
das Verweben dieser Muster in komplexeren Zielkonflikten sind charakteristisch für die projektspezi-
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fische Planungskultur. Einige der Diskurse sind auch außerhalb des jeweiligen Planungsprozesses wie-
der zu finden, wie z.B. Diskurse um Nachhaltigkeit und Mobilität. So entsteht eine Verzahnung der 
Planungskultur mit anderen kulturellen Kontexten.  

Für diese Arbeit wurde der Planungsprozess bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplans 2018 beo-
bachtet. Im Laufe der Entwicklung der Planung entstanden detailreiche Diskussionen, um einzelne 
Planungsthemen. Im Folgenden werden kurz die wesentlichen Konfliktfelder und die wesentlichen 
Positionen dazu beschrieben. Hieran anknüpfend werden anschließend die kommunikativen Aspekte 
dieser Zielkonflikte eingehender untersucht (vgl. Abschnitte 6.5.2. und 6.5.3.).  

6.5.1 Konfliktfelder in der Planung für das Neue Hulsberg-Viertel 

Mobilität:  
Es bestand ein Konsens darüber den ruhenden Verkehr in Quartiersgaragen zu konzentrieren, den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) durch Mobilitätsmanagement zu reduzieren und den öffentli-
chen Raum für Fußgänger*innen und Radfahrer*innen attraktiv zu machen. Der Dissens bestand bei 
der genauen Zahl für den Stellplatzschlüssel und darüber ob Tiefgaragen möglich sein sollen. Des 
Weiteren wurde die Größe der Hochgarage für das Klinikum kontrovers diskutiert, da dessen Berech-
nung erfolgte, ohne dass die GeNo ein Mobilitätskonzept entwickelt hatte.  

Erhalt des Baumbestandes:  
Es bestand Konsens darüber, dass der Erhalt des prägenden Baumbestandes angestrebt werden soll. 
Dissens bestand über die Interpretation dieser Aussagen:  

a) Divergierende Haltungen: Einerseits gab es eine das Problem rein numerisch erfassende Haltung
nach der gefällte Alt-Bäume durch Neupflanzungen gleichwertig ausgeglichen werden können. Dabei 
wurde auch die Berechnung dieses Ausgleichs kontrovers diskutiert. Demgegenüber steht eine Hal-
tung, die die Bäume als „Landschaft“ versteht und nicht als zählbare Objekte. Dies impliziert, dass der 
Alt-Baumbestand vorgeht und dass dessen Qualitäten nicht durch Neupflanzung äquivalent ersetzt 
werden können.  

b) Zielkonflikt mit unterschiedlicher Bewertung: Der Konflikt bestand in der Frage wie eine Zielset-
zung zum Baumerhalt gegenüber anderen Zielen bewertet werden soll. Die Bestandsbäume schrän-
ken die mögliche Dichte ein und ein zusätzlicher Baumerhalt würde eine Veränderung der städtebau-
lichen Figur des Entwurfes erfordern.  

Soziale Mischung:  
Es bestand ein Konsens darüber, dass ein gemischtes Quartier erwünscht ist. Der Dissens entstand in 
der Interpretation dieses Ziels: Die Frage nach der Höhe des Anteils geförderten Wohnungsbaus war 
lange Konfliktpunkt. Divergent war auch die Einschätzung dazu, wieviel hochpreisigen Wohnungsbau 
das Quartier verträgt bzw. zur Quersubvention benötigt. Ebenso divergent sind die Einschätzungen, 
ob verhindert werden sollte, dass nach Marktgesichtspunkten eine Zonierung innerhalb des Quar-
tiers stattfinden kann.  

Erhalt des Bettenhauses:  
Das sogenannte Bettenhaus (Bestandgebäude des Klinikums) steht derzeit nahe der für die größte 
Quartiersgarage vorgesehenen Fläche. In allen städtebaulichen Entwürfen des Gutachterverfahrens 
blieb es erhalten. Nach einer ersten Überarbeitungsphase stellte das SUBV eine Alternative vor: Den 
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Abriss des Bettenhauses und den Bau einer sogenannten Mantelbebauung, um mehr Volumen für 
die Quartiersgarage zu erhalten sowie um entlang der grünen Mitte eine einheitlichere Fassade her-
zustellen. Parallel zu dieser Entwicklung entstand eine Initiative, die das Bettenhaus erhalten will und 
als Baugemeinschaft dort kostengünstiges Wohnen ermöglichen möchte. 2014 wurde mit diesem Ziel 
eine Genossenschaft gegründet. Da der Erhalt des Bettenhauses attraktiver wird, wenn das Parkhaus 
daneben so klein wie möglich ist, verknüpft sich die Kontroverse um den Erhalt des Gebäudes mit der 
Forderung nach einem Mobilitätskonzept der GeNo. Diskutiert wird auch die technische Machbarkeit 
und finanzielle Tragbarkeit der Umnutzung.  

Erlöserwartung:  
Die Problemlage ist den Beteiligten bekannt. Die GeNo strebt einen hohen Erlös an, um ihre finanzi-
elle Situation nicht weiter zu schwächen. Andererseits wurde von Anfang an vermittelt, dass die Ent-
scheidung über anzustrebende Verkaufserlöse letztlich eine politische Willenserklärung sei. Dabei 
wurden als Ziel für einen hohen Erlös formuliert: Möglichst hohe Dichte und ein größerer Anteil 
hochpreisigen Wohnens (u.a. mit angegliederten Tiefgaragen). Demgegenüber stehen andere formu-
lierte Projektziele wie: Ein hoher Grünanteil und somit weniger Dichte; ein hoher Anteil an geförder-
tem Wohnungsbau sowie ein festgesetzter Anteil von Baugemeinschaften, die ihre Grundstücke via 
Konzeptvergabe erhalten, statt nach Höchstgebot.  

Manche dieser Konflikte sind durch das Inkrafttreten des Bebauungsplanes inzwischen abschließend 
entschieden, andere Konflikte werden bis heute (2020) fortgeführt. 

In diesen Konflikten ist eine Vielzahl von Kollektiven aktiv. Die hier dargestellten Positionen basieren 
auf den Erkenntnissen aus teilnehmender Beobachtung, Dokumenten und Interviews. Darüber hin-
aus lassen sich weitere Positionen und Interessen bei weiteren Akteuren vermuten. In einem Pla-
nungsprozess sind nicht alle „Schichten der Kommunikation“ (Fugmann, Ginski, Selle & Thissen, 
2018b, S. 12–13) zugänglich, sondern lediglich die öffentlich artikulierten und dokumentierten Positi-
onen der Akteure sowie die Aussagen der Interviewpartner*innen.  

Auf dieser Grundlage werden in den folgenden Abschnitten die argumentativen Bezüge sowie die 
wechselnden Konstellationen von Kollektiven als Bestandteil der Planungskultur herausgearbeitet. 
Dies wird anhand zweier Themenfelder gezeigt:  

In Bezug auf das Thema der Erlöserwartung zeigt sich sehr deutlich, dass es in den unterschiedlichen 
kommunikativen Kontexten und Kommunikationsformaten auch sehr verschieden behandelt wird. 
Somit wird die Divergenz in der Kommunikation und Zielformulierung als Bestandteil der Planungs-
kultur deutlich. Gleichzeitig zeigt sich an diesem Beispiel, dass auch bei einem sehr hohen Maß an 
Transparenz im Prozess dennoch einige zentrale Abwägungs- oder Aushandlungsprozesse, für die 
meisten beteiligten Kollektive, in einer Black Box stattfinden. Obwohl eine gemeinsame Planungskul-
tur besteht, scheinen kollektivinterne Handlungsmuster und Kommunikationsregeln, dazu zu führen, 
bestimmte Prozesse nicht öffentlich zu erläutern. Das heißt, auch diese Black Boxes stellen sich als 
immanenter Bestandteil der Planungskultur dar (vgl. folgender Abschnitt).  

In Bezug auf den Konflikt um Mobilität lässt sich zeigen, wie einerseits innerhalb eines Themas variie-
rende Allianzen entstehen und wie die verschiedenen Akteure eigene Argumentationslinien entwi-
ckeln, die den Konflikt in unterschiedliche Sinnkontexte einordnen (vgl. Abschnitt 6.5.3). 
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6.5.2 Divergenz der kommunikativen Kontexte am Beispiel des Themas Erlöserwartung 
Mit der Diskussion um den erzielbaren Erlös bzw. den angestrebten Erlös verknüpfen sich nahezu alle 
anderen Konfliktthemen. Im folgenden Abschnitt wird die Behandlung des Themas in zwei der Kom-
munikationsarenen des Planungsprozesses betrachtet: 

1. Die öffentlichen Veranstaltungen des Beteiligungsprozesses (Teilnehmende Beobachtung der
Foren und Spezialveranstaltungen) sowie deren Dokumentation auf der Projektwebsite
(www.neues-hulsberg.de) und in der Tagespresse.

2. Die Sitzungen der politischen Gremien, die über Planungsziele und Bebauungspläne entschei-
den. Diese wurden ausgewertet mittels Dokumentenanalyse für Senat, Bürgerschaft und De-
putation (Beschlussvorlagen und Protokolle). Ergänzt werden diese durch eigene Mitschriften
aus der teilnehmenden Beobachtung an einzelnen Sitzungen, Berichte auf der Projektwebsite
und in der Tagespresse.

Öffentliche Veranstaltungen des Beteiligungsprozesses und Projektwebsite: 
Die immobilienwirtschaftlichen Interessen sind in den Foren und Spezialveranstaltungen des Beteili-
gungsverfahrens nicht Thema einer eigenen Veranstaltung. Es wurde jedoch im September 2011 als 
Querschnittsthema benannt (Selle, 2011). 

Im Bericht zur Auftaktveranstaltung im April 2011 heißt es: 

Von Seiten des Finanzressorts wurden zum jetzigen Zeitpunkt keine Zahlen genannt, wie hoch ein potenzi-
eller Verkaufserlös ausfallen sollte. Man solle das Neue Hulsberg Viertel vielmehr als ein mehrfaches Ge-
schenk betrachten an die Bürger, das Krankenhaus und die Stadt. Es gilt nun alle Potenziale dieses Ge-
schenks ausgewogen zu nutzen. (GEG & SUBV, 2011, S. 2) 

Die Immobilienwirtschaftliche Betrachtung der Quartiersentwicklung wurde allerdings in einem Fo-
rum (zur städtebaulichen Einbindung des neuen Quartiers am 08.September 2011) explizit themati-
siert. Dort wurde ein Immobilienwirtschaftliches Gutachten vorgestellt, auf dessen Basis eine Setzung 
auf etwa 160.000 m² Bruttogrundfläche (BGF) für das Quartier erfolgte. Argumentativ wurde so mit 
der Begründung, dass nur bei dieser relativ hohen Dichte die Schaffung bezahlbaren Wohnraums 
möglich sei, ein Verhältnis von Freiraum zu bebauter Fläche gesetzt. Diese Annahme bildete eine der 
Verständigungsgrundlagen in den öffentlichen Foren. 

Im genannten Gutachten wurde damals von einem Bruttoerlös von 38-54 Mio. € ausgegangen (nach 
Abzug der Erschließungskosten ein Nettoerlös von 15-30 Mio. €). Dem stehen bei der GeNo höhere 
Buchwerte für das Gelände gegenüber (54 Mio. €). Für den Ausgleich der Differenz solle von Seiten 
der Politik eine Lösung gefunden werden. Diese Aussage mit der Bekundung, dass hierzu ein politi-
scher Wille bestehe, wurde während aller öffentlichen Veranstaltungen aufrechterhalten.  

Das Spannungsfeld, in dem diese politische Lösung angesiedelt ist, wurde bereits im April 2011 ein-
mal auf der Website beschrieben:  

Auf der einen Seite soll der Erlös zur langfristigen Stabilisierung und Finanzierung des Klinikums Bremen 
Mitte beitragen. Auf der anderen Seite steht der Wunsch nach dem größtmöglichen Erhalt von bestehen-
den (und zum Teil denkmalgeschützten) Gebäuden, eine klimaneutrale Entwicklung, eine ausgewogene 
Mischung von Alters- und Einkommensgruppen, sowie eine gelungene Integration des Krankenhauses in 
ein dicht besiedeltes Wohngebiet mit ambulanten Ärztezentren, altersgerechtem Wohnen und Möglich-
keiten der aktiven Freizeitgestaltung. (GEG & SUBV, 2011, S. 1) 
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In der Auslobung des städtebaulichen Gutachterverfahrens wird die Erlöserwartung im Zusammen-
hang mit der im Gutachten errechneten Maß der Bebauung benannt (GEG & SUBV, 2012b).  

Im Laufe des Planungsprozesses stiegen die allgemeinen Immobilienpreise stark und die finanzielle 
Situation der GeNo verschlechterte sich. Diese Situation wird zwar durchaus in Wortbeiträgen bei öf-
fentlichen Veranstaltungen ausgesprochen, aber nicht explizit auf die Agenda dieser öffentlichen Ver-
anstaltungen gesetzt.   

Dies spiegelt sich auch in der Dokumentation der Veranstaltungen auf der Projektwebsite. Die Erlö-
serwartungen erscheinen hier überwiegend als „abstraktes“ haushaltspolitisches Problem. 

Erst wieder in der Dokumentation des Hulsberg-Podiums (26.02.2016), der öffentlichen Veranstal-
tung zur Vorstellung des Bebauungsplanentwurfes, wird explizit benannt, dass einige der Forderun-
gen aus dem Beteiligungsprozess im Gegensatz zum Interesse der GeNo an hohen Verwertungserlö-
sen stehen (GEG & SUBV, 2016b). In der Bremer Tageszeitung Weser Kurier wird im Anschluss an die 
Veranstaltung berichtet: „Nicht zu unterschätzen ist offenbar auch der finanzielle Druck. Die GEG 
plant in diesem Jahr den Einstieg in erste Verkaufsverfahren für Grundstücke. ‚Wir haben natürlich 
eine Erwartungshaltung’, sagte Finanzstaatsrat Strehl zum erhofften Erlös. Das Geld solle nicht zu-
letzt der Geno ‚aus ihrer Lage helfen’“ (Fischer, 2016). 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Gemengelage zwar einerseits klar kommuniziert wurde, 
andererseits aber stets ein Verweis auf die politische Arena stattfand. Inwieweit das SUBV hier von 
Seiten der Politik klare Vorgaben in den Abwägungsprozessen erhielt, bleibt völlig unklar. Während 
der öffentlichen Veranstaltungen stehen die anderen inhaltlichen Ziele und Konflikte im Vordergrund 
der Diskussionen. Und selbst, wenn diese Themen argumentativ mit dem Thema der Erlöse verbun-
den wurden, erschien es dennoch als ein Thema, das unabhängig von den anderen Zielen letztlich 
zwischen politischen Entscheidungsträgern ausgehandelt werden würde. So dass zwar einerseits Pro-
jektziele als „vereinbart“ galten, andererseits aber im Raum stand, dass die politisch Verantwortli-
chen über die mindestens zu erzielenden Erlöse am Ende des Prozesses je nach Haushaltslage und 
dem politischen Willen, ein Defizit zugunsten anderer Projektziele wie Nachhaltigkeit und bezahlba-
rem Wohnraum hinzunehmen, noch entscheiden würden. Für aufmerksame Teilnehmer*innen der 
Foren war das Spannungsfeld durchaus deutlich. Für reine Leser*innen der Projektwebsite ist die 
Thematik der Erlöserwartungen nicht als zentrales Thema erkennbar.  

In den Dokumenten politischer Gremien (Deputation) wird das Thema Erlöserwartung sehr explizit 
behandelt. Dort werden die Einflüsse anderer Planungsentscheidungen in Bezug zu möglichen Erlö-
sen gesetzt, insbesondere die Erhöhung der BGF.  

Während im politischen Beschluss der Bremer Bürgerschaft im Dezember 2010 überwiegend inhaltli-
che Planungsziele formuliert werden, setzte der Senat in seinem Beschluss vom Juni 2010 ökonomi-
sche Eckpunkte der Planung für das Neue Hulsberg-Viertel fest. Bei der Realisierung der städtebauli-
chen und wirtschaftsstrukturellen Ziele soll durch entsprechende Verwertung und Entwicklung des 
Grundstücks eine Erlösmaximierung erreicht werden, um so eine Überschuldung des Klinikums zu 
vermeiden (GEG & SUBV, 2016a, S. 1). 

Der Senatsbeschluss von 2010 beauftragt das SUBV auch in Abstimmung mit anderen Senator*innen 
„dem Senat ein Entwicklungs- und Vermarktungskonzept incl. Kosten- und Erlösplanung zur Entschei-
dung vorzulegen“ (SUBV, 2016a, S. 1). 

131

6 Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels



In einem Sachstandsbericht an die Baudeputation wird benannt, welche Akteure oder Kriterien Ein-
fluss auf die Planung genommen haben:  

Der Wettbewerbsbeitrag wurde seit diesem Zeitpunkt weiterentwickelt und präzisiert. Neben den im Pro-
tokoll der Jurysitzung festgehaltenen Empfehlungen, sind Erkenntnisse aus der fachlichen Beratung von 
SUBV und GEG, Vorschläge aus dem Beteiligungsprozess sowie immobilienwirtschaftliche Überlegungen in 
die fachliche Weiterentwicklung eingeflossen. (SUBV, 2015b, S. 1)  

In der Senatsvorlage vom 10.05.2016 wird es dann als Erfolg der GEG dargestellt, dass es ihr gelun-
gen sei  

im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung der Flächen und der Entwicklung des Bebauungsplanes in 
Zusammenarbeit mit dem Senator für Umwelt, Bau und Verkehr das Erlöspotential der Freimachfläche 
wesentlich zu optimieren, u. a. indem eine Erhöhung der Bruttogeschossfläche um über 20% im Vergleich 
zum ausgewählten städtebaulichen Entwurf erreicht werden konnte. (SUBV, 2016a, S. 5) 

Die in der Planung angestrebte BGF beträgt nun 201.000 m². Besonders hervorgehoben wird, dass 
die aktuelle Werteinschätzung für die frei werdenden Flächen „mit einem Wert von ca. 72,5 Millio-
nen Euro alle bisherigen Erlöserwartungen deutlich übertrifft (SUBV, 2016a, S. 5).“ Im Jahr 2018 sind 
hieraus dann laut einem Bericht des Weser Kuriers 84 Mio. € geworden (Theiner, 2018a). 

In der Beschlussvorlage zur Auslegung des Bebauungsplans werden auch andere Konflikte relativ de-
tailliert aufgegriffen. Durch die aufgeführten Einwendungen von TÖB wie GeNo oder BREPARK wird 
auch die Querverbindung zwischen einzelnen Konfliktfelder deutlich z.B. Tiefgaragen und Erlöserwar-
tung.  

Nach der Auslegungsphase 2016 werden die Stellungnahmen bearbeitet. Der städtebauliche Plan 
wird entwickelt bzw. zwischen GEG, GeNo und SUBV ausgehandelt. Im Mai 2018 liegt ein Beschluss-
vorlage für die Baudeputation vor (SUBV, 2018c). Hier werden auch die Stellungnahmen der Behör-
den und der Träger öffentlicher Belange benannt sowie die Entscheidungen des SUBV erläutert. Sie 
sind als Stellungnahme der Baudeputation formuliert. Auch in diesen Stellungnahmen wird an eini-
gen Stellen das Thema der Erlöserwartung explizit benannt. Insbesondere die GeNo verknüpft das 
Thema mit dem geplanten Anteil an geförderten Wohnungsbau, der Vermeidung von Tiefgaragen, 
erforderlichen Flächen für Schulen sowie mit dem Erhalt von 10 Bestandsgebäuden. Mit Bezug auf 
einen Bericht der GEG an den Senat (vom 03.05.2016) werden Erlöszahlen für WORST CASE  (72,5 
Mio. €) und BEST CASE (84 Mio. €) Szenarien benannt und die vorgenannten Punkte als erlösmin-
dernde Kriterien beschrieben (SUBV, 2018c, S. 20). In der Stellungnahme der Baudeputation argu-
mentiert das SUBV gegen die Forderung der unbedingten Erlösmaximierung mit den anderen durch 
den Bürgerschaftsbeschluss von 2010 geforderten Aspekten der Stadtentwicklung und relativiert so-
mit das Ziel der Erlösmaximierung gegenüber dem Gemeinwohl (SUBV, 2018c, S. 44). An diesem Bei-
spiel zeigt sich ein der Dokumenterstellung vorausgehender Aushandlungsprozess, der im Hinter-
grund bleibt. Im Dokument werden zentrale Argumentationsstränge dargestellt. Auch diese zeigen 
deutlich die komplexen Abhängigkeiten der Planungsziele mit ihren inhärenten Zielkonflikten.  

Die Stellungnahmen privater Einwender*innen und Initiativen wurden nicht unmittelbar in die Doku-
mente integriert. Sie sind in einem öffentlich nicht zugänglichen Anhang aufgelistet (SUBV, 2018c, 
S. 73). Eine weitere 42-seitige Anlage listet jedoch die nach Themen zusammengefassten Antworten 
auf die Einwendungen detailliert auf (SUBV, 2018c, S. 135–176). Die Konflikte, zu denen die Einwen-
der*innen Stellung nahmen, sind Teil eines öffentlichen Dokumentes. Benannt wurden in der Stel-
lungnahme des SUBV zu diesen Einwendungen folgende Themen: Umgang mit Bestandsgebäuden 
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insbesondere Erhalt des Bettenhauses), Dichte, Ausstattung mit Kitas und Schulen, Anteil geförderter 
Wohnungsbau, Genossenschaften, Baumbestand und öffentliche Grünflächen, Klimaschutz und Re-
genwassermanagement, Mobilität (Mobilitätskonzept Klinik und Klinikgarage, Hochgaragen, Tiefgara-
gen, Erschließungsbügel, Fuß- und Radwegeverbindungen). Ohne dass klar wird, ob in den Einwen-
dungen selbst eine Verknüpfung zu den Erlöserwartungen hergestellt wurde, erfolgte dies in den 
Antworten zumindest nicht. 

Aus der Forschungsperspektive entsteht durch die detaillierte Reaktion auf die Einwendungen eine 
große Transparenz zu den Abwägungsprozessen. Die vom SUBV vorbereiteten Beschlussvorlagen und 
Berichte für die Baudeputation bieten eine differenzierte Darstellung unterschiedlicher Positionen zu 
den Planungsthemen. Diese Möglichkeit der Information zu den Inhalten und Zielkonflikten der Pla-
nung ist kennzeichnend für den Planungsprozess zum Neuen Hulsberg-Viertel. Sie resultiert dabei 
auch aus dem großen öffentlichen Interesse an diesem Projekt.  

Somit ist die Transparenz durchaus als Merkmal der projektspezifischen Planungskultur des Neuen 
Hulsbergviertels anzusehen. 

In Frage steht, wie sich diese Transparenz für die einzelnen Kollektive darstellt. Die Dokumente wer-
den gezielt für die Mitglieder des jeweiligen politischen Gremiums hergestellt, um eine Entschei-
dungsgrundlage zu schaffen. Sie sind zwar auch öffentlich zugängliche Dokumente und werden in 
diesem Wissen erstellt, dennoch ist davon auszugehen, dass sie für die Öffentlichkeit nicht ohne wei-
teres sichtbar sind. Denn obwohl die Dokumente faktisch auf den Webseiten des Senats online zu-
gänglich sind, ist davon auszugehen, dass nur sehr wenige Personen eine solche Recherchearbeit leis-
ten. 

In den Protokollen der Baudeputation werden Redebeiträge der Gremiumsmitglieder dokumentiert. 
Es findet jedoch keine weitergehende Diskussion statt. Zu einigen Beschlussfassungen sind Positio-
nierungen einzelner Politiker*innen dokumentiert. Insbesondere die Mitglieder des Beirates melden 
sich hier zu Wort. Im Wesentlichen handelt es sich jedoch um (parteipolitische) Statements und nicht 
um Beiträge zu einer Sachdebatte. Es wird offensichtlich, dass die Aushandlung im Vorfeld in anderen 
Kommunikationskontexten stattgefunden hat (vgl. 7.1.3). Wer hier im Detail involviert war und wie 
diese Aushandlung zustande gekommen ist, bleibt intransparent und erschließt sich höchstens Insi-
dern der politischen Arena.  

So wird in der Gegenüberstellung der Kommunikationskontexte deutlich, dass die Aushandlung von 
Zielkonflikten zwischen TÖB, Behörden, SUBV und Politik in einer, gemeinsamen Spielregeln folgen-
den, formalisierten Weise stattfindet. Einerseits werden die Positionen und Argumente der beteilig-
ten Kollektive durch die Mitarbeiter*innen des SUBV transparent dokumentiert. Andererseits finden 
Verhandlungen innerhalb einer Black-Box statt, die weder der allgemeinen Öffentlichkeit noch allen 
am Planungsprozess beteiligten Kollektiven offen steht. 

Die Aushandlung von Zielkonflikten zwischen den Anwesenden aus den öffentlichen Foren, sozialen 
und politischen Initiativen (sofern nicht TÖB) mit SUBV und Politik, sind hingegen weniger differen-
ziert, im Hinblick auf fachliche Abwägungskriterien, dokumentiert. Die Dokumentation der Ergeb-
nisse liegt auch hier weitgehend in den Händen des SUBV. Hinzu kommen Veröffentlichungen der Ini-
tiativen selbst und Presseberichte. Dennoch findet in diesem Kommunikationskontext keine transpa-
rente Dokumentation der Abwägungs- und Entscheidungsprozesse statt. Die Stellungnahmen von 
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TÖB und SUBV zum Bebauungsplanentwurf übernehmen in einigen Konflikten eine Stellvertreter-
rolle. Aber die persistierenden Konflikte, die nicht durch Konsensformulierung aufgelöst werden 
konnten, werden nicht in einem gemeinsamen Kommunikationskontext entschieden. Dies ist im An-
satz der informellen Beteiligung bereits immanent als Unschärfe darüber enthalten, inwieweit über-
haupt ein Aushandlungsprozess stattfindet. Da Beteiligung als konsultative Beteiligung verstanden 
wird, bleibt die Entscheidungsbildung einseitig auf Seiten von Politik, ohne dass eine formalisierte Be-
gründung der Abwägung erforderlich wird. 

Am Beispiel des Themas Erlöserwartung werden so weitere Aspekte der Planungskultur des Neuen 
Hulsberg-Viertels deutlich. Planungskonflikte werden in verschiedenen Kommunikationskontexten 
verhandelt. Dabei verschiebt sich die Kontextualisierung und Bewertung der jeweiligen Konfliktthe-
men sowie die Tiefe der inhaltlichen Auseinandersetzung. Auch finden in einigen der Arenen nur ent-
scheidungslose Erörterungen statt, in anderen kommt es zu (oft reglementierten) Entscheidungsfin-
dungen. 

6.5.3 Kontroversen zur Mobilität - Argumentationslinien und Kontextualisierung 
Ein weiteres charakteristisches Element der Planungskultur ist es, dass trotz der gemeinsamen Dis-
kussionen mit den dazugehörigen Standardisierungen die divergenten Referenzsysteme der einzel-
nen Kollektive erhalten bleiben. Dies zeigt sich an den unterschiedlichen Argumentationslinien und 
der divergenten Einordnung der Themen. Dies wird im Folgenden am Diskurs zu den Themen Mobili-
tät, Stellplatzschlüssel und Tiefgaragen verdeutlicht.  

Die Untersuchung der Argumentationen der einzelnen Akteure erfolgt auf der Basis der Dokumente 
der politischen Gremien, der Online-Veröffentlichungen der einzelnen Akteure, der Auswertung der 
Interviews. Diese Informationen werden ergänzt durch die Ergebnisse der teilnehmenden Beobach-
tung. Die Analyse knüpft dabei an die Methoden der Wissenssoziologischen Diskursanalyse an (vgl. 
Abschnitt 3.4). Aus den Dokumenten und Interviews wurden Passagen, in denen Argumentationen 
zum untersuchten Thema vorkommen, extrahiert. Bei der Untersuchung auf wiedererkennbare Argu-
mentationsmuster wurden verschiedenen Dimensionen der Argumentation identifiziert:  

• Die Kontextualisierung des Problems
• Die Konstruktion kausaler Zusammenhänge in der Argumentation
• Die als Rechtfertigungsgrundlage benannten Instanzen
• Das als Maxime ausgedrückte Verständnis davon, wie Planungsziele definiert werden sollten

Dabei lässt sich zunächst feststellen, dass auch hier das Konfliktfeld in den jeweiligen kommunikati-
ven Arenen unterschiedlich behandelt wird: 

• Auf der Website werden alle relevanten Themen benannt. Jedoch kaum komplexe Argumen-
tationen dargestellt. Obwohl die Konfliktfelder explizit benannt sind, werden Zielkonflikte
nur vereinfacht dargestellt. Zum Beispiel wird als Argument für Tiefgaragen und für die Not-
wendigkeit von Baumfällungen relativ pauschal die städtebauliche Qualität angeführt.

• In den Dokumenten der politischen Gremien werden die Konfliktthemen in Form von Stel-
lungnahmen der Behörden und TÖB erfasst sowie die Argumentationslinien des SUBV darge-
stellt. Positionen und Argumentationslinien anderer Akteure tauchen nur indirekt in den Be-
richten des SUBV in den Beschlussvorlagen auf.
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• In den Interviews werden alle Konflikte benannt und argumentierend erläutert. Die Argu-
mentationslinien der Akteure sind hier sehr unterschiedlich. Auch der Kontext, in dem sie die 
einzelnen Konflikte verorten, variiert. 

Identifizierung der unterschiedlichen Argumentationslinien 
In der Querauswertung aus allen Materialien wird sichtbar, dass die Argumentationen zum Thema 
Mobilität von den verschiedenen Akteuren, entsprechend deren spezifischer Perspektive auf das 
Problem, sehr unterschiedlich geführt werden.  

Eine charakteristische Dimension der einzelnen Argumentationsketten ist die Kontextualisierung des 
Problems. Die zum Thema Mobilität vorgebrachten Argumente wurden in verschiedene Sachkon-
texte bzw. in andere übergeordnete Diskurse eingeordnet.  

Die Argumentationen zum Thema Mobilität lassen sich fünf verschiedenen Kontexten zuordnen: 

1. Allgemeine Ziele der Planung (Solidität vs. Programmatik) 
2. Erlös 
3. Soziale Mischung 
4. Städtebauliche Qualität 
5. Nachhaltigkeit 

 

Dabei werden manche Kontextualisierungen bei allen Akteuren sichtbar. Manche Bezüge werden je-
doch nur von einzelnen Akteuren aufgegriffen bzw. in den Vordergrund gestellt (vgl. auch Abb. 13). 

Das grundsätzliche Mobilitätskonzept für das Neue Hulsberg-Viertel scheint die Zustimmung nahezu 
aller Akteure zu finden. Ziel ist die Reduktion der individuellen Autonutzung (MIV) und die Schaffung 
möglichst autoverkehrsarmer Zonen im Quartier. Hierzu sind Erschließungsschleifen, Quartiergara-
gen, Stellplatzangebote für Fahrräder, Car-Sharing Angebote etc. geplant (GEG & SUBV, 2012b).  

Diese Zustimmung kommt in den Diskussionen bei den Foren zum Ausdruck, äußert sich in den (von 
SUBV beauftragten und später inhaltlich unterstützten) Ergebnissen des Verkehrsgutachtens und 
wird unterstrichen durch Beschlüsse von Beirat und Deputation. Lediglich einige TÖB (GeNo, BRE-
PARK) kritisieren einzelne Aspekte bzw. die CDU Fraktion des Beirates Östliche Vorstadt unternimmt 
einen einmaligen Versuch, den Stellplatzschlüssel zu erhöhen. 

Eine Absenkung von den regulär laut Bremer Stellplatzortsgesetz erforderlichen 0,8 Stellplätzen pro 
WE auf 0,4 als Stellplatzschlüssel, wird als generelle Größenordnung nahezu als Konsens getragen. 
Aber es bleibt strittig, ob nicht eine weitere Absenkung richtig wäre bzw. wie diese für zukünftige 
Entwicklungen ermöglicht werden könnte.  

Strittig ist insbesondere die Umsetzung des Mobilitätskonzepts in Bezug darauf, dass einzelne Maß-
nahmen das Erreichen der Ziele gefährden könnten. Die Festlegung des Stellplatzschlüssels wird da-
bei im Kontext mit der Errichtung der Quartiersgaragen als Hoch- oder Tiefgaragen diskutiert.  

Die Argumentationen zum Thema Tiefgaragen soll hier exemplarisch untersucht werden. An ihr las-
sen sich die unterschiedlichen Kontextualisierungen und Verknüpfungen der Themen miteinander 
deutlich ablesen. 

Trotz des Bezuges auf verschiedene Kontexte lassen sich zu diesem Thema zwei grundlegende argu-
mentative Strukturen identifizieren: 
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Argumentation A (vgl. Abbildungen 9-12):  
Stellt als Maxime das Argument einer fachlich ausgewogenen und soliden Planung auf, die alle As-
pekte der ursprünglichen politischen Entscheidung ausgewogen berücksichtigt. Das Ziel der Reduk-
tion des MIV müsse gegen andere Ziele abgewogen werden, um in Bezug auf das Verkehrsgutachten 
eine „realistische“ Planung zu entwickeln.  
Zentrales Argument ist AUSGEWOGENE AUFTRAGSERFÜLLUNG d.h. die politischen Anforderungen 
müssen gegeneinander abgewogen werden (1A). Diese Argumentation wird auch auf die Frage der 
Tiefgaragen übertragen. Dabei bestimmen vor allem die Erlösmaximierung (2A) und städtebauliche 
Qualitäten (4A) die Argumentationsmuster. Als Rechtfertigungsinstanz werden die Beschlüsse von 
Senat und Bürgerschaft herangezogen, insbesondere im Hinblick auf die Erlöserwartungen.  

Argumentation B (vgl. Abbildungen 9-12):  
Stellt als Maxime das Ziel einer zukunftsfähigen, auf Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit ausge-
richteten Planung auf. Eine Absenkung des Stellplatzschlüssels wird für eine ökologisch sinnvolle 
Stadtentwicklung als notwendig erachtet. Dabei werden die auf Nachhaltigkeit ausgerichteten As-
pekte des Senatsbeschluss und die Bewahrung der in der ersten Beteiligungsphase formulierten Ziele 
besonders betont.  
Zentrales Argument ist also PROGRAMMATISCHES NACHHALTIGES UND SOZIALES HANDELN (1B). 
Diese Argumentation wird auf die Frage der Tiefgaragen übertragen. So stellt der Stellplatzschlüssel 
als solcher noch einen akzeptablen Kompromiss dar, der jedoch durch die Schaffung von Tiefgaragen 
konterkariert werde. Dabei bestimmen vor allem die Gefährdung der Nachhaltigkeit (5B) und der so-
zialen Mischung (3B) die Argumentationsmuster. Ergänzend wird die Qualität eines Kfz-freien öffent-
lichen Raumes angeführt (5B). Als Rechtfertigungsinstanz dient in den Argumentationen die im Se-
natsbeschluss 2010 geforderte Modellhaftigkeit des Quartiers (insbesondere auf die Aspekte Nach-
haltigkeit und soziale Mischung). Darüber hinaus wird auf die Erklärung des Bremer Bündnisses für 
Wohnen und die daraus entwickelten Richtlinien für geförderten Wohnungsbau verwiesen. 

In der Zusammenschau werden die Argumente also nicht nur mit verschiedenen Kontexten verbun-
den, sondern auch die argumentativ entscheidende „Instanz“ variiert. Dabei lassen sich vier solcher 
Instanzen identifizieren:  

(a) Einhaltung der politischen Zielvorgaben 
(b) Einhaltung der Beteiligungsergebnisse 
(c) Programmatische Haltungen (soziale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit) 
(d) Fachliche Kriterien (mit professioneller Erfahrung begründet): Vermarktungschancen be-

stimmter Wohnungstypen, Städtebauliches Bild, Solide Verkehrsplanung 
Diese Instanzen werden als argumentativer Hintergrund genutzt, um die eigene Position zu unter-
mauern. Die Einhaltung von politischen Beschlüssen (a) bezieht sich auf konkrete Dokumente wie: 
Senatsbeschluss vom Juni 2010, Bürgerschaftsbeschluss vom Dezember 2010; Dokumente des Bünd-
nisses für Wohnen (Wohnraumförderprogramm 2012/13 und der Beschluss von 2013, bei Schaffung 
neuen Baurechts oder senatseigenen Grundstücken 25% geförderter Wohnungsbau zu realisieren). 
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Darstellung der Argumentationslinien  
mit den jeweiligen Statements, angenommenen Zusammenhängen und Effekten sowie der in der Ar-
gumentation benannten Instanzen. 

Abb. 9: Darstellung der verschiedenen Planungsverständnisse 

Abb. 10: Darstellung der Argumentation zum Thema Soziale Mischung je nach Planungsverständnis 
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Abb. 11: Darstellung der Argumentation zu den Themen Erlöserwartung und Städtebauliche Qualität 
(nur verknüpft mit Tiefgaragen bei Planungsverständnis A) 

Abb. 12: Darstellung der Argumentation zum Thema soziale Gerechtigkeit (nur verknüpft mit Tiefgaragen bei 
Planungsverständnis B) 
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Die beiden hier dargestellten Argumentationslinien lassen sich zwar den verschiedenen Kollektiven 
zuordnen (vgl. Abb. 13). Dennoch besteht selbst innerhalb dieses so spezifischen Konfliktfeldes keine 
durchgängige Allianz oder Opposition der einzelnen Kollektive, sondern es finden sich jeweils ge-
meinsame und konträre Aspekte in Zielrichtung und Argumentation.  

Die Argumentation, dass die Planung vor allem ausgewogen die konkurrierenden Planungsziele abbil-
den müsse, wird am eindeutigsten von der GEG und dem SUBV vertreten. Die Argumentation, dass 
die Planung sich vor allem programmatisch an den Zielen der sozialen Gerechtigkeit und der Nachhal-
tigkeit orientieren sollte, wird am eindeutigsten von der BIA vertreten. Der Beirat nimmt eine ambi-
valente Position ein, setzt sich jedoch gegenüber den anderen Akteuren in Politik und Verwaltung im-
mer wieder für programmatisches Handeln ein. 

Abb. 13: Zuordnung der Argumentationslinien zu einzelnen Akteuren 

Argumentationen im Narrativ der Kollektive 
Die Grundkonstellation zu diesem Konfliktfeld sowie deren Verschiebung bei den einzelnen Argu-
mentationslinien sei im Folgenden anhand der vier exemplarisch untersuchten Kollektive sowie der 
GeNo gezeigt. Die Argumentationen werden durch das Narrativ der Akteure dargestellt, so wie es in 
den Interviews und in Dokumenten des Planungsprozesses sichtbar wird.  

In den öffentlichen Diskussionen wird von Seiten der GEG darauf verwiesen, dass die formulierten 
Ziele bereits für eine nachhaltige Mobilitätsidee stünden und dass dieses durch den Bau von Tiefgara-
gen nicht gefährdet würde [auch INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.92].  

Dies wird auch von Seiten des SUBV unterstützt. In der Vorlage für die Deputationssitzung im April 
2015 wird auf die Ziele des Mobilitätskonzeptes verwiesen:  

Aufgrund des weitreichenden Mobilitätskonzeptes, dessen Umsetzung durch das Mobilitätsmanagement 
gesichert wird, kann nach Einschätzung des Bauressorts eine Reduzierung des Stellplatzschlüssels auf 0,4 
für Wohnen, jedoch nicht darüber hinaus, erfolgen. Da das Abstellen der Kraftfahrzeuge im Gegensatz zu 
den umliegenden Quartieren vollumfänglich im privaten Raum organisiert werden soll und das Parken im 
öffentlichen Raum nicht möglich sein wird, soll hiermit die sonst übliche Aneignung des öffentlichen Rau-
mes durch parkende Autos vermieden werden. Mit dem Schlüssel soll insofern erreicht werden, dass aus-
reichend private Stellplätze im Quartier vorhanden sind, um ein Ausweichen auf die bereits überlasteten 
umliegenden Quartiere zu vermeiden. (SUBV, 2015b, S. 5) 
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In der Argumentation des SUBV wird deutlich, dass die Planung nicht allein an den für das Quartier 
selbst präferierten Zielen gemessen werden kann, sondern, dass eine Abwägung mit den Folgen für 
die umliegenden Quartiere stattfinden muss. In diesem Punkt schließt sich auch der Beirat der Östli-
chen Vorstadt an, der sich hier als Stellvertreter der Anwohnerinteressen versteht. 

In den anderen Themenfeldern des Konfliktes um Mobilität und Tiefgaragen folgt der Beirat jedoch 
eher den Positionen einer programmatischen Planung. 

So vertritt insbesondere die BIA die Position, dass der zukünftige Stellplatzbedarf unterhalb der ge-
planten Quote liegen werde und müsste. Dies bringt sie in ihrer Kommentierung der Ergebnisse der 
Spezialveranstaltung zum Ausdruck:  

Die Verkehrsplanung für das neue Quartier darf nicht nur die heutige Pkw-Dichte im Blick haben, sondern 
muss auch damit rechnen, dass sie in den nächsten Dekaden in den Innenstädten deutlich zurückgeht. 
Deshalb ist eine Zementierung des heutigen Stellplatzbedarfes durch Tiefgaragen nicht zukunftsweisend 
und abzulehnen. 
Die BürgerInAktion tritt dafür ein, für alle im neuen Quartier gemeldeten KFZ einen Stellplatz in leicht auf- 
und abzubauenden Oberflächengaragen am Quartiersrand zu schaffen und gegen kostendeckende Gebüh-
ren zur Pflicht zu machen. (GEG & SUBV, 2014b, S. 20) 

Dabei stellt die BIA den geplanten Stellplatzschlüssel von 0,4 PKW/WE die realen Werten der Umge-
bung gegenüber, die bereits heute knapp unterhalb dieser Quote liegen. Auf diese Weise wird die 
Aussage der Stellplatzschlüssel stelle ein ehrgeiziges Planungsziel dar, konterkariert [INTERVIEW 
EA_07, 2016, Abs.114]. 

Dies wird auch vom SUBV in einem Sachstandsbericht für die Baudeputation benannt und mit der 
Thematik der Tiefgaragen sowie dem Thema der Erlöserwartung bzw. der Investitionshemmung ver-
knüpft:  

Von einzelnen Bürgern wird der Stellplatzschlüssel von 0,4 für Wohnen nach wie vor als zu hoch angese-
hen. Thematisiert wird ein Schlüssel von 0,3, mit dem Hinweis, ein Schlüssel von 0,4 sei angesichts der für 
das Neue Hulsberg-Viertel formulierten Ziele für eine nachhaltige Mobilität nicht ambitioniert genug. Zu-
dem wird der Bau von Tiefgaragen und die damit einhergehende räumliche Kopplung des Stellplatzes mit 
der Wohnung weiterhin in Frage gestellt und abgelehnt. Andere Bürger sowie Vertreter der Immobilien-
wirtschaft haben hingegen Bedenken geäußert, ob der beabsichtigte Schlüssel ausreichend und der Aus-
schluss von Tiefgaragen in den meisten Baufeldern investitionshemmend sei. (SUBV, 2015b, S. 5). 

Die BIA stellt die argumentative Verknüpfung von Stellplatzschlüssel und Tiefgaragen nicht nur in Be-
zug auf die private Zuordnung von Stellplätzen her, sondern begründet die Präferenz für Hochgara-
gen mit der Möglichkeit eines Rückbaus bei sinkendem Stellplatzbedarf.  

Die Rolle einer Black-Box nimmt in diesem Kontext die GeNo ein, die es bis 2017 herauszögert über-
haupt ein Mobilitätskonzept vorzulegen. Dieses wird allerdings unter anderem vom Beirat als unzu-
reichend kritisiert (Beirat Östliche Vorstadt, 2017). Die GeNo räumt der Weiterentwicklung des Mobi-
litätskonzepts jedoch keine Priorität ein. So bestimmt das Nicht-Handeln dieses Akteurs die Aushand-
lungsprozesse der anderen Akteure. Denn die für das Klinikum benötigten Stellplätze bestimmen we-
sentlich die planerischen Annahmen für die im Quartier insgesamt benötigte Stellplatzzahl. Die Zahl 
der erforderlichen Stellplätze für den Klinikbetrieb in der Hauptquartiersgarage wirkt sich dabei auf 
den Erhalt des Bettenhauses sowie auf möglichen Parkdruck für die Nachbarschaft aus. Im Kontext 
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der Diskussion um Garagen würde eine Reduktion der vom Klinikum benötigten Stellplätze eine Ent-
lastung für den Gesamt Stellplatzbedarf bedeuten und somit eine Reduktion der anderweitigen Stell-
plätze - in Tiefgaragen oder weiteren Hochgaragen.  

Die Diskussion über Mobilität wird um diese Black-Box herum geführt und entzündet sich besonders 
am Bau von Tiefgaragen und deren Auswirkungen auf Erlöserwartung, räumliche Qualität, soziale Mi-
schung und Nachhaltigkeit. 

Die im beschlossenen Bebauungsplan vorgesehenen Tiefgaragen, waren im ursprünglichen städte-
baulichen Entwurf (Januar 2013) nicht enthalten. Sie werden erst bei der Überarbeitung des Planes 
eingefügt. Auf der Projektwebsite werden sie das erste Mal im Bericht über das Bürgerforum am 
25.11.2013 erwähnt (GEG & SUBV, 2013b). 

Eine ausführlichere Passage enthält der Bericht zur Spezialveranstaltung Mobilität und öffentlicher 
Raum am 31.03.2014:  

Einen munteren Schlagabtausch gab es auch zu der Frage, wie der ruhende Verkehr untergebracht werden 
soll: Parkhaus oder Tiefgarage? Zunächst einmal wurde folgende grundsätzliche Kritik deutlich: In den das 
städtebauliche Gutachterverfahren vorbereitenden Bürgerforen wurde herausgearbeitet, dass Tiefgaragen 
aus verschiedenen Gründen als eher ungeeignete Lösung zur Unterbringung der PKW erachtet wurde. 
(GEG & SUBV, 2014) 

Die etwas polemische Einleitung zeugt dabei von einer konfliktiven Atmosphäre, deren Ausgangslage 
ein Interviewpartner aus der Lokalpolitik folgendermaßen umschreibt: „Und ich meine bei Lorenzen 
gab es keine Tiefgaragen, (...) [allerdings] auch eine [schlecht platzierte] Hochgarage (…). Und dann 
hast du zwei Möglichkeiten: (…) Du machst Tiefgaragen oder (…) weniger Autos. Na gut, weiß man ja, 
wie das im Moment diskutiert wird [INTERVIEW EA_03, 2015, Abs.147].“ 

Der Konflikt ist in diesem Sinne eng mit dem Stellplatzschlüssel verzahnt. Dabei wird übereinstim-
mend wird davon ausgegangen, dass Tiefgaragen im Gegensatz zu Hochgaragen eine Stellplatz-
vergabe an die darüber Wohnenden implizieren. Diese Annahme wird jedoch in den Argumentations-
linien in völlig verschiedene Kontexte gestellt. Einmal in den Kontext der Erlöserwartung und der so-
zialen Mischung, einmal in den Kontext städtebaulicher Qualität, einmal in den Kontext von Nachhal-
tigkeit. 

In den Narrativen wird von allen Konfliktparteien vorausgesetzt, dass Tiefgaragen Bewohner mit ho-
hen Einkommen und einem bis mehreren PKWs pro Wohneinheit anziehen. Wohnungen mit ange-
schlossenen Tiefgaragen gelten als standardisiertes immobilienwirtschaftliches Produkt mit guten 
Absatzmöglichkeiten und hoher Erlöserwartung. In dieser Einschätzung sind sich alle Konfliktparteien 
einig. Die hieraus folgenden Argumentationen unterscheiden sich jedoch wesentlich. Die BIA erkennt 
den finanziellen Aspekt zwar an, misst jedoch den anderen programmatischen Zielen eine weit hö-
here Bedeutung zu. Die GEG mit Hamburg Team sieht sich in der Pflicht auf Erlösmaximierung zu ach-
ten und verknüpft dieses Ziel mit anderen, aus ihrer Sicht positiven oder zumindest unschädlichen 
Effekten für das Quartier. Das SUBV mit Stadt- und Verkehrsplanung ist sich der Notwendigkeit einer 
Abwägung dieser Aspekte durchaus bewusst, in den Argumentationen werden Tiefgaragen in Bezug 
auf die weiteren planerischen Ziele aber auch kritisch betrachtet.  
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Das heißt, die immobilienwirtschaftlichen Folgen der Errichtung von Tiefgaragen werden von den 
Kollektiven unter sehr unterschiedlichen Perspektiven beschrieben. Lediglich in der Argumentation 
der GEG wird die Erlösmaximierung eine Prämisse: 

Diese städtebauliche Entwicklung ist eben nicht eindimensional auf eine fachliche Betrachtung zu reduzie-
ren, sondern muss immer im Kontext betrachtet werden. Und ich muss Mobilität eben in Kontext zur Im-
mobilienwirtschaftlichkeit sehen. Und ich muss immobilienwirtschaftliche Angelegenheiten im Kontext zur 
Buchwertgarantie, die auf diesem Projekt lastet, sehen. Und ich muss die Buchwertgarantie im Zusam-
menhang mit einem wirtschaftlich angeschlagenen Krankenhauskonzern, der größter kommunaler Arbei-
tergeber der Stadt ist, sehen. Das heißt hier geht es tatsächlich um ein Wirtschaftsunternehmen, das Ar-
beitsplätze generiert. [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.94]  

In den Argumentationen der anderen Kollektive erscheint der Effekt des höheren Erlöses eher als 
nüchterne Beobachtung wirtschaftlicher Zusammenhänge. Die angenommenen Interessen der GEG 
werden jedoch durchaus polemisch kommentiert:  

Da kann ich hochpreisige Wohnungen anbieten, wo ich dann meinen SUV ja doch in der Garage parke. 
Und die anderen Interessen sind die, dass die Baugemeinschaften idealerweise vielleicht sogar ohne KFZ 
auskommen wollen und auch sollen. Und [die] dementsprechend dann auch weniger bezahlen sollen oder 
wollen. Das wird der Markt jetzt noch zeigen, wie es weitergeht. [INTERVIEW 3A_08, 2016, Abs.270.]  

Die Logik des Immobilienmarkts erscheint so als vorhersehbare Größe, die letztlich den Ausgang der 
Planung bestimmen wird. Einer der freien Planer beschreibt die im Prozess formulierten Interessen 
der GEG als Normalisierung des Projektes:  

Das ging zum Beispiel darum, dass dann in Frage gestellt wurde, (…) ob es möglich ist, dieses Verkehrssys-
tem wirtschaftlich durchzustehen oder ob man eher traditionellere Verkehrslösungen, was die Parkierung 
anbelangt mit Tiefgaragen, machen sollte. (…) Da hat sich im Laufe des Prozesses dann eben auch eine ge-
wisse Normalisierung des Projektes (..) durchgesetzt. So ist es jetzt zum Beispiel so, dass das Thema Tiefga-
ragen, (…) das früher gar nicht kommen sollte, jetzt doch Teil des Projektes geworden ist. [INTERVIEW 
EA_02, 2015, Abs.76-80] 

Bei den Einwendungen zum Bebauungsplanentwurf ist es die GeNo, die einen höheren Anteil von 
Tiefgaragen einfordert. Dem entgegnet das SUBV in der Vorlage für die Baudeputation im Mai 2018, 
unter Berufung auf die politischen Beschlüsse sowie auf das Baugesetzbuch §1(5), dass der Erlösma-
ximierung andere Ziele, wie die eines sozialen und nachhaltigen Städtebaus gegenüberstehen: 

Alle diese und viele weitere relevante Belange galt es zu berücksichtigen und untereinander abzuwägen. 
Dabei kann und darf das Ziel der Erlösmaximierung weder die alleinige noch eine gegenüber anderen Be-
langen automatisch vorrangige Vorgabe für die Abwägung sein, sondern ist lediglich ein, wenn auch sehr 
wichtiger, Belang unter vielen. (SUBV, 2018c, S. 44)  

Ausgehend von den immobilienwirtschaftlichen Überlegungen wird in Bezug auf die Tiefgaragen un-
terschiedlich weiter argumentiert. In Bezug auf die Auswirkungen auf die soziale Mischung stehen 
sich zwei gegensätzliche Narrative gegenüber.  

Eine von Seiten der Grundstücksentwicklung vertretene Argumentationslinie (3A) unterstreicht, dass 
ein höherer Anteil von Wohlhabenden mit Autowunsch und ein Angebot an barrierefreiem Wohnen 
sinnvoll für die soziale Mischung seien. Dies bilde die gesellschaftliche Vielfalt ab, statt auszugrenzen. 
Dennoch ist in dieser Argumentation ein Konflikt mit den wohnungsbaupolitischen Beschlüssen und 
den Beteiligungszielen spürbar, denn es findet argumentativ ein Ebenenwechsel statt: Von einer Pla-
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nung ausgleichender sozialer Gerechtigkeit (Erhöhung des Angebotes für niedrigere und mittlere Ein-
kommen) hin zum „gesellschaftlichen Querschnitt“ und dem Willen zum Autobesitz als Ausdruck von 
Freiheit: 

Es ist und bleibt ein saurer Apfel, dass wir bestimmte Immobilienprodukte haben, die mit Tiefgaragen un-
terwegs sein werden. Aber auf der anderen Seite muss man sich dann fragen, ist das so ein saurer Apfel 
oder ist das einfach auch eine barrierefreie Verträglichkeit von Mobilität und Wohnen. (…) Es ist ein Kom-
promiss am Ende und das ist (..) die große, große Anstrengung im Gesamten. (…)  
Und Städtebau reduziert sich eben nicht darauf, dass ein Kreis von Bürgerbeteiligten ein autoarmes Quar-
tier als das wirklich beste Quartier anerkennt, sondern Stadtentwicklung muss einfach auch akzeptieren, 
dass es auch andere Bürgerinnen und Bürger gibt, die da wohnen wollen und sagen: (…) ‚Gib' mir bitte im 
zweiten Stock eine 180-Quadrameter Wohnung auf einer Ebene mit Tiefgarage und 2 Stellplätzen.’ Die 
gibt es die Leute und (…) ich glaube, das ist ein gutes Recht, dass es Menschen gibt, die eben ihre Automo-
bilität so leben. Und es gibt kein Gesetz und es gibt keine gesellschaftliche Übereinstimmung in Deutsch-
land, die da ein Verbot zum Gegenstand hat. Insofern muss man eben genau in diesen Kompromisslinien 
unterwegs sein. Ich sehe das nicht als Verrat an ursprünglichen Ideen, die in der Bürgerbeteiligung erarbei-
tet worden sind. [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.93 und 95] 

Die dem entgegenstehende Argumentationslinie (3B) geht hingegen davon aus, dass ein höherer An-
teil von Bewohner*innen mit hohen Einkommen die soziale Mischung gefährdet. Denn selbst wenn 
die Anteile geförderten Wohnungsbaus erhalten blieben, würde angesichts der Marktlage eine Re-
duktion der Flächen, die für frei finanzierten kostengünstigen Wohnungsbau zur Verfügung stehen, 
stattfinden. Zudem könnte dies auch die Flächen für die Umsetzung von konzeptgebundenen Verga-
ben an Baugruppen reduzieren bzw. diese in ungünstige Lagen drängen. Daher wird der Verkauf von 
Wohnungen an Wohlhabende als Gefährdung für die soziale Gerechtigkeit bzw. für Mischung und 
Lebendigkeit des neuen Quartiers gesehen. Somit erscheint ein wichtiges Planungsziel in Gefahr. 
Diese von mehreren Akteuren geteilte Einschätzung, drückt auch Maja Simons* aus: 

Aber diese ganze Parkthematik, das ist sehr kompliziert und ich habe dann auch sowieso gedacht, naja, sie 
wollen oder müssen da auch Geld verdienen. Das heißt sie müssen einen Großteil hochpreisig verkaufen. 
Und das wird man heutzutage teilweise nur können, wenn die Leute ihre Garage haben. Aber [das] ist ein 
ganz schwieriges Thema. Also das ist von Anfang an für mich schwierig gewesen, dass das immer im Hin-
tergrund war: Wir müssen diesen Erlös machen. Und gleichzeitig hat man so einen Prozess in Gang ge-
setzt, in dem viele Hoffnungen auf etwas anderes ausgedrückt wurden, auf so eine andere Vielfältigkeit, 
ein anderes Zusammenleben. Und das steht so nebeneinander. Man kann jetzt nur hoffen, dass doch in 
der Umsetzung noch mehr geht, dass nicht der überwiegende Teil dieses Hochpreisige bleibt. Soll es ja 
auch nicht. Aber das war von Anfang an eine, eine schwierige Stelle, finde ich. [INTERVIEW 3A_07, 2016, 
Abs.132] 

Neben den sozialen Auswirkungen werden argumentativ auch die räumlichen Auswirkungen des 
Baus von Tiefgaragen angeführt. In dieser, hauptsächlich von SUBV und GEG vertretenen, Argumen-
tationslinie (4A) wird argumentiert, dass Tiefgaragen eine höhere städtebauliche Qualität für das 
Neue Quartier ermöglichen. Denn durch die Tiefgaragen fallen Hochgaragen weg, die negativ auf die 
öffentlichen Räume abstrahlen würden, insbesondere an den Rändern des Quartiers. Diese Überle-
gung wird auch einige Male damit verknüpft, dass diese Qualität sich positiv auf den Vermarktungs-
erfolg und Erlöse auswirken würde (2A. 4A).  

Das Argument der städtebaulichen Qualität wird auch in der Zwischenbilanz der Spezialveranstaltun-
gen dokumentiert: „Da Standorte für oberirdische Quartiersgaragen aus städtebaulicher Sicht auch 
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Nachteile mit sich bringen können, sieht der aktuelle Entwurf vor, an den Rändern des Gebietes ver-
einzelt Tiefgaragen zu ermöglichen. (GEG & SUBV, 2014/2014)“ 

Dieses Argument wird in den öffentlichen Veranstaltungen insbesondere vom SUBV und der GEG an-
geführt. Die BIA setzt dem eine programmatische Haltung entgegen, die die Nachtteile von Hochga-
ragen zugunsten langfristiger Ziele in Kauf nimmt:  

An allen Eingängen eines „autoarmen“ Quartiers mehrstöckige Parkhäuser aufzustellen, ist zweifellos ein 
sowohl konzeptioneller als auch ästhetischer Widerspruch. Aber solange die in dem Quartier lebenden 
Menschen private Pkw in dem heute üblichen Umfang benötigen, lässt er sich nicht auflösen. Und er lässt 
sich auch nicht – wie seitens der Verwaltung ins Gespräch gebracht wurde – durch Tiefgaragen unter den 
im Südwesten des Quartiers liegenden Neubauten lösen. (BIA, 2014) 

Auch im Kontext der Nachhaltigkeit wird die Attraktivität des neuen Quartiers für ein autoaffines Kli-
entel diskutiert und den Nachhaltigkeitszielen für das Neue Hulsberg-Viertel gegenübergestellt. In 
dieser Argumentationslinie (5B) wird Autobesitz als unökologisches Handeln beschrieben. Der Bau 
von Tiefgaragen befördert dieses zusätzlich durch die Absenkung des Antrittswiderstands zur Au-
tonutzung. Diese Haltung bringt die BIA in einem schriftlichen Statement zum Ausdruck: 

Ein autoarmes Quartier entsteht nicht dadurch, dass man die Autos unter die Erde versteckt, sondern in-
dem man durch kluge strukturelle, finanzielle und rechtliche Vorkehrungen – und dazu gehört vor allem 
die entschlossene Förderung der Fahrradnutzung – dafür sorgt, dass immer weniger Menschen ein Auto 
benötigen. Tiefgaragen unter Mehrparteienhäusern stehen dazu in direktem Widerspruch. Sie zementie-
ren eine autokonforme Infrastruktur, verringern den Antrittswiderstand zur Pkw-Nutzung für die Eigentü-
mer hochpreisiger Wohnungen und kosten mit durchschnittlich € 25.000.- für einen Tiefgaragenplatz um 
ein Vielfaches mehr als ein Stellplatz in einem oberirdisch gebauten Parkhaus. (BIA, 2014) 

Diese Positionierung verdeutlicht einerseits die programmatische Haltung, Kira Berg* verweist in die-
sem Kontext aber auch auf die projektspezifisch formulierten Planungsziele:  

Natürlich gibt es auf der Welt Leute, die mit Tiefgarage wohnen wollen. Aber es ist ja die Frage, ob man 
diesen Ansprüchen im Hulsberg gerecht werden muss, wenn von Anfang an politisch und in der Beteili-
gung eine Verständigung stattgefunden hat, dass es ein beispielhaftes Quartier werden soll. [INTERVIEW 
3A_05, 2016, Abs.27] 

Diese Argumentationslinie (5B) wird zwar am intensivsten von der BIA genutzt, sie erfährt jedoch 
auch die Unterstützung des Beirates. Auch innerhalb des SUBV ist die Argumentation mit einer zu 
großen Absenkung des Antrittswiderstandes eines der fachlichen Kriterien, wobei hier jedoch die Ab-
wägung gegenüber den städtebaulichen Qualitäten eine große Rolle spielt. 

Von Seiten der BIA wird darüber hinaus argumentiert (5B), dass die Tiefgaragen weniger flexibel in 
Bezug auf Rückbau bei einer zukünftigen Reduktion des MIV seien (BIA, 2015). Somit ginge mit dem 
Bau von Tiefgaragen eine Nicht-Erfüllung der vorher formulierten Planungsziele zum Bereich Nach-
haltigkeit einher.    

Die genaue Betrachtung der Argumentationslinien beleuchtet nicht nur den inhaltlichen Umgang mit 
Planungszielen, sondern er verdeutlicht auch wesentliche Aspekte der Planungskultur des Neuen 
Hulsberg-Viertels. Die Akteure bringen ihre jeweiligen Konstruktionen von Wissen in den Prozess ein 
und betten dabei argumentativ die Entwicklung des Planungsprojektes in unterschiedliche politische 
und professionelle Diskurse ein. Diese Heterogenität in ihrer spezifischen Konstellation beschreibt 
dabei Charakteristika der Planungskultur.  
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Verbindende Narrative 
Darüber hinaus lassen sich aber bei allen Differenzen auch viele Gemeinsamkeiten zwischen den Akt-
euren erkennen, die zwischen den Kollektiven etabliert sind und die eine gemeinsame Kommunikati-
onsbasis schaffen und somit kommunikative Standardisierungen darstellen.  

Heraus ragen vor allem drei Punkte: 

1. Das Anerkennen und Berücksichtigen der Bremer Haushaltslage und der daraus erwachsen-
den Zwangslagen. Trotz verschiedener Haltungen zu den Teilproblemen oder zu den mögli-
chen Entscheidungen, wird die Situation als solche mit großer Übereinstimmung als Tatsache 
dargestellt, die alle Bremer*innen betrifft. 

2. Der Rekurs auf die getroffenen politischen Beschlüsse. Diese bilden für alle Kollektive eine 
wichtige Referenz. Das heißt auch, dass die sich im Planungsdiskurs äußernden Kollektive, die 
Planungskriterien aus der vorausgegangenen politischen Entscheidung unterstützen. 

3. Der von allen Kollektiven genutzte Rekurs auf „Vereinbarungen“ des Prozesses. Denn obwohl 
der Prozess formal ein konsultativer Prozess ist, scheinen alle Beteiligten einen gewissen Ver-
einbarungsrahmen als gegeben anzusehen. Dieser Rahmen hat große Unschärfen und wird 
auch nicht einheitlich interpretiert. Aber es gibt dennoch ein gemeinsames Verständnis da-
von, dass eine Vereinbarung existiert. 

Der letzte Punkt sei hier kurz an einem Beispiel aus der Diskussion um den Stellplatzschlüssel gezeigt. 
Seit der Vorstellung der Verkehrsgutachten 2011, gingen alle in den öffentlichen Veranstaltungen ak-
tiven Kollektive von einem gegenüber dem üblichen Bremer Stellplatzschlüssel deutlich abgesenkten 
Wert aus. Die Debatte entstand eher an der genauen Definition und der Umsetzung. Dies wird einmal 
mehr am engen Rahmen der Konfliktpositionen in die vorausgegangenen Ausführungen deutlich. 
Aber es zeigt sich auch dann, wenn ein bisher öffentlich wenig in Erscheinung getretener Akteur den 
Rahmen dieses angenommenen Konsenses deutlich verlässt.  

Der Beirat hat mehrere Stellungnahmen zu den Planungen im Neuen Hulsberg abgegeben. Hierbei 
waren in den öffentlichen Debatten kaum interne Konflikte zu den Planungsinhalten ablesbar. In ei-
ner Beiratssitzung (12.04.2016) in der die Stellungnahme zum Bebauungsplan verabschiedet werden 
sollte, stellte die CDU Fraktion einen Antrag zum Stellplatzschlüssel und beantragte eine Anhebung 
des Stellplatzschlüssels auf 1,5 PKW/WE (CDU Landesverband Bremen, 2016). Dies löste eine ver-
wunderte Diskussion aus, in der auch vorher eher opponierende Akteure Einigkeit ausdrückten. Und 
selbst der Vorbringer des Antrags fühlte sich bemüßigt zu erklären, dass er auch bei Wind und Wetter 
Fahrrad führe, er jedoch die Rechte der Anwohner vertreten müsse. Die Art der Reaktion der Anwe-
senden zeigt ein klares Empfinden, von innen und außen. Dies wird sogar in der Lokalpresse entspre-
chend kolportiert (Janz, 2016): 

Für ungläubige Erheiterung sorgte ein Antrag der CDU, die forderte, den Schlüssel von 0,4 Autostellplätzen 
pro Wohnung auf 1,5 zu erhöhen. Als Begründung brachten die Abgeordneten ein, dass in den anliegen-
den Quartieren der Parkdruck sehr hoch ist und zu befürchten sei, dass er noch wachse, wenn im neuen 
Hulsberg-Viertel nicht genügend Parkplätze geschaffen werden. Sowohl der politische Wille als auch die 
Ergebnisse der Bürgerbeteiligung gehen in die entgegengesetzte Richtung. In den vergangenen Jahren war 
ein autoarmes Quartier stets Konsens. Der CDU-Antrag wurde abgelehnt. 
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Aus den Reaktionen wurde deutlich, dass die aktiv beteiligten Kollektive, trotz teilweise divergieren-
der Positionen ein gemeinsames Projektziel vertraten und die Diskussion eines erhöhten Stellplatz-
schlüssels nach der vorausgegangenen 5-jährigen Diskussion um Planungsziele für völlig unangemes-
sen hielten. 

Diese Aspekte verdeutlichen die Genese einer konstituierenden Basis für eine gemeinsame Planungs-
kultur in der einerseits zentrale Punkte gemeinsam getragen werden und andererseits immanente 
Konfliktlinien von allen Beteiligten erkannt werden. 

Dass dabei die Akteursperspektiven erhalten bleiben, zeigen die verschiedenen Argumentationsli-
nien. Die Kollektive argumentieren nicht nur für unterschiedliche Planungsziele, sondern verwenden 
auch verschiedene Instanzen als Referenz für ihre Argumentation. Hier zeigt sich die den jeweiligen 
Kollektiven eigene Kultur mit ihren Referenzsystemen, die auch während der Interaktion im Dachkol-
lektiv erhalten bleiben. 

6.5.4 Verknüpfung von inhaltlichen Argumentationslinien mit Legitimitätserzeugung 
Ein weiterer Aspekt, der aus der inhaltlichen Diskussion deutlich wurde, war der Aushandlungspro-
zess um Legitimität. Denn während des Prozesses argumentieren die Akteure nicht nur über die In-
halte selbst, sondern sie verknüpfen die Argumentation mit Fragen der Legitimität. 

Es zeigt sich, dass Legitimität nicht als etwas statisches verstanden werden kann, sondern als ein rela-
tionales Konzept, das in der Interaktion kontinuierlich neu verhandelt wird (Schneider, 2012). Dabei 
stehen sich verschiedene Arten der Legitimitätskonstruktion gegenüber, die im demokratischen All-
tag koexistieren und sich dabei gegenseitig stützen, aber auch in Frage stellen können. In Abbil-
dung 14 werden diese zusammengefasst dargestellt.  

Diese Beobachtung war der Ausgangspunkt für den folgenden Beitrag zum Tagungsband der AESOP 
Konferenz 2019. In diesem wird die im vorigen Abschnitt dargestellte Analyse der Argumentationsli-
nien kompakter zusammengefasst und darauf aufbauend wird die Verquickung von planerischen 
Transformationsprozessen und Legitimitätsaushandlung diskutiert. 

Der Artikel diskutiert das Spannungsfeld von demokratischer Legitimität von Planungsprozessen ge-
genüber zukunftsweisenden, auf Transformation ausgerichteten, Planungen, die stark von wissen-
schaftlichen Erkenntnissen geleitet sind. 

Abb. 14: Arten der Legitimitätskonstruktion (Abbildung aus: Wolff, 2019b) 
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Die in Planungsprozessen beteiligten Akteure artikulieren dabei unterschiedliche Vorstellungen da-
von, wie Planungsziele definiert werden sollten. Die Vorstellungen gehen einher mit unterschiedli-
chen Legitimitätskonstruktionen, die dann im Laufe des Prozesses verhandelt werden. Dabei bean-
spruchen Akteure mit diesen unterschiedlichen Konstruktionen der Legitimität für sich, das Gemein-
wohl zu vertreten. Der folgende Artikel verdeutlicht dabei, wie diese Diskurse über Legitimität in die 
Argumentation über Planungsinhalte einfließt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

ARTIKEL 3:  
PLANNING FOR TRANSITION AND THE MULTIPLE PERSPECTIVES ON DEMOCRATIC LEGITIMACY 
Wolff, A. (2019). Planning for transition and the multiple perspectives on democratic legitimacy.  

Veröffentlicht in AESOP (Ed.), Planning for Transition: Book of Papers (S. 1514–1523).   
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Community-based planning and social innovation 

Planning for transition and the multiple perspectives 
on democratic legitimacy 

Almut Wolff1 
1Jade University of Applied Sciences; almut.wolff@jade-hs.de 

Abstract: Connecting transition processes to participation and community planning implies the 
search for possibilities to reconcile the knowledge driven transition goals with democratic 
legitimacy. If we understand planning processes as multilateral communication processes we 
discover multiple interactions of diverse actors, which do not necessarily belong to a definable local 
community. The actors create a complex network of interdependencies with symmetric and 
asymmetric power relations.  

This paper shows in reference to a case study the different approaches and expectations involved 
actors have towards planning outcomes and decision-making in a planning process. Within complex 
actors constellations the legitimacy of representing public interest is claimed by various actors in a 
field of conflict. These claims are related to diverging conceptions of democracy that co-exist in 
daily political practice. Besides of turning legitimacy into a negotiable aspect the claim on 
legitimacy interferes also into conflict about the contents of planning. Referring on case study results 
this paper shows how several actors promote divergent goals claiming to defend public interests and 
the needed interventions for a future transition. 

Complexity of transition needs lead to the integration of phases for collective learning and 
qualification into planning processes in order to facilitate an adequate debate on desired planning 
outcomes. Nevertheless expert knowledge remains a controversial field when it comes to define the 
type or place of an intervention. This paper reflects on the role of different actors’ perspectives for 
rationalizations about planning outcomes within the discourse of transition. 

Keywords: legitimacy; actors’ perspectives; planning conflicts; planning for transition 

Introduction 

Transition and the implementation of related planning goals becomes a disputed issue in planning processes. 
The increasing role of public participation and communication in planning turns the legitimacy of planning 
interventions and the actors promoting them into an essential base to facilitate the implementation of planning.  

Planning projects that aim on envisioning transition goals are mostly driven by expert knowledge. But this 
knowledge does not generate a democratic legitimacy for planning outcomes or the processes to define them. 
Opposing actors dispute on planning goals and claim to defend the public well. They refer on divergent aspects 
of legitimacy to claim their own or to put into the others legitimacy. This entwining of goals and legitimacy 
happens on base of divergent actors’ perspectives on democratic legitimacy.  

This paper will revise these issues on base of a case study in Bremen (Germany) studied in parallel to the 
planning process. Rationalisations of the involved actors’ within a conflict about mobility issues is analysed. 
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The arguments of actors generate an own narrative about relevance and interdependence of specific planning 
goals. Actors refer on divergent guiding principles for planning.  

The article illustrates on base of the case study how the narratives of actors relate the conflict on planning goals 
to legitimacy of the actors’ themselves. Legitimacy is negotiated along the conflicts about planning. In the 
course of debate actors refer on divergent sources of legitimacy and balance them to paths of decision-making 
and planning goals. Throughout the paper it becomes visible which are the sources of legitimacy that are applied 
to foster transition oriented planning goals and how they relate to other sources of legitimacy. 

The conclusions reflect on the relation of these negotiations of legitimacy towards transition oriented planning. 
Planning for transition in many cases suggests an urgency to prioritize certain planning goals. Depending on 
who defends these goals - citizen, politicians or planners - the paths to generate legitimacy in the discourse 
about planning decisions vary.  

Neues Hulsbergviertel and its planning conflicts  

The case study is about a new neighbourhood, Neues Hulsbergviertel; in Bremen (Germany) created by 
conversion of a former hospital into a mixed neighbourhood. 

The project is considered a model case in terms of planning goals and process design. The Bremen Parliament 
defined that the project had to aim on sustainability (in terms of construction, transport, energy and 
environment), a mix of uses, the promotion of varied types of property and dwelling (such as cooperative 
housing), and an intense citizens’ participation within the planning process (Bremische Bürgerschaft, 2010, p.2). 

These planning goals can be considered key issues of currently formulated goals of urban transition to face 
climate change, challenges of social inclusion and citizens’ engagement.  

As the planning goals were determined by the Bremen Parliament they are backed by representative democracy. 
At the same time the aim to create an extended process of citizens’ participation longs to acquire additional 
legitimacy by consulting citizens and fostering deliberative processes. 

As the 14 ha sized plot is now in use for a hospital and has no current inhabitants there is no ‘natural’ 
community to be consulted. The citizens who engaged in the process were dwellers from adjacent 
neighbourhoods, persons and groups interested in a future living on the area, groups willing to promote certain 
urban developments, and some other individuals interested in planning process and outcomes.  

The current owner of the plot is the public hospital company (Gesundheit Nord, hereinafter: GeNo) who expects 
to refund part of their deficit by the sales revenues of the plot.  

Main stakeholders in the political arena are the senator for finances (A senator in Bremen is equivalent to a 
minister.); the senator for environment, building and transport; Bremen Parliament (Bremer Bürgerschaft) and 
its planning commission (Baudeputation); and as well the borough council (Beirat). 

The planning process is handled by the local planning department (SUBV). In charge for the development of the 
area is the state owned property development company (hereinafter: GEG). These both actors jointly coordinate 
the public participation events. 

From the beginning there was a high proximity between the actors concerning the general planning goals 
formulated in the prior political decision. This fact distinguished the Neues Hulsbergviertel from several other 
planning projects. For example in projects for new neighbourhoods on inner-urban voids or in projects 
concerning the implantation of highways, high-voltage lines, etc. the conflict often begins from scratch in 
questioning the plausibility of a need for the proposed planning project. 
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Nevertheless balancing conflictive goals and detailing plans led to evident conflicts within the planning process 
for the Neues Hulsbergviertel. These conflicts show elements that can be seen as characteristic for planning for 
transition. When transition becomes a motor of planning it is justified by expert knowledge perspectives, such as 
knowledge about causes and effects of climate change. Expert knowledge gives legitimacy to planning. On the 
other hand transition towards a more inclusive society requires legitimacy by democracy. This involves a scope 
of divergent concepts of democracy, fostering participative elements or highlighting the values of representative 
democracy. 

The case study in Bremen was analysed on base of Interviews with several actors, participant observation and 
document analysis. Within this material it becomes obvious that actors’ discourses about planning contents are 
set into rationalizations that refer on different guiding principles. 

Based on the results of political decisions, several public assemblies and previous expert evaluations the award 
documents for an urban planning competition were defined. According to the award- winning plan the new 
neighbourhood would be built around a central green area, the buildings would be organized in city blocks, and 
the most emblematic of the existing buildings would be preserved.  

The planning department elaborated consequently a binding land-use-plan. It was developed on base of the 
previous decisions and due to further political debate, citizens’ claims in public assemblies and internal 
processes of balancing and negotiation between planning department and other actors. Key issues were:  

A portion of 25% of housing is planned to be social housing and an additional 20% is foreseen for joint building 
ventures and cooperatives.  

A mobility concept was developed in order to reduce drastically the motorised private transport and accordingly 
the space reserved for parking. Walking, cycling and car sharing should be fostered in change. The number of 
required parking spaces was reduced to 0.4 spots per housing unit, instead of 0.8 as it is the common local 
legacy. These parking spaces should be located in the perimeter of the neighbourhood in order to reduce internal 
car circulation. 

While the planning department was elaborating the legal-land-use plan and an additional urban development 
contract the debates between the several actors on detailing regulations continued.  

Constructing argumentations 

This article illustrates an entwined discourse between content related rationalizations and legitimacy. As 
mobility was a largely discussed topic during the planning process I will pick the debate on parking garages to 
show how several actors promote divergent goals claiming to defend public interests and the needed 
interventions for a future transition. 

In the original urban plan there were no underground parking spaces beneath the building blocks instead there 
were only collective parking spaces in multi-storey car parks. During the revision process the planning 
department decided to insert three underground parking car parks. The debate about the underground parking 
spaces and the impacts for the neighbourhood and its mobility concept took place in public assemblies, direct 
actors negotiations and in meetings of political boards. The narratives of the different actors about the issues 
could be found in interviews, on the projects websites, in press releases and other published statements of 
citizens’ groups, and of proceeding and documents of political boards.  

The arguments on the issue are conducted very differently by the different actors, and each actor treats the issue 
associated to other thematic contexts. 
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The arguments about mobility can be assigned to five different contexts: 

1.  Planning approach  
2.  Expectation on sales revenues upon the plots 
3.  Creating a socially mixed neighbourhood (social inclusion and justice) 
4.  Quality of urban design 
5.  Ecological sustainability 

Based on this, on these topics two basic argumentative groups can be identified (see also Table 1). The decisive 
key issue is the planning approach that defines the guiding principle of each argument: 

Balanced Approach (Argument A): The balanced approach sets as a guiding principle the argument of a 
balanced sound planning that accomplishes to carry out all aspects of the original political decision. The goal of 
reducing the motorized private transport must be balanced against another with complementary considerations 
and goals to develop a more down-to-earth option referring to the mobility concept. The key argument is 
BALANCING DIVERGENT PLANNING GOALS (1A). This argumentation is applied to the question of 
underground car parks. Above all, the maximization of sales revenue (2A) and the quality of urban design (4A) 
determine the patterns of this argumentation. A common reference to support these arguments are the planning 
goals defined by the Bremen Parliament in 2010, especially referring on the needed sales revenues. 

Committed Approach (Argument B): The guiding principle in the committed approach is to assure that planning 
is envisioning the future, especially focusing on ecological sustainability and social justice. The commitment is 
to foster the transition oriented aspects of the original political decision and to preserve the outcomes of the first 
phase of public participation. The key argument is the COMMITMENT TO ECOLOGICAL 
SUSTAINABILITY AND SOCIAL PLANNING GOALS (1B). This argument is also applied to the question of 
underground car parks. While the parking space key itself represents a tolerable compromise, the aims of 
mobility concept are frustrated by the construction of underground car parks. Assuring a socially mixed 
neighbourhood (3B) and preventing negative effects on ecological sustainability (5B) determine the patterns of 
argumentation. In addition, it is argued that reducing car traffic significantly increases the attractiveness of 
public spaces (5B). A common reference to support these arguments is the Bremen Parliament resolution of 
2010, assigning the status of a model case to the planning for the Neues Hulsbergviertel and highlighting in 
particular the aspects of ecological sustainability and social mix. In addition, the argument refers on political 
resolutions of a Bremen Alliance for Housing and subsequent policy guideline on social housing.   

In the synopsis, the arguments are not only thematically linked to different contexts but also the references that 
support and justify the argument vary. These references are used as an argumentative background to underpin 
one's own position. 

Four such types of references can be identified: 

• Compliance with the political decisions (documents) 

• Compliance with the results of public participation 

• Commitment to political goals / transition (social justice, ecological sustainability) 

• Professional criteria (based on professional experience): sales revenues for certain types 
of housing, quality of urban design, sound transport planning 
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Table 1: ARGUMENTATIONS 

A. BALANCED APPROACH (accomplishing equally all political demands) 

STATEMENT SUPPOSED 
EFFECTS 

REFERENCES 

1 A Planning for Neues 
Hulsbergviertel has to be 
sound and all criteria of 
the prior political 
decisions on planning 
goals have to be 
balanced and 
accomplished equally. 

Balancing all planning 
goals allows to 
accomplish all criteria 
equally. 

Resolutions of Senate and Bremen Parliament 
(2010) 

2A Housing with assigned 
underground parking 
spaces is a standardised 
product on real-estate 
market and fosters 
successful sales of 
apartments. 

Generates increased 
sales revenues on 
assigned plots. 

Resolutions of Senate (2010) claims maximisation 
of sales revenues.  

Supported by expert statements of real-estates 
professionals 

2/4A Multi storey car parks in 
the perimeter reduce the 
attractiveness of the 
neighbourhood. The 
underground car parks 
could substitute some of 
them. 

Generates increased 
sales revenues for the 
entire neighbourhood. 

Resolutions of Senate (2010) claims maximisation 
of sales revenues.  

Supported by expert statements of real-estates 
professionals 

3A To offer apartments with 
assigned underground 
parking spaces attracts 
clients with an affinity to 
car use. 

Creates a 
neighbourhood for 
everybody according 
to the existence of 
diverse demands 
within society. 

Fits in with resolution of Bremen Parliament 
(2010) that claim diversity of types of dwelling. 

Covered by the documented results of 
participation. 

4A The underground car 
parks could substitute 
some of the multi storey 
car parks in the 
perimeter. 

Improves quality of 
urban design and 
attractiveness. 

Supported by expert statements of planning 
professionals. 

Lower ranking aspect: ecological sustainability (5) 

The referenced political resolutions are: Senate in June 2010, Bremen Parliament (Bürgerschaft) in December 
2010; Bremen Alliance for Housing (Bündnis für Wohnen) and subsequently the housing programme 
(Wohnraumförderprogramm) in 2012/13, and the policy guideline on 25% social housing for areas with new 
land-use plans in 2013. 
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B. COMMITTED APPROACH (ecological sustainability, social justice) 

 STATEMENT SUPPOSED EFFECTS  REFERENCES 

1 B Planning for Neues 
Hulsbergviertel has to 
be a model case. 

Ecological 
sustainability, social 
justice and public 
participation are 
fostered. 

Bremen Parliament resolution (2010) ; Bremen 
Alliance for Housing, housing programme 
(2012/13) and the policy guideline on 25% social 
housing for areas with new land-use (2013) 

Needed to accomplish the results of public 
participation. 

3B To offer apartments 
with assigned 
underground parking 
spaces attracts wealthy 
citizens who “expect to 
have their SUV next to 
their apartment”. 

The social mix of the 
neighbourhood shifts. 
Because of the currently 
high prices on real 
estate market even a 
slight shift could cause 
the exclusion of citizen 
with lower or middle 
incomes. 

Endangers goals of resolution of Bremen 
Parliament (2010) which claims diversity of types 
of property and dwelling, including cooperative 
dwelling projects and innovative housing types.  

Conflicts goals of Bremen Alliance for Housing 
that aims to foster affordable housing. 

Endangers the results of public participation. 

Contradicts committed approach (social justice) 

5B To offer apartments 
with assigned 
underground parking 
spaces attracts wealthy 
citizens who “expect to 
have their SUV next to 
their apartment”. 

Accessibility of a car so 
close to the apartment 
will increase the use of 
cars.  

Property on cars 
contradicts intentions of 
ecological 
sustainability.  

Entrances of 
underground car parks 
will boost car traffic 
within the 
neighbourhood and 
affect the attractiveness 
of public spaces. 

Endangers goals of resolution of Bremen 
Parliament (2010) which claims ecological 
sustainability also in terms of transport. 

Contradicts expert statements of planning 
professionals. 

Endangers the results of public participation. 

Contradicts committed approach (ecological 
sustainability) 

5B Underground car parks 
can’t be eliminated 
easily when not needed 
anymore due to future 
reduction of individual 
car use. Multi storey car 
parks can be demolished 
more easily to open up 
space for other uses in a 
future.  

Construction of 
underground car parks 
does not open up 
possibilities for an 
adaption to future 
developments. 

Endangers goals of resolution of Bremen 
Parliament (2010) which claims ecological 
sustainability also in terms of transport. 

Endangers the results of public participation. 

Contradicts committed approach (ecological 
sustainability) 

Lower ranking aspects: Maximising sales revenues (2) and Quality of Urban Design (4) 
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During debates on planning goals on the Neues Hulsbergviertel actors have formed varied issue related 
alliances. These alliances vary even within this limited field of conflict about the underground car parks. But in 
general terms, the two Arguments (A and B) can be assigned to the different actors.  

The balanced approach can be assigned to the property development company (GEG) and the Planning 
administration (SUBV) claiming that balancing planning goals is part of taking care of the common well. This 
approach is (in the background of public debates) also support by the hospital company (GeNo) and the senator 
of finance, showing a clear inclination of giving the balance an inclination towards the maximisation of sales 
revenues. As well in conflict between GEG and SUBV the GEG tends to incline argument toward sales 
revenues. 

The committed approach can be assigned to the citizens’ action group (BIA) whose members defend ecological 
sustainability and social justice as commitments that derive from common well and the compromise for 
transition. In these concerns they get support of NGOs that are engaging for environmental issues or affordable 
housing. Furthermore, the BIA claims on defending the results of the first phase of public participation. This 
aspect is used by planners in public administration (SUBV) in conflicts with GEG to support their professional 
convictions about transition oriented planning. 

Political boards as Senate, Bremen Parliament and its commissions took decisions according to a balanced 
approach referring on the compromise to public well. Nevertheless, clear inclinations to one or the other side of 
the balance could be observed according to political affiliation or political charge. The borough council, despite 
of some internal political differences, inclined their decisions more towards the committed approach. But they 
began to balance when these goals seemed to conflict other issues they felt compromised to. Like as considering 
the possibility that an extreme reduction of parking spaces in the new neighbourhood could possibly affect the 
surrounding neighbourhoods, or the aspect that financial difficulties of the hospital company (GeNo) could 
endanger employment. Thus, being the elected political representatives of the neighbourhood and its particular 
interests took a clear influence on the political decisions taken. 

Simplifying the arguments it can be stated that the expectation on sales revenues upon the plots is opposing the 
commitment to foster the ecological sustainability of cities and to create a socially mixed neighbourhood that 
facilitates social inclusion and justice. 

Bremen’s permanent budget deficit is known by all actors. So in a certain way the need for sales revenues is 
accepted by everybody involved. Nevertheless, defenders of argument A accept it as a dictum while the 
defenders of argument B see the commitment for transition the prominent aspect to envision the future. 

Legitimacy 

All involved actors claim legitimacy by relating their argument to public well. But during the debate they 
question each other’s legitimacy and alter reasons for their own legitimacy. 

The legitimacy refers to divergent dimensions which depending on context support or contradict each other. The 
legitimacy of government in representative democracy is based on input legitimacy assured by constitutionally 
guaranteed free elections that define political boards. Scharpf (Scharpf, 1998, p. 3) calls this input-oriented 
legitimacy the "government by the people" referring on Abraham Lincoln's Gettysburg Address. He concludes 
that “Government, in other words, is meant to be self-government, and compliance can be expected because the 
laws are self-determined, rather than imposed by an exogenous will” (Scharpf, 1998, p. 3). 

The output-oriented legitimacy he describes in change as "government for the people" referring to consequences 
of decisions to assure issues of common interest. In this case legitimacy is given “because collective fate control 
is increased when the powers of government can be employed to deal with those problems that the members of 
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the collectivity cannot solve either individually, or through market interactions, or through voluntary 
cooperation” (Scharpf, 1998, p. 3). 

Within this output-oriented concept of legitimacy knowledge has an important role. Accessibility of expert 
analysis generates a knowledge base that allows a projection about the effects of planning. 

These two forms to acquire legitimacy focus on the persons that are legitimized and on the type of decision that 
can be considered legitimized. But as well the process of decision-making itself generates democratic 
legitimacy: Through-put oriented legitimacy refers on the quality of governance processes and can be 
understood as “government with the people” (Schmidt, 2013, p. 3).  

[In an] ideational and discursive construction (…) throughput legitimacy involves the ideas and 
deliberative interactions of the agents involved in the wide range of governance processes […], 
and how these promote efficacy, accountability, transparency, inclusiveness and access to civil 
society (Schmidt, 2013, p. 7). 

The concept of throughput-oriented legitimacy shows that legitimacy does not only result from institutional 
attributes of government. Being based on democratic decision making processes and fostering public well does 
not lead automatically to citizens’ approval or obedience. Decision making processes are object of discourses 
that influence on citizens’ confidence on legitimacy and lead to corresponding attitudes. (Schneider, 2012, p. 
188) 

These discourses can be found in the debates on planning processes where claims and doubts about legitimacy 
become a relevant aspect of actors’ rationalizations. “Legitimacy claims and assessments establish a link 
between regimes and their institutions on the one hand, and normative benchmarks on the other” (Haunss and 
Schneider, 2013, p. 1). 

Analysing the case study of the planning process for the Neues Hulsbergviertel we can observe how the 
rationalizations about planning contents in debates about the planning issues become entwined with legitimacy. 
Actors claim legitimacy for themselves or put into doubt the legitimacy of others. This does not mean that any 
of the actors would not accept the input legitimacy of political bodies in general but it shows how legitimacy is 
reassured and negotiated as strategic part of discourse. 

The local planning department (SUBV) earns its task from the decisions of political boards. So the planners 
acquire the input legitimacy. At the same time the involved planners at SUBV claim output legitimacy justified 
by their professional knowledge. They interact and negotiate directly with all other actors and balance the input 
of these actors’ claims. The rationalizations about possible planning decisions given in the debates with other 
actors acquire relevance by the professional expertise of the planners. Nevertheless, in case of conflict they refer 
additionally on the citizens’ demands that are registered as results of public participation to claim a throughput 
legitimacy for planning decisions that fit to their professional approach. This applies in special to the conflict 
with GEG about maximising the sales revenues by inserting underground parking spaces and additional 
densification. But as soon as agreements are found and presented to the political boards GEG and SUBV 
suggest a lack of legitimacy to certain demands of the citizens’ action group (BIA). This argument is sustained 
by the assumption that BIA would establish their legitimacy only on base of representativeness for the citizen of 
Bremen. This is supposed of not to apply to the group as is not a huge movement or represents an average 
citizens opinion.   

The property development company (GEG) claims legitimacy by the political mission of the company to 
develop and sell the plot ensuring appropriate sales revenues. So GEG supposes that the input legitimacy of 
representative democracy is transferred to the company in order to implement the political decisions. The GEG 
also interacts and negotiates to all other actors. GEG aims on the development of a positive urban development 
balancing the diverse goals but showing a strong compromise to real-estate issues. This fact leads other actors - 
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like planners and citizens - to questions the extent of legitimacy given to the property development company. As 
GEG contracted a project developer as sub-agent they also claim a professional expertise to support their 
legitimacy. 

The citizens’ action group (BIA) claims the throughput legitimacy for defending the results of public 
participation. And they claim on an output legitimacy for defending efficient policies for social justice and 
ecological sustainability as aims of public well that are needed to face transition and to envision the future. The 
demand of political boards to take these guiding principles as a base of political decisions. They suppose that 
those politicians in charge who give value to these principles would need the support of citizen groups to defend 
their legitimacy.  

The borough council claims the input legitimacy for being the elected representatives. On this base they defend 
the interest of citizen’ on affordable housing and a vivid mixed neighbourhood against the interests of profit. 
Thus, on the same base they object on supporting BIA with their claim for a further reduction of parking spaces. 
They refer on defending the interests of the adjacent neighbourhoods which would possibly invaded by visitors 
of the new neighbourhood and hospital. Towards the citywide political boards the borough council claims a 
throughput legitimacy as a favourable vote of the council gives legitimacy to the further decision on Bremen 
Parliament. 

This variance of legitimacy claims show the complexity within the negotiation of legitimacy for planning. The 
different sources of legitimacy complement each other or compete on priority. Planning processes are 
multilateral communication processes within a complex network of interdependencies with symmetric and 
asymmetric power relations. These actors’ relations interfere with the perceived legitimacy of planning. Neither 
can we identify a definable local community that becomes a legitimate subject of planning decisions nor can we 
argue that planners’ knowledge or political decisions guarantee legitimate planning outcomes.  

Conclusions 

The claims and doubts about legitimacy become a relevant part of planning processes since planning is seen as a 
communicative process. When it comes to planning for transition the balance of transition goals with other 
divergent planning goals are an inevitable part of debate. So if planning goals have to be balanced one could 
reconsider the need for a deliberative discourse based on principles of free speech and rational argument 
(Healey, 1997; Fischer and Forester, 1996; Forester, 1999). But of course the weight of rationalizations within 
the debate is connected to power (Flyvbjerg, 2012; Forester, 2010).   

On one hand rationalizations about planning for transition are connected to the experts’ knowledge. So if this 
knowledge is allied to the planning institutions and political boards the rationalizations might lead to the 
intended planning outcomes. Depending on the course of debates this can be understood as a legitimate planning 
intervention or be questioned for a lack of throughput legitimacy.  

Richardson in his article about environmental assessment concludes that revealing authorship of the evaluations 
relevant for statements about planning and making explicit the paths of decision-making would contribute to 
solve conflicts on planning. He states that in times of extended public debates a story-telling is needed, right as 
making visible the ethical nature of the judgements may help to build legitimacy (2005, pp. 362–363).  

But what if the argument prioritizing transition goals is maintained by citizens’ groups? This is the case in the 
Neues Hulsbergviertel but can also be observed in other contexts. Lately the students’ movement ‘Fridays for 
Future’ has been claiming to prioritize the ecological transition goals. So despite they can be considered a type 
of citizens’ movement they claim on the output legitimacy for future policies that prevent climate-change. They 
base their demands on scientific research results but apparently their position against established political forces 
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is weak. This relationship can be described referring on Flyvberg (1998) by saying that the less power an actor 
has the more rationality has to be applied in arguments. 

What can be learnt is that legitimacy of planning is built in discourse and connects to the intended goals of 
planning. In the best case the complexity of transition needs lead to the integration of phases for collective 
learning and qualification into planning processes in order to facilitate an adequate debate on desired planning 
outcomes.  
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6.6 Dynamische Machtkonstellation zwischen den Kollektiven 

Die Aushandlungsprozesse um Legitimität der Akteure und ihrer Position zeigen bereits eine Ver-
knüpfung zur Frage der Macht in den Akteursbeziehungen. Die Legitimität eines Kollektivs ist nicht 
zuletzt auch die Basis für seine Machtposition innerhalb des Akteursgefüges. Dabei wird die Macht-
konstellation während des Planungsprozesses permanent nachjustiert und ausgehandelt.  

Die Akteure bringen als Bestandteil ihrer Akteurskulturen auch jeweils eigene Machtressourcen mit 
in den Interaktionsprozess. Der Gebrauch, den sie von diesen Ressourcen machen, prägt die Pla-
nungskultur wesentlich, sei es in der Kommunikation oder unmittelbar in der Entscheidungsfindung. 
Legitimität wird dabei zu einer wesentlichen Machtressource mit der Akteure durch strategisches 
Vorgehen asymmetrische Machtkonstellationen zu ihren Gunsten verschieben können. Mit diesen 
Fragen setzt sich der folgende Artikel auseinander.  

ARTIKEL 4:  
PLANNING CULTURE –DYNAMICS OF POWER RELATIONS BETWEEN ACTORS 
Wolff, A. (2020). Planning culture – dynamics of power relations between actors.  

Veröffentlicht in: European Planning Studies, 6 (1), 1–24. https://doi.org/10.1080/09654313.2020.1714553 
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 Erleben und Gestalten von Hand-Offs 
Im vorherigen Kapitel dieser Arbeit lag der analytische Fokus auf dem Entstehen einer gemeinsamen 
Planungskultur und der Rolle der Kulturen der einzelnen Akteure darin. Dabei wurde in Abschnitt 6.6 
bereits der Zugriff auf die unmittelbare Gestaltung des Plans im Kontext der Machtkonstellationen im 
Planungsprozess diskutiert. Hier soll nun der Blick noch einmal auf die Planerstellung und die Schritte 
des Planungsprozesses gerichtet werden. Dies geschieht anhand der schon im Abschnit 5 themati-
sierten Hand-Offs im Planungsprozess. 

Im Artikel „Hand-Offs in Planungsprozessen“ (Wolff, 2016a) ging es vor allem darum aus der Syste-
matisierung von Akteuren, Kommunikationsformaten und Hand-Offs ein mögliches Grundgerüst zur 
weiteren analytischen Betrachtung des Planungsprozesses für das Neue Hulsberg-Viertel zu entwi-
ckeln. 

Das von Loh beschriebene Konzept der Hand-Offs (Loh, 2012) wurde weiterentwickelt und um den 
Begriff der Filterung von Informationen und Handlungen erweitert. Dementsprechend wurden die 
Hand-Offs und Filterungsprozesse auf mehreren Ebenen betrachtet:  

• Hand-Offs von Verantwortlichkeiten und Handlungshoheit
• Hand-Offs von Planungsartefakten
• Filterungsprozesse als Reihung von Hand-Offs oder parallele Handlungsstränge von Akteuren.

Im vorliegenden Aufsatz (Artikel 2 in Kapitel 5) habe ich diese Effekte am Beispiel eines konkreten 
Zeitabschnitts im Planungsprozess nachgezeichnet: Der Entwicklung des städtebaulichen Entwurfs. 

Der Aspekt der Filterung von Informationen und Handlungen wurde bereits im Kapitel zur Planungs-
kultur (Kapitel 6) im Kontext der jeweiligen Kulturen der Akteure betrachtet. Dabei wurde der Ein-
fluss der Vorstellungen der Akteure zu den sozialen und räumlichen Gestaltungszielen, zur Gestaltung 
von Planungsprozessen und den entsprechenden Formen der Entscheidungsfindung deutlich. Die von 
den Akteuren eingesetzten Haltungen und Muster, die zu den Filterungen im Prozess führen, wurden 
dadurch sichtbar. Dadurch wurde auch deutlich, wie gerade die längeren Phasen mit parallel verlau-
fenden Handlungssequenzen die akteursspezifischen Handlungslogiken verstärken. Die in längeren 
akteursinternen Kommunikationsphasen etablierten Vorstellungen und Handlungslogiken werden 
dann eher fixiert, als dass ein kollektiver Lernprozess einsetzt. Die Konsequenzen dieser Beobachtun-
gen werden in Abschnitt 7.2 noch einmal aufgegriffen.  

Im Folgenden sollen nun exemplarisch einzelne Hand-Offs aus verschiedenen Planungsphasen einge-
hender betrachtet werden. Dabei liegt der Fokus auf den Narrativen der Akteure zu diesen Ereignis-
sen.  

7.1 Das Erleben der Hand-Offs aus der Perspektive der Akteure 

Aus den Formulierungen der Dokumente sowie aus den Schilderungen der Akteure in den Interviews 
werden ihre Sichtweisen zu Handlungshoheiten und Verantwortlichkeiten in der Entwicklung der Pla-
nungsartefakte deutlich. Sie beschreiben dabei sowohl eigene Standpunkte und Erlebnisse als auch 
Beobachtungen und Vermutungen über Handlungen und Motive anderer Akteure. Dabei sind die 
Handlungshoheiten oft nicht einer klar definierten Autorisierung zugeordnet, sondern umfassen auch 
die Autonomie der Akteure, auf die Gestaltung von Plan und Prozess direkt oder indirekt einzuwir-
ken. 
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Loh (2012) beschreibt die Hand-Offs als mögliche Bruchstellen („disconnects“) im Planungsprozess. 
Dabei bezieht sie sich vor allem auf den Verlust von Informationen durch den Übergang des „plan-
writing“ in die Hand eines anderen Akteurs. Der Aspekt der Brüche wird auch in den Interviews als 
gemeinsames Narrativ des Planungsprozesses von den Akteuren beschrieben.  

In den Narrativen werden folgende Brüche im Prozess beschrieben:  

• die „Beteiligungslücke“ (Januar – November 2013),  
• der „Vertrauensbruch“ (März 2015),  
• die „Übergabe“ (Februar - Mai 2016). 

Diese Brüche decken sich teilweise mit Momenten des Hand-Offs, aber vor allem geht es dabei in den 
Narrativen der Akteure um enttäuschte Erwartungen oder Vertrauen. Dabei besteht eine große 
Übereinstimmung in den geschilderten Momenten, d.h. die Ereignisse werden durchaus ähnlich be-
schrieben, unterliegen jedoch einer anderen Deutung. 

Eine dieser Situationen war bereits Thema im Kontext der Planungskultur. So habe ich dort die als 
einschneidenden Bruch empfundene Veranstaltung im März 2015 beschrieben (Abschnitt 6.4.3).  

Bei den anderen beiden Situationen handelt es sich tatsächlich um das Hand-Off von Planungsarte-
fakten und damit verbundenen Handlungshoheiten bzw. Verantwortlichkeiten.  

In Abschnitt 7.1.1 wird die Zeitspanne vom Abschluss des Gutachterverfahrens im Januar 2013 bis 
zum Bürgerforum im November 2013 betrachtet. In dieser Phase wird der von den freien Planern 
entwickelte städtebauliche Entwurf innerhalb der Verwaltung (SUBV) weiter bearbeitet und es findet 
ein einschneidender personeller Wechsel in der Senatsbaudirektion statt. Die Monate nach der Jury 
Entscheidung, werden von vielen Prozessbeteiligten als Bruch im Prozess oder als „Beteiligungslücke“ 
beschrieben.  

Die Übergabe des Bebauungsplanes an die Baudeputation ist ein weiterer Zeitpunkt, den die Akteure 
übereinstimmend, jedoch mit unterschiedlicher Deutung, als einschneidenden Moment beschreiben. 
Im Februar 2016 findet das sogenannte Hulsberg-Podium statt, das unter den Akteuren als „Überga-
beveranstaltung“ bezeichnet wird. Die Zeitspanne von Mai – Juni 2016 wird in Abschnitt 7.1.2 an-
hand von Dokumenten und Narrativen der Akteure beleuchtet 

Ein weiteres Thema lässt sich mit dem Schlagwort „Black Box“ charakterisieren: In allen Narrativen 
werden Annahmen darüber getroffen, dass einige relevante Entscheidungen, trotz aller Versuche der 
Transparenz von einflussreichen wirtschaftlichen und politischen Akteuren im Hintergrund getroffen 
werden. Dies lässt sich tatsächlich jeweils kurz von den Entscheidungen der politischen Gremien be-
obachten. So findet auch vor der Entscheidung zur Auslegung des Bebauungsplans im Mai 2016 so-
wie vor der endgültigen Beschlussfassung über Bebauungsplan und städtebaulichen Vertrag im Mai 
2018 ein (nicht nur) für die Öffentlichkeit intransparentes Hand-Off statt. Über dieses können die 
meisten Beteiligten also nur spekulieren. In kleinen Kreisen aus Politik, Verwaltung, Grundstücksei-
gentümern sowie Grundstücksentwicklungsgesellschaft werden intensive Verhandlungen geführt, 
um den politischen Beschluss vorzubereiten. Auf der Grundlage dieser Beobachtungen findet in  Ab-
schnitt 7.1.3 eine Auseinandersetzung mit der Rolle von sogenannten Vorentscheider-Gruppen statt. 
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7.1.1 Die Beteiligungslücke - 2013 

Hand-Offs zwischen Gutachterverfahren und Rahmenplanerstellung 

Nach einer intensiven Planungsphase (ab April 2011), in der verschiedene Gutachten erstellt wurden 
sowie zahlreiche Veranstaltungen mit Beteiligung der Öffentlichkeit stattfanden, entstand die Auslo-
bung für ein Gutachterverfahren, in der die Planungsziele für die eingeladenen Planungsteams for-
muliert wurden (Juni 2012). Die aus diesem Gutachterverfahren entstandenen Ergebnisse wurden im 
Januar 2013 der Jury und der Öffentlichkeit vorgestellt.  

Abschließend betonte der Bausenator, dass - nachdem „ein halbes Jahr die Verantwortung bei den 
drei Planungsteams lag“ - die Jury nun „abgewogen [habe] welcher der drei Entwürfe das größte Po-
tential hat, [um] ein gutes Stück Stadt für Bremen zu bauen“. Er dankte Beirat und Bürgerschaftsab-
geordneten für das Überantworten an Bürger und Planer (Wolff, 2013c).  

Damit lag der Entwurf nun wieder in der politischen Arena und so fassten in den Wochen nach dem 
Juryentscheid auch der Beirat Östliche Vorstadt (Januar 2013) und die Baudeputation (Februar 2013) 
die notwendigen politischen Beschlüsse zur Weiterbearbeitung des Siegerentwurfes.  

Hier zeigt sich eine Reihung mehrerer Hand-Offs von Januar – Februar 2013. Durch die politischen 
Beschlüsse erhält die Verwaltung schließlich den Auftrag zur weiteren Planung und Überarbeitung 
des Entwurfs. Dieser Auftrag impliziert auch die eigenständige Abstimmung und Aushandlung mit re-
levanten Akteuren sowie die interne fachliche Abwägung der verschiedenen Anforderungen. 

Parallel hierzu findet zwischen Juni 2012 und Mai 2013 jedoch auch ein personeller Wechsel statt. 
Der bisherige Senatsbaudirektor wechselt noch während der Bearbeitungsphase des Gutachterver-
fahrens nach Köln (Stadt Köln, 2012) und die neue Senatsbaudirektorin übernimmt erst im Mai 2013 
die vakante Position (b.zb, 2013). Auch in der zuständigen Abteilung der Stadtplanung gibt es perso-
nelle Wechsel in dieser Phase. Die personellen Wechsel führen auch dazu, dass sich der Beginn der 
Überarbeitung verzögert. 

Von allen Akteuren wird die personelle Veränderung als einschneidendes Ereignis wahrgenommen. 
Dies kommt auch in den Statements eines Prozessverantwortlichen zum Ausdruck: „Es steht und 
[fällt] alles mit der Kontinuität der Akteure und da bleibt dieses einschneidende Erlebnis des perso-
nellen Wechsels [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.96]“. Dabei spielt die zeitliche Verzögerung durch die 
vorübergehend nicht besetzte Position der Senatsbaudirektion eine Rolle. Im Interview wird hieran 
aber im Rückblick auch deutlich, dass der Prozess zuvor nicht als abstraktes Planungsschema funktio-
nierte, sondern von den Personen geprägt wurde:  

Das ist und bleibt für mich der einschneidendste Moment, weil man da eben auch erkennt, dass Beteili-
gungsprozesse in hoher Abhängung zu den handelnden Akteuren steh[en] und man eben da auch nicht 
vordenken kann (..). Also du kannst den Prozess ja nicht (..) so zuschneiden, dass du sagst, egal wer jetzt 
hier mitmacht, den kann jeder so direkt weitermachen. Das geht nicht. Sondern er hängt von Personen 
und ihrer Art und ihrem Wesen und ihren Ideen ab und wenn dann Schlüsselpersonen ausgetauscht wer-
den, dann sind das Brüche im Beteiligungsprozess. Und darauf war ich persönlich in dem Ausmaß nicht 
vorbereitet, das hatte ich auch nicht eingeschätzt. [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.96] 
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Der beschriebene Bruch kam aus Sicht der befragten Akteure jedoch auch durch die entstehende 
Pause in den zuvor kontinuierlichen Beteiligungsveranstaltungen zustande. Zwischen der öffentlichen 
Präsentation der Ergebnisse des Gutachterverfahrens (Januar 2013) und der Fortsetzung der öffentli-
chen Foren vergingen mehrere Monate. Im Juni stellte sich die neue Senatsbaudirektorin vor und er-
läuterte, basierend auf Anregungen der Jury und des Planungsressorts, erste Überlegungen zum Rah-
menplan. Das nächste Forum, bei dem die Planungsinhalte diskutiert werden sollten, wurde für Ende 
September angekündigt (GEG & SUBV, 2013a). Es fand jedoch erst im November 2013 statt. Diese 
Zeitspanne zwischen der Vorstellung der Entwürfe und dem Bürgerforum im November wird von vie-
len Akteuren als „Beteiligungslücke“ bezeichnet.  

Bei diesem Forum stellt die Verwaltung schließlich einige Veränderungen im Plan vor, z.B. die Einfüh-
rung von Tiefgaragen, eine sogenannte Mantelbebauung der großen Quartiersgarage statt dem Er-
halt des Bettenhauses. In dieser Veranstaltung werden erstmals wieder die Planungsinhalte disku-
tiert. Themen sind dabei u.a.: 

• „städtebauliche Dichte: Gebäudehöhen und Dimensionen der Blockinnenbereiche  
• Mobilität: Radverkehr, Parkplatzsituation und Zugänglichkeit des Quartiers  
• Grünflächen: Umgang mit dem Baumbestand, Nutzung der öffentlichen und privaten Flächen 
• Bestandsgebäude: temporäre und langfristige Nutzungsmöglichkeiten“ (GEG & SUBV, 2013b) 

 

Abb. 15: Phasen paralleler, weitgehend entkoppelter Aktivitäten von Bürgerinitiativen und SUBV & GEG. 
            Während „Beteiligungslücke“ sowie der Bearbeitung von Rahmenplan und B-Plan,  

 

Während des Gutachterverfahrens war die Bürgerinitiative BürgerInAktion (BIA) entstanden (bis Mai 
2013 als Gruppe hulsberg+tal). Diese hatte in der Zwischenzeit, parallel zur Überarbeitung des Plans 
im Bauressort, über die Planungsinhalte diskutiert. Diese Parallelität der Prozesse wurde auch in der 
Einladung zum Forum im November 2013 auf der Projektwebsite thematisiert: 
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Nach dem letzten Bürgerforum setzte bei vielen Akteuren eine längere Arbeitsphase ein. Der städtebauli-
che Rahmenplan wurde entsprechend der Juryempfehlungen und der fachlichen Belange weiter bearbei-
tet. Parallel dazu diskutierten Bürgerinnen und Bürger zahlreiche Angelegenheiten und Fragestellungen 
zur Planung des Neuen Hulsberg-Viertels. 
Auf dem Forum sollen Erkenntnisse aus den Arbeitsprozessen der letzten Monate, Zwischenstände und 
Teilergebnisse ausgetauscht und gemeinsam erörtert werden. Außerdem möchten wir besprechen, wie 
und mit welchen Themen es im Beteiligungsprozess weitergehen könnte. (GEG & SUBV, 2013/2013) 

Während des Sommers 2013 gingen engagierte Bürger*innen - und zum Teil spätere Mitglieder der 
BIA  - noch davon aus, dass die Verwaltung lediglich etwas Zeit benötige und dass das wohl in der Na-
tur der Sache liege. Diese Einschätzung wurde auch durch die gelegentliche informierende Teilnahme 
von Vertreter*innen von GEG und SUBV an den Veranstaltungen der BIA bestärkt. Aber im Nach-
hinein werden die Unterbrechung des Prozesses und die personelle Veränderung in der Senatsbaudi-
rektion von unterschiedlichen Akteuren als Bruch im Verfahren geschildert. 

Die Einordnung dieser Unterbrechung im Beteiligungsprozess ist jedoch bei den einzelnen Akteuren 
unterschiedlich. Dies hat einerseits mit Wissen über die Vorgänge innerhalb der Verwaltung bzw. um 
formale Planungsvorgänge zu tun, aber auch mit Haltungen zu angemessenen Vorgehensweisen.  

So kommt zu einer Veränderung in Charakter und Dynamik des Planungsprozesses selbst der perso-
nelle Wechsel in der Senatsbaudirektion hinzu. Dieser stellt auch das bislang aufgebaute Vertrauen in 
den Beteiligungsprozess in Frage, das auch an Personen gebunden ist.  

Also am Anfang fand ich, dass der Prozess eine unheimlich spannende Dynamik hatte, was mich auch so 
angezogen hat, mich daran zu beteiligen. Und es gab ja auch in einer relativ kurzen Abfolge immer wieder 
diese Foren, so dass man auch bei einem Forum noch sich an das letzte erinnern konnte. (..)  
Und aus meiner Sicht eben durch diesen Personalwechsel (...)  ist dann auch so ein bisschen etwas für 
mich weggefallen, was mich so an diese beiden Personen gebunden hatte. Weil ich so den Eindruck hatte, 
die sind da echt von überzeugt und die machen das so zu ihrem Ding. Und jetzt sind die nicht mehr da. 
Und kann das jetzt jemand einfach so übernehmen mit dieser gleichen Überzeugung, [jemand] der aus 
einer anderen Stadt kommt oder die aus einer anderen Stadt kommt? [INTERVIEW A3_02, 2016, Abs. 41] 

Bei den beteiligten Bürger*innen war durchaus die Vorstellung präsent, dass die Überarbeitung des 
Planes eine Verlagerung in verwaltungsinterne Prozesse mit sich bringen könnte. Barbara Wiese* 
stellte sich vor, dass dieses einige Zeit in Anspruch nehmen würde:  

Ich habe erst gedacht jetzt kommt erst mal ein großes Loch. Also vorher gab es ja immer in regelmäßigen 
Abständen diese Foren. Und es war klar, dass einfach durch diese ganzen Wechsel so eine Verzögerung 
[entstand]. (...) Und was weiß ich, was da alles noch eine Rolle spielt. Und ja gut, und dann habe ich ge-
dacht, jetzt, die müssen jetzt erst mal ein Jahr arbeiten. INTERVIEW 2A_03, 2013, Abs. 99] 

Dies geht auch damit einher, dass einigen der Beteiligten, wie auch Anton Bergmann*, nicht ganz klar 
ist, wie eine derartige Beteiligung an der Überarbeitung des Entwurfes und der Entwicklung des Be-
bauungsplanes eigentlich aussehen könnte. 

Da sind ja ganz, ganz, ganz viele Fragen zu beantworten. Und es ist natürlich auch so, dass das wiederum 
ganz viele Miniproblemfragen betrifft, wo jetzt der allgemeine Bürger das Fachwissen nicht mehr hat (...). 
Nur die Frage ist: Wird es auf dem Weg jetzt zum Bebauungsplan, der jetzt (..) glaube ich, in einem Jahr 
fertig sein soll oder in einem drei-viertel Jahr. Ist es überhaupt möglich? Da bin ich jetzt auch überfragt. 
Kann man da überhaupt irgendwie die Bürger zwischendurch noch beteiligen und in welcher Form? INTER-
VIEW 2D_04, 2013, Abs. 119]   
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Gleichzeitig ist sich Anton Bergmann* über die Bedeutsamkeit dieser Phase jedoch sehr bewusst:  

Ja, jetzt (...) stehen wir, (...) an so einer Weggabelung. (...) Also das letzte Mal, wo das Bürgerforum infor-
miert worden ist, da war [es] meiner Ansicht nach (..) so, dass das alles sehr unkonkret war. Und das jetzt 
natürlich auf dem Weg zur Konkretisierung die ganzen spannenden Sachen passieren. [INTERVIEW 2D_04, 
2013, Abs. 114]    

Trotz der neuen Phase des Planungsprozesses besteht jedoch eindeutig ein Interesse der Bürger*in-
nen an der Fortsetzung der Beteiligung, wie es auch die in der BürgerInAktion engagierte Karla 
Nannsen* betont: 

Es gab sicherlich auch inhaltlich mal so einen Punkt, wo es dann nicht mehr sinnvoll war, ständig Foren 
abzuhalten, weil dann alle Themen ja auch abgearbeitet waren. Aber ich hatte (..) auch den Eindruck, dass 
auch viele, die eben daran interessiert waren (und) sich beteiligen wollten auch das Bedürfnis hatten nach 
mehr Veranstaltung[en] vielleicht oder nach mehr (..) Input oder Möglichkeiten ihre Anregungen auch aus-
zutauschen und nicht nur innerhalb der BürgerInAktion in diesem Fall. [INTERVIEW A3_02, 2016, Abs. 46] 

Diese Unsicherheit gepaart mit dem Wunsch nach möglichem Engagement, bringt auch die in der 
BürgerInAktion aktive Kira Berg* zum Ausdruck. Sie berichtet von ihren Gedanken zur weiteren Betei-
ligung im Januar 2013:  

Ja, da habe ich mich nur gefragt, wie soll das denn jetzt weitergehen und wann geht es denn eigentlich 
weiter? (…) Und wann gibt es eigentlich die Möglichkeit, da noch mal richtig Kommentare loswerden zu 
können? Also wirklich auch justieren zu können. Wann geht das denn? Genau! Also große Skepsis.  
Ich hatte eher den Eindruck, das wird erstmal verwaltungsintern verarbeitet, wie auch immer, im Aus-
tausch zwischen Lorenzen und Verwaltung aufgrund der Hinweise der Jury. Soweit so gut, aber das waren 
ja auch sehr spontane Reaktionen der Jury. Das heißt da muss ja irgendwie auch noch was folgen, wenn da 
wochenlang dran gearbeitet wird, kommen ja noch neue Erkenntnisse und Anregungen. Und wie das läuft, 
keine Idee.  INTERVIEW 2A_06, 2013, Abs. 68-69] 

Diese Ungewissheit über die Struktur und Qualität der weiteren Beteiligung hat sich auch bis Ende 
August 2013 nicht aufgeklärt. Aus Sicht von Kira Berg* war es weiter unklar, in welcher Weise die en-
gagierten Bürger*innen am Überarbeitungsprozess mitwirken können. 

„[Das] ist mir immer noch vollkommen unklar. Anscheinend hat die Verwaltung ja auch nicht sehr zügig 
weitergearbeitet, weil die Senatsbaudirektorin einfach erstmal ihren Job beginnen musste, im Juni. Das 
war ja fast ein halbes Jahr. Aber ich nehme an, dass trotzdem weiter daran gearbeitet wird, obwohl es 
nicht so ganz durchschaubar ist, was passiert. Also zumindest wurden solche Fragen nie konkret beant-
wortet und jetzt gibt es zwar die nächsten Veranstaltungen, die geplant sind und da wird aber wieder sehr 
vage geredet und so das Konkrete ist mir unklar.    
Und auch, dass neue Themen aufgemacht werden, wie beispielsweise die Diskussion um Bestandsge-
bäude, während da eigentlich dieser Rahmenplan schon liegt oder dieser Entwurf. Wie das jetzt zusam-
men geht, ist mir nicht klar, auch nicht, wie das gelöst wird. Weil auch immer noch keine Entscheidungs-
strukturen beispielsweise da sind für die Foren. Da kannst du was sagen, kannst das vorne mit dran pin-
nen. Und was das dann heißt?! INTERVIEW 2A_06, 2013, Abs. 73-74]“ 

Hier wird deutlich, dass es nicht nur um den zeitlichen Aspekt geht, sondern auch um die Frage, wel-
che Wirkung eine weitere Beteiligung haben würde bzw. wie die Organisator*innen mit den Ergeb-
nissen von Konsultation umgehen würden. Bei der Betrachtung im Rückblick (2016) wird die Unter-
brechung des Beteiligungsprozesses von Kira Berg* schließlich als Verunsicherung beschrieben, die 
dann nach dem Forum im November in Unzufriedenheit kippt. 
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„Letztendlich [war] also von Januar bis November (..) nicht so klar, was ist. Und alle dachten, jetzt geht es 
los und es passiert hier nichts. Also es war eher unbefrie[digend], also verunsichernd auch, glaube ich. Es 
hat eine schlechte Stimmung gemacht. (..) Und solange wir keine Senatsbaudirektorin haben. Und dann 
gab es im November diesen Knaller: Das Bettenhaus soll weg und diese Tiefgaragen waren da. Also das 
fand ich schon einen richtigen Bruch. Also das fand ich den Bruch. Also diese erste Phase (..) wo alles so im 
luftleeren Raum hing. [INTERVIEW A3_05, 2016, Abs.238-239]“ 

Aus diesen Worten spricht auch die Enttäuschung darüber, nach dieser Phase des Wartens mit ge-
troffenen Entscheidungen konfrontiert zu werden. Insbesondere die Einführung der Tiefgaragen er-
schien vielen beteiligten Bürger*innen eine Verletzung des Konsenses aus der ersten Beteiligungs-
phase. 

So entsteht Ernüchterung und für Nina Alberts* verknüpfen sich damit eigene Interpretationen zu 
den möglicherweise dahinterliegenden Überlegungen von Seiten der Prozessverantwortlichen: 

Ich habe eigentlich gedacht, dass der Entwurf nochmal mehr von Bürgerseite (...) genau beguckt wird und 
dass dann (...) die Aspekte, die das Bürgerbeteiligungsverfahren als Ergebnis hatte, [geprüft werden]: Sind 
die eigentlich eingeflossen? Also genau das hätte ich jetzt nochmal gedacht, dass man das vielleicht ma-
chen könnte. Aber auf der anderen Seite, was bringt es?  
Dieses Wettbewerbsverfahren mit der Jury Entscheidung wird ja dann dadurch nicht zurück genommen. 
Aber es könnte die Überarbeitung eben nochmal bürgernäher machen. Aber das hätte ich mir als dieje-
nige, die das zu entscheiden hätte auch gut überlegt, ob das wirklich Sinn macht, oder ob es einfach besser 
ist, das jetzt so als gegeben hinzunehmen und zu sagen: ‚Also vorher ist die Bürgerbeteiligung gelaufen 
und jetzt schmeißen wir nicht alles wieder um‘. [INTERVIEW 2A_04, 2013, Abs.98-99]  

Im Kontrast hierzu steht die Perspektive eines freiberuflichen Planers. Für ihn steht die effiziente und 
fachlich kompetente Weiterentwicklung des Plans im Vordergrund. Zum einen besteht die Befürch-
tung, dass hier die Idee des Plans durch Interventionen von Bürger*innen oder Politik geschwächt 
wird:  

Und, ich glaube, das ist jetzt auch wichtig (...), dass man jetzt [auf] diese grundsätzlichen Leitbilder dieses 
Plans so schützend die Hand drauf hält und sagt: ‚Nein, diese konzeptionellen Gedanken zu Öffentlichkeit, 
zu Raum, dass das Bestand hat. Und dass das nicht durch die, die vielleicht dann am lautesten schreien 
oder die besten Hebel haben, verloren geht. Das ist glaube ich ganz wichtig. [INTERVIEW EA_01, 2014, 
Abs.144] 

Zum anderen besteht ein großes Verständnis für das Interesse von Investor*innen nach Planungssi-
cherheit. Daraus wird geschlossen, dass die Bauleitplanung möglichst zügig erfolgen muss: 

Also, ich glaube, bei dem Quartier muss man jetzt wirklich aufpassen, dass das auch zügig weitergeht. Also 
wir werden ganz viel angesprochen von Bauherren oder Investoren, die sagen: ‚Mensch, ihr wart doch in 
Hulsberg dabei. Ich möchte hier gerne etwas machen.’  
Und es geht ja weiter, aber die Erkennbarkeit ist für die überhaupt nicht gegeben. Und das müsste ganz, 
ganz, ganz schnell in ein Planungsrecht (..) einfließen, was Grundstücke generiert. (...) Die müssten zumin-
dest irgendwie eine Form von Planungssicherheit haben, dass sie dann sagen können: ‚So und guck' mal, 
da baue ich in drei Jahren mein Haus irgendwie.’ [INTERVIEW EA_01, 2014, Abs.120-121] 

Das heißt, hier liegt der Fokus auf einer professionellen und effizienten Erledigung der Planungsauf-
gabe und nicht auf dem Diskurs der Stadtgesellschaft um das neue Quartier. Die Aussage verdeutlicht 
aber auch, dass der Eindruck der Black Box auch auf Seiten der Investor*innen besteht. 
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Trotz dieser positiven Vorstellung von konzentrierter professioneller Arbeit erleben die involvierten 
freien Planer in der ersten Überarbeitungsphase eine Begrenzung sowohl ihrer eigenen Planungs-
kompetenzen als auch der Möglichkeiten, Planungshandeln und Interaktion mit den Bürger*innen 
verknüpfen zu können:  

Jetzt hat sich das, [was] (..) in der Wettbewerbsphase eher so ein direktes Verhältnis war zwischen Stadt 
und Stadtbürgern und den Teilnehmern, in diesem Falle uns, [gewandelt]. [Danach] ist es in der Bearbei-
tung (..) sehr viel komplexer geworden, weil zum einen dann HAMBURG TEAM [als „service developer“] 
dazu kam; also ein weiterer Akteur (..). Die Rolle der Verwaltung [hat] sich auch verändert, weil da dann 
die ganze Komplexität der Verwaltungsaufgaben auf den verschiedenen Ebenen auf den Prozess einge-
wirkt haben; wesentlich stärker, als das davor war. Und da ist eben das Verfahren sehr viel komplexer ge-
worden. Und unsere Rolle ist dann auch nicht [mehr] so direkt (..) gewesen, wie sie in der Wettbewerbsbe-
arbeitung war; wo (..) man ja (..) [auf Basis der] Auslobung, die Aspekte der Bürger und der Verwaltung 
beinhaltet, dann direkt reagiert und selber etwas tut und dieses dann vorstellt. [Danach] ist dieser Emp-
fänger und Steuerer und Auslober sehr viel komplexer geworden. Und das hat schon dazu geführt, dass 
wir das Gefühl gehabt haben, dass das unsere direkte Einflussnahme auf das Prozessgeschehen eher sehr 
viel kleiner [gemacht hat]. [INTERVIEW EA_02, 2015, Abs.67] 

Nach Abschluss des Gutachterverfahrens empfinden sich die freien Planer als weniger autonom. Ihre 
zentrale Rolle ist verblasst. Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft übernimmt eine steuernde 
Rolle, vertreten durch ein als „service developer“ beauftragtes Projektentwicklungsbüro. Die Stadt-
planungsabteilung des SUBV schlägt in dieser Phase die Untersuchung verschiedener Überarbei-
tungsmöglichkeiten vor, arbeitet aber nicht unmittelbar mit den freien Planer*innen zusammen [IN-
TERVIEW EA_05, 2015, Abs.97-102]. 

Unabhängig von dieser Rollenverschiebung für die freien Planer*innen stellt auch ein Verantwortli-
cher für die Koordination des Planungsprozesses die Überarbeitung zunächst in den Kontext der fach-
lichen Arbeit: „Also es hat im ersten Überarbeitungsschritt ausschließlich eine fachliche Kommunika-
tion stattgefunden und ein fachliches Einwirken auf den städtebaulichen Entwurf; und das von Früh-
jahr 2013 bis Oktober 2013 [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.113].“ 

Im gleichen Interview kommt allerdings eine weitere Darstellungsweise zum Tragen. Mit einem re-
flektierenden Blick auf den kommunikativen Prozess, wird der personelle Wechsel als Bruch im Betei-
ligungsprozess beschrieben:  

Der erste Überarbeitungsprozess war davon geprägt, (…) dass eine Kommunikation in die Zivilgesellschaft 
hinein quasi gar nicht stattgefunden hat. Das ist der große Fehler - und der große Bruch im bisherigen Ent-
wicklungsgeschehen, was die Bürgerbeteiligung angeht. Also das ist nicht nur ein Bruch, sondern das sehe 
ich rückblickend als entscheidenden Fehler, aus dem wir noch weiterhin nicht ausreichend gelernt haben. 
[INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.111-112] 

Aus Sicht derjenigen, die den Planungsprozess koordinieren, wird die Gestaltung dieser Planungs-
phase mit parallelen, miteinander konkurrierenden, Narrativen beschrieben:  

• Die mangelnde Kommunikation mit der Zivilgesellschaft wird als Fehler in der Prozessgestal-
tung beschrieben. 

• Es findet eine Konstruktion des Gegenübers von fachlichem und demzufolge auch „nicht-
fachlichem“ Einwirken auf die Planinhalte statt.  

• Im öffentlichen Narrativ, wie in der Einladung zum Forum (siehe oben), wurde wiederum von 
parallelen Prozessen gesprochen, deren Zwischenstände erneut verknüpft werden sollen.  
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In der hier multiperspektivisch beschriebenen Phase findet das Hand-Off des Plans vom Entwurfspro-
zess der freien Planer hin zur Überarbeitung des Plans durch die Verwaltung (SUBV) statt. Hierbei 
fanden mehrere Zwischenschritte statt: Die Entscheidung der Jury, die notwendigen politischen Be-
schlüsse, die Verantwortungsübergaben innerhalb des SUBV.  

Der personelle Wechsel auf der Leitungsebene verzögerte den Einstieg in die planerische Überarbei-
tung. Es findet eine entsprechende Neuorientierung statt. Dadurch, dass die Position fast ein Jahr un-
besetzt ist, wird auch das Hand-Off des Plans zur Bearbeitung durch das SUBV gebremst. Die Koordi-
nation des Prozesses war damit einem ungeplanten Ereignis ausgesetzt, das eine Eigendynamik ent-
wickelte und durch die zeitliche Verzögerung zu der von den Akteuren konstatierten Beteiligungslü-
cke führte. 

In der Vorbereitung des Gutachterverfahrens wurde die Koordination stark von der Stadtplanungsab-
teilung mit der Senatsbaudirektion getragen. Die nun in der fachlichen Regie des SUBV stattfindende 
Überarbeitung erfordert weitere komplexe interne Abstimmungsprozesse mit den verschiedenen 
Fachabteilungen sowie die Aushandlung von Zielen mit der Grundstücksentwicklungsgesellschaft. 
Auch diese zunehmende Komplexität verzögert den Prozess. 

Währenddessen entwickeln, motiviert durch den Beteiligungsprozess im Vorfeld, engagierte Bür-
ger*innen Eigeninitiative. Die Initiative durchläuft eine Findungsphase, in der die eigenen Positionen 
entwickelt werden. Durch den Besuch einzelner Veranstaltungen der Gruppe zeigen GEG und SUBV 
ihre Anerkennung für das Informationsbedürfnis der Gruppe. Die dort Engagierten arbeiten sich zu-
nehmend in die planerischen Themen ein. Dieses Engagement befindet sich nun im Kontrast zum 
Warten auf die im Vorfeld angekündigte erneute Beteiligung im Planungsprozess bzw. an der Diskus-
sion um die Planungsinhalte.  

Die Komplexität des Settings zeigt auf, wie sehr die internen Prozesse der einzelnen Akteure unter-
schiedlichen Dynamiken folgen. Diese haben jedoch Konsequenzen für die Wahrnehmung des Ge-
samtprozesses durch die einzelnen Akteure. Dabei ist keiner der Akteure allein in der Lage alle Hand-
lungsstränge zu gestalten oder die unerwarteten Ereignisse auszugleichen.  

7.1.2 Die Übergabe – Februar 2016 

Hand Offs vom Rahmenplan zum B-Plan 

Nach weiteren Phasen von Beteiligung und verwaltungsinterner Bearbeitung wurde im Mai 2016 in 
der zuständigen Baudeputation schließlich über die Auslegung des Bebauungsplanentwurfes ent-
schieden. Im Vorfeld sollte noch eine öffentliche Veranstaltung stattfinden. Diese Veranstaltung wird 
von vielen Beteiligten als Übergabe des Bebauungsplans bezeichnet. 

Auf der Projektwebsite heißt es in der Ankündigung dieser Veranstaltung: „das Verfahren, das vor 
fünf Jahren mit einer öffentlichen Podiumsdiskussion am 11. April 2011 gestartet worden war, [wird] 
wieder an die politischen Entscheidungsträger übergeben.“ (GEG & SUBV, 2016/2016). Auch in der 
Tagespresse wird die Veranstaltung in gleicher Weise angekündigt (Felsing, 2016). Die öffentliche 
Veranstaltung war zunächst für den Januar 2016 vorgesehen, wurde dann aber wegen weiterer Ver-
zögerung in der Bearbeitung auf den 26. Februar verschoben.  
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Dem voraus gegangen war die lange Phase paralleler Arbeits- und Diskussionsprozesse (siehe auch 
Abschnitt 6.4.3). In der im Herbst veröffentlichten Dokumentation der Veranstaltung auf der Projekt 
Website wird zudem noch auf Verzögerungen durch die Wahlen 2015 hingewiesen: 

„Im März 2015 war man zuletzt zusammengekommen, um gemeinsam über das künftige Quartier und die 
aktuellen Planungsstände zu diskutieren. Zwei Monate später wurden im Rahmen der Bürgerschaftswah-
len das Stadt- und Landesparlament neu gewählt. Nach Formierung einer neuen Landesregierung, der Ein-
arbeitung Abgeordneter, die neu ins Parlament gezogen waren, und der Konstituierung der Stadtteilbei-
räte und ihrer Ausschüsse war das politische Räderwerk in Bremen im Spätsommer 2015 so weit neu jus-
tiert, um in Gang zu kommen.  (...) Die Verwaltung nutzte die Zeit nach den Parlamentswahlen, um bereits 
auf den Weg gebrachte und weit gediehene Planungen in einen fachlichen stabilen Rahmen zu gießen.“ 
(GEG & SUBV, 2016b) 

Ursprünglich sollte der Bebauungsplan bereits im Herbst 2015 ausgelegt werden (Janz, 2015), aber 
dieser Termin konnte nicht gehalten werden. Der Überarbeitungsprozess hat sich auch innerhalb der 
Verwaltung länger hingezogen als erwartet [INTERVIEW EA_05, 2015, Abs.123].  

Nach letzten hausinternen Abstimmungen soll der Plan öffentlich vorgestellt und abschließend an die 
Deputation übergeben werden [INTERVIEW EA_04, 2015, Abs.96-99]. Danach sehen Verwaltungsmit-
arbeiter*innen die Politik in der Pflicht zur Entscheidung, auch über nach wie vor ungelöste Konflikte 
zu entscheiden: 

Und [dann gibt es] dieses Forum (..). Ansonsten denken wir, dass wir so einen Meilenstein erreicht haben. 
(...) Und wir wissen um die Diskussion[en] und die werden schon auch dargestellt (...). Aber wir haben als 
Verwaltung eine Position [da]zu und die Politik entscheidet dann darüber. [INTERVIEW EA_04, 2015, 
Abs.101-106] 

Dies sieht auch der Vertreter der Grundstücksentwicklungsgesellschaft ähnlich und erläutert im Hin-
blick auf die noch bevorstehende Veranstaltung:  

Wenn man jetzt diese städtebaulichen Ergebnisse sieht, finden sich eigentlich die Anspruchshalter, die auf 
dieses Projekt wirken, in ihren Interessen wieder? Oder gibt es weiterhin auch offene Zielkonflikte, die 
nicht beantwortet sind?  
Darin waren wir nämlich in den letzten fünf Jahren unglaublich gut. Wir haben sehr, sehr genau zusammen 
mit den Bürgerinnen und Bürgern in diesem Projekt das Potential an Zielkonflikten identifiziert. Nicht nur 
das Potential, sondern auch dort, wo sie liegen. Nämlich im Anspruch zwischen sozialem Wohnungsbau 
und Erlösmaximierung. Zwischen Nutzungsmischung und dem Bedarf einzelner Nutzer dann an Ruhe, gu-
ten Wohnverhältnissen und Ähnlichem. Dem Anspruch an Wohnen und Verkehr: Wie geht das zusam-
men? Diese ganzen Konfliktfelder haben wir identifiziert und wir haben im Beteiligungsprozess lustig ge-
sagt: ‚Ha, das müssen wir nicht lösen. Das lassen wir jetzt mal den Architekten mit seinem städtebaulichen 
Entwurf machen.‘ (...) Und ich glaube, dass der 27.01.[2016]** einen Beitrag dazu leistet, dass eben mit 
dem vorliegenden Plan [aus dem Gutachterverfahren] die Welt nicht leichter geworden ist: Sie ist deutli-
cher geworden, sie ist schräger geworden, aber sie ist nicht leichter geworden. Jetzt sind die Konflikte am 
Tage und es ist nicht Aufgabe des Beteiligungsprozesses und auch nicht der Senatsbaudirektorin und auch 
nicht des GEG-Geschäftsführers diese Konflikte jetzt zu entscheiden. Das ist Aufgabe der Abgeordneten 
der Bremischen Bürgerschaft, der Deputation, die die Entscheidung treffen soll: Ja, unter diesen Voraus-
setzungen und im Wissen um die ungelösten Konflikte, die wir noch klären müssen, wollen wir aber jetzt, 
dass das Planwerk ausgelegt wird. [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.200-208]  
(**Der Termin fand letztlich am 26.02.2016 statt) 
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Gleichzeitig wird die Auslegung des Bebauungsplanes nicht als Schlussstrich für Planungsentschei-
dungen und Bürgerbeteiligung verstanden: 

Wir [werden] einen Planentwurf vorlegen können, zu dem man ja auch dann noch Stellung bezieht. Das 
heißt, es kann immer noch eine zweite Auslegung geben. An dem Planentwurf kann ja trotzdem immer 
noch gearbeitet werden.  
Aber dass es dann eben auch langfristig in eine andere Stufe der Beteiligung geht. Also wenn es in Rich-
tung Vermarktung etc. geht. Oder wie werden die Straßenräume wirklich gestaltet? Wie sieht die Grünflä-
che aus? Und, und, und… [INTERVIEW EA_04, 2015, Abs.101-102] 

Die Zielkonflikte werden auch von Seiten der GEG nicht als abschließend durch den Bebauungsplan-
entwurf entschieden verstanden. Vielmehr können einige der kontroversen Themen gar nicht durch 
den Bebauungsplan geregelt werden. Vielmehr ist zusätzlich die Erarbeitung eines städtebaulichen 
Vertrags geplant. Die öffentliche Übergabe verdeutlicht vielmehr den Stand der geklärten und der 
noch offenen Fragen. 

Meines Erachtens wird da einmal noch ganz klar gezeigt: Was ist jetzt vom Städtebaulichen Entwurf, [vom] 
ursprünglichen Wettbewerbsergebnis [geblieben]? Wie wurde das jetzt überarbeitet in einen planerischen 
Rechtsrahmen? Wobei man da weniger über das Planrecht sprechen wird, weil das so unglaublich kompli-
ziert und schwer lesbar ist, sondern wirklich über die städtebauliche Figur und die wesentlichen Themen.  
Dann wird es Aufgabe sein am 27.01.[2016]* die verbliebenen Konfliktfelder [darzustellen]. Und das muss 
man auch mal wieder sagen, die nicht viele sind. Das sind wenige verbliebene Konfliktfelder und (..) seit 
dem 11.03.[2015], [da] glaube ich haben wir im letzten Jahr getagt, sind sie auch unverändert geblieben. 
Es sind die Fragen zur Mobilität, es sind die Fragen zum Umgang mit Bestandsbäumen und es ist die Frage 
im Umgang mit einzelnen Bestandsgebäuden. Und dann sind [da] ein paar Fragen, die sind weiterhin nicht 
beantwortet. Die [sollen] aber nicht über den B-Plan beantwortet werden, [sondern in] (..) anderen Ver-
tragswerken: Wie geht das mit der Sozialen Wohnungsbauquote? Wie geht das mit der Vergabe von 
Grundstücken an Baugemeinschaften? Und dann gibt es noch ein paar weitere Hausaufgaben auf dem Zet-
tel, die geklärt werden müssen [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.198-199]. (*Termin fand letztlich am 
26.02.2016 statt) 

Dennoch ist die Veranstaltung als symbolische Wegmarke gemeint. Das Format der Auftaktveranstal-
tung 2011 soll bewusst wieder aufgenommen werden, denn:  

Das sind die Themen, die nochmal offen dargestellt werden müssen. Und diese Themen, das ist unsere 
Idee im Setting, sollen dann aufgenommen werden von einem Podium. Und zwar ein Podium, das besetzt 
ist mit Anspruchshaltern, Stakeholdern im Projekt und zwar mit genau denen, mit denen wir den Beteili-
gungsprozess gestartet haben am elften April 2011. Fünf Jahre. Da war der Bausenator, da war der Finanz-
staatsrat, da war der GeNo-Geschäftsführer, da war der Ortsamtsleiter, da war der Beiratssprecher, da 
war der Geschäftsführer der GEG in Personalunion als Senatsbaudirektor. Und man hatte [den externen 
Berater eingeladen] (...), um den mal kennenzulernen: Weil, wie geht das mit Bürgerbeteiligung? Wen wir 
nicht hatten, waren Bürger auf dem Podium. Die wollen wir jetzt dieses Mal raufholen. [INTERVIEW 
EA_06, 2016, Abs. 200]  

Die Beteiligung der BürgerInAktion auf dem Podium ist im Sinne der Planungsverantwortlichen eine 
wesentliche symbolische Aussage. Auf Seiten der BIA löst dies individuell verschiedene Reaktionen 
aus. So würde ein befragtes Mitglied der BürgerInAktion selbst nicht auf das Podium gehen, um so 
eine Vereinnahmung der Initiative durch das Senatsressort zu vermeiden. Denn „mein Eindruck ist, 
die wollen das jetzt vom Tisch haben und dann eben sagen können: ‚Ja, wir haben ja alle beteiligt und 
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wir hatten sogar da (..) jemanden von der BürgerInAktion da mit.’ Und das würde ich lieber nicht ma-
chen“ [INTERVIEW EA_07, 2016, Abs.91]. Diese skeptische Haltung hat sich jedoch erst im letzten Ab-
schnitt des Verfahrens entwickelt, aus dem Grundgefühl heraus auf die zahlreichen Vorschläge und 
Stellungnahmen keine adäquate Antwort erhalten zu haben.  

Am Anfang aus meiner Wahrnehmung, (..) [als] man zwar nicht genau wusste, wie der andere Partner tickt 
und was da alles für Kräfte sind. Aber ich fand, dass Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit in eine Richtung 
gezogen sind. Das war am Anfang so. Und dass sich das auseinander gelegt hat, mehr und mehr. Und dass 
es jetzt zwischen diesen [Akteuren] keine wirkliche Kommunikation mehr gibt, sondern das Bestreben (...) 
die Fassade aufrecht zu erhalten, dass das noch eine Beteiligung ist. Aber wenn die so einen Ausdruck wie 
Übergabepapier machen. Wie kann man denn auf so einen Titel kommen? Die wollen das jetzt einfach 
übergeben, obwohl sie diese Stellungnahmen da haben und eigentlich jetzt mal [etwas dazu] sagen müss-
ten von sich aus. Das ist eines der Hauptmerkmale, dass die eigentlich sich nie positioniert haben. (..) Ich 
hätte das notwendig gefunden, dass die wirklich auf unsere Stellungnahme oder die vom ADFC oder so 
eingehen. (...) Das tun sie nicht. Sie halten sich ständig irgendwie bedeckt. (...) Also ich habe nicht den Ein-
druck, dass wir wirklich in einem Gespräch (..) sind, sondern, dass die irgendwie mit dieser Auflage, man 
muss diese lästige Örtlichkeit irgendwie beteiligen umgehen (..). Ich glaube nicht, dass da wirklich ein Ge-
spräch stattfindet. [INTERVIEW EA_07, 2016, Abs.155] 

Dieses fehlende Element der Erwiderung konstatiert auch ein Beiratsmitglied und merkt an, dass vor 
dem Hulsberg-Podium, mit seinem eher informierenden Charakter, eine weitere Veranstaltung sinn-
voll gewesen wäre. So hätten Konflikte noch einmal zusammengestellt  und die getroffenen Entschei-
dungen und ihre Hintergründe erläutert werden können [INTERVIEW A3_01, 2016, Abs.15]. 

Auch im Nachhinein wird das Hulsberg-Podium eher skeptisch gesehen. Maja Simons* beschreibt die 
Veranstaltung als richtig und wichtig für den Prozess, aber auch als nicht angemessen in der Art der 
Umsetzung:   

Es war richtig, dass es einen Abschluss für die 5 Jahre Beteiligung an der Vorbereitung des Bebauungspla-
nes gab. Es war auch richtig, Transparenz herzustellen, wo man jetzt steht. Neben den mündlichen Erläu-
terungen hatte die Baubehörde Wandzeitungen vorbereitet, die zu den kontroversen Themen die Stand-
punkte von Bau, Beirat und BürgerInnenaktion auflisteten. (...) 
Insgesamt hatte ich den Eindruck, dass es wichtig erschien, noch einmal alle Beteiligten zu Wort kommen 
zu lassen, damit es endlich ein Ende hat. Es war wie eine kleine Theateraufführung. (...) [Und] neben dem 
obligatorischen Lob [kommt dabei] die Ermahnung: ‚Lasst es mal gut sein’. (3A_07M, Persönliche 
Mitteilung, 8. März 2016)  

Die Veranstaltung schildert auch eine andere Beteiligte aus der BIA als ein Wechselbad von „Lobhu-
delei vs. Frustration“:   

Die Moderation/das Podium hat im Großen und Ganzen die Beteiligung genauso wie das Ergebnis als et-
was Außergewöhnliches und besonders Positives dargestellt. "Ehrfurcht" und "Respekt" wurden geäußert. 
Es gäbe in vielen Punkten/überwiegend Konsens und in einigen Punkten auch noch Dissens. Es gibt eben 
viele Akteure und viele Gesichtspunkte abzuwägen. Die Konfliktthemen wurden benannt mit Bettenhaus, 
Bäume, Tiefgaragen/Mobilität, Sozialquote. Der Erhalt der Alten Kinderklinik, der jüngst geklärt zu sein 
worden scheint, wurde als große Errungenschaft präsentiert. 
Darüber hinaus hat sich im Sachstand seit dem Forum im November 2013 bzw. B-Plan-Werkstatt Juli 2014 
quasi nichts Neues ergeben. Entsprechend deutlich war die Frustration der BIA NH4 zu spüren. (...) Insge-
samt wurden Konflikte zwar benannt, aber raffiniert umschifft. Es gab einzelne auf dem Podium, die damit 
offensiver umgegangen sind. (3A_05M, Persönliche Mitteilung, 27. Februar 2016) 
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Besonders die fehlende Konkretion und die bleibende Intransparenz der tatsächlichen Abwägungen 
werden von einigen Akteuren, wie hier von Karla Nannsen*, als unangemessen beschrieben:  

Auf der Internetseite steht zB auch: ‚Anschließend zeigt das Bauressort, wie im Rahmen einer fachlichen 
Abwägung den jeweiligen Gemengelagen begegnet wurde und welche Regelungen der B-Plan treffen soll‘. 
Diesen Teil gab es m.E. nicht. Wenn, dann jeweils nur sehr pauschal, der sonstigen Informiertheit der Be-
sucher nicht gerecht werdend. 
Grundsätzlich hätte ich das Format der Podiumsdiskussion gut gefunden, wenn über einzelne Punkte ganz 
konkret hätte diskutiert werden können, also über das, was vorher als Information geliefert wurde. 
(3A_02M, Persönliche Mitteilung, 14. März 2016) 

Dabei ist die angesprochene Informiertheit ein wesentlicher Aspekt. Denn die sowohl die Diskussio-
nen als auch die schriftlichen Stellungnahmen in den vorangegangenen Jahren waren sehr detailliert 
und von Sachverstand geprägt. Es erfolgte jedoch auf der Veranstaltung keine Klärung, wie in den 
einzelnen Punkten Abwägungen getroffen worden waren. 

Die sogenannte Wandzeitung machte deutlich, dass die Verwaltung letztlich noch keine Antworten auf die 
Stellungnahmen und Fragen gefunden hat. Verweise auf die Unterlagen, die der Depu im April vorgelegt 
werden (z.B. Mobilitätskonzept) oder grobe Kostenschätzungen für den Erhalt des Bettenhauses (ca. 20 
Mio Euro) ohne weitere Ausführungen helfen nicht weiter, um die Abwägung der Dissense transparent zu 
machen. Und erzeugen Frust und zum Teil auch Wut. (3A_05M, Persönliche Mitteilung, 27. Februar 2016) 

Der Konkretionsgrad der mündlichen Aussagen der Podiumsteilnehmer*innen zu den bestehenden 
Konflikten wurde von einer Teilnehmerin folgendermaßen zusammen gefasst: „Es gibt strittige 
Punkte, und wir werden weiter streiten“ (3A_02M, Persönliche Mitteilung, 14. März 2016). 

Ein Mitglied der BürgerInAktion verstand den Begriff der Übergabe in Bezug auf das Hulsberg –Po-
dium im Vorfeld zunächst als Übergabe an die Öffentlichkeit, die sich dann dazu noch einmal äußern 
könne. Und drückte die Befürchtung aus, es könne sich zeigen, dass der B-Plan ein „völlig entvisio-
niertes Papier“ sei. Die Vorstellung des weiteren Agierens für diesen Fall ist, dass die BürgerInAktion 
durch Stellungnahmen an Presse, Parteien und Deputierte sowie durch Gespräche versucht, noch 
Veränderungen oder eine Ablehnung in der Deputation zu erreichen. [INTERVIEW EA_07, 2016, 
Abs.182-192].“ 

Und so wird auch tatsächlich nach der symbolischen „Übergabe“ weiter geplant und interveniert. Es 
finden Treffen der BIA statt, der Beirat Östliche Vorstadt berät sich und das SUBV arbeitet weiter am 
Plan. Der Beirat bereitet seine Stellungnahme für die geplante Deputationssitzung vor. Jedoch liegt 
ihm in der öffentlichen Sitzung im April keine endgültige Fassung des Bebauungsplanes vor. Es bleibt 
auch lange unklar, ob bestimmte Aspekte in den B-Plan aufgenommen werden oder ob sie erst im 
städtebaulichen Vertrag festgelegt werden sollen, wie z.B. die Anrechnung von Baugruppen auf die 
Quote für geförderten Wohnungsbau.  

Dass es einen städtebaulichen Vertrag geben wird, wurde bereits früh bekannt gegeben, aber wie er 
erarbeitet werden würde, war Anfang 2016 auch unter den Verantwortlichen unklar.  

„Naja, wir haben ganz konkret ja noch immer neben dem Bebauungsplan ein Dokument in Arbeit, das 
nennt sich städtebaulicher Vertrag. Da sind wir momentan nicht so richtig, energisch unterwegs zu sagen, 
wie kommunizieren wir da eigentlich jetzt miteinander, wie öffentlich machen wir das, wie nicht. Das ist 
gerade so ein Loch. Also schon wieder eine ganz gefährliche Situation, (...) Und es muss weitergehen in der 
konkreten Ausgestaltung des Quartiers. (...) Das wird jetzt konkret, interessant wird es ja dann tatsächlich, 
wenn wir (...) wirklich Wohngrundstücke in ein Verkaufsverfahren bringen. Aber dafür müssen wir erstmal 
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überhaupt die Auslegung des Bebauungsplans überstehen. Insofern ist jetzt (..) in der Frage "Wie geht es 
weiter?" (..) für mich ein Nahziel [den] städtebaulichen Vertrag in einen kommunikativen Prozess [zu] brin-
gen. Und mittleres Ziel ist [die] Verständigung mit dem Bauresort darüber, wie wir jetzt in den weiteren 
Verfahrensschritten [vorgehen]. Welche Stationen wir da überhaupt haben und wie wir die in einen Betei-
ligungsprozess einordnen [INTERVIEW A3_09, 2016, Abs.190]“. 

So findet einerseits auf einer symbolischen Ebene die Bürgerbeteiligung zum Bebauungsplan für das 
Neue Hulsberg-Viertel im Februar einen Abschluss. Dieser Abschluss ist aber weder mit einem gefun-
denen Konsens gleichzusetzen noch mit von Seiten der Verwaltung abschließend getroffenen und 
begründeten Entscheidungen. So bleiben weiterhin viele Fragen offen, wie auch die Tagespresse 
kommentiert: „Längst zeichnet sich ab, dass mit dem Planwerk viele Fragen von Bürgern, potenziel-
len Investoren und anderen Beteiligten nicht beantwortet werden“ (Fischer, 2016, S. 11). 

Die offenen Fragen werden bis zur Beschlussfassung in der Baudeputation weiter verhandelt. Die 
Auslegung des Bebauungsplans wird letztlich am 19.Mai 2016 von der Baudeputation entschieden. 
Zwischen der symbolischen Übergabe des Bebauungsplans an die Baudeputation und der faktischen 
Übergabe vergehen fast drei Monate. In dieser Zeit wird noch über verschiedene Inhalte von Bebau-
ungsplan und städtebaulichem Vertrag verhandelt, wie z.B. die Tiefgaragen, die Quote für Baugrup-
pen oder die Vergaberichtlinien für die Grundstücke.  
Das hier betrachtete Hand-Off scheint einerseits eine klare Übergabe von Handlungshoheit und Pla-
nungsartefakten an die politischen Entscheidungsträger zu sein. Aber die Perspektive der BürgerInAk-
tion macht deutlich, dass die Rolle der Öffentlichkeit im vorausgegangenen Prozess ungeklärt war. 
Die Verwaltung ihrerseits muss bis zum letzten Moment die Aushandlungsprozesse im Planungsdoku-
ment abbilden. Und gerade diese letzten Verhandlungen unterscheiden sich wesentlich von den öf-
fentlichen Diskussionen des Beteiligungsverfahrens.  

7.1.3 Die Black Box der Vorentscheider-Gruppen 

Filterung am Beispiel der Verhandlungen vor den Deputationsbeschlüssen  
(2016 und 2018) 

In den öffentlichen Foren, wurde immer wieder die Transparenz des Verfahrens unterstrichen. Es 
wurde auch benannt, dass viele teils konträre Anforderungen an das Projekt bestehen. Die an den 
Foren teilnehmenden Bürger*innen zeigen in Kommentaren und Aussagen in den Interviews, dass 
Sie stark davon ausgehen, dass hinter den Kulissen um einzelne Planungsziele hart gerungen wird. In 
den Deputationssitzungen wurde es offensichtlich, dass vor den Sitzungen Gesprächen innerhalb und 
zwischen den Fraktionen stattgefunden hatten, so dass in den Gremiensitzungen eine zügige Abstim-
mung erfolgen konnte. Diese Aushandlungsprozesse bleiben für die Öffentlichkeit eine Black Box, die 
zu Spekulationen verleitet. 

In der Politikforschung werden derartige informelle Gremien als Vorentscheider-Gruppen bezeichnet 
(Bogumil, 2002; Kühn et al., 2010; Naßmacher & Naßmacher, 2007). "Beschluss- und Verwaltungsvor-
lagen (werden) nicht direkt in das formale Entscheidungssystem der Stadträte oder Fachausschüsse 
eingereicht; eine Vorentscheider-Gruppe berät und entscheidet die Vorlagen in ihren Grundzügen im 
Vorhinein" (Kühn et al., 2010, S. 23). 
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Unmittelbar vor der politischen Entscheidungsfindung handeln also starke Akteure noch wesentliche 
Weichenstellungen aus. Diese Gruppen von relevanten Stakeholdern sind in der Praxis von Verwal-
tung und Politik eine Selbstverständlichkeit. Sie dienen auch dazu, geschützt vor der Öffentlichkeit 
Kompromisse zu finden und mehrheitsfähige Beschlussvorlagen zu ermöglichen.  

Dies kann in informellen kleinen Runden von Stakeholdern aus Verwaltung, Politik, Verbänden oder 
Wirtschaft geschehen, die sich Anlass bezogen treffen. Dies kann unter den, zu Abstimmungsgesprä-
chen in die Verwaltung eingeladenen, Stakeholdern geschehen (Lokalpolitik, Wirtschaft, Verbände). 
Oder es kann sich um Abstimmungsgespräche der Politikspitzen handeln. Diese Art von Gesprächen 
ist für die Öffentlichkeit nicht sichtbar. Die Akteure mögen zwar legitime oder auch Gemeinwohl ori-
entierte Interessen vertreten, aber sie sind nicht Teil eines konstituierten Beschlussgremiums und 
auch nicht zwingend durch fachliche Expertise legitimiert. 

Eine transparentere Ausprägung dieses Phänomens findet sich in der Einrichtung von Projektbeirä-
ten. Diese versuchen, die wesentlichen Interessensvertreter in einen Abstimmungsprozess einzube-
ziehen. Die Zusammenstellung von Beiräten erfolgt zwar auch nicht durch demokratische Wahlproze-
dere, aber die Besetzung ist zumindest transparent. Insbesondere bei kontroversen und langfristigen 
politischen Richtungsentscheidungen wird so auch versucht einen tragfähigen politischen Konsens 
herzustellen. In Bremen zum Beispiel hatte der Projektbeirat bei der Entwicklung der Verkehrsent-
wicklungsplans (SUBV, 2014, S. 9) eine zentrale Rolle, um Interessen auszugleichen und einen Kon-
sens herzustellen, der eine tragfähige Implementation des Plans ermöglichen sollte.  

Im Falle des Hulsberg-Viertels gab es keinen solchen Projektbeirat. Dennoch gab es mehrere Vorent-
scheider-Gruppen, die sich kontinuierlich abgestimmt haben, sowie punktuelle Vorentscheider-Ge-
spräche vor relevanten politischen Entscheidungen.  

Das Gremium, in dem über die Gestaltung der Beteiligungsveranstaltungen entschieden wurde, war 
der sogenannte Vorbereitungskreis (vgl. Kapitel 6). Dieser bestand aus Mitarbeiter*innen der Stadt-
planungsabteilung des SUBV, Senatsbaudirektion, GEG, Hamburg Team, Ortsamtsleitung, BIA, Mode-
ratoren und externen Beratern. Die Zusammensetzung dieser Gruppe war nicht geheim, aber den-
noch nicht für die Öffentlichkeit ersichtlich (z.B. auf einer Website abrufbar oder in Dokumenten 
nachlesbar), sondern nur durch Nachfrage bei Planungsverantwortlichen in Erfahrung zu bringen.  

Die kontinuierlichste informelle Arbeitsgruppe war der sogenannte Jour fixe beim SUBV, der regel-
mäßig zur Abstimmung und Aushandlung von Planungsentscheidungen stattfand. An ihr waren im-
mer Vertreter*innen der Stadtplanungsabteilung des SUBV und der GEG beteiligt. Häufig auch der 
„service developer“ der GEG, HAMBURG TEAM. Immer wieder waren auch die Ortsamtsleitung oder 
Vertreter*innen von Fachabteilungen des SUBV (wie Verkehrsplanung oder Grünordnung) dabei. In 
diesem Kreis fand das „operative Geschäft“ statt [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.152-153]. Schon seit 
der ersten Überarbeitungsphase wurden hier Zielkonflikte der Planung verhandelt und flossen in die 
Überarbeitung ein (vgl. Kapitel 6).  

Diese beiden Gruppen haben den gesamten Prozess begleitet. Es gab jedoch andere markante Inter-
ventionen, die eher punktueller Natur waren. Vor den entscheidenden Beschlussfassungen in der 
Baudeputation gab es intensive Gespräche in den Fraktionen oder zwischen einzelnen Senator*in-
nen.  
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Dies führte zum Beispiel dazu, dass die Beschlussvorlage im Mai 2016 in der Deputationssitzung vor-
sieht, dass die Quote für geförderten Wohnungsbau von 25% auf 30% angehoben wird und dass die 
an Baugruppen zu vergebenden Grundstücke (20%) nicht auf diese Quote angerechnet werden dür-
fen, obwohl diese Anrechnung zu diesem Zeitpunkt noch der Beschlussfassung des Senats aus 2012 
entsprochen hätte (SUBV, 2018c, S. 184–185). Dies war zuvor eine bekannte Forderung aus dem Be-
teiligungsprozess und bildete die Position des Ortsbeirates ab. Es gab jedoch weder auf der vorausge-
henden öffentlichen Veranstaltung (26.02.2016) noch in der Beiratssitzung (12.04.2016) eine dahin-
gehende Zusage. Vielmehr war bis dahin der öffentliche Tenor stets gewesen, dass dies noch nicht 
mit dem Bebauungsplan festgelegt werden würde. Hier fanden offensichtlich Verhandlungen hinter 
den Kulissen statt. Über diese Verhandlungen gibt es jedoch keinerlei schriftliche Dokumentation. 

Ähnliches fand in den folgenden beiden Jahren in der Aushandlung über den Städtebaulichen Vertrag 
statt. Der Vertrag wurde zusammen mit dem Beschluss zum Inkrafttreten des Bebauungsplans (2018) 
von der Baudeputation bestätigt. Die Grundzüge des Vertragsentwurfes wurden vom SUBV in einer 
öffentlichen Veranstaltung im Juni 2017 vorgestellt. Hier klang an, dass es harte Verhandlungen 
gäbe. Der zentrale Konflikt wird umrissen: Die finanziellen Schwierigkeiten des Klinikums stehen den 
städtebaulichen und sozialen und ökologischen Zielen der Planung gegenüber, so dass dies auch ein 
Konflikt innerhalb der Regierungskoalition ist.  

Auf der Projektwebsite beschreiben SUBV und GEG die Situation. Dabei nimmt das SUBV für sich in 
Anspruch, die Vorgaben des Parlaments und der Bürgerbeteiligung gegenüber den ökonomischen 
Interessen der GeNo, als Grundstücksverkäuferin, zu vertreten. Die GEG beschreibt sich dabei selbst 
"als Ausrichter des Beteiligungsprozesses, Zwischenerwerber und schließlich Weiterverkäufer der 
Grundstücke" mit ihrer Aufgabe für den "Interessenausgleich zwischen baulicher Qualität und ökono-
mischen Möglichkeiten" einzutreten und somit „schizophren dazwischen“ stehend (SUBV, 2017).  

Die komplexe Gemengelage von Interessen und Akteuren erläutert ein Interviewpartner im Exper-
teninterview bereits 2016 detaillierter: 

Ich würde gerne noch einen Satz [sagen] (..) zu der Unterscheidung zwischen Parlament und Regierung. Es 
ist für mich in diesen ganzen Projekten ein ganz interessanter Einblick  (...), was es bedeutet, dass man ge-
nau diese Gewaltentrennung hat. Weil man merkt, dass die Abgeordneten einer Regierungskoalition in 
ganz oft und ganz deutlich abweichen in ihren Sichtweisen von dem, was eine Regierung selber an Zielen 
verfolgt. (...) Die Personen und auch die Fraktionen. Also wirklich das, was eine Regierungsfraktion im Par-
lament möglicherweise als Meinungsbild sich erarbeitet, stimmt nicht überein mit dem, was der fachlich 
zuständige Senator in seinem Regierungskollegium als Linie ausgerufen hat. Der Bausenator wird, glaube 
ich, in manchen Fragen es nicht leicht haben, bestimmte Ziele und Inhalte der Projektentwicklung beim 
Neuen Hulsberg-Viertel durchzusetzen gegenüber den Fraktionen der Regierungsparteien. In Bremen sind 
das SPD und Grüne. Und der grüne Bausenator wird, glaube ich, da teilweise auch auf Widerstand stoßen. 
Und das geht soweit (..), dass innerhalb der Regierung bei meinem Projekt ja auch unterschiedliche Ziel-
setzungen verfolgt werden, wonach nämlich das Gesundheitsressort eine Maximierung der Verkaufserlöse 
im Fokus hat. Das Bauressort, das versteht, aber fachlich eben auch bestimmte Fragen der Stadtentwick-
lung und Nachhaltigkeit von Stadtentwicklung auf Kosten von Erlösen verfolgt. Und das Finanzressort [ver-
sucht] wiederum so ein bisschen als die Mutter des Ganzen, zwischen den Beiden einen Ausgleich zu fin-
den, aber selber nicht ganz so weiß, wo denn die Betonung und Prononcierung tatsächlich nun liegen soll. 
Ist das jetzt eine städtebauliche Frage, die wir uns leisten? Ist das eine städtebauliche Frage, die ökono-
misch in Wirklichkeit langfristig sinnvoll ist? Oder sind wir auf kurzfristige erlösmaximierende Effekte ori-

199

7 Erleben und Gestalten von Hand-Offs



entiert und treffen daher Entscheidungen, die langfristig vielleicht sich dann nicht ganz so rechnen, volks-
wirtschaftlich wir sie aber jetzt in dem Moment heraus in Kauf nehmen. [INTERVIEW EA_06, 2016, Abs.43-
47]   

So lässt sich aus der Forschungsperspektive rekonstruieren, wer hier verhandelt. Bürger*innen, die 
an allen öffentlichen Veranstaltungen teilnehmen, können sich den zugrunde liegenden Konflikt mit 
den wesentlichen Interessen durchaus erschließen. Für die Öffentlichkeit, die sich aus Tagespresse 
oder auf der Projektwebsite informiert, werden lediglich der Zielkonflikt sowie einige Akteure sicht-
bar. Welche Positionen genau die einzelnen Akteure in den konkreten Verhandlungen vertreten, ist 
hingegen nur politischen Insidern zugänglich. 

Die Transparenz war aus Sicht der Öffentlichkeit auch dadurch eingeschränkt, dass die Informationen 
auf der Projektwebsite zunehmend karger wurden (vgl. auch Selle, 2018, S. 285).Die Öffentlichkeit 
wurde im Februar 2016 darüber informiert, wie der Bebauungsplan aussehen soll. Im Juni 2016 lag 
schließlich der Bebauungsplan aus. Erste Informationen über die Grundzüge des städtebaulichen Ver-
trags können Interessierte ein Jahr später, im Juni 2017, in einer öffentlichen Veranstaltung sowie 
aus Tagespresse und Projektwebsite erfahren (Holthaus, 2017; SUBV, 2017). Ein weiteres Jahr später 
unterzeichneten Vertreter der Baubehörde (SUBV), des Klinikverbundes Gesundheit Nord (GeNo) 
und der städtischen Grundstücksgesellschaft (GEG) den städtebaulichen Vertrag (Theiner, 2018b). In 
diesen gut zwei Jahren ist der Prozess der Entwicklung des Städtebaulichen Vertrages für die Öffent-
lichkeit eine Black Box. Der Städtebauliche Vertrag regelt jedoch den Zuschnitt und die Vergabekon-
ditionen der Grundstücke, Grundlagen für die Preisermittlung, die Lage der Grundstücke für geför-
derten Wohnungsbau und Baugemeinschaften. Diese Konkretisierungen sind nach dem im Mai 2018 
bereits seit sieben Jahren andauernden Planungsprozess letztlich die Aspekte, die aus Sicht von zu-
künftigen Quartiersbewohner*innen, darüber entscheiden, ob das Quartier für sie tatsächlich zum 
Wohnen in Frage kommen kann. Er entscheidet auch über die für Anwohner wesentlichen Fragen, 
wie das Mobilitätsmanagement und die Unterhaltung der Grünräume gestaltet werden. Das heißt, 
viele abstrakte Bemühungen um die Planungsziele werden hierdurch erst konkret.  

So sehr also der Aushandlungsprozess hinter den Kulissen für die involvierten Akteure eine notwen-
dige Selbstverständlichkeit scheint, so sehr verschwindet der Prozess hier für die Öffentlichkeit in ei-
ner Black Box. Dies wirft die Frage auf, welche Alternativen es zu diesen Verhandlungen im Hinter-
grund gibt. Inwieweit können Planungsprozesse dem normativen Ziel der Transparenz in solchen 
Phasen überhaupt gerecht werden? Die hier agierenden informellen Gruppen bestehen zum Teil aus 
demokratisch legitimierten Personen, andere Personen haben durch Eigentum legitimierte Interes-
sen. Wie ist eine Einbindung in den öffentlichen Diskurs um die Planungsinhalte hier überhaupt mög-
lich?  

 

7.2 Gestaltung von Hand-Offs 

In der Betrachtung der drei Hand-Off Sequenzen zeigt sich, dass diese ganz verschiedene Charakteris-
tika haben: Je nach Perspektive und zeitlicher Eingrenzung erscheinen sie als markante, symbolisch 
inszenierte Übergaben; als unklare Hängepartien oder auch als eine temporäres Verschwinden der 
Planungsaktivitäten in einer Black Box.  
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Und ein weiteres Mal zeigt sich, dass die Dinge aus der Ferne manchmal klarer erscheinen, als aus 
der Nähe. Die Komplexität der geschilderten Sequenzen tritt erst im Detail zutage. In der Außendar-
stellung von Planungsprozessen erscheinen solche Moment oft so, als seien sie eindeutig strukturie-
rende Elemente eines Planungsprozesses. Dies trifft jedoch nur bei einem sehr schematisierenden 
Blick zu. Dieser rührt aus den Strukturen der routinierten Prozesslogiken. Aber er entspricht, trotz 
eines Verständnisses der Abläufe, nicht der Binnenwahrnehmung von Akteuren.  

Nichtdestotrotz erscheint das sichtbar machen von Planungsphasen im Sinne einer Transparenz und 
Vorstellbarkeit von Planungsprozessen ein sinnvoller Ansatz der Gestaltung. Auch gerade weil sich so 
Anlässe für ein Resümieren der Inhalte und der Prozessgestaltung bieten.  

Im Fall des Planungsprozesses für das Neue Hulsberg-Viertel haben die Verantwortlichen in SUBV 
und GEG durchaus viel Mühe aufgewendet, um die Kommunikation um die Planungsinhalte konstruk-
tiv und transparent zu gestalten. Insbesondere in der ersten Phase vor dem Gutachterverfahren, war 
die Gestaltung der öffentlichen Veranstaltungen auf eine Verknüpfung von Information, Konsultation 
und Lernen ausgerichtet. Die späteren „Spezialveranstaltungen“ erreichten durch eine sorgfältige 
Aufbereitung der Themen eine Qualifizierung der Beteiligten. Dennoch zeigt sich, dass am Ende des 
Prozesses viele dieser Mühen verpufft sind und letztlich bei nahezu allen Beteiligten eine gewisse Un-
zufriedenheit zurück bleibt, die nicht aus den inhaltlichen Differenzen herrührt. 

Die vorausgegangenen Schilderungen der Akteursperspektiven auf den Planungsprozess insgesamt 
und insbesondere auf die beschriebenen Hand-Offs (vgl. 7.1 und Kapitel 5) zeigen, dass die Gestal-
tung der öffentlichen Veranstaltungen nur ein kleiner Teil der Prozessgestaltung ist. Die bereits in der 
Struktur des Prozesses angelegten Hand-Offs bewirken, dass die Gestaltung des Plans bzw. die Dis-
kussion um dessen Inhalte jeweils einem Teil der Akteure entzogen ist. Im Moment der Hand-Offs 
selber findet jedoch eine intensive Interaktion der Akteure statt.  

Wie können bei der Gestaltung der Kommunikation rund um diese Hand-Offs die jeweiligen Perspek-
tiven der Akteure besser berücksichtigt werden?  

Belastbare Strukturen schaffen 
Das Neue Hulsberg-Viertel wird von Seiten der Koordinator*innen bei Verwaltung und GEG mit gro-
ßem Engagement getragen. Dennoch treffen die nur bedingt planbaren Ereignisse wie personelle 
Wechsel und Wahlen den Prozess empfindlich. Die öffentlichen Veranstaltungen werden durch ein 
wenig greifbares Gremium, den Vorbereitungskreis (vgl. Abschnitt 6.3), koordiniert.   

Obwohl das Neue Hulsberg-Viertel als Modellprojekt konzipiert ist, ist es innerhalb der Verwaltung 
nur gering personell ausgestattet. Die Planer*innen, die das Projekt in den Öffentlichen Veranstaltun-
gen repräsentieren, müssen im Nachhinein die Ergebnisse dieser Diskussionsprozesse in den Fachab-
teilungen vermitteln. Das heißt die verwaltungsinternen Abläufe zwischen den Fachabteilungen sind 
mit der Kommunikation in der Öffentlichkeit wenig koordiniert.  

Das SUBV hat für dieses Modellprojekt einen externen Berater hinzugezogen, jedoch keinen kontinu-
ierlich arbeitenden Projektbeirat eingerichtet. Ein Beirat hätte wahrscheinlich die kritischen Phasen 
des Prozesses eher strukturieren können (z.B. während der personellen Wechsel) und auch den in 
den Foren nicht sichtbaren Akteuren eine definierte Rolle gegeben. Es wäre eine größere Sichtbarkeit 
entstanden durch dessen öffentlich bekannte Besetzung. Darüber hinaus wären die Mitglieder dieses 
Beirates Multiplikatoren in ihre jeweiligen Akteurskontexte hinein gewesen. Dies hätte wiederum 
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mehr Transparenz bedeutet. Wahrscheinlich wäre es auch eher möglich gewesen, die Struktur des 
Prozesses noch klarer zu gestalten bzw. die unerwarteten Ereignisse in die Öffentlichkeit hinein zu 
kommunizieren. 

Es bleibt die Frage nach Rolle der Bürger*innen in solch einem Gremium. Wie wären die im Beirat 
vertretenen Personen bestimmt worden? Denn von Seiten der Verwaltung bestand in der Frage der 
Repräsentativität, zumindest am Ende des Prozesses, Bedenken gegenüber den entstandenen Initia-
tiven. Die engagierten Bürger*innen wiederum zögerten z.B auch beim Engagement im informelleren 
Vorbereitungskreis, weil es angesichts der informellen Strukturen der Initiativen keinen Weg gab, ein 
Mandat durch Bürger*innen zu erhalten. Ein anderer Zweifel bestand darin, dass sie möglicherweise 
vereinnahmt werden könnte, um nach außen hin eine umfassende Beteiligung darzustellen – unab-
hängig von deren tatsächlicher Qualität. Hier kommen wieder Fragen der Legitimität ins Spiel. Diese 
Fragen müssten bei der Besetzung eines Beirats geklärt werden. Letztlich wäre aber durch eine früh-
zeitige Klärung wahrscheinlich der „Vertrauensbruch“ im März 2015 vermeidbar gewesen. 

Last not least wird allerdings aus den Beschreibungen der Hand-Offs auch deutlich, wie häufig uner-
wartete Ereignisse eine Eigendynamik entfalten und die intendierte Prozessgestaltung unterminie-
ren. Diese Ereignisse werden zu nicht-menschlichen Akteuren, die den Prozess stark prägen, wie z.B. 
Wahlen, personelle Wechsel, die Immobilienmarktentwicklung, die Bremer Haushaltlage, das wirt-
schaftliche Debakel des Klinikums. Es ist zu fragen, ob diese allein durch mehr Struktur aufzufangen 
wären oder ob nicht in manchen Fällen ein offensiv flexibler Umgang mit ihnen angemessen sein 
könnte. 

Transparenz ermöglichen 
Eine kontinuierliche Transparenz ist eng verknüpft mit dem Thema der Struktur. Denn wenn ein Pla-
nungsprozess eine stabile Struktur hat, können darin auch Klärungen zum Thema der Transparenz 
stattfinden. Sie hängen dann nicht mehr unmittelbar von den Kapazitäten der einzelnen Personen ab. 
Auch die Kommunikation konflikthafter Themen könnte durch Thematisierung in einem Beirat ver-
einbart werden.  

In allen der hier geschilderten Hand-Offs spielt die Transparenz eine große Rolle. In der ersten Phase 
der Planung war ein hohes Maß an Transparenz schon allein durch die zahlreichen öffentlichen Ver-
anstaltungen sowie durch die Projektwebsite gewährleistet. In den Momenten, in denen der Prozess 
aber in unsichere Fahrwässer geriet, ließ auch diese Transparenz nach. Wenn jedoch während der 
Phase der „Beteiligungslücke“ oder vor der „Übergabe“ eine transparentere Kommunikation des Ge-
schehens in Verwaltung und Politik stattgefunden hätte, wären vielleicht einige Enttäuschungen im 
Prozess vermeidbar gewesen.  

Dies erfordert allerdings die Bereitschaft der Prozesskoordination, auch konflikthafte oder ungelöste 
Situationen in die Öffentlichkeit zu kommunizieren. So wird sich immer die Frage stellen, was sich 
tatsächlich nach außen kommunizieren lässt. Ein Beteiligungsprozess ist eine Herausforderung für die 
Verwaltung, da die interne und die externe Kommunikation gleichzeitig stattfinden müssen. Dabei ist 
gibt es in den Verwaltungen meist das Bestreben, nach außen Einigkeit zu signalisieren und somit 
auch keine klare Abgrenzung der divergierenden Positionen (intern und extern) vorzunehmen. Dies 
und die Schwierigkeit, ein von politischen Machtkämpfen geprägtes Aushandlungsszenario tatsäch-
lich offenzulegen, stehen häufig der Transparenz im Weg. 
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Sachkompetenzen wertschätzen 
Im Planungsprozess für das Neue Hulsberg-Viertel war es den Prozesskoordinator*innen ein wesent-
liches Anliegen, die öffentliche Diskussion um die Planungsziele auf einem sehr informierten Niveau 
führen zu können. Daher waren sowohl die erste Serie der Foren als auch die späteren Spezialveran-
staltungen auch auf die Qualifizierung des Diskurses ausgerichtet. Das heißt in den Veranstaltungen 
waren Informationen nicht nur zum Sachstand enthalten, sondern es wurden auch fachliche Hinter-
gründe verständlich gemacht. Diese Strategie beurteilten Prozessverantwortliche in 2013 als positive 
Wirkung der Beteiligung:  

Das was die Bürgerinnen und Bürger in den Foren erarbeitet haben, das ist - nach meinem Eindruck -  an 
keinem Punkt ein naives Wunschkonzert gewesen, sondern das ganz solide Handwerk und das ganz 
schlichte Einmaleins moderner Stadtplanung. Die Bürgerinnen und Bürger haben keine Forderung - im 
Großen und Ganzen zumindest - aufgerufen, zu der ein Stadtplaner oder eine Stadtplanerin heute sagen 
würde: ‚So macht man das aber nicht mehr, das ist neunziger Jahre Style.’ (…) Meinungsbildung in so ei-
nem Beteiligungsprozess führt jetzt nicht unbedingt zu einem Chaos. In dem Moment, wo man sehr ernst-
haft und konzentriert diesen Beteiligungsprozess durchführt. Das war vielleicht auch das Gute, dass wir in 
diesen Informationsinputs und in den Debatten und vorbereitenden Foren einfach die Bürger_innen offen-
sichtlich gut qualifiziert haben. [INTERVIEW 2A_02, 2013, Abs. 23-24] 

Das heißt, die Bürger*innen sollten durch Beteiligung auch qualifiziert werden. Wenn dies erreicht 
ist, hat dies aber Nebenwirkungen: Die nun qualifizierten Bürger*innen erwarten einen fachlichen 
Diskurs, der die Inhalte von Abwägungen und Aushandlungen zwischen Planer*innen, Politik und 
Projektentwicklern, detailliert offen legt und sich einer Diskussion stellt. 

Die an den öffentlichen Veranstaltungen beteiligten Personen wirkten bereits zu Beginn des Prozes-
ses sehr informiert in Fragen nachhaltiger Stadtentwicklung. Und durch die im Laufe des Prozesses 
geleistete Qualifizierungsarbeit wurden nun weitere Erwartungen an das Niveau des Diskurses ge-
weckt. Diese Erwartung wurde jedoch im weiteren Prozess enttäuscht. Bei der Gestaltung der Hand-
Offs im späteren Prozess, insbesondere im Vorfeld der „Übergabe“ im Februar 2016, wurde dieser 
Effekt jedoch wenig berücksichtigt. Stattdessen wurden in den öffentlichen Foren relativ allgemein 
gehaltene Ergebnisse der Planungsentscheidungen berichtet. Eine Zielrichtung für die Gestaltung ei-
nes Planungsprozesses könnte stattdessen eine höhere Wertschätzung des erworbenen Wissens der 
Bürger*innen sein. So könnten am Ende des Prozesses Diskurse, die nachträglich die Legitimität der 
Initiativen aus der Zivilgesellschaft in Zweifel ziehen, vermieden werden (vgl. auch Artikel 4: Wolff, 
2020b). Das Schlagwort vom „Dialog auf Augenhöhe“ mit den kompetenten Bürger*innen könnte mit 
Leben gefüllt werden und gleichzeitig könnten die Planer*innen durch die gezielte Erläuterung zu 
den Abwägungsprozessen ihre professionellen Kompetenzen sichtbarer machen. Dabei ist keine in-
haltliche Konsensfindung zu erwarten, aber dennoch eine andere Qualität der Interaktion. 

Eine weitere Nebenwirkung der Qualifizierung ist jedoch, dass der Prozess weniger offen wird, da die 
Komplexität der Diskussionen für neu Hinzukommende eine Hürde darstellt. Die Öffnung eines Pla-
nungsprozesses für neue, nicht so sehr in die Sachfragen involvierte Akteure, bleibt daher als weitere 
Gestaltungsaufgabe bestehen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Hand-Offs nicht immer kalkulierbare Momente eines Pla-
nungsprozesses sind und dass es schlicht erforderlich zu sein scheint, dies offenzulegen; und sei es 
durch eine Contenance, die es erlaubt, die jeweiligen Ereignisse und Herausforderungen zum Teil des 
offiziellen Narratives werden zu lassen.  
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 Fazit und Ausblick 
In den vorausgegangenen Kapiteln wurden Aushandlungsprozesse und Diskurse der unterschiedli-
chen Kollektive im Planungsprozess diskutiert. Dabei wurde nicht nur die Divergenz der Perspektiven 
deutlich, sondern auch die verbindenden Aspekte der Planungskultur, wie z.B. gemeinsame Standar-
disierungen der Kommunikation, Identifikation, Lernen oder schlicht die Vertrautheit mit der Diffe-
renz.  

Im Folgenden wird die Auswertung der empirischen Untersuchung noch einmal im Bezug zum entwi-
ckelten Planungskulturmodell diskutiert (8.1). Im zweiten Abschnitt (8.2) werden die Möglichkeiten 
der Übertragbarkeit der erprobten Ansäte und Methoden für die Planungskulturforschung erörtert. 
Im dritten und abschließenden Abschnitt (8.3) werden die Ergebnisse im Hinblick auf Möglichkeiten 
und Wege der Gestaltung von Planungsprozessen diskutiert.  

8.1 Ein polykollektives Planungskulturmodell  

Ein Ziel dieser Arbeit war es, die Akteursperspektiven in Planungsprozessen zu untersuchen. Die Per-
spektiven der Akteure können dabei nicht hinreichend durch formale Rollen oder Interessen erklärt 
werden. Es wurde davon ausgegangen, dass die Handlungskulturen der Akteure ihre Perspektive auf 
einen Planungsprozess prägen.  

Aus den ersten im Planungsprozess gemachten Beobachtungen sowie der Auseinandersetzung mit 
dem Diskurs um Planungskultur konnte in dieser Arbeit ein analytischer Ansatz der Planungskultur 
entwickelt werden. Dabei fand eine Abgrenzung zu Planungskulturverständnissen statt, die räumlich 
in einer Stadt, einer Region oder einem Land verortet werden (Hohn & Reimer, 2014; Knieling & 
Othengrafen, 2009; Levin-Keitel, 2016; Othengrafen, 2012; Reimer, 2012; Sanyal, 2005; Sondermann, 
2017) oder sich in Abgrenzung zu Planungssystemen definieren (Reimer et al., 2014).  

Dabei sind die Akteure natürlich verhaftet in ortsüblich etablierten Handlungsmustern oder Regelun-
gen. Darüber hinaus sind sie aber auch in raumübergreifende Diskurse eingebunden, wie Nachhaltig-
keit, Klimawandel, Verkehrswende, soziale Gerechtigkeit, Innenentwicklung der Städte, Bedarf an ge-
fördertem Wohnungsbau – um nur einige der prominenten Planungsdiskurse zu benennen. Gleich-
zeitig sind die Akteure berufsspezifischen Kulturen verhaftet (Architekt*innen, Stadtplaner*innen, 
Verkehrsplaner*innen, Landschaftsplaner*innen, Jurist*innen, Immobilienentwickler*innen, etc.). 
Und auch die zivilgesellschaftlichen Initiativen sind in aktuelle Kulturen bürgerschaftlichen Engage-
ments oder Protests eingebettet. Diese kulturellen Bindungen wirken in jeden konkreten Planungs-
prozess hinein.  

Die Planungskultur, die aus der Interaktion innerhalb eines Planungsprozesses entsteht, ist also nicht 
im räumlichen Container enthalten, sondern wird von den konkreten Akteuren und den Bedingthei-
ten des Planungsprozesses sowie den im Prozess relevanten Diskursen geprägt. Auch neuere Arbei-
ten mit stärker raumgebundenen Ansätzen zur Planungskultur schreiben der unmittelbaren Interak-
tion der Akteure eine zentrale Rolle zu. So spricht Martin Sondermann von den „Kulturen des Mitei-
nander“, die zwischen Akteuren der kooperativen Stadtgrünentwicklung entstanden sind 
(Sondermann, 2017). Auch Meike Levin-Keitel bezieht sich auf das lokal entwickelte „Prozess-Para-
digma“, welches wesentliche Charakteristika einer lokalen Planungsaufgabe charakterisiere (Levin-
Keitel, 2016).  
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Im hier entwickelten Modell wurden die zwischen den Akteuren etablierten Gemeinsamkeiten inner-
halb einer Kultur nicht als homogenisierend verstanden. Stattdessen fand eine Öffnung des Kultur-
verständnisses für die heterogene Komplexität von Kulturen, die durch unterschiedliche Akteure ge-
prägt werden, statt. Es entsteht ein auf Polykollektivität basierender Kulturbegriff.  

Durch die Integration vielfältiger Akteurskulturen und den Fokus auf die Interaktion entsteht so ein 
Kulturbegriff, der sich konstruktivistischen Forschungszugängen verbunden sieht. In diesem Sinne ist 
auch die aktive Gestaltung der Kultur durch die Akteure ein immanenter Bestandteil. Kultur ist nicht, 
wie im Akteurzentrierten Institutionalismus beschrieben, ein statisch deterministischer Zugang zu 
den Interaktionen der Akteure (vgl. Abschnitt 2.3). Vielmehr sind gerade einige der spieltheoreti-
schen Überlegungen des Akteurzentrierten Institutionalismus für die Planungskultur relevant. Die 
strategischen Vorgehensweisen und die kontextabhängige Aktivierung der Kollektivzugehörigkeit, 
sind Aspekte die die Planungskultur eines Planungsprojekts wesentlich prägen. 

Aus der Beobachtung der Interaktion wurde im Laufe der Untersuchung des Planungsprozesses deut-
lich, dass neben den inhaltlichen und prozessbezogenen Diskursen auch die Dynamik in den Macht-
konstellationen und die Konstruktionen von Legitimität eine entscheidende Rolle für die Planungskul-
tur spielten. Diese Aspekte schärften den entwickelten Begriff von Planungskultur weiter und be-
leuchten so einen wenig beschriebenen Aspekt der Analyse von Planungskultur. 

Auf Grundlage der formulierten theoretischen Annahmen (vgl. auch Wolff, 2016b in Abschnitt 2.4) 
und den empirischen Beobachtungen aus der Fallstudie konnten schließlich mehrere Schlüsselas-
pekte der Planungskultur identifiziert werden: 

1. Kollektive (Akteure mit den Standardisierungen ihrer spezifischen Kultur) 
2. Arenen (Kommunikationsformate mit ihren Standardisierungen) 
3. Diskurse zu Planungsinhalten und Prozessgestaltung (Etablierung gemeinsamer und akteurs-

spezifischer Diskurslinien) 
4. Dynamische Machtkonstellationen (Akteurskonstellation und Aushandlungsprozesse) 
5. Legitimitätskonstruktionen (Akteurskonstellation und Aushandlungsprozesse) 
6. Hand-Offs (als Kondensationspunkte für die Sichtbarkeit von Akteursperspektiven und Hand-

lungskulturen der Kollektive) 

Anhand dieser Schlüsselaspekte wurde in dieser Arbeit die Planungskultur des Neuen Hulsberg-Vier-
tels untersucht und dargestellt.  

Das entwickelte Modell und die in der Fallstudie gemachten Beobachtungen werden im Folgenden 
entlang der Forschungsfragen zusammengefasst: 

A. Welche unterschiedlichen Perspektiven bringen Akteure in städtebauliche Planungsprozesse ein? 
B. Wie entsteht trotz der unterschiedlichen Akteursperspektiven eine gemeinsame Planungskultur?  

Aus der empirischen Anwendung des hier entwickelten Modells heraus wurde nachgezeichnet, wie 
die Planungskultur in der Interaktion gebildet wird. Dabei wurde sichtbar, wie zahlreiche gemein-
same Standardisierungen entstehen. Die Akteure bleiben zwar in ihren kulturellen Bezugssystemen 
verhaftet, entwickeln jedoch eine Vertrautheit mit der Differenz. So entstehen geteilte und diver-
gente Narrative zu Planungsinhalten und zum Prozess.  
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Abb. 16: Modell einer polykollektiven Planungskultur 

Die Interaktion findet in verschiedenen Arenen statt und impliziert u.a. die Diskurse zu Planungsin-
halten und zur Prozessgestaltung; die dynamischen Machtbeziehungen und die Aushandlung von Le-
gitimität. Die unterschiedlichen Akteure treten entsprechend ihrer spezifischen Kulturen in die Inter-
aktion ein. Sie begegnen einander in verschiedenen Arenen, in denen jeweils bestimmte Arten der 
Entscheidungsfindung und Formen der Machtbeziehungen etabliert sind. Nicht alle Akteure teilen 
gemeinsame Arenen. Die in Abbildung 16 dargestellten Arenen haben unterschiedliche Qualitäten: 
A 1 zeigt eine nicht öffentliche Arena, in die nur wenige Akteure integriert sind (z. B. ein Organisati-
onskomitee); A 2 zeigt eine Arena, die öffentlich ist und vollständig in den Planungsprozess integriert 
ist (z. B. Versammlungen und Workshops zur Beteiligung der Öffentlichkeit); A 3 zeigt Arenen, deren 
Regeln durch externe Standardisierungen definiert sind (z. B. politische Gremien oder Immobilien-
messen). 

Die Planungskultur des Neuen Hulsberg-Viertels konnte anhand der Schlüsselaspekte charakterisiert 
werden. Die Kollektive wurden identifiziert und die Akteurskulturen herausgearbeitet (vgl. Abschnitt 
6.2). Dabei fällt auf, dass die Akteure zwar vielfältig, aber auch in den Haltungen zu Planungszielen 
und Prozessgestaltung relativ nahe beieinander sind. Gleichzeitig besteht ein große Verschränkung 
der Interaktionen, so dass viele Akteure, trotz einiger „Black Boxes“, relativ transparent füreinander 
sind.  
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Während des Prozesses schufen die Akteure eine gemeinsame Grundlage für Kommunikationsmuster 
in den verschiedenen Formen der Interaktion in öffentlichen Versammlungen und Sitzungen der poli-
tischen Gremien. Sie entwickelten ein Verständnis für die relevanten Planungsfragen und stellten ein 
gegenseitiges Verständnis für die übereinstimmenden und die unterschiedlichen Planungsziele her, 
die von den verschiedenen Akteuren verteidigt wurden. 

Die Kommunikationsformate wurden anhand ihrer Struktur und etablierten Kommunikationszwe-
cken charakterisiert. Der Planungsprozess für das Neue Hulsberg-Viertel zeichnete sich dadurch aus, 
dass es relativ viele öffentlich zugängliche Formate gab, in denen der die Planungsinhalte diskutiert 
wurden. Einige Akteure entziehen sich jedoch diesen Formaten, wie z.B. freie Planer*innen und In-
vestor*innen. Auch von den an Entscheidungen beteiligten Politiker*innen erläutern nur einige we-
nige ihre Positionen in den öffentlichen Veranstaltungen.  

Im inhaltlichen Diskurs konnten klare Differenzen ausgemacht werden. Doch auch hier erscheinen 
die Konflikte eher kleinteilig, denn die Positionen liegen durchaus nahe beieinander. Darüber hinaus 
besteht ein gewisses Verständnis für die Perspektive der anderen: So gibt es um Beispiel einen etab-
lierten „common sense“ für die Bremer Haushaltlage, die gleich einem eigenständigen „nicht-
menschlichen Akteur“ Teil des referentiellen Systems der Argumentation aller Akteure ist. Die Per-
spektiven zur Prozessgestaltung sind durch eine grundlegende Akzeptanz des konsultativen Prinzips 
von Beteiligung geprägt. Aber ein kritischer Punkt im relativ konfliktarmen Prozess ist auf der einen 
Seite die Wahrnehmung, dass die inhaltliche Diskussion über lange Phasen nicht auf Augenhöhe ge-
führt wurde (BIA) und andererseits die Wahrnehmung, dass Protest oder insistierendes Argumentie-
ren der beteiligten Bürger*innen irgendwann die Spielregeln der Bürgerbeteiligung verletzt. 

Dabei werden Dynamiken in den Machtkonstellationen und Aushandlungsprozesse um Legitimität 
sichtbar. Diese äußern sich im dargestellten Dissens zur angemessenen Prozessgestaltung sowie in 
den Konflikten zu Planungszielen. Dennoch werden die (angenommenen) Beweggründe für strategi-
sche Entscheidungen der jeweils anderen Akteure durchaus nachvollzogen.  

C. Welche Rolle spielen die unterschiedlichen Diskussions- und Entscheidungsarenen für den  
    Planungsprozess und die Planungskultur? 

Die Gestaltung einzelner Kommunikationsarenen kann sich zwar wesentlich auf die Planungskultur 
auswirken (Identifikation, Vertrauen, Transparenz). So wie dies im Neuen Hulsberg-Viertel in der ers-
ten Phase der Beteiligung zu beobachten war. Dennoch stellt die Diversität der prozessrelevanten 
Arenen eine Herausforderung dar: Da aus den öffentlichen Veranstaltungen keine wirklichen Verein-
barungen hervorgehen; da Akteure einseitige Entscheidungen treffen; da Entscheidungen von Pla-
ner*innen und Politiker*innen nicht für alle Beteiligten nachvollziehbar gestaltet werden (können 
oder sollen). Auch die Transparenz des Verfahrens sichert kein Einverständnis, wie es nach einem un-
mittelbaren Aushandlungsprozess möglich wäre (Deliberation). Darüber hinaus führt der Unterschied 
in den Machtressourcen dazu, dass zivilgesellschaftliche Initiativen nicht im zugewiesenen Diskussi-
onsraum verbleiben, sondern andere Ressourcen aktivieren und sich somit der Deliberation entzie-
hen und sich stattdessen nach der Logik von Protest verhalten.  
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D. Wie können die unterschiedlichen Akteure Einfluss auf die Planungsergebnisse nehmen? 

Die Akteure eines Planungsprozesses verfügen über unterschiedliche strukturelle und verhaltensbe-
zogene Machtressourcen. Diese aktivieren sie im Laufe des Planungsprozesses und bewirken so eine 
Dynamik der Machtbeziehungen (vgl. auch Wolff, 2020b in Abschnitt 6.6). Die unterschiedlichen 
Chancen auf Einflussnahme führen zu einer Vielfalt von Strategien, die unter anderem bewirkt, dass 
die Legitimität von Zielvorstellungen oder auch die Legitimität der Akteure, die diese Zielvorstellun-
gen formulieren, während des Prozesses immer wieder hinterfragt werden. 

Legitimität wird dabei auf verschiedene Arten konstruiert: Als Legitimität durch Fairness des Verfah-
rens (troughput), durch Wahl als Repräsentanten (input) oder durch die Relevanz und Wirksamkeit 
des Ergebnisses (output). Diese verschiedene Legitimitätskonstruktionen treten während des Prozes-
ses in Konkurrenz zueinander (vgl. auch Wolff, 2019a in Abschnitt 6.5). 

Dabei wird Legitimität zu einer begehrten Machtressource mit der Akteure durch strategisches Vor-
gehen asymmetrische Machtkonstellationen zu ihren Gunsten verschieben können (vgl. auch Wolff, 
2020b in Abschnitt 6.6). So tritt zum Beispiel die akzeptierte Legitimität eines politischen Gremiums 
als solchem in Konkurrenz zur Dringlichkeit von Planungszielen (z.B. Massnahmen gegen den Klima-
wandel) oder zum Beteiligungsverfahren (dessen Gestaltung sowie die Berücksichtigung der Ergeb-
nisse). Diese Legitimitätskonstruktionen beinhalten auch, dass verschiedene Akteure für sich in An-
spruch nehmen die Interessen des Gemeinwohls zu vertreten. In Bezug auf die Planungsziele bilden 
die Akteure unterschiedliche Allianzen und Oppositionen. Die Debatte über Planungsziele verknüpft 
sich dabei mit Machtfragen. Durch das Hinterfragen von Legitimität können Akteure ihre verhaltens-
bezogenen Machtressourcen strategisch nutzen. Die Art und Weise, wie die Akteure Machtressour-
cen verwenden, wird so ein Aspekt der aus der Interaktion entstandenen Planungskultur. 

Dieser Fokus auf Interaktion und Dynamiken innerhalb der Kultur ermöglicht es, das breite Spektrum 
der einzelnen Akteurskulturen im Kontext einer gemeinsamen Planungskultur zu verstehen.  

8.2 Erfahrungen für die empirischen Untersuchung von Planungskulturen 

Das in der Entwicklung des analytischen Ansatz gesetzte Ziel war es, eine möglichst  „dichte Beschrei-
bung“ (Geertz 1983) der kulturellen Prozesse in der Planung zu erreichen, um übertragbares Wissen 
zu generieren. Das Verständnis von Planungskultur als Kultur in Interaktion erforderte es die konkre-
ten Handlungen und Kommunikationen detailliert zu betrachten ohne dabei die größeren Bedeu-
tungskontexte aus den Augen zu verlieren (Lichterman, 2011, S. 79–80). 

Es konnte dabei nicht Ziel sein, ein vollständiges Panorama der Akteurskulturen sowie der Planungs-
kultur zu entwickeln. Sondern es war notwendig, Schlüsselaspekte zu identifizieren und sich auf diese 
zu fokussieren. Anhand dieser zentralen Aspekte kann ein deutliches Bild der Planungskultur gezeich-
net werden. Aus der Identifikation der Schlüsselaspekte entstanden auch in der Planungskulturfor-
schung bisher wenig berücksichtigte analytische Zugänge, wie die Untersuchung von Machtdynami-
ken oder die Integration der Diskursanalyse als Methode.   

Der Diskursanalytische Ansatz wurde beispielsweise von Mieg und Oevermann für die Untersuchung 
zu professionsspezifischen Diskursen aufgegriffen (Mieg et al., 2015; Oevermann, 2012). Ein solcher 
methodischer Zugang könnte im Kontext von Planungskulturen die verschiedenen planerischen Kul-
turen beleuchten – in Abhängigkeit von den unterschiedlichen Berufsbildern von Architekt*innen, 
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Landschaftsarchitekt*innen, Verkehrsplaner*innen, Stadtplaner*innen, Raumplaner*innen etc. - o-
der auch in Abhängigkeit von der Zugehörigkeit zu staatlichen Institutionen bzw. einer freiberuflichen 
Tätigkeit. Ein besseres Verständnis der berufsspezifischen Kulturen von Planer*innen kann zur Wei-
terentwicklung der Ausbildungskonzepte für planerische Berufe beitragen. 

Eine Grenze des analytischen Ansatzes ist die Rolle des Individuums im Planungsprozess. Die theore-
tisch angenommene Multikollektivität der Individuen zeichnete sich in der Empirie an den Narrativen 
der Beteiligten ab: Jedes Kollektiv setzt sich aus multikollektiven Individuen zusammen, die ihre Zuge-
hörigkeiten selektiv aktivieren. So musste in den Narrativen diese jeweils aktivierte Zugehörigkeit 
identifiziert werden, aber nicht immer kann die Aussage eines Individuums eindeutig einer Ak-
teurskultur zugeordnet werden. Das erschwert die plakative Darstellung von Akteurskulturen. Daher 
erschien die Fokussierung auf einzelne Aspekte sinnvoll: So konnte anhand der formulierten Narra-
tive der Individuen überprüft werden, ob es ein konsistentes Narrativ innerhalb eines Kollektivs gibt 
oder ob sich anhand einzelner Themen des Planungsprozesses auch die aktivierten Kollektivzugehö-
rigkeiten verschieben. Wenn diese Verschiebungen und der Umgang des Individuums mit seinen un-
terschiedlichen Zugehörigkeiten untersucht werden soll, könnte dabei fokussiert eine kleine Sequenz 
der Planungskultur analysiert werden. Dies könnte jedoch im Einzelfall ein interessanter Ansatz zum 
Verständnis von Entscheidungsfindungsprozessen sein, wie auch Untersuchungen aus den Kulturwis-
senschaften zeigen (Schulz, 2010).  

Die Erfahrungen mit dem hier entwickelten analytischen Ansatz erscheinen übertragbar in dem 
Sinne, dass das Modell der Konstitution von Planungskultur im Fallbeispiel konsistent erscheint und, 
dass die gefundenen Schlüsselaspekte auch in anderen Planungsprozessen vorzufinden sind. Das 
heißt, es konnte ein Set von Schlüsselaspekten entwickelt werden, dass auch für die Analyse anderer 
Planungsprozesse nutzbar ist.  

8.3 Gestaltung von Planungsprozessen 

E. Wie wirkt sich die Gestaltung kommunikativer Planungsprozesse auf die Interaktion der Akteure 
    und die Aushandlungsprozesse über das Planungsergebnis aus? 

Alle Akteure tragen zur Planungskultur bei 
Die Anerkennung von Planungskulturen als polykollektive Kulturen aller an der Planung beteiligten 
Akteure kann auch die kommunikativen Spielräume innerhalb von Planungsprozessen sichtbar ma-
chen. Denn sobald Planungskultur nicht mehr nur die Kultur der Planer*innen ist, können auch alle 
Akteure als initiativ und den Prozess aktiv prägend verstanden werden. Auf dieses Wissen kann bei 
der Gestaltung von kommunikativen Planungsprozessen zurückgegriffen werden.  

Durch die Erweiterung des Kulturbegriffes um die Akteurskulturen wird der Planungsprozess eine An-
gelegenheit aller Akteure und nicht allein die hoheitliche Angelegenheit staatlicher Planer*innen. 
Dies geht auch damit einher, sich Aushandlungsprozessen konkurrierender Legitimitätskonstruktio-
nen zu stellen. Somit wird eine schematische Sicht auf „zu beteiligende Bürger*innen“ als Objekte 
der Planungskultur von Planer*innen unmöglich. Vielmehr werden Eigeninitiative und Partizipation 
von zivilen Initiativen, Prozessgestaltung der Planer*innen sowie auch die Initiativen von Investor*in-
nen als Aspekte der Planungskultur verstanden. Gemeint ist hier nicht, dem Aufgeben der rechtlich 
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verankerten, staatlichen Planungshoheit Vorschub leisten, sondern lediglich den Blick für die Per-
spektiven der Akteure weiter zu öffnen und mit diesem Blick Wege der Prozessgestaltung zu entwi-
ckeln.  

Das Anerkennen der Divergenz von Akteursperspektiven ermöglicht neue Wege der Gestaltung 
In der Bürgerbeteiligung findet häufig ein Sammeln von Wünschen statt, ohne dass die Komplexität 
bestehender Zielkonflikte erörtert wird. Auch Interessen und professionelle Perspektiven werden 
nicht als solche benannt. Diese vereinfachten Erzählungen führen eher zu Misstrauen denn zu kon-
struktiver Kooperation. Die gegenläufigen Interessen werden dann von Verwaltung und Politik in se-
paraten Settings verhandelt.  

Allein das Sichtbarmachen von Zielkonflikten kann viel bewirken. So wurde zum Beispiel bei einem 
der ersten öffentlichen Foren für das Neue Hulsberg-Viertel durch ein immobilienwirtschaftliches 
Gutachten das Thema der baulichen Dichte im Kontext von erschwinglichen Wohnungspreisen darge-
stellt und durch einen Testentwurf visualisiert. Dieses Vorgehen hat einen vorhersehbaren Konflikt 
unmittelbar angesprochen und dadurch letztlich Vertrauen aufgebaut (vgl. auch Selle, 2018, S. 293).   

Dies zeigt, dass es für die Interaktion positiv sein kann, Schwierigkeiten offenzulegen. Auch die Be-
trachtung der Akteursnarrative zu den Planungsinhalten und zum Prozess zeigt ein Verständnis für 
die Komplexität des Planungsvorhabens. Diese Kompetenzen, mit Divergenz umzugehen, können 
konstruktiv für die Gestaltung von Planungsprozessen genutzt werden. 

Insbesondere in den Phasen rund um die Hand-Offs ist es wichtig, die unterschiedlichen Perspektiven 
und Ziele sichtbar zu machen, denn in diesen Phasen finden intensivste Interaktionen zwischen den 
verschiedenen Akteuren statt: Politik, Verwaltung, zivilgesellschaftliche Initiativen, Grundstücksent-
wickler*innen und Investor*innen (vgl. auch Kapitel 7). 

Die Frage ist jedoch wie diese Transparenz zu erzeugen wäre. Ein wie in Kapitel 7 vorgeschlagener 
Projektbeirat, könnte wahrscheinlich genug Struktur gewährleisten und über die in ihm vertretenen 
Gruppen auch eine Vereinbarung zur Transparenz erreichen. Solche Projektbeiräte gibt es häufiger 
für größere Planungsprozesse, es wäre zu untersuchen, wie diese für die hier beschriebenen Zwecke 
genutzt wurden und welche Auswirkungen dies hatte.  

Die Offenheit des Prozesses für Engagement und Konflikte 
Planungsprozesse brauchen somit Offenheit: Einerseits für die Initiativen der verschiedenen Akteure 
und anderseits für den Umgang mit Konflikten und unerwarteten Ereignissen. 

Die Prozessgestaltung für das Neue Hulsberg-Viertel wurde von diversen Ereignissen geprägt. Die 
lange Prozessdauer, die vor allem den Bauverzögerungen des Klinikums geschuldet war. Die perso-
nellen Wechsel durch Wahlen und Stellenneubesetzungen, die Immobilienmarktentwicklung, das 
wirtschaftliche Debakel des Klinikums sowie dessen Nicht-Handeln in Bezug auf das Mobilitätskon-
zept waren vorab nicht planbare Ereignisse. Aber auch bekannte Größen, wie die prekäre Bremer 
Haushaltslage wurden zu nicht-menschlichen Akteuren im Prozess. Letztere kann sogar als ein die Ak-
teure vereinender Referenzpunkt verstanden werden, der in allen Argumentationen mitschwingt.  

Aber auch die unerwarteten Ereignisse hatten, wie aus den herausgearbeiteten Narrativen deutlich 
wird, signifikante Auswirkungen auf den Prozess und die Interaktion der Akteure. Ich möchte hier die 
Frage stellen, ob nicht ein Divergenz akzeptierender Prozess leichter auf solche Einwirkungen reagie-

212



ren kann. Wenn also nicht versucht wird, mit einem leichtverdaulichen Prozessnarrativ darüber hin-
wegzugehen, sondern allen beteiligten Akteuren die Komplexitäten und Schwierigkeiten der Planung 
zugemutet werden. Die Offenlegung der Urheberschaft der Bewertungen, die für Aussagen zur Pla-
nung relevant sind, sowie die explizite Darstellung der Entscheidungswege würden zur Lösung von 
Planungskonflikten  beitragen, schreibt Richardson. Er erklärt, dass in Zeiten intensiver öffentlicher 
Debatten eine Narration erforderlich ist und die Sichtbarkeit der Hintergründe getroffener Entschei-
dungen dazu beiträgt, Legitimität aufzubauen (2005, S. 362–363). Ich möchte ergänzen, dass es hier 
wahrscheinlich multiperspektivische Narrationen braucht, um dies zu erreichen. 

Auch der Umgang mit Konflikten macht einen offenen, flexiblen Umgang notwendig. In manchen 
Momenten ist dies im Hulsberg-Projekt durchaus gut gelungen: wenn beispielsweise eine zusätzli-
ches Werkstattgespräch zum Thema Mobilität (Januar 2015) angeboten wurde, als deutlich wurde, 
dass hier großer Klärungsbedarf bestand. Dennoch war in den Veranstaltungen das Bemühen zu er-
kennen, verwaltungsinterne Konflikte oder politische Konflikte nicht zu explizit zu benennen.  

Ein multiperspektivischer Zugang zur Planungskultur beinhaltet auch, dass Initiativen und Einflüsse 
auf den Prozess auch von anderen Akteuren ausgehen können. Dies geschieht ohnehin, aber Beteili-
gungsprozesse sind häufig als gesteuerte Arenen konzipiert, innerhalb der Bürger*innen aktiv wer-
den können. Ein darüber hinaus gehendes Engagement, eigene Pressearbeit oder öffentlicher Protest 
wird hingegen häufig als Verletzung der Spielregen betrachtet (Hillier, 2002, S. X). Ähnliches gilt zum 
Beispiel nur selten für Entscheidungen von Grundstückseigentümern oder anderen relevanten Stake-
holdern. Zivilgesellschaftlichen Initiativen wird so viel Eigeninitiative am ehesten den Urban Garde-
ning Initiativen bei der Stadtgrünentwicklung zugestanden (Sondermann, 2017).  

Im Hulsberg Projekt wurde die Findungsphase der BürgerInAktion von den Koordinator*innen des 
Prozesses begrüßt und unterstützt. Später jedoch wurde die Legitimität der Gruppe in Frage gestellt 
(vgl. auch Wolff, 2020b in Abschnitt 6.6). Das heißt, einerseits stärkte die Aktivität der Gruppe die 
Throughput-Legitimität des Prozesses, andererseits wurde die über den langen Zeitraum der Planung 
reduzierte Größe der Gruppe zum Argument für eine nicht bestehende Repräsentativität. Im Inhaltli-
chen Diskurs wiederum sahen sich die Planer*innen dem Vorwurf der „entvisionierten“ Planung aus-
gesetzt, die den Aspekt der Nachhaltigkeit im Mobilitätskonzept nicht ernst genug nehme. Die 
Grundstücksentwicklung ihrerseits machte geltend, dass das Erwirtschaften der Verkaufserlöse Be-
standteil ihres demokratisch legitimierten Auftrags sei und sie nur so der Verantwortung für das Klini-
kum gerecht werden würde. So werden kontroverse Positionen jeweils über das Gemeinwohl defi-
niert und ihnen auf diesem Wege eine Output-Legitimität zugeschrieben. An diesen Beispielen zeigt 
sich deutlich wie sehr Legitimität immer wieder aufs Neue ausgehandelt wird und nicht absolut defi-
nierbar ist (Schneider, 2012). Die Frage, die sich stellt, ist, inwieweit die Akteure konstruktiv mit die-
sem Aushandlungsprozess umgehen können. 

Heterogenität kann Lernen und Identifikation mit dem Projekt fördern 
Die Heterogenität der Akteure repräsentiert die Komplexität der Anforderungen an städtebauliche 
Planungsprozesse. Kontroverse, aber konstruktive Diskurse sind auch eine Basis für Lernen. Die Ana-
lyse empirischer Deliberationsforschung weist darauf hin, dass die Auseinandersetzung mit divergen-
ten Perspektiven die Rationalität von Entscheidungsfindungsprozessen fördert (Schaal & Ritzi, 2009). 
Daraus kann gefolgert werden, dass dem Lernprozesse der Beteiligten vorausgehen. Diese Aspekte 
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können genutzt werden, indem Zielkonflikte und Divergenzen von Akteursperspektiven aktiv thema-
tisiert werden. Im Falle des Neuen Hulsberg-Viertels ist dies an manchen Stellen geschehen und 
wurde von den befragten Akteuren positiv gesehen. Schwierig hingegen wurde es, wenn eine Duali-
tät von den „extremen Forderungen“ der Bürger*innen und der „ausgewogenen Planung“ der Ver-
waltung konstruiert wird, statt die Quellen der auf die Planer*innen einprasselnden Anforderungen 
zu benennen. Verwaltungen scheinen dazu zu tendieren, in der Öffentlichkeit eine einheitliche Posi-
tion darstellen zu wollen (Selle, 2018, S. 432). So werden aus Gründen der internen Hierarchien oder 
Loyalitäten sowie um keine strategischen Vorteile in Verhandlungen mit anderen Akteuren einzubü-
ßen, nicht alle Hintergründe oder Aushandlungsprozesse offen gelegt. Damit verschenken die Pla-
ner*innen die Möglichkeiten, ihre professionellen Kompetenzen sichtbarer zu machen und dadurch 
Vertrauen zu erreichen. 

Im Falle des Planungsprozesses für das Neue Hulsberg-Viertel hat die intensive Interaktion auch zu 
einer hohen Identifikation mit dem Projekt geführt. Dadurch entstand quasi im Vorfeld eine ver-
traute Nachbarschaft für die Anwohner*innen. Auch sind aus der Vernetzung von Teilnehmer*innen 
der Foren Baugruppen und auch die Stadtteilgenossenschaft entstanden. Diese bringen, so sie denn 
bei der Grundstücksvergabe tatsächlich zum Zuge kommen sollten, ein hohes Engagement für das 
Quartier mit. Dies zeigte sich schon im Vorfeld z.B. an einer Urban Gardening Initiative, die Besu-
cher*innen auf das Gelände lockte und einen Kommunikationspunkt für die Nachbarschaft schuf 
(Holthaus, 2019). Auch die Zwischennutzung eines leergezogenen und zum Abriss bestimmten Ge-
bäudes trug dazu bei, das Quartier ins Bewusstsein zahlreicher Initiativen zu rücken.  

Ob diese Identifikation und Initiative sich tatsächlich im Quartier abbilden werden, wird sich aber 
noch zeigen müssen. Denn für manche Baugruppe war der Prozess schlicht zu lang. Auch die Verga-
beverfahren der Grundstücke für Baugruppen sind selbstverständlich offen ausgeschrieben, so dass 
ein frühes Engagement kein Zuschlagkriterium darstellt. Die geplante Anhandgabe des so viel disku-
tierten „Bettenhauses“ an die Stadtteilgenossenschaft scheiterte gerade erst daran, dass das Ge-
sundheitsressort nun festgestellt hat, dass die Klinik das Gebäude doch nicht entbehren kann 
(Hinrichs, 2020). Geschichten wie diese zeigen, dass in kommunikativen Planungsprozessen weit 
mehr verhandelt wird als der Plan. Und dieser Plan ist denn auch nicht der alleinige Faktor, der den 
Charakter des späteren Quartiers bestimmt. In diesem Sinne ist die Kommunikation im Planungspro-
zess als weitaus bedeutender anzusehen, denn sie wirkt jenseits des beschlossenen Plans weiter. 

Einerseits kann die Gestaltung einzelner Kommunikationsarenen sich wesentlich auf die Planungskul-
tur auswirken, indem Identifikation, Vertrauen und Transparenz hergestellt werden. Anderseits geht 
es aber um die Gestaltung der Interaktion aller und somit um die Verknüpfung der unterschiedlichen 
Arenen. Nichtsdestotrotz kann natürlich davon ausgegangen werden, dass nicht alle Akteure transpa-
rent agieren und zum Beispiel durch Nicht-Handeln Lösungsfindungen blockieren oder ihre Machtres-
sourcen im Hintergrund wirken zu lassen. Dies kann jedoch auch durch harmonisierende und verein-
fachende Prozessnarrative nicht verhindert werden.  

Vor diesem Hintergrund könnte das Verdeutlichen der Akteursperspektiven dazu beitragen, auch 
eine multiperspektivischere Narration des Planungsprozesses zu entwerfen. Interessen sichtbar wer-
den zu lassen, die Sachkompetenzen der Laien wertzuschätzen und professionelle planerische Kom-
petenzen sichtbar werden zu lassen, ist nur möglich, wenn die in der Interaktion der Akteure entste-
hende Erzählung vom Planungsprozess mit Widersprüchen und Widrigkeiten umgehen kann.   
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Anhang A: Interviewleitfäden Interviewreihe 1-3 und Expert*inneninterviews 

A 1: INTERVIEW 1 
Strategien zur Integration und Kommunikation des städtebaulichen Entwurfs in  
Beteiligungsverfahren 

Dieses Interview war Teil des Forschungsvorhabens der Jade Hochschule.  
Daher wurden 6 von 12 Interviews von studentischen Hilfskräfte geführt. 

 

Interviewleitfaden Interview 1: Neues Hulsberg-Viertel  

1. Was bewegt Sie, sich am Forum Neues Hulsberg zu beteiligen? 

a) Inwiefern sind Sie unmittelbar von den Planungen betroffen? 
b) Möchten Sie durch ihre Beteiligung konkrete Ziele durchsetzen? 
c) Sind Sie in anderen Initiativen bezüglich der Entwicklung des neuen Hulsbergviertels außerhalb des 

Forums aktiv? 

2. Welches sind die wichtigsten Punkte, die in den Foren für die Gestaltung des Neuen Hulsbergviertels heraus-
gearbeitet wurden? 

3. Gibt es bestimmte Punkte der Planung (Nutzungen, Gebäude, Grünflächen, Umweltaspekte, Verkehrsflä-
chen,…) über die ihrer Meinung nach bereits Konsens besteht?  

Beschreiben Sie diese und/oder markieren Sie sie im Plan.   

4. Gehen Sie davon aus, dass diese Punkte mit Sicherheit im städtebaulichen Konzept umgesetzt werden? 

5. Gibt es Themen bei denen Konflikte vorliegen? Welche sind das? Und zwischen welchen Interessensgruppen 
bestehen diese? 

6. Gibt es - ihrer Meinung nach - Themen, die bisher noch zu wenig behandelt wurden? 

7. Zu welchen Punkten erwarten Sie neue Anregungen durch die städtebaulichen Konzepte des Gutachterver-
fahrens? 

8. Wie sollte ihrer Meinung nach das weitere Vorgehen, nach der Erstellung der städtebaulichen Konzepte aus-
sehen?  
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Forschungsfragen zu Interview 1 

Forschungsfrage 1: 

Warum und wozu wirken die Befragten am Beteiligungsverfahren mit? Was sind ihre Motive? 

Forschungsfrage 1 wird in der Interviewfrage 1 a-c behandelt. 

Forschungsfrage 2: 

Wie sehen, aus Sicht der Befragten, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens aus, die in das Gutachterverfah-
ren einfließen können. Insbesondere: 

a) Welche Themen wurden behandelt? 
b) Bei welchen inhaltlichen Aspekten/Zielen besteht Konsens? 
c) Bei welchen inhaltlichen Aspekten/Zielen besteht ein Konflikt? Zwischen wem? 
d) Welche Themen wurden noch nicht (genügend) behandelt? 

Forschungsfrage 2 wird in den Interviewfragen 2,3,5,6 behandelt. 

Forschungsfrage 3: 

Welche Erwartungen haben die Befragten hinsichtlich der inhaltlichen Wirkungen des Beteiligungsverfahrens 
auf das Planungsergebnis (hier: Städtebauliches Konzept als Ergebnis des Gutachterverfahrens) 

In Hinblick auf: 

a) Umsetzung der Ergebnisse der Beteiligung 
b) Anregungen 
c) Verbindlichkeit / Unveränderbarkeit  

Forschungsfrage 3 wird in den Interviewfragen 4, 7, 8 behandelt. 
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A 2: INTERVIEW 2 
Städtebauliche Entwürfe in Beteiligungsverfahren  
Strategien ihrer Integration und Kommunikation  

Dieses Interview war auch Teil des Forschungsvorhabens der Jade Hochschule.  
Daher wurden 4 von 12 Interviews von studentischen Hilfskräfte geführt.  

Interviewleitfaden Interview 2 - Neues Hulsberg-Viertel 

Nur für neue Interviewpartner: 

A. Was bewegt Sie, sich am Forum Neues Hulsberg zu beteiligen? 
a) Inwiefern sind Sie unmittelbar von den Planungen betroffen? 
b) Möchten Sie durch ihre Beteiligung konkrete Ziele durchsetzen? 
c) Sind Sie in anderen Initiativen bezüglich der Entwicklung des neuen Hulsbergviertels au-

ßerhalb des Forums aktiv? 

1. Jetzt liegen die städtebaulichen Entwürfe zum Hulsbergviertel vor.  
Haben Sie die Ergebnisse des Gutachterverfahrens gesehen? 

a. [Wenn ja:] Was sind die wesentlichen Elemente des Entwurfs? Wie würden Sie den Entwurf 
beschreiben?  
[Wenn nein:] Was haben Sie über die Entwürfe gehört? 

2. In den Foren wurden viele Themen diskutiert. Bei manchen Themen gab es einen Konsens, es gab viele 
offene Fragen und einige ungelöste Konfliktpunkte. Wenn Sie sich an die in den Foren diskutierten The-
men zurückerinnern:  
Wie haben die Planungsteams die Ergebnisse der Foren in ihre Entwürfe integriert? [ggf. Beschrei-
bung erfragen] 

a.  [Falls bereits in vorheriger Frage beantwortet nur als mögliche ergänzende Konkretisierung 
erfragen bzw. Verbindung zu „Konsenspunkten“ herstellen]   
Gibt es ganz konkrete Punkte aus den Foren, über die ihrer Meinung nach ein Konsens be-
stand und die Sie im Entwurf wiederfinden? (Nutzungen, Gebäude, Grünflächen, Umweltas-
pekte, Verkehrsflächen…) Beschreiben Sie diese und/oder markieren Sie sie im Plan.  

3. Welche weiteren Kriterien haben die Planer Ihrer Meinung nach für die Entwicklung der Entwürfe 
berücksichtigt? [besonders Kriterien die nicht unbedingt aus dem Beteiligungsverfahren stammen müs-
sen z.B. Anforderungen, des Klinikums; Gutachten] 

4. Was hatten Sie sich von den Wettbewerbsergebnissen erwartet? 

5. Welche neuen, vielleicht auch unerwarteten, Anregungen für das Neue Hulsbergviertel haben Sie in 
den Entwürfen entdeckt? In welchen? 

6. Gibt es in den Entwürfen Punkte, die bestehende Konflikte verstärken oder neue Konflikte schaffen? 
Welche? 

7.  [Wenn nicht bereits vorher beantwortet. Oder falls unbegründet noch mal nach Gründen fragen] 
Hätten Sie auch den Entwurf von Lorenzen zur Weiterbearbeitung ausgewählt? Warum? 

8. Welche Vorstellung hatten sie, nach der Präsentation der Entwürfe im Januar, von der Weiterent-
wicklung der Pläne? 
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9. Wie stellen Sie sich inzwischen die Weiterentwicklung der Pläne vor?  
[Einschätzung der realen Vorgehensweise UND eigene Wünsche zum Ablauf der weiteren Beteiligung] 

a. Wie soll der Rahmenplan entwickelt werden? Was erscheint Ihnen hierfür wichtig? [im 
Sinne von: Was sollte darin vorkommen? Wie sieht so ein Rahmenplan eigentlich aus?] 

b. Wie soll der Bebauungsplan entwickelt werden? Was erscheint Ihnen hierfür wichtig? [im 
Sinne von: Was sollte darin vorkommen? Wie sieht so ein Bebauungsplan eigentlich aus? 

10. Wie wichtig ist der Rahmenplan für die Entwicklung des neuen Hulsbergviertels? Was sind andere 
wichtige Kriterien und Bedingungen für das Entstehen des Quartiers? 
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Forschungsfragen zu  Interview 2 
In der Auswertung für:  
Der Einfluss der Akteursperspektiven auf kommunikativ gestaltete Planungs-prozesse 

Divergenz und Konvergenz akteursspezifischer Handlungskulturen an den Schnittstellen partizipativer 
Planungsprozesse und ihr Einfluss auf die Planung 

Forschungsfrage 1: [zu: Kollektive & Motivation] 

Warum und wozu wirken die Befragten am Beteiligungsverfahren mit? Was sind ihre Motive? 

In Interviewfrage A. -Kommt aus Interview 1 – Wird als explizite Frage nur noch bei neuen Interviewpartnern gestellt / bei-
läufige Äußerungen anderer Interviewpartner zum Thema können ebenfalls berücksichtigt werden. 

Forschungsfrage 2:  
[zu: Wirkung Beteiligung -  Einfluss der Beteiligung auf Planungsergebnis] 

Inwieweit wird am Planungsergebnis (hier: Städtebauliches Konzept als Ergebnis des Gutachterverfahrens) der Beteiligungs-
prozess und die dort diskutierten Inhalte sichtbar? 

a) Wie beschreiben die Befragten die Umsetzung der Ergebnisse / den Konsens aus der Beteiligung 
b) Welche Konflikte sind nach Ansicht der Befragten im Plan angelegt  
c) Welche Belange wurden nach Ansicht der Befragten im Gutachterverfahren über die Beteiligungsergebnisse 

hinaus berücksichtigt? 
d) Wie stellen sich die Befragten die weitere Einflussnahme der Öffentlichkeit auf den Plan vor? 

In Interviewfragen 2,6 

Forschungsfrage 3:  
[zu: Kultur -  Werte / Handlungen / Kommunikation // weitere Wirkungen Beteiligung: Identifikation/Netzwerkbil-
dung/Lernen] 

a) Wie beschreiben die Befragten den Beteiligungsprozess [Beschreibung Beteiligung // Schnittstellengestaltung] 
b) Was wünschen sich die Befragten vom Beteiligungsprozess [Kultur: Vorstellung Beteiligung/Demokratie/Werte // 

Schnittstellengestaltung) 

In Interviewfragen 8,9,10 

Forschungsfrage 4: [zu: Kultur - Plan als Artefakt] 

Welche Funktion erfüllt das Städtebauliche Konzept (als Ergebnis des Gutachterverfahrens) im für die Entwicklungsprozess 
des Hulsbergviertels nach Ansicht der Befragten? 

a) Wie beschreiben und beurteilen die Befragten die Entwürfe (Kriterien) 
b) Was erwarten die Befragten vom Entwurfsprozess / Ergebnis? 
c) Welchen Stellenwert haben neue (durch die Planer zusätzlich oder abweichend von der Aufgabestellung einge-

brachte) Ideen? (Anregungen) 
d) Welche Inhalte erwarten die Befragten im Rahmenplan (Verständnis des Planungsinstrumentes: Artefakt) 
e) Welche Inhalte erwarten die Befragten im B-Plan (Verständnis des Planungsinstrumentes: Artefakt) 
f) Welche weiteren Grundlagen (außerhalb der Planerstellung) sind nach Ansicht der Befragten für die Entwicklung des 

Quartiers notwendig 

In Interviewfragen 1,3,4,5,7, 9a, 9b, 10  
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A 3: INTERVIEW 3 

Der Einfluss der Akteursperspektiven auf kommunikativ gestaltete Planungsprozesse 

Divergenz und Konvergenz akteursspezifischer Handlungskulturen an den Schnittstellen parti-

zipativer Planungsprozesse und ihr Einfluss auf die Planung 
 

Interviewleitfaden Interview 3: Neues Hulsberg-Viertel in Bremen  

Intro: [2-5 min] 

1. Welches waren die letzten Veranstaltungen zum Neuen Hulsbergviertel auf denen Du warst?  
Wie hast Du diese erlebt? 
[wenn Antwort unklar, nachfragen] 

1.1. Warst Du auf der Veranstaltung am 26. Februar? Wenn ja, wie hast Du sie erlebt?  
[bei einigen kann hier die per Mail gegebene Einschätzung nochmal aufgegriffen werden] 

1.2. Warst Du noch auf anderen Veranstaltungen zum Planungsprozess seitdem? 

Prozessgestaltung 1: [2-5 min] 

2. Wie würdest Du im Rückblick den bisherigen Verlauf des Planungsprozesses und der Beteiligung (zusam-
menfassend) beschreiben? 

Akteure: [15-20 min] 

3. Kannst Du mir die am Planungsprozess beteiligten Akteure benennen? Kannst Du sie  kurz notieren? (post-
its) 

4. Kannst Du die Beziehungen zwischen diesen Akteuren benennen? (Pfeile und post-its) 

Die Darstellung kann während des Gesprächs noch weiter entwickelt oder korrigiert werden…. 
[in der Übersicht dargestellte Akteure im weiteren Verlauf „nachfragen“] 

5. Fühlst du dich einer oder mehreren dieser Gruppen zugehörig?  

a. Wenn ja, welcher?  
 Und wie würdest Du diese Gruppe/n charakterisieren?  
 Tritt/treten diese Gruppe/n für bestimmte Ziele ein? 

b. Wenn nein, wie würdest Du Deine eigene Rolle bezeichnen? 

Abbildung der im Beteiligungsverfahren formulierten Ziele im Plan: [8-15 min] 

6. Finden sich deiner Meinung Themen und Ergebnisse der Foren im Bebauungsplan wieder?  
[Stichworte: Bebauungsdichte, Nutzungsmischung, soziale Mischung, Gebäudeerhalt, Grünflächen, Bäume, 
Mobilitätskonzept,…] 

6.1. Welche sind das?  

6.2. Welche Punkte sind im Konflikt zu den Beteiligungsergebnissen? 

6.3. Welche weiteren Themen werden im Bebauungsplan geregelt? 

6.4. Welche Punkte müssen im weiteren Verlauf noch geklärte werden? 
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Weitere Wirkungen des Beteiligungsprozesses: [3-10 min] 

7. Hat der Beteiligungsprozess mit seinen vielfältigen Veranstaltungen, Diskussionen und Entscheidungspro-
zessen noch andere Dinge bewirkt? 
[ggf. Stichworte geben: Vernetzung; Bildung von Gruppen, Identifikation mit dem Gebiet; Wissenszuwachs; 
eigene Meinungsbildung?] 

Prozessgestaltung 2: [10-20 min] 

8. Konntest Du die einzelnen Schritte und Phasen in denen die Planung entwickelt wurde nachvollziehen? 

8.1. Wenn, ja: Wie würdest du diese Phasen benennen? 

8.2. War es aus Deiner Sicht transparent wie es zu einzelnen Entscheidungen kam?  
[falls Rückfrage zu inhaltlichem Bezug: Themen aus Foren, Entwurf, B-Plan] 

8.3. Haben sich aus Deiner Sicht im Verlauf des Prozesses die Ziele der Planung verändert? Wenn ja, wie? 
Wodurch? Durch wen? 

9. Wie verlief aus Deiner Sicht die Entwicklung des B-Plans? 

9.1. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen den Inhalten des B-Plans jeweils kamen? 
[Ggf. einzelne Akteure abfragen: SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; 
zukünftige Investoren ….]. 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 

9.2. Zu welchen Themen gab es während des Erarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen welchen 
Interessensgruppen bestehen diese? 

10. Welche Rolle hat die Öffentlichkeit für die Konkretisierung des B-Plans gespielt? 

Ausblick: [5-15 min] 

11. Wie würdest Du dir nach diesen Erfahrungen für zukünftige Planungen die Einbindung der Öffentlichkeit in 
den Planungsprozess wünschen? 

12. Gibt es weitere konkrete Erfahrungen, die Du aus diesem Planungsprozess gewonnen hast? 

Gesamt 45 – 80 min  
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Forschungsfragen Interview 3 
 

1. Welche Wirkung hat Beteiligung? 

1.1. inhaltliche Wirkungen auf das Planungsergebnis 
1.2. weitere Wirkungen 

In Interviewfragen 6; 6.1; 6.2; 6.3; 6.4; 7; 9; 9.1; 9.2; 11; 12  

2. Wie beschreiben die Befragten die Akteurskonstellation? 

2.1. Welche Kollektive sind beteiligt? Wie werden sie charakterisiert? 
2.2. Wie werden die Beziehungen der Kollektive zueinander beschrieben? 

In Interviewfragen 1; 1.1; 2; 3; 4; 5; 6.2; 9; 9.1; 9.2;  

3. Welche Aspekte von Planungskultur benennen die Befragten? 

3.1. Welche Motive und Ziele haben die Befragten im Prozess? 
3.2. Welche Vorstellungen haben die Befragten?  

zu 
3.2.1. Inhalten der Planung 
3.2.2. Entscheidungsprozessen (im Planungsprozess) 
3.2.3. Demokratie 
3.2.4. Plan als Artefakt 
3.2.5. Einfluss der Beteiligung  

3.3. Wie werden Standardisierungen beschrieben? 
3.3.1. Entscheidungsfindungsprozesse 
3.3.2. Muster in Handlungen und Kommunikation 

In Interviewfragen 1; 1.1; 2; 4;  5; 6; 6.1; 6.2; 8; 9; 9.1; 9.2; 10; 11; 12  
(nicht alle Fragen gehören zu allen Unterpunkten der Forschungsfrage, sondern ist nach Unterpunkten zu diffe-
renzieren) 

4. Wie äußern sich die Befragten zu Hand-Offs (Schnittstellen)? 

4.1. Wie beschreiben die Befragten Hand-Offs? 
4.2. Wie beschreiben die Befragten die Filterung von Informationen / Planinhalten? 
4.3. Wie beschreiben die Befragten die Handlungslogiken der Akteure?  

(s. auch 3 & 2.1) 
In Interviewfragen 8; 9; 9.1; 9.2; 10 
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A 4: EXPERT*INNENINTERVIEWS 

Der Einfluss der Akteursperspektiven auf kommunikativ gestaltete Planungsprozesse 
Divergenz und Konvergenz akteursspezifischer Handlungskulturen an den Schnittstellen 
 partizipativer Planungsprozesse und ihr Einfluss auf die Planung 
 

Interviewleitfaden BürgerInAktion* - Neues Hulsbergviertel in Bremen  
[*für andere Expert*innen kontextbezogen leicht abgewandelt] 

 

Intro: [5 min] 

1. Seit wann verfolgst Du die Entwicklung des Neuen Hulsbergviertels? 

2. Wie war Deine Vorstellung von diesem Beteiligungsverfahren am Anfang?  

Akteure: [10-15 min] 

• Kannst Du mir die am Planungsprozess beteiligten Akteure benennen? Kannst Du sie  kurz notieren? 
(post-its) 

• Kannst Du die Beziehungen zwischen diesen Akteuren benennen? (Pfeile und post-its) 

Die Darstellung kann während des Gesprächs noch weiter entwickelt oder korrigiert werden…. 
[in der Übersicht dargestellte Akteure im weiteren Verlauf „nachfragen“] 

Auslobung & Entwurf: [5-10 min] 

Die BürgerInAktion hat sich nach der öffentlichen Präsentation der Entwürfe zusammen  
gefunden.  

3. Kannst Du den Entwurf des Teams Lorenzen kurz beschreiben? 

4. Wie hast Du das damals wahrgenommen: Fanden sich die Themen und Ergebnisse der Foren im städ-
tebaulichen Entwurf wieder? Welche waren das? 

Überarbeitung des Entwurfs (Rahmenplan): [10-20 min] 

5. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rahmenplan geklärt 
und festgelegt werden? 

6. Wie hattest Du Dir wie hatten sich die Aktiven in der BürgerInAktion das weitere Vorgehen, nach der 
Erstellung der städtebaulichen Konzepte vorgestellt? (Entwürfe aus dem Gutachterverfahren) 

7. Gab es konkrete Punkte aus den Foren, über die Deiner Meinung nach ein eindeutiger Konsens bestand 
und die bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rahmenplan noch integriert wurden? (Nutzungen, 
Gebäude, Grünflächen, Umweltaspekte, Verkehrsflächen…) Könntest Du sie beschreiben  
[Verweis auf Ergebnis Gutachterverfahren & Differenzen zu Auslobung im Entwurf / Öffentliche Mei-
nung z.B. Neue Kinderklinik] 

8. Wie hast Du die Weiterentwicklung des Entwurfs erlebt? Wie verliefen aus Sicht der BürgerInAktion die 
Abstimmungsprozesse? 

8.1. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen zur Überarbeitung des Entwurfs je-
weils kamen? (SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; zukünftige 
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Investoren ….). 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 

8.2. Zu welchen Themen gab es während des Überarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen 
welchen Interessensgruppen bestehen diese? 

9. Wie haben sich aus Sicht der BürgerInAktion die Einflussmöglichkeiten der Öffentlichkeit auf den Über-
arbeitungsprozess ausgewirkt? (Inhalte und Prozess) 
Wie hast Du den Diskussionsprozess um den Rahmenplan erlebt?  

Entwurf B-Plan: [10-20 min] 

10. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA im B-Plan geklärt und festgelegt werden? 

11. Wie verlief die Übersetzung des Rahmenplans in den B-Plan? 

11.1. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen den Inhalten des B-Plans je-
weils kamen? (SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; zukünftige 
Investoren ….). 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 

11.2. Zu welchen Themen gab es während des Erarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwi-
schen welchen Interessensgruppen bestehen diese? 

[die folgenden nur bei Bedarf: Je nachdem welche Akteure bereits aktiv benannt wurden. Im Inter-
viewverlauf entscheiden, ob nur diese Akteure aufgegriffen werden oder ob eine gezielte Nach-
frage sinnvoll erscheint] 

11.3. Welche Rolle spielen Ansprüche und Beschlüsse der politischen Gremien (Beirat / De-
putation)? 

11.4. Hast Du eine Einschätzung dazu, welche Rolle haben Kriterien der Vermarktung eine 
Rolle bei der Gestaltung des B-Plans gespielt haben?  

11.5. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit der BürgerInAktion mit GEG und SUBV? 

11.6. Wer hat sonst noch auf die Gestaltung des B-Plans Einfluss genommen? 

12. Welche Rolle hat die Öffentlichkeit für die Konkretisierung des B-Plans bisher gespielt? 

13. Was soll Deiner Einschätzung nach auf/nach dem Forum am 26. Februar geschehen? Wie schätzt Du 
das aus Sicht BürgerInAktion ein? 

Allgemeines: [5-15 min] 

14. Wie würdest Du zusammenfassend die Rolle der BürgerInAktion im Prozess beschreiben? 

15. Gibt es -Deiner Meinung nach - Themen, die im Planungsprozess bisher noch zu wenig behandelt wur-
den? 

16. Wie würdest Du dir nach diesen Erfahrungen für zukünftige Planungen die Einbindung der Öffentlich-
keit in den Planungsprozess wünschen? 

17. Gibt es weitere konkrete Erfahrungen, die Du aus diesem Planungsprozess gewonnen hast? 
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Forschungsfrage 1:  

[Akteursperspektiven: Erwartungen der Befragten an Planinhalte, Planungsprozess; Entscheidungsfindungspro-
zesse] 

Welche Ziele verfolgen die Befragten (Person /BürgerInAktion) im Planungs- und Beteiligungsprozess? 

Interviewfragen:  

1. Seit wann verfolgst Du die Entwicklung des Neuen Hulsbergviertels? 
2. Wie war Deine Vorstellung von diesem Beteiligungsverfahren am Anfang? 
5. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rah-menplan geklärt 
und festgelegt werden? 
10. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA im B-Plan geklärt und festgelegt werden? 
14. Wie würdest Du zusammenfassend die Rolle der BürgerInAktion im Prozess beschreiben? 
15. Gibt es -Deiner Meinung nach - Themen, die im Planungsprozess bisher noch zu wenig behandelt wur-
den? 

Forschungsfrage 2: 

[Akteursperspektiven: Selbstdefinitionen; Zuschreibung von Eigenschaften anderer Akteure; Beschreibung Inter-
aktion aus Sicht der Befragten //  Schnittstellen: Wahrnehmung aus Sicht der Befragten, Beschreibung von eige-
nen Handlungsoptionen] 

Welche Akteure wirken auf den Planungsprozess ein? 
Wie sind deren Beziehungen zueinander?  
Welche Themen bringen sie  in den Planungsprozess ein? 

Interviewfragen:  

Akteure: 

• Kannst Du mir die am Planungsprozess beteiligten Akteure benennen? Kannst Du sie  kurz notieren? 
(post-its) 

• Kannst Du die Beziehungen zwischen diesen Akteuren benennen? (Pfeile und post-its) 

7. Gab es konkrete Punkte aus den Foren, über die Deiner Meinung nach ein eindeutiger Konsens bestand 
und die bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rahmenplan noch integriert wurden? (Nutzungen, Ge-
bäude, Grünflächen, Umweltaspekte, Verkehrsflächen…) Könntest Du sie beschreiben  
[Verweis auf Ergebnis Gutachterverfahren & Differenzen zu Auslobung im Entwurf / Öffentliche Meinung 
z.B. Neue Kinderklinik] 
8. Wie hast Du die Weiterentwicklung des Entwurfs erlebt? Wie verliefen aus Sicht der BürgerInAktion die 
Abstimmungsprozesse? 

a. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen zur Überarbeitung des Entwurfs jeweils ka-
men? (SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsena-tor; Lorenzen; zukünftige Investoren ….). 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 
b. Zu welchen Themen gab es während des Überarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen welchen 
Interessensgruppen bestehen diese? 

9. Wie haben sich aus Sicht der BürgerInAktion die Einflussmöglichkeiten der Öffentlichkeit auf den Überar-
beitungsprozess ausgewirkt? (Inhalte und Prozess) 
Wie hast Du den Diskussionsprozess um den Rahmenplan erlebt? 

11. Wie verlief die Übersetzung des Rahmenplans in den B-Plan? 
a. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen den Inhalten des B-Plans jeweils kamen? 

(SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; zukünftige Investoren ….). 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 
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b. Zu welchen Themen gab es während des Erarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen welchen 
Interessensgruppen bestehen diese? 

[die folgenden nur bei Bedarf: Je nachdem welche Akteure bereits aktiv benannt wurden. Im Interview-
verlauf entscheiden, ob nur diese Akteure aufgegriffen werden oder ob eine gezielte Nachfrage sinnvoll 
erscheint] 

c. Welche Rolle spielen Ansprüche und Beschlüsse der politischen Gremien (Beirat / Deputation)? 
d. Hast Du eine Einschätzung dazu, welche Rolle haben Kriterien der Vermarktung eine Rolle bei der 

Gestaltung des B-Plans gespielt haben?  
e. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit der BürgerInAktion mit GEG und SUBV? 
f. Wer hat sonst noch auf die Gestaltung des B-Plans Einfluss genommen? 

12. Welche Rolle hat die Öffentlichkeit für die Konkretisierung des B-Plans bisher gespielt? 
14. Wie würdest Du zusammenfassend die Rolle der BürgerInAktion im Prozess beschreiben? 

 

Forschungsfrage 3: 

[Akteursperspektiven: Erwartungen der Befragten an Planinhalte; Zuschreibung von Eigenschaften des  Plan] 

Welche Erwartungen haben die Befragten an die Planinhalte? (Themen und Maß der Regulierung und Gestal-
tung durch den Plan) 

Interviewfragen:  

3. Kannst Du den Entwurf des Teams Lorenzen kurz beschreiben? 
5. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rahmenplan geklärt 
und festgelegt werden? 
10. Welche Punkte sollten aus Sicht der BIA im B-Plan geklärt und festgelegt werden? 

 

Forschungsfrage 4: 

[Akteursperspektiven: Erwartungen der Befragten an Planungsprozess; Entscheidungsfindungsprozesse; Selbst-
definitionen // Schnittstellen: Wahrnehmung aus Sicht der Befragten, Beschreibung von eigenen Handlungsopti-
onen] ] 

Wie erlebt die BIA den Verlauf des Planungsprozesses? 

Interviewfragen:  

2. Wie war Deine Vorstellung von diesem Beteiligungsverfahren am Anfang?  
6. Wie hattest Du Dir wie hatten sich die Aktiven in der BürgerInAktion das weitere Vorgehen, nach der 
Erstellung der städtebaulichen Konzepte vorgestellt? (Entwürfe aus dem Gutachterverfahren) 
8. Wie hast Du die Weiterentwicklung des Entwurfs erlebt? Wie verliefen aus Sicht der BürgerInAktion die 

Abstimmungsprozesse? 
a. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen zur Überarbeitung des Entwurfs jeweils 

kamen? (SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; zukünftige Investo-
ren ….). 
Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 

b. Zu welchen Themen gab es während des Überarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen wel-
chen Interessensgruppen bestehen diese? 

9. Wie haben sich aus Sicht der BürgerInAktion die Einflussmöglichkeiten der Öffentlichkeit auf den Über-
arbeitungsprozess ausgewirkt? (Inhalte und Prozess) 
Wie hast Du den Diskussionsprozess um den Rahmenplan erlebt? 
11. Wie verlief die Übersetzung des Rahmenplans in den B-Plan? 

a. Ist es für Dich nachvollziehbar woher die Anforderungen den Inhalten des B-Plans jeweils kamen? 
(SUBV, GEG, Gutachten, BIA, Foren, GENO, Finanzsenator; Lorenzen; zukünftige Investoren ….). 
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Wer hat Deinem Eindruck nach, welche Anforderungen gestellt? (wenn möglich) 
b. Zu welchen Themen gab es während des Erarbeitungsprozesses Konflikte? Und zwischen welchen 

Interessensgruppen bestehen diese? 
[die folgenden nur bei Bedarf: Je nachdem welche Akteure bereits aktiv benannt wurden. Im Interview-
verlauf entscheiden, ob nur diese Akteure aufgegriffen werden oder ob eine gezielte Nachfrage sinnvoll 
erscheint] 
c. Welche Rolle spielen Ansprüche und Beschlüsse der politischen Gremien (Beirat / Deputation)? 
d. Hast Du eine Einschätzung dazu, welche Rolle haben Kriterien der Vermarktung eine Rolle bei der 

Gestaltung des B-Plans gespielt haben?  
e. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit der BürgerInAktion mit GEG und SUBV? 
f. Wer hat sonst noch auf die Gestaltung des B-Plans Einfluss genommen? 

12. Welche Rolle hat die Öffentlichkeit für die Konkretisierung des B-Plans bisher gespielt? 
13. Was soll Deiner Einschätzung nach auf/nach dem Forum am 26. Februar geschehen? Wie schätzt Du 
das aus Sicht BürgerInAktion ein? 
14. Wie würdest Du zusammenfassend die Rolle der BürgerInAktion im Prozess beschreiben? 
 

Forschungsfrage 5: 

[Akteursperspektiven: Erwartungen der Befragten an Planungsprozess; Entscheidungsfindungsprozesse; Demo-
kratievorstellung // Schnittstellen: Wahrnehmung aus Sicht der Befragten, Beschreibung von eigenen Hand-
lungsoptionen]] 

Wie sehen die Vorstellungen der BIA zur Einbindung der Öffentlichkeit aus? 

7. Gab es konkrete Punkte aus den Foren, über die Deiner Meinung nach ein eindeutiger Konsens bestand 
und die bei der Überarbeitung des Entwurfs zum Rahmenplan noch integriert wurden? (Nutzungen, Gebäude, 
Grünflächen, Umweltaspekte, Verkehrsflächen…) Könntest Du sie beschreiben  
[Verweis auf Ergebnis Gutachterverfahren & Differenzen zu Auslobung im Entwurf / Öffentliche Meinung z.B. 
Neue Kinderklinik] 
9. Wie haben sich aus Sicht der BürgerInAktion die Einflussmöglichkeiten der Öffentlichkeit auf den Über-
arbeitungsprozess ausgewirkt? (Inhalte und Prozess) 
Wie hast Du den Diskussionsprozess um den Rahmenplan erlebt? 
12. Welche Rolle hat die Öffentlichkeit für die Konkretisierung des B-Plans bisher gespielt? 
13. Was soll Deiner Einschätzung nach auf/nach dem Forum am 26. Februar geschehen? Wie schätzt Du 
das aus Sicht BürgerInAktion ein? 
14. Wie würdest Du zusammenfassend die Rolle der BürgerInAktion im Prozess beschreiben? 
16. Wie würdest Du dir nach diesen Erfahrungen für zukünftige Planungen die Einbindung der Öffentlich-
keit in den Planungsprozess wünschen? 
17. Gibt es weitere konkrete Erfahrungen, die Du aus diesem Planungsprozess gewonnen 
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Anhang B: Weitere Veröffentlichungen 

ARTIKEL 0.1 

WOLFF, A. (2013). WAS BEWIRKT BETEILIGUNG?  NEUES HULSBERGVIERTEL IN BREMEN.  Veröffentlicht 

in: pnd online, 8(2/3), 1–9.  http://archiv.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/dokumente/

2-3_2013/pndlonline_2-3_2013_ebook_neu.pdf
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